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L Abhandlungen. 


Die Kirchenbaulasten für inkorporierte Kirchen im 
Mainzer Erzbistum. | 


Von 


Dr. Paul Wagner in Wiesbaden. 

Die nachfolgende Arbeit ist aus einem Gutachten entstanden, 
in dem die Frage zu prüfen war, ob und aus welchen Vorgängen 
sich eine Rechtsgewohnheit folgern läßt, wonach bei inkorporierten 
Kirchen das inkorporierende Institut außer dem Pfarrhaus nicht 
die ganze Kirche, sondern nur den Chor zu bauen verpflichtet ist. 
Die Frage betraf also die Kultusbaupflicht für inkorporierte Kir- 
chen und war, obgleich ohne räumliche Begrenzung gestellt, doch 
nach der durch den Streitfall gegebenen Sachlage auf die in- 
korporierten Kirchen der Mainzer Erzdiözese zu beschränken. 

So wichtig sie bei dem Umfang des Erzbistums und der 
großen Zahl inkorporierter Kirchen aus wissenschaftlichen, wie 
aus praktischen Gründen erscheint, so fehlte es doch bisher an 
einer eingehenden Behandlung der Materie. Für die Rechtsprechung 
gilt offenbar lediglich das gemeine Recht oder theoretische, aus 
dem Begriff der Inkorporation abgeleitete Folgerungen, die wenig- 
stens im Gebiet der Mainzer Diözese weder jemals praktische 
Anwendung gefunden haben, noch auch nur als Forderungen auf- 
gestellt worden sind. 

Dem konstruierten Recht gegenüber galt es also, die prakti- 


Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XXII. ı. 1 
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sche Handhabung und das darin sich bekundende Gewohnheits- 
recht der Mainzer Erzdiözese zu ermitteln. Inwieweit das letztere 
auch heute noch den Anspruch erheben kann, eine Rechtsnorm 
zu bilden, das zu beurteilen muß sich der Laie versagen; den 
Inhalt des Rechts aber aus den Tatsachen abzuleiten, ist eine 
Aufgabe, deren Lösung auch der Historiker versuchen kann. 
Daß die Untersuchung sich auf einen Diözesanverband er- 
strecken muß, liegt in der Natur der Sache begründet. Die 
Kultusbaulast ist eine kirchliche Angelegenheit, auf deren recht- 
liche Gestaltung die kirchlichen Organisationen maßgebenden Ein- 
fluß hatten. Die hierfür geltenden Normen haben sich in vor- 
reformatorischer Zeit unter dem Einfluß allgemeiner, wie parti- 
kularer kirehenrechtlicher Bestimmungen und unter der Einwirkung 
der kirchlichen Behörden gebildet. Die Bistümer sind also die- 


jenigen Verbände, innerhalb deren das Kirchenbaurecht eine ein- 


heitliche Entwiekelung erfahren konnte und tatsächlich auch er- 
. fahren hat. Allerdings ist diese Entwicklung nicht von Anfang 
an einheitlich verlaufen. Grade die folgende Untersuchung wird 
zeigen, daß die Einheit erst im Lauf der Zeit erreicht worden ist, 
daß in den kirchlichen Unterbezirken wenigstens des Mainzer 
Bistums, den Archidiakonaten, anfänglich verschiedene partikulare 
Rechtsgewohnheiten bestanden, die erst allmählich zugunsten einer 
einzelnen beseitigt wurden. Begreiflicherweise aber kann dieser 
Umstand nicht die Beschränkung der Untersuchung auf ein ein- 
zelnes Archidiakonat rechtfertigen, sie muß sich auf das ganze 
Bistum erstrecken. 

Nun ist die alte Erzdiözese Mainz ihrem Umfang nach außer- 
ordentlich groß und räumlich wenig abgerundet gewesen. Sie 
reichte vom Westen des alten Reichs bis tief in das Herz von 
Deutschland hinein. Begrenzt von den Diözesen Worms im Süden, 
Metz im Südwesten, Trier und Cöln im Westen, Paderborn, 
Hildesheim und Halberstadt im Norden und Nordosten, Naumburg 
und Würzburg im Osten, umfaßte sie auf der linken Rheinseite 
die Gegenden an der mittleren und unteren Nahe, Teile der bai- 
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rischen und hessischen Rheinpfalz, dann auf dem rechten Rhein- 
ufer den Rheingau und das Gebiet des südlichen Taunus, die 
Wetterau, ganz Hessen, das Siegerland, Teile von Thüringen, die 
Gebiete am mittleren und unteren Main und das Land an der 
Bergstraße !. Sie begriff also in sich das heutige Großherzogtum 
Hessen, Teile des heutigen Königreichs Baiern, der preußischen 
Regierungsbezirke Wiesbaden und Cassel, der Provinzen West- 
falen und Sachsen und der thüringischen Fürstentümer. 

Auf diesem ausgedehnten Gebiete waren zahlreiche Kirchen 
vorhanden, von denen einzelne schon in frühen Zeiten des Mittel- 
alters, die meisten aber in den Jahrhunderten nach der Begrün- 
dung des Erzbistums Mainz durch Bonifaz errichtet worden sind. 
Ein großer Teil wurde seit dem 9. Jahrhundert an Stifter und 
Klöster verschenkt und ihnen inkorporiert. 

Nicht auf dieses ganze Gebiet ist die vorliegende Arbeit aus- 
gedehnt worden, sondern nur auf den südlichen und westlieben 
Teil der Erzdiözese d. h. die heutigen rheinhessischen, rhein- 
baierischen und rheinpreußischen Bezirke, ferner die nassauischen 
und oberhessischen Gebiete mit Starkenburg und endlich die unter- 
fränkischen Teile des Erzstifts. Einerseits war für die Zwecke 
des Gutachtens ein umfassenderer Bezirk nicht erforderlich, andrer- 
seits waren die kurhessischen, sächsischen und thüringischen Teile 
durch den Uebergang zur Reformation seit der Mitte des 16. Jahr- 
hunderts der Mainzer Jurisdiktion entzogen und dem Einfluß der 
Territorialherrsehaften unterworfen, so daß eine sehr verschieden- 
artire Einwirkung die bisherige Entwicklung störte, was aller- 
dings teilweise auch auf den hier behandelten Bezirk der Mainzer 
Erzdiözese zutrifft. 

Die Untersuchung erstreckt sich nur auf das Archidiakonat 
des Dompropstes, die Archidiakonate S. Mariae in campis, $. Vik- 


!K. Kretschmar, Historische Geographie von Mitteleuropa, Berlin, 
1904, S. 412—413. Für den südwestlichen Teil der Erzdiözese vergleiche man 
auch die Karte von Fabricius: Kirchliche Organisation der heutigen 
Rheinprovinz um das Jahr 1450 im Geschichtlichen Atlas der Rheinprovinz. 

1 * 


4 Abhandlungen. 


tor, S. Moritz, S. Peter, S. Mariae ad gradus und S. Peter und 
Alexander in Aschaffenburg. 

Für diese Teile liegt wertvolles Quellenmaterial, insbesondere 
zahlreiche Inkorporationsurkunden in Würdtweins bekanntem 
Werke, der „Dioecesis Moguntina in archidiaconatus 
distincta“, Mannheim 1768—77, vor. Aber freilich genügt das- 
selbe keineswegs, denn es enthält nichts weniger als eine voll- 
ständige Sammlung der kirchlichen Urkunden der Mainzer Erz- 
diözese, es bietet vielmehr nur Material, das mehr oder weniger 
zufällig dem Herausgeber bekannt geworden ist, und reicht nicht 
wesentlich über das 15. Jahrhundert hinaus. 

Auch die übrigen in älterer und neuerer Zeit erschienenen 
Urkundenwerke, die das umschriebene Gebiet betreffen, müssen 
daher benutzt werden, so um nur einige zu nennen, Joannis 
Rerum Moguntinarum Vol. I—IlI, Frankfurt 1722, ferner der 
Codex diplomaticus des V. F.v. Guden, Vol. I-V, 
Göttingen, 1743—1768, die Subsidia diplomatica ad selecta juris 


ecclesiastiei Germaniae des S. N. Würdtwein, Heidelberg, : 


Frankfurt und Leipzig, 1772—80, die Nova subsidia diplomatiea 
desselben Würdtwein, Heidelberg 1781—92, das Mittelrheinische, 
Nassauische, Frankfurter Urkundenbuch, das Urkundenbuch der 
Herren von Hanau, die erst neuerdings herausgegebenen Quellen 
zur Geschichte der Sendgerichte. In den Regesten der Mainzer 
Erzbischöfe von C. Will und der im Erscheinen begriffenen, von 
Vogt und Vigesser bearbeiteten Fortsetzung findet man er- 
wünschte Hinweise auf das Urkundenmaterial der älteren Zeit. 
Allein alle diese Werke bieten doch nur ältere Schenkungs- 
und Inkorporationsurkunden bis zum 15. Jahrhundert. Zur Ge- 
schichte des kirchlichen Bauwesens enthalten sie verhältnismäßig 
wenig Material. Will man die Entwickelung dieses Gegenstandes 
genauer verfolgen, so bleibt nur übrig, die in den Archiven ruhen- 
den Urkunden und Akten zu durchforschen. In Betracht kommen 
dabei hauptsächlich das Kreisarchiv in Würzburg, das die Akten 
der Behörden des Mainzer Kurstaates, namentlich der Regierung 
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und des Generalvikariats, sowie Urkunden der Klöster des Erz- 
stifts vom Jahre 1400 an enthält, während sich die älteren Ur- 
kunden der Mainzer Klöster zu einem großen Teile bekanntlich 
im Reichsarchiv zu München befinden. Weiter war zu berück- 
sichtigen das Haus- und Staatsarchiv in Darmstadt, das manche 
wertvollen Bestände an Akten und Urkunden der Mainzer Klöster 
aus späterer Zeit und Akten landgräflich hessischer Behörden be- 
sitzt, das Staatsarchiv ın Wiesbaden, das neben Akten und Ur- 
kunden der Mainzer Klöster auch die Akten derjenigen Territorial- 
herrschaften im Gebiet des heutigen Regierungsbezirks Wiesbaden 
verwahrt, die entweder kurmainzisch waren oder doch kirchlich 
zur Erzdiözese gehörten. Das Staatsarchiv in Coblenz bot wenig, 
dagegen befinden sich im Frankfurter Stadtarchiv Archivalien der 
ehemaligen Frankfurter Stifte, die von einigem Interesse sind. 
In das bischöfliche Archiv zu Limburg ist nichts gelangt, was für 
die vorliegende Untersuchung von Belang ist. 

Vielleicht daß sieh in manchen Pfarrarchiven wertvolles Ma- 
terial verbirgt; doch würde ein Abschluß für die Untersuchung 
nieht zu erreichen gewesen sein, wenn auch dieses noch heran- 
gezogen werden sollte. So sicher es ohne Zweifel ist, daß hier- 
durch die Baugeschiehte einzelner Kirchen und die lokale Ent- 
wickelung der Baulasten genauer klargestellt werden kann, 
ebenso sicher ist, daß das Gesamtergebnis der Untersuchung, die 
sich auf das in den zuvor genannten Archiven und in den ge- 
druckten Quellen enthaltene Material stützt, dadurch kaum be- 
einflußt werden kann. Es würde dies auch dann nicht der Fall 
sein, wenn aus diesen Archiven noch Material zum Vorschein 
käme, das hier nicht berücksichtigt worden ist. Daß eine alles 
erschöpfende Durchsicht nicht vorgenommen werden konnte, be- 
greift sich leicht bei der großen Zahl der inkorporierten Kirchen 
und der dadurch bedingten Masse des Aktenmaterials einerseits, 
sowie bei der Schwierigkeit andrerseits, alle in Betracht kommen- 
den Urkunden und Akten zu ermitteln. Es mag daher ausdrück- 
lich festgestellt werden, daß für die Zwecke dieser Untersuchung 
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keineswegs alle inkorporierten Kirchen des oben näher umschrie- 
benen Teiles der Mainzer Erzdiözese berücksichtigt worden sind, 
und daß von den wirklich berücksichtigten das etwa vorhandene 
archivalische Material nicht vollständig eingesehen worden ist. 

In der Literatur ist die Frage der Baulast bei inkorporierten 
Kirchen in der Mainzer Erzdiözese auf einer das Quellenmaterial 
ausgiebig berücksichtigenden historischen Grundlage noch nicht 
erörtert worden. Die älteren Kanonisten, wie Vitus Pichler! 
Caspar Barthel? Joh. Michael Martinengo, F. 
A. Dürr‘, Joh. R. Will, erörtern zwar die Frage der kirch- 
lichen Baulasten und streifen auch das in der Mainzer Diözese 
hierfür geltende Recht, berücksichtigen aber die durch die In- 
korporation geschaffene Rechtslage nicht. Völlig fern aber lag 
es ihnen, auf die geschichtliche Entwickelung der Baulasten bei 
einzelnen Kirchen näher einzugehen. . 

In neuerer Zeit ist verschiedentlich das Kultusbaurecht sowohl 
für sich, wie im Rahmen des allgemeinen Kirehenrechts behandelt 
worden. Es hat sich bei den Untersuchungen namentlich um die 
Frage der primären Baupflicht gehandelt. 


Daneben haben ältere, wie neuere Kanonisten ebenso gründ- 


lich, wie geistvoll das Institut der Inkorporation untersucht, so, 
von älteren abgesehen, Foesser°, vor allem aber P. Hin- 
sehius in seinem Aufsatz: „Zur Geschichte der Inkorporation 


! Jus canonicum, Lib. III tit. 48. 

?2 Annotationes ad universum jus canonicum compilatae in collegiis 
privatis, Coloniae et Francofurti 1757. 

3 Dissertatio inauguralis juridico-canonica de eo, quod justum est circa 
onus reficiendi aedificia ecclesiastica in genere et in specie in Franconia, 
Würzburg 1781 (vgl. Schneidt, Thesaurus juris Franconici. Sect. III op. 
43 Würzburg 1788). 

* Dissertatio de parocho & perceptione decimarum novalium in Ger- 
mania excluso, Mainz 1764. 

5 Dissertatio de differentia decimarum ecclesiasticarum et saecularium 
praecipue quoad onus reparandi ecclesias. 

° De unione speciatim de incorporatione beneficiorum im Archiv für 
katholisches Kirchenrecht, 21. Bd. (N. F. 15. Bd.) S. 353. 


£. 
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und des Patronatsrechts“ !, und in seinem „Kirchenrecht der Katho- 
liken und Protestanten in Deutschland“ (Bd. II, S. 436 ff.), das, 
soweit ich sehe, die Grundlage geblieben ist, auf die sich alle 
späteren kirchenrechtlichen Darstellungen bei der Lehre von der 
Inkorporation stützen. 

In allen diesen Werken mußte selbstverständlich auch die 
Wirkung der Inkorporation auf die Kultusbaulasten besprochen 
werden, aber es ist dies von einem rechtlich-theoretischen Stand- 
punkt geschehen, während die tatsächlichen Verhältnisse, wie sie 
sich in den einzelnen Diözesen und bei den einzelnen Kirchen 
herausgebildet hatten, und die Rechtsgewohnheiten darin kaum 
berücksichtigt worden sind. 

Auf Grund der allgemeinen Darstellungen hat man dann aller- 
dings die Rechtsverhältnisse in einzelnen Gebieten untersucht; so 
z.B. P.G. Schmitt, der diese Arbeit für Franken geleistet 
hat. Sein Werk „Die Kultus - Baulast mit besonderer Berück- 
sichtigung des Partikularrechts in Franken‘, das theoretisch voll- 
ständig auf Hinschius’ Kirchenrecht fußt, und dessen Ausführung 
oft wörtlich wiederholt, berührt auch die Verhältnisse der Mainzer 
Erzdiözese, ohne daß er freilich für diese tiefere Studien gemacht 
hätte. 

Erst in jüngster Zeit ist eine Arbeit erschienen, die sich aus- 
schließlich mit dem Mainzer Partikularrecht bezüglich der kirch- 
lichen Baupflicht beschäftigt. Es ist die des Pfarrers D. Dr. phil. 
Dr. jur. A. Amrhein „Kultusbaurecht und Kultusbauverhält- 
nisse im Gebiet des Mainzer Landrechts“, Würzburg 1910. Der 
Verfasser geht darin von der Ansicht aus, daß für die Beurteilung 
lokaler Rechtsverhältnisse die Kenntnis des gemeinen Rechts d:h. 
der Bestimmungen des kanonischen Rechts und des Tridentiner 
Konzils (Sess. 21 cap. 7 de reform.) nicht genügt; er meint: „es 
muß hier erforscht werden, welchen Entwickelungsgang das 
Partikularrecht gemacht hat, dessen Festsetzungen für die lokalen 


ı Festgaben für A. W. Heffter, Berlin 1873. 
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Verhältnisse maßgebend geworden sind, lange bevor von einem 
allgemeinen Rechte die Rede sein kann!“. Er bestreitet dem- 
nach die Anwendung des gemeinen Rechts für einen einzelnen 
Rechtsfall innerhalb der Mainzer Erzdiözese und behauptet, daß 
allein nach dem Partikularrecht zu entscheiden ist. Seine Auf- 
gabe sieht er darin, dieses Mainzer Partikularrecht in Bezug auf 
die Kultusbaulasten zu ermitteln. Insofern ist seine Arbeit wesent- 
lich historischer Natur und berührt sieh mit der hier behandelten 
Frage in wesentlichen Punkten. Auch Amrhein ist genötigt, 
auf die durch die Inkorporation geschaffene Rechtslage näher ein- 
zugehen und die in der Mainzer Erzdiözese geltenden Rechts- 
normen auf Grund der Urkunden zu ermitteln. Er hat dafür auch 
archivalisches Material herbeigezogen, aber freilich — und das ist 
ohne Zweifel ein erheblicher Mangel seiner lehrreichen Schrift — 
nur in sehr beschränktem Umfange. Im wesentlichen benutzt er 
nur einige der im Würzburger Kreisarchiv aufbewahrten Mainzer 
Jurisdiktionalbücher, insbesondere das 1676 angelegte Jurisdiktio- 
nalbuch Nr. 33 (Mainzer Kirchen- und Pfarrbuch), das, in der 
Mainzer Regierungskanzlei entstanden und nach einem einheit- 
lichen Schema verfaßt, eine Zusammenstellung von Angaben über 
die Kirchen in den Aemtern des Kurstaates Mainz enthält. Es 
fehlen darin also die Angaben über alle Kirchen, die nicht zum 
Kurstaate, wohl aber zur Diözese gehörten. Könnte man aber 
auch davon absehen, das Mainzer Partikularrecht aus dem Quellen- 
material über sämtliche Kirchen der alten Erzdiözese zu er- 
mitteln, so ist es doch bedenklich, daß die Angaben in dem 
Mainzer Jurisdiktionalbuch, die auf die Berichte der weltlichen 
Ortsbehörden zurückgehen und diesen meist wörtlich entnommen 
sind, nicht selten mit den tatsächlichen Verhältnissen im Wider- 
spruch stehen, soweit sich diese aus anderen Quellen, insbesondere 
den Akten, ergeben. Leidet darunter namentlich der zweite Teil 
der Amrheinschen Schrift, in dem er die Kultusbauverhältnisse 
einzelner Kirchen zusammenstellt, so baut sich doch auch seine 


ı Amrheina.a. O.S. 12. 
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ım ersten Teil enthaltene allgemeine Darstellung des Mainzer 
Partikularrechts auf einem allzu beschränkten Quellenmateriale 
auf, ein Mangel, der seine Darstellung sehr unvollständig er- 
scheinen läßt und den Einblick in die Entwicklung der Dinge 
außerordentlich beeinträchtigt. Dazu kommt, daß es der Ver- 
fasser unterläßt, auf die gemeinrechtliche Theorie hinsichtlich der 
Inkorporation und ihrer Wirkung auf die Kultusbaulast einzu- 
gehen, geschweige sich mit ihr auseinanderzusetzen, so daß man 
fast den Eindruck gewinnt, als ob ihm Arbeiten wie die von 
Foesser, Hinschius, Vering und Friedberg u. a. unbekannt ge- 
blieben sind. Gleichwohl aber gebührt Amrhein das Verdienst, 
zum ersten Male die Grundsätze des in der Mainzer Diözese gel- 
tenden Kultusbaurechts aus den Quellen ausführlicher entwickelt 
und ihre Bedeutung für die Rechtsprechung dargestellt zu haben. 

Schließlich sei hier noch eine allgemeine Betrachtung voraus- 
geschickt. 

Die Untersuchung hat es mit der Ermittelung einer Rechts- 
gewohnheit zu tun. Sie wäre einfach, wenn in diesem Falle die 
Rechtsgewohnheit von Anfang an vorhanden gewesen und immer 
schematisch zur Anwendung gekommen wäre. Indessen liegt es 
im Wesen der Gewohnheit, daß sie sich erst allmählich bildet und 
eine Entwickelung durchzumachen hat. Es wird also Zeiten geben, 
in denen sie vielleicht überhaupt noch nicht bestanden hat, und 
andere, in denen ihre Bildung wahrnehmbar wird, bis sie sich 
allmählich allgemeine Anerkennung geschaffen hat. 

Dazu kommt ein anderes. Rechtsgewohnheiten entwickeln 
sich aus dem Leben, nicht aus einer Theorie heraus. Das Leben 
aber ist außerordentlich vielgestaltig. Die örtlichen Verhältnisse 
können daher sehr verschieden sein, und wenn sie es nicht von 
Anfang an gewesen sind, so werden sie es im Lauf der Jahr- 
hunderte. Mit Jahrhunderten aber haben wir es bei der Bildung 
einer Rechtsgewohnheit, wie der hier in Frage stehenden, zu tun, 
Jahrhunderten, in denen die politischen und kirchlichen Verhält- 
nisse innerhalb eines so großen Bezirks, wie der es war, über den 
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sich die geistliche Gewalt des Mainzer Erzbischofs erstreckte, den 
allergrößten Veränderungen ausgesetzt gewesen sind. Daß der- 
artige Veränderungen die Ausübung der Rechtsgewohnheit in ein- 
zelnen Fällen zu beeinflussen und auf ihre Entwickelung fördernd 
oder hemmend einzuwirken imstande waren, kann nicht dem 
geringsten Zweifel unterliegen. Nur zu natürlich ist es z. B., daß 
die Behörden des Kurstaates Mainz, insbesondere die kirchlichen, 
zu der Frage, wer die Baulasten bei einer einem geistlichen Stift 
inkorporierten Kirche zu tragen hat, eine andere Stellung unter 
Umständen einnehmen konnten, wie etwa der evangelische Graf 
von Nassau und sein Konsistorium, wenn es sich um eine auf 
nassauischem Gebiet gelegene evangelische Kirche handelte, die 
einem kurmainzischen Kloster angehörte. Und wieder anders 
konnten sich die Verhältnisse gestalten, wenn eine evangelisch 
gewordene Kirche einem Kloster angehört hatte, das schon in der 
Reformationszeit aufgehoben, dessen Rechtsnachfolger dann der 
Landesherr oder eine Stiftung geworden war. Leicht begreift es 
sich, daß in solchen Fällen — und sie kommen öfters vor — die 
Ausübung der Rechtsgewohnheit gestört werden, die Rechts- 
gewohnheit bei dieser Kirche selbst eine Veränderung erleiden 
konnte. Die Rechtsprechung vermochte auf die Durchführung und 
einheitliche Gestaltung wenig einzuwirken, nicht bloß weil die 
das Recht sprechenden Instanzen sehr verschiedene waren, sondern 
weil Streitigkeiten in den seltensten Fällen zur richterlichen Ent- 
scheidung kamen, vielmehr im Verwaltungswege oder durch Ver- 
gleich erledigt wurden. Kam es aber zu einem Prozeß und er- 
folgte ein Erkenntnis, so wurde von der unterliegenden Partei 
Berufung eingelegt, und zwar wenn der Fall darnach angetan war, 
an einen Gerichtshof bei der Kurie in Rom. Hier blieb die Sache 
entweder liegen, oder sie wurde nach gemeinem kanonischem 
Rechte entschieden. Zu einer gleichmäßigen Anerkenntnis des 
Gewohnheitsrechtes konnte es daher nicht kommen. 

Unter diesen Umständen wird man von vornherein nicht 
darauf rechnen können, daß bei allen inkorporierten Kirchen der 
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Mainzer Diözese immer und in jedem Falle eine Rechtsgewohnheit 
in der gleichen Weise zur Ausübung gelangt ist. Die Viel- 
gestaltigkeit der Verhältnisse kann auch Abweichungen herbei- 
geführt haben. Die Rechtsgewohnheit selbst wird aber durch 
solche Ausnahmen keineswegs in Frage gestellt oder ausgeschlossen. 

Im Folgenden soll in einem allgemeinen Teile zusammen- 
hängend erörtert werden, was sich über die Bildung einer Gewohn- 
heit in der Mainzer Erzdiözese ermitteln ließ. Es wird schon 
dabei auf einzelne Vorgänge einzugehen sein, in denen die Ge- 
wohnheit praktisch geworden is. Da ich indessen auf diese 
Weise gezwungen bin, die Vorgänge bei den einzelnen Kirchen 
aus ihrem Zusammenhange herauszureißen, um sie. allgemeinen 
Gesichtspunkten unterzuordnen, so soll, um ein selbständiges, ob- 
jektives Urteil über die Gestaltung der Baulasten zu ermöglichen, 
weiter die Entwickelung wenigstens bei einer größeren Anzahl 
einzelner Kirchen, für die ich ein etwas reichlicheres Quellen- 
material ermitteln konnte, noch besonders dargestellt werden. 
Diese Zusammenstellung wird demnach eine zwar nicht erschöpfende, 
aber doch immerhin umfassende Uebersicht über die praktische 
Uebung der Rechtsgewohnheit und etwaige Abweichungen dar- 


bieten. 


I. Teıl. 


Die Baulasten bei inkorporierten Kirchen in der Mainzer 
Erzdiözese im allgemeinen. 


1. Die gemeinrechtliche Theorie. 


Inkorporation bezeichnet eine seit dem 9. Jahrhundert be- 
kannte Verbindung von Kirchen und geistlichen Benefizien mit 
Klöstern bezw. Stiften. Sie erstreckte sich in der frühesten Zeit 
nur auf das Vermögen und dıe Einkünfte einer Kirche, die da- 
durch in das Eigentum der Inkorporierenden übergingen. In einer 
späteren Eintwickelung konnte sie sich sowohl auf das Vermögen, 
wie auch zugleich auf das geistliche Amt der Kirche erstrecken, 
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so daß das Kloster oder Stift Pfarrer der betreffenden Kirche 
wurde. In beiden Fällen lag die Ausübung der Seelsorge einem 
Geistlichen ob, den das Kloster als seinen Stellvertreter (vicarius) 
ernannte. Die rechtliche Stellung desselben war verschieden je 
nach der Art der stattgehabten Inkorporation (incorporatio minus 
plena, incorporatio plena, plenissima)!. Aus dem Erwerb des Ver- 
mögens und der sonstigen Einkünfte folgt nach gemeinrechtlicher 
Lehre die Verpflichtung, den Unterhalt des Geistlichen und die 
kirchlichen Bedürfnisse zu bestreiten, sowie die auf dem Pfarr- 
vermögen ruhenden Lasten, darunter die Baulast zu tragen?. Nach 
der Auslegung älterer und neuerer Kirchenrechtslehrer erstreckt 
sich die letztere Verpflichtung primär auf die gesamte Baulast, 
also nicht nur auf die Unterhaltung der kirchlichen Gebäude 
(Kirche, Pfarrhaus und Nebengebäude), sondern auch auf den 
Neubau, den Erweiterungsbau und den Bau mehrerer Kirchen, 
sofern die vorhandene alte Pfarrkirche für die Bedürfnisse der 
Gemeinde nicht mehr ausreicht °. 

Sehen wir nun zu, wie sich dieser gemeinrechtlichen Lehre 
gegenüber die Verpflichtung zum Kultusbau in der Erzdiözese 
Mainz praktisch gestaltet hat. 


2. Die Inkorporation in der Mainzer Erzdiözese. 


Eine Verbindung von Kirchen mit Klöstern oder Stiften 
kommt auch in der Mainzer Diözese schon früh vor. Sie erfolgte 
auf dem Wege der Schenkung. So gab König Ludwig der 
Deutsche die Kirchen zu Oberursel, Schwanheim und Bischofs- 
heim nebst mehreren anderen der Salvatorkapelle in Frankfurt a. M., 
dem späteren Bartholomäusstift, und von seinen Söhnen bestätig- 

! Hinschius, Kirchenrecht, II 436 ff. 

® R. Foesser, De unione speciatim de incorporatione beneficiorum 
(Archiv für kath. Kirchenrecht Bd. 21. (N. F. Bd. 15, S. 403). Hinschius 
a. a. OÖ. S. 450. 

: P. G. Schmitt, Die Kultusbaulast mit besonderer Berücksichtigung 
der Partikularrechte in Franken, S. 325 ff. Niedner, Gutachten betr. die 


Verpflichtung des preuß. Staatsfiskus zur Unterhaltung des Kirchensystems 
in der Kirchengemeinde Biebrich S. 33 ff. 
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ten diese Schenkung Ludwig der Jüngere im Jahre 880 und Karl 
der Dicke 8821. Die Kirche in Eltville mit ihrem großen Pfarr- 
bezirk, in dem sich später mehrere selbständige Pfarreien aus 
Filialen der Mutterkirche entwickelten, gelangte im 10. Jahrhun- 
dert durch eine Schenkung des Erzbischofs Friedrich (zwischen 
927 und 954) an das St. Petersstift in Mainz ?. Erzbischof Wille- 
gis schenkte ebenfalls im 10. Jahrbundert die Kirchen zu Münster- 
liederbach bei Höchst und zu Schlossborn an das Mainzer Stephans- 
stift, die Kirche in Sobernheim an das Kloster Disibodenberg an 
der Nahe?. Die Kirche in Mosbach wurde zwischen 1047 und 
1066 vom Erzbischof Eberhard von Trier, in dessen Besitz sie 
auf einem uns nicht bekannten Wege gekommen war, an das Stift 
S. Simeon in Trier geschenkt‘. 

Vom 12. bis zum 15. Jahrhundert wurden diese Schenkungen 
immer zahlreicher, sodaß ein großer Teil der Pfarrkirchen des 
Erzstifts sich in den Händen der Klöster befand. 

Zugleich machte die Inkorporation auch hier vom 9.—13. 
Jahrhundert die Entwickelung durch, die allgemein dafür festge- 
stellt ist; auch hier bildeten sich jene Formen aus, die wir ander- 
wärts dafür finden, und die man als die incorporatio minus plena, 
plena und plenissima bezeichnet °. 

Die Vornahme der Inkorporation stand dem Papst oder dem 
Erzbischof zu, die Schenkung ging von dem Eigentümer der Kirche 
aus, sei es nun daß dieser der König, der Erzbischof oder ein 
Grundherr war. 

In den frühesten Zeiten wurden die Kirchen öfters mit einer 
bestimmten Würde im Kloster, namentlich der Propstei, vereinigt. 
Die Pröpste erhielten dann das Patronat nebst den Kirchenein- 


! Böhmer-Lau, Frankfurter Urkundenbuch IN. 7. 8. 

? Sauer, Codex diplomaticus Nassoicus I N. 127. 

® Sauer a. a. O. N. 117.240. Beyer, Mittelrheinisches Urkundenbuch 
I Nr. 552. 

* Mittelrheinisches Urkundenbuch I Nr. 383. 

5 Hinschius, Kirchenrecht, II 441-446. 
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künften. Später schenkten sie die Kirehen ihren Kapiteln. 

Der Grund zu den Schenkungen war in zahllosen Fällen — 
abgesehen von dem Streben der Klöster, ihre Einkünfte zu meh- 
ren? — der Wunsch des Schenkers, die bedrängten finanziellen 
Verhältnisse des Klosters aufzubessern. Sehr beweglich wird zu- 
weilen die herrschende Not geschildert, so wenn 1213 Erzbischof 
Siegfried von Mainz die Inkorporation der Kirchen in Seilfurt, 
Bodenheim, Ebersheim, Sarmsheim und Budesheim in das 8. Al- 
banstift mit dem Umstande begründet, daß das einst überaus 
reiche Stift nunmehr in so klägliche Verhältnisse gekommen sei, 
daß die Klosterbrüder kaum ihre Blöße deeken könnten, daß sie 
täglich vom Hunger gepeinigt würden und zur Schande ihres 
Ordens ihr Haus zu verlassen gezwungen seien?. 

Sehr oft ist davon die Rede, daß dem Mangel im Kloster 
abgeholfen, die Präbenden der Mönche gebessert werden sollen. 
Manchmal wird als Grund der Wunsch des Schenkers bezw. des 
Inkorporierenden angegeben, dem Kloster die Pflichten der Armen- 
pflege und Gastfreiheit zu erleichtern‘. In anderen Fällen soll 
es für erlittene Verluste eine Entschädigung erhalten?. Seltener 
wird daneben noch ein anderes Motiv genannt, etwa daß die In- 
korporation erfolgt, um dem Kloster bezw. Stift eine besondere 
Ehre zu erweisen, oder damit der inkorporierende Erzbischof sich 
ein Jahrgedächtnis, eine Memorie, im Kloster stiftet®. Jedenfalls 

ı S. Beispiele im II. Teile. 

2 8. Teil II Mosbach-Biebrich. 

® Joannes, Rer. Mogunt. II 757. 

* (1326 Wicker und Wehrheim) ... ut hospitalitati aliisque pietatis 
operibus ..... melius possitis intendere. Eb. Mathias für das Stift in Diez. 
Sauer, Cod. dipl. Nass. I 1824. 

5 (1350, Kloppenheim) ..... in recompensam gravium damnorum, que 
idem abbas et conventus propter devotam obedienciam sedi apostolice ac 


nobis . ... multipliciter sustinuerunt. Eb. Gerhard für Kl. Bleidenstadt. St. 
Archiv Wiesbaden. 

° (1297, Oberursel)... Ut vobis nostre obvencionis auxilium et beato 
Bartholomeo ecclesie vestre patruno honorem et reverenciam impendamus 
et ut ob hoc etiam apud vos perpetuo nostri memoria habeatur... Propst 
Emercho für das Stift S. Bartholomaei in Frankfurt. Sauer, C.d. N. 11225. 
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ergibt sich, daß die Inkorporation darauf berechnet war, dem 
Kloster oder Stift Vermögensvorteile zuzuwenden. 

Diese Vorteile bestanden darın, daß die Einkünfte der in- 
korporierten Kirche und ihr Vermögen an das Kloster über- 
gingen. 

Der wertvollste und wichtigste Bestandteil des Kirchenein- 
kommens aber waren die Zehnten, der große Fruchtzehnte, der 
Weinzehnte und die kleinen Zehnten (decima minuta), wie der 
Gemüse-, Obst- und der Viehzehnte. Weitere Bestandteile bildeten 
die Opfergaben (oblationes, obventiones), Stiftungen, Renten aus 
Grund- und Kapitalbesitz. Zum Vermögen gehörte außerdem die 
dos, das Pfarrland (Aecker, Wiesen, Weinberge, Gärten) und das 
Pfarrhaus mit den dazu gehörigen Wirtschaftsgebäuden, Scheuern, 
Ställen. Dieser ganze Bestand fiel dem inkorporierenden Kloster 
zu, auch die dos!. Der Besitz konnte nicht immer sofort ange- 
treten werden, sondern erst dann, wenn die Kirche, sei es durch 
den Tod oder durch den Verzicht des Pfarrers, der sich zur Zeit 
der Inkorporation im Genuß der Pfarreinkünfte befand, erledigt 
war. Zahlreiche Urkunden enthalten diese Bestimmung. 

Ging durch die Inkorporation das gesamte Kirchenvermögen 
an das inkorporierende Kloster über, so ist neuerdings behauptet 
worden, daß sich infolge hiervon ein eigentliches Vermögen der 
Pfarrkirche als solches ausschied . Mag dies nicht überall und 

ı (1276 Bodenheim) . . . item dos ecelesiae, sive in agris, vineis vel 
pratis, domibus seu quibuscunque fundis consistat, ad abbatem (von S. Alban) 
integro pertinebit et ipse abbas de ipsa dote ordinabit pro suo arbitrio et 
voluntate. Simon, Propst von $. Victor, für das St. Albanstift. Würdtwein, 
Dioec. Mog. 1 417. 

(1297, Oberursel) .... parrochialem ecclesiam in monte Ursele.... 
cum omnibus proventibus, redditibus, censibus, decimis, obventionibus ac 
aliis suis juribus et pertinentiis universis .... unimus, incorporamus ... 
Eb. Gerhard II für das Stift S. Bartholomaei in Frankfurt. Sauer, C. d. 
N. I 1227. 

(1326, Wicker) ... dantes potestatem, fructus et obventiones et jura 
ecclesie cum pertinentiis habendi. Eb. Mathias für Stift Diez; Sauer a.a.0. 


1 1824. 
2 A. Amrhein, Kultusbaurecht, S. 40. 
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nicht sofort der Fall gewesen sein, so hat die Inkorporation jeden- 
falls die Bildung eines solchen eigenen Vermögens nicht verhin- 
dert. Denn nicht nur besitzen in späteren Jahrhunderten diese 
tatsächlich Vermögen, sondern man findet auch bereits früh, so- 
gar bald nach der Inkorporation Eigentum der Kirche oder Ein- 
nahmen der Kirchenkasse erwähnt. So ist z. B. bei der dem 
Stift S. Alban ın Mainz inkorporierten Kirehe in Bodenheim, 
worauf Amrhein aufmerksam machte, bereits 1276 gelegentlich 
der Festsetzung des Pfarrgehaltes davon die Rede, daß gewisse 
Zinsäcker bei Nichtzahlung des Zinzes „in jus et dominium ec- 
clesiae“* übergehen sollen!. Ferner besaß die 1297 inkorporierte 
Kirche in Oberursel im Jahre 1351 eine Kirchenfabrik mit eige- 
nen Einnahmen ?. Ebenso hatte die 1324 dem Kloster Ruperts- 
berg inkorporierte Kirche in Friedberg in der Wetterau 1429 eine 
Fabrik mit eigenen Einnahmen. 

Auch für die Mainzer Diözese gilt, was für die Inkorpora- 
tion allgemein erwähnt wurde, daß sich die Verbindung der Kirche 
mit dem Kloster entweder nur auf die Temporalien oder auf Tem- 
poralien und Spiritualien erstreckte, d.h. also auch auf das geist- 
liche Amt, sodaß in letzterem Falle der eigentliche Pfarrer (Pastor) 
das Kloster war (incorporatio plena). Es setzte dann als seinen 
Stellvertreter zur Ausübung der Seelsorge in der Pfarrei einen 
geeigneten Geistlichen (sacerdos idoneus, plebanus), und zwar, 
wenn ihm dies ausdrücklich in der Inkorporationsurkunde be- 
willigt wurde, einen seiner Ordensbrüder, sonst einen Weltgeist- 
lichen ein. 

Auch wenn ein geistliches Institut nur die Temporalien er- 
hielt, ernannte es den Pfarrer zum vicarius perpetuus, der alsdann 


! Würdtwein, Dioec. Mog. I 417. 

?2 Hi sunt redditus perpetui vicarie in Ursule... Item tercio anno 

nichil plebano et fabrice simul ville Ursele prediete de agris Hartmudi 

dieti Rode sitis in terminis Caldebach .. (Würdtwein, Dioec. Mog. II 49). 
3 Anno domini 1429 recepta fabrice: et primo coram imagine recepta 

de vestimentis et pulsis. Rechnung der Kirche zu Friedberg von 1429 im 

Haus- und Staatsarchiv zu Darmstadt. 
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von dem zuständigen Archidiakon das geistliche Amt erhielt und 
damit eine selbständigere Stellung einnahm, als wenn das Kloster 
selbst Pfarrer, und der Stellvertreter nach dem Belieben des 
Klosters absetzbar war !. 

Der Uebergang des Kirchenvermögens an den Inkorporator 
war indessen für diesen nicht lastenfrei. Das Kloster hatte zu- 
nächst den Unterhalt des vicarius oder plebanus aus den Ein- 
künften der Kirche zu bestreiten. Fast jede Inkorporationsurkunde 
macht die Aussetzung eines Pfarreinkommens dem Inkorporator 
zur Pflicht. Das Einkommen des Geistlichen aber muß so aus- 
kömmlich bemessen sein, daß er davon ein anständiges Leben 
führen und alle ihm und der Kirche obliegenden Verpflichtungen 
erfüllen kann (porcio congrua). Als solche werden in den Ur- 
kunden fast regelmäßig hervorgehoben die an den Papst, den Bi- 
schof und den Archidiakon zu entrichtenden Abgaben und Steuern, 
ferner die Ausübung der Gastlichkeit (Armenpflege) °. 


ı (1336, Praunheim) ... . personam ydoneam pro perpetuo vicario... 
locı archidiacono presentetis. Eb. Balduin für Stift S. Leonhard in Frank- 
furt. Reimer, Hanauer Urkundenbuch II 466. 

(1397, Biebrich) .... liceat... .. ipsamque parrochialem ecclesiam per 
ydoneum presbiterum ad nutum ipsorum capituli amovibilem deserviri facere 
diocesani loci aut alterius cujuscunque licentia seu censensu super hoc 
minime requisitis. Papst Bonifaz IX. für das S. Simeonsstift in Trier. 
Niedner, Urkunden betreffend die Inkorporation des ecclesia von Mos- 
bach S. 5. | 

(1387, Frankfurt) ..... liceat eisdem decano et capitulo..... vicariam 
ipsius parrochialis ecclesie sancti Bartholomei seu ecclesiam ipsam parro- 
chialem sive plebanatum per unum ex canonicis ejusdem ecclesie ad nutum 
eorum ponendum et removendum, qui curam animarum dilectorum filiorum 
parrochianorum ipsius ecclesiae gerat, regi et gubernare facere diocesani 
locı aut alicujus licencia super hoc minime requisitaa Würdtwein, 
Dioecesis Moguntina II S. 499. 

?2 (1262, Nackenheim) ..... dietam ecclesiam ... .. unimus, ut cum pri- 
mum eam vacare contigerit, relicta de fructibus ipsius ecclesie perpetuo 
vicario qui curam populi gerat ıbidem et archiepiscopo ac loci archidia- 
c0n0, qui pro tempore fuerint, de juribus suis respondeat et alia ipsius 


ecclesie onera subeat congrua porcione .. Eb. Werner für St. Stephan, 
Joannes, Rer. Mog. II 538. 
(1341, Büdingen) ..... incorporamus et annectirus...... salva debita 


Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XXII. 1. 2 
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Die nähere Bestimmung der porcio congrua behielt sich der 
Erzbischof oft vor, oder er überließ sie dem zuständigen Archi- 
diakon. So setzte sie z. B. 1276 der Propst Simon von 8. Vic- 
tor in Mainz als Archidiakon für den Vicarius von Bodenheim 
fest!. Sie erfolgte nach der Inkorporation in besonderer Ur- 
kunde, wenn die Inkorporationsurkunde nicht selbst schon die 
nähere Bestimmung enthielt. In vielen Fällen mag diese aber 
auch dem Inkorporator selbst überlassen geblieben sein. Ein ge- 
nau bezeichneter Teil der Kircheneinkünfte bezw. des Kirchen- 
vermögens wurde in der Regel als Pfarreinkommen festgesetzt. 
Die Höhe mußte begreiflicherweise örtlich sehr . verschieden aus- 
fallen, und ebenso waren die Vermögensobjekte, auf die das Ein- 
kommen fundiert war, nach den örtlichen Verhältnissen sehr ver- 
schieden. Gewöhnlich bestanden sie neben der selbstverständ- 
lichen Ueberlassung des Pfarrhauses mit seiner Zubehör, und 
dem Pfarrlande, der dos, in gewissen Zinsen von Grundstücken, 
in dem kleinen Zehnten, in den Stiftungen, Jahrgedächtnissen, 
den zufälligen Geschenken, zuweilen auch in einem bestimmten 
Anteil an dem großen Fruchtzehnten ?. 


porcione predicte ecclesie vicario perpetuo adsignandi, per quam jura pa- 
palia, episcopalia archidiaconalia solvere, hospitalitatem tenere et alia 
quelibet sibi incumbencia onera valeat supportare, cujus quidem porcionis 


moderacionem et declaracionem nobis.. . reservamus. Eb. Heinrich für 
Kl. Marienborn.. Würdtwein, Dioec. Mog. III 182. 
(1446, Kriftel) ..... reservata etiam vicario .. congrua porcione, de qua 


congrue sustentari ac episcopalia et archidiaconalia jura solvere valeret 
(Päpstl. Legat Nicolaus v. Cusa für Stift S. Mariae ad gradus. St. Archiv 
Wiesbaden. 

ı Würdtwein, Dioec. Mog. I 416—418. 

® (1184, Flörsheim) ... Tali autem conditione hec traditio facta est, ut 
decanus s. Mariae ... sacerdotem in ecclesia instituat et ille ab archi- 
diacono donum altaris et curam populi recipiat.. Dotem ecclesie et obla- 
tiones nec non decimam anımalium ad ecclesiam pertinentem et decimam 
vini id est dimidiam carratam vel si minus ibi creverit, preterea octo 
maldra siliginis et duo tritici in sustentacionem sui recipiat. Eb. Konrad I. 
für das Stift S. Mariae ad gradus in Mainz. Sauer, Cod. dipl. Nass. I 
280. Ä 

(1218, Nied). ... Sic autem ab ipso capitulo est provisum, ut presbiter 
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Daß sich durch die Anweisung einer porcio congrua eine 
besondere, fest bestimmte Pfarrdotation dauernd ausschied, war 
eine notwendige Folge dieser Einrichtung. | 

Außer der Gewährung des Unterhalts für den Geistlichen 
gingen durch die Inkorporation noch weitere auf dem Kirchen- 
vermögen ruhende Verpflichtungen an das inkorporierende Kloster 
über. Allerdings hat es manche davon nicht selbst getragen, 
sondern auf den die Seelsorge ausübenden Geistlichen abge- 
wälzt, dessen Einkommen mit Rücksicht hierauf bemessen 
wurde. Schon zuvor ist von den „jura papalia, episcopalia, archi- 
diaconalia et alia quelibet incumbencia onera“ die Rede gewesen, 
gewissen Abgaben an den Papst, den Bischof, den Archidiakon, 
die entweder regelmäßig, oder unregelmäßig erhoben wurden und 
den Kirchen bezw. den Geistlichen oblagen. Sie erscheinen auch 
unter besonderen Namen, wie die Abgabe an den Bischof, das so- 
genannte Cathedraticum!, dann dieonera sinodalia 
die Abgaben an den Archidiakon, wenn er den Send (sinodus) 


celebraturus in ecclesia memorata de dote ipsius et oblationibus, de mi- 
nutis in Grizheim et Sozzenheim decimis, de tercia parte decime in Brei- 
denloch et particularibus obventionibus se sustentet. Eb. Siegfried für das 
Stift S. Mariae ad gradus. Sauer a. a. O. I 351. 

(1276, Bodenheim) . . dominus abbas supradictuis de curia sua ibidem 
(d. h. vom Hofe des Stifts in Bodenheim) dabit singulis annis eidem sacer- 
doti 40 maldra siliginis ..... Item dabit sibi carratam vini communis in 
vase (Fass) ipsius sacerdotis in autumno, item decimam de hominibus, qui 
dicuntur einluteg..... Würdtwein, Dioec. M. I 417. 

(1350, Kloppenheim) .. . quod abbas eidem vicario ... pro prebenda 
sua et ejus sustentacione singulis annis ... 18 maldra siliginis Maguntine 
mensure sine diminucione qualibet debeat et teneatur de majori decima 
ejusdem ville Clopheim tradere atque presentare .... Insuper idem vi- 
carius pro suo usu et ejus sustentacione habere, tenere et possidere debet 
pacifice et quiete curiam dotis sepefate ecclesie in Clopheim cum suis edi- 
ficiis, vineis, agris pratis et aliis suis juribus et pertinentiis universis ac 
singulos census ad eandem ecclesiam pertinentes ac eciam omnia et singula 
testamenta legata et donata [quae] hactenus vel in posterum donantur et 
legantur vicario ejusdem ecclesie et ad hec tertiam partem decime minute 
ville ejusdem cum oblacionibus quibuscunque ... Eb. Gerlach für Kl. 
Bleidenstadt. Staatsarchiv Wiesbaden. 

‘ Würdtwein, Dioee. Mog. I S. 149 N. e. 

2% 
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abhielt. Dazu gehört auch die Verpflichtung, das zur Zucht für die 
Gemeinde erforderliche Vieh, den Ochsen, Eber und Widder, zu 
beschaffen. Sie hängt jedenfalls mit dem Blutzehnten (Tierzehn- 
ten) zusammen, den der Zehntberechtigte, also im Fall der Inkor- 
poration das Kloster, bezog, und für den er das zur Erhaltung 
des Viehbestandes notwendige Mannvieh zu liefern hatte. So 
verlangte z. B. 1307 die Gemeinde Oberhilbersheim vom Mainzer 
Stift S. Mariae in campis, dem ihre Kirche inkorporiert war, als 
ihrem Zehntherren (ratıione decimae) die Beschaffung eines 
Stiers, Ebers und Widders!. Offenbar bezog hier das Stift deu 
Blutzehnten selbst. In anderen Orten gehörte er zur porcio con- 
grua des Vicarius, und infolge dessen hatte dieser die Last zu 
tragen, so in Kriftel?. Ohne Zweifel ist daher diese Verpflichtung, 
wo sie gewohnheitsmäßig bestand, eine auf dem Zehnten ruhende, 
also dem Inkorporator obliegende Last. 

Daß unter gewissen Umständen letzterer vertragsmäßig auch 
weitere Verpflichtungen einer inkorporierten Kirche gegenüber 
eingehen konnte, versteht sich von selbst. So verpflichtete sich 
z. B. 1276 das Stift S. Alban in der Urkunde über die Aussetzung 
der Congrua für den Vikar von Bodenheim allgemein zur Be- 
streitung von Kirchenbedürfnissen ”. Daraus konnten Ansprüche 
für die betreffende Kirche hergeleitet werden, doch sind diese 


! Würdtwein, Dioec. Mog. I 197. 

2 (1482, Kriftel) Bestellung der porcio congrua, darunter decimae 
minutue devitellis, ancisetpullisibidem cedentibus. 
.....„ In recompensam vero prefate copiose competentie plebano sive per- 


petuo vicario ..... assignato ne prefati domini decanus et capitulum ... 
per nimium graventur, .... ordinamus, de consensu .... moderni plebanı 
sive perpetui vicarii . . .. quod ipse ex nunc et ipsius in eadem ecclesia 


successores plebani sive perpetui vicarii perpetuis futuris temporibus suis 
expensis providere debent communitati ville Criftel de animalibus, que 
faselviehe dicuntur et illa disponere et his sumptibus nutrire ... Notariats- 
instrument für das Stift S. Mariae ad gradus 1482, März 8. Würdtwein, 
Dioec. Mog. II 79. 

3 De reliquo necessitatem et utilitatem ecclesie procurabunt. Würdt- 
wein, D. M. I 417—418. 
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alsdann privatrechtlicher Natur, binden also nur die Kontrahenten. 
Fälle dieser Art kommen indessen nur ausnahmsweise vor. 


3. Die Baulasten bei inkorporierten Kirchen. 


Inwieweit durch die Inkorporation das Eigentum an den zu 
einem Pfarrsystem gehörigen Gebäuden, der Kirche und dem 
Pfarrhause mit seinen Wirtschaftsgebäuden, an das inkorporierende 
Institut übergegangen ist, mag unerörtert bleiben. Sicher aber 
ist, daß der Inkorporator gewisse Verpflichtungen zu Bauten an 
diesen übernahm. 

Während indessen die bisher besprochenen aus dem Erwerb 
des Kirchenvermögens folgenden Lasten mehr oder weniger genau 
in den Inkorporationsurkunden bestimmt werden, ist von Bau- 
lasten darin so gut wie gar nicht die Rede. Ebensowenig sind 
allgemeine gesetzliche Bestimmungen für die Mainzer Erzdiözese 
vorhanden, die die Baulast bei inkorporierten Kirchen regeln. 
Weder die älteren Beschlüsse der Synoden, noch die Mainzer 
Statuten von 1310 !, noch die Provinzialstatuten von 1549, die 
fast das ganze Kirchenrecht der Erzdiözese ordnen °, noch jüngere 
Verordnungen ? enthalten irgendwelche Erwähnungen des Kirchen- 
bauwesens überhaupt, geschweige daß sie Normen für die Bau- 
pflicht bei inkorporierten Kirchen aufstellen. 

Nur von einem Landkapitel, dem von Castel sind Statuten 
vorhanden, die in einer Fassung von 1490 vorliegen und das 
Kultusbaurecht dieses Kapitels fixieren. 

Gerichtliche Entscheidungen sind mir aus der Zeit, in der 
das Erzstift Mainz bestand, also bis zum Jahre 1803, ebensowenig 
bekannt geworden, aus denen ein für die inkorporierten Kirchen 
geltendes Sonderrecht in bezug auf die Baulast gefolgert werden 
könnte. Indessen soll auf diesen Umstand kein besonderes Ge- 


.ı Hartzheim, Conc. Germ. IV 189. Lünig, Reichsarchiv XX 38. 
®2 Moguntini concilii provincialis constitutiones. Mogunt. 1549. 


°F. J. K. Scheppler, Codex ecclesiasticus Moguntinus novissimus 
11 (1547—1700). 
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wicht gelegt werden, da mir zweifellos nicht alles irgendwo vor- 
handene Prozeßmaterial über den Gegenstand vorgelegen hat. 

Bei dieser Gelegenheit mag festgestellt werden, daß mir 
überhaupt keine Urkunden oder Akten irgendwelcher Art be- 
kannt geworden sind, aus denen zu folgern gewesen wäre, daß 
die Inkorporation im Erzstift Mainz einen Rechtstitel für Bau- 
lasten bei Kirchen und Pfarrhäusern abgegeben hat. Auch Am- 
rhein, hat nur in einem nebensächlichen Punkte eine Wirkung 
auf die Kultusbaulast gefolgert !. 

Unter diesen Umständen wird man das Mainzer Partikular- 
recht lediglich aus der Beobachtung von Einzelfällen, die aus 
Urkunden, Weistümern und Akten bekannt werden, zu ermitteln 


haben. 


a. Die Baulasten bei inkorporierten Kirchenin 
älterer Zeit. 


Ueber die Erbauer der Pfarrkirchen in dem Teil der Mainzer 
Diözese, auf den sich die vorliegende Untersuchung erstreckt, 
wird in den Quellen wenig berichtet. 

Die dem Stephansstift inkorporierte Kirche in Schloßborn 
hat Erzbischof Willegis am Ende des 10. Jahrhunderts errichten 
lassen ®. Um die Mitte des 11. Jahrhunderts wurde an Stelle des 
ursprünglichen Holzbaus ein steinernes Gebäude aufgeführt. Durch 
wen es geschah, ist nicht bekannt, doch scheint es der damalige 
Erzbischof Bardo, der die Weihe der Kirche vornahm, nicht ge- 
wesen zu sein. Die Kapelle zu Steinheim im Rheingau im 
Pfarrbezirk von Eltville baute und dotierte zu Zeiten von Willegis 
ein wohlhabender Grundherr, Offinc, zusammen mit seinen Mit- 
erben ®. So haben also einerseits die Erzbischöfe von Mainz in 
den ersten Jahrhunderten nach der Einführung des Christentums 
Kirchen in ihrem Sprengel errichtet, andererseits sind es die Grund- 

!Amrheina.a. O.S. 37. 


®? Sauer, Cod. dipl. Nass. I 117. 
s Sauer, a.a. O0. 1123. 
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herren, voran die Könige, gewesen, die Kirchen und Kapellen in 
den ihrer Herrschaft unterworfenen Orten erbauten. 

Als dann aber das Erzstift mit einem System von Pfarr- 
kirchen und Kapellen überzogen war, und die kirchliche Organi- 
sation eine feste Gliederung erhalten hatte, wurde die Gründung 
neuer Pfarrkirchen nur dadurch möglich, daß man die alten Pfarr- 
bezirke dismembrierte, wie dies z. B. innerhalb des ausgedehnten 
Bezirks der Pfarrei Eltville verschiedentlich vorgekommen ist. 
Kirchen dieser Art, Filialen der Mutterkirchen, sınd dann in der. 
Regel auf Kosten der Gemeinden, die die Trennung beantragt 
haben, gebaut und unterhalten worden. Als beispielsweise die 
Gemeinde in Neudorf bei Eltville ihre bisherige Kapelle 1429 zu 
einer Pfarrkirche erhoben zu sehen wünschte, verpflichtete sie 
sich, sie wolle: zu ewegen gezylten ire kirchen, kore und thorne 
in allen sachen, wes darzu noit ist, buwen und machen unde 
in gudem buwe und besserunge halden . .... off iren kosten‘. 

Diese Filialkirchen scheiden indessen hier aus, weil sie selbst 
nicht inkorporiert waren, sondern nur insoweit als inkorporiert zu 
gelten haben, als die Mutterkirchen inkorporiert gewesen sind, 
und nicht die Inkorporation, sondern die Separation rechtliche 
Wirkungen auf die Gestaltung der Baulasten ausübt. 

Es fragt sich nun, wie sich die Bauverpflichtung bei den im 
Lauf der Zeit entstandenen und in geistliche Institute inkorpo- 
rierten Mutterkirchen gestaltet hat. Leider sind für die frühesten 
Zeiten bis etwa zum 16. Jahrhundert nur spärliche Nachrichten 
vorhanden. Was sich aber an solchen erhalten hat, beweist, daß 
von bestimmten gleichmäßig angewandten Rechtsnormen damals 
nicht die Rede ist. 

Bei der Schenkung der Kirche in Höchst an das Mainzer 
Stift S. Alban 1090 legte der Erzbischof Ruthard dem Abt die 
Verpflichtung auf, die sehr zerfallenen Kirchengebäude auf seine 
Kosten wıiederherzustellen ?. In Bischofsheim bei Frankfurt, dessen 


‘ Würdtwein, Dioec. Mog. II 386.. 
? Sauer, C.d.N. I 135. 
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Kirche dem Frankfurter Bartholomäusstift inkorporiert war (s. 
II. Teil) verpflichtete letzteres 1239 seinen Pfarrer daselbst, die 
Baulast zu übernehmen, wobei freilich der Umfang dieser Last 
nicht ganz klar ist; duch hat die Verpflichtung zur Voraussetzung, 
daß das Stift selbst die Last zu tragen hatte!. In Oberhilbers- 
heim in Rheinhessen verlangte 1307 die Gemeinde von dem In- 
korporator ihrer Kirche, dem Stift S. Mariae in campis zu Mainz, 
die Ausbesserung des Kirchendaches *. Das Kloster Seligenstadt 
verpflichtete sich 1408 nach alter löblicher Gewohn- 
heit das Kirehendach, mit Ausnahme des Turmdaches, der ihm 
inkorporierten Kirche in Steinheim, so oft es nötig wäre, aus- 
bessern zu lassen °. 

Muß man in diesen Fällen annehmen, daß die Klöster Ver- 
pflichtungen zum Bau und zur Unterhaltung der ihnen inkorpo- 
rierten Kirchen hatten, so beweist eine Urkunde von 1307, daß 
in Mühlheim im Großherzogtum Hessen, dessen Kirche dem S. 
Petersstift in Mainz inkorporiert war, die Gemeinde (universitas) 
zur Unterhaltung des Daches und des Kirchengebäudes verpflichtet 
war, und daß diese Verpflichtung auch die Filialgemeinde Bieber 
bei der Separation von der Mutterkirche Mühlheim behielt. Ge- 


I... Ita quod ipse [plebanus!) omnia onera ecclesie ipsius tam in 


kathedratico quam in sartistecetis nec non in aliis debeat sustinere. 
Böhmer-Lau, Frankfurter Urk.-B. I 117. 

? Sceultetus .... . a dietis decano et capitulo ... . petiit etiam, ut ipsi 
tectum ecclesie ejusdem curarent refici et obstrui. Würdtwein, Dioec. 
Mog. I 197. 

3... qui quidem domini, abbas et conventus, qui decimas et plures 
redditus sub distrietu dietae ecelesiae percipiunt, Juxta communiter recepta 
ad praefatarum communitatum .. requisitionem .. juxtalaudabilem 
servatam consuetudinem dietam ecclesiam, quociens necessitas 
exegerit, in tectis suis (turris tecto excepto) reformari et separari procurent 
et faciant.. Haus- und Staatsarchiv Darmstadt. V 6. Stein- 
heim. 

* Geterum juvabit [sc. universitas ipsius villae Bibra] prefatam matricem 
ecclesiam ad reaedificationem tecti et aliorum aedificiorum ipsius ecclesiae 
cum expensis eandem universitatem in Bibra contingentibus proportiona- 
biliter prout hactenus fieri est consuetum. Würdtwein, Dioec. Mog. I 
795. 
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nau so, wie Mühlheim, ist auch die Gemeinde Sulzbach beı Höchst 
zum Bau ihrer dem Kloster Hohenlimburg in der Pfalz gehörigen 
Kirche verpflichtet, und die 1326 separierte Gemeinde Neuenhain 
behielt diese Verpflichtung für ihre Mutterkirche!. In Friedberg 
in der Wetterau, dessen Kirche dem Kloster Ruppertsberg an 
der Nahe inkorporiert war, bestand 1429 eine Kirchenfabrik mit 
eigenen Einnahmen, die zum Kirchenbau verwandt wurden °. 

Aus allen diesen Beispielen ergibt sich, daß bis in die Mitte 
des 15. Jahrhunderts hinein das inkorporierende Institut für Bau- 
lasten in Anspruch genommen wurde, mehrfach z. B. für die 
Unterhaltung des Kirchendaches. Man kann aber nicht sagen, 
daß die Inkorporatoren allein die Baulasten zu tragen hatten. 
Denn an manchen Orten sind gewohnheitsmäßig auch die Ge- 
meinden an der Unterhaltung der Kirchen beteiligt, ohne daß sich 
angeben läßt, ob sie allein oder in einem bestimmten Verhältnis 
die Baulast zu tragen haben. 

Hinsichtlich des Pfarrhauses liegen auch schon in dieser 
ältesten Zeit die Dinge klarer. 

Die Kirche in Flörsheim war 1184 dem Stift S. Mariae ad 
gradus in Mainz inkorporiert®. Hier bauten 1266 das Stift und 
der Pfarrer auf dem Grund und Boden der dos, also des Pfarr- 
grundstückes, eine Pfarrscheuer auf gemeinsame Kosten. Das 
Stift will sie mitbenutzen, um seine Zehntfrüchte hier unterzu- 
bringen. Nach dem Tode des Pfarrers fällt das Eigentum daran 
ganz dem Stift zu, und für die Summe, die der Pfarrer darauf 
verwandte, soll ihm eine Seelenmesse in der Flörsheimer Kirche 
gestiftet werden. Der Pfarrer von dem jetzt rheinhessischen Nie- 
derhilbersheim, dessen Kirche 1304 demselben Stift St. Mariae 


ı,... quod incolae diete ville in Neuenhain .. .. contribuent ad edi- 
ficia ejusdem ecclesie sue matricis modo et forma, prout hactenus contri- 
buere consueverunt. Würdtwein, Dioec. Mog. I 64. 

?2 Fabrikrechnungen von 1429 u. ff. im Haus- u. Staatsarchiv 
zu Darmstadt. S. Teil II. 

3 S. Teil II. 

* Sauer, Cod. dipl. Nass. I 767. 
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ad gradus inkorporiert war, verpflichtete sich 1383 zur Unter- 
haltung des Pfarrhauses und seiner Wirtschaftsgebäude !. In 
Mosbach -Biebrich, dessen Kirche 1397 dem Stift S. Simeon ın 
Trier inkorporiert war, übernahm der von dem Stift eingesetzte 
Seelsorger 1405 gleichfalls die Verpflichtung, das Pfarrhaus mit 
Zubehör in gutem Stande zu halten ?, und spätere Pfarrer ver- 
pflichteten sich 1410 und 1439 in der gleichen Weise? Der 
Pfarrer der dem Frankfurter Bartholomäusstift 1429 inkorporierten 
Kirche in Schwanheim verkaufte 14338 — also 9 Jahre nach der 
Inkorporation — das in seinem Privatbesitz befindliche Haus dem 
Stift als Pfarrhaus, wobei bestimmt wurde, daß der jeweilige 
Pfarrer es gebrauchen und im Bau erhalten solle. In Büdingen 
kaufte 1490 das Kloster Marienborn, dem die dortige Pfarrkirche 
1341 inkorporiert war, „nit allein ein huoz, sunder auch stelle, 
schuern und eyn gertgin“ mit der Bedingung, das die egenanten, 
abbalissen und ire convent, husung und buwe halber von dem 
egenanten pferrner und siner nachkommenden an der pfar nu- 
mermene gefordert noch angezogen werden sulln, und sulle auch 
der genant pferner und eyn iglicher pferner darnach kommen- 
den dieselben buwe im buwe und wesenn halten one zuthun und 
hilfe der yenanten abbalissen und contents zu Mergenborne one 
alle geverde°. 

Wurde in allen diesen Fällen die Baulast von dem Kloster 
dem Pfarrer zugeschoben, so geschah dies durch einen besonderen 


!,... Item quod si nunc vel in futurum fueri[n]t aliqua ruinosa in curia, 
domo seu habitacione dotis eccelesie predicte in inferiore Hilbersheim, illa 
reformabo. Haus- und StaatsarchivinDarmstadt. Niederhilb. 
Urkunden. 

?... item domum cum suis attenentiis spectantem ad ecclesiam cum 
ceteris bonis, agris, pratis, censibus atque juribus quibuscunque servare 
deberet in esse et in bonis culturis atque consuetis absque defectu quo- 
cunque Staatsarchiv Wiesbaden, Kl. Eberbach, Urkunden. 

® Staatsarchiv Wiesbaden, ebenda. 

‘Stadtarchiv Frankfurt, Bartholomaeusstift N. 4306; vgl. 
Brühl u. Siegel, Geschichte des Dorfes und der Pfarrei Schwanheim, S. 178. 

5 Würdtwein, Dioec. Mog. III 192. 
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Vertrag, der aber doch nur zur Voraussetzung hat, daß der eigent- 
liche Träger der Baulast das Kloster ist. Man wird also zu der 
Folgerung berechtigt sein. daß in älterer Zeit der Inkorporator 
als verpflichtet angesehen wurde, das Pfarrhaus zu bauen und zu 
_ unterhalten. 


b. Die Baulast seit dem 15. Jahrhundert. Die 
Bildung einer Rechtsgewohnheit. 


Während in den früheren Jahrhunderten eine bestimmte Norm 
für die Verpflichtung zu Kultusbaulasten nicht ermittelt werden 
konnte, so läßt sich etwa seit dem 15. Jahrhundert die Gewohn- 
heit beobachten, die Baulast für das Kirchengebäude nach einem 
bestimmten Grundsatz zu verteilen. Freilich ist diese Gewohnheit 
nicht gleich so einheitlich entstanden, daß nicht Verschiedenheiten 
je nach Orten und ganzen Bezirken zu bemerken wären. Nur da, 
wo sie gesetzlich fixiert wird, ist eine allgemeine Uebereinstim- 
mung innerhalb eines Bezirks und eine einheitliche Anwendung 
in der Praxis wahrzunehmen. Die Gewohnheit beschränkt sich 
aber nicht auf eine bestimmte Klasse von Kirchen; sie schließt 
keine aus, sie ist allgemein, umfaßt also inkorporierte und nicht- 
inkorporierte in gleicher Weise. An dieser Stelle kann es sich 
nur darum handeln, ihre Bildung bei inkorporierten Kirchen zu 
verfolgen. 

In Urkunden und Weistümern, die bis ın das 15. Jahrhundert 
hinaufreichen, erscheint als verpflichtet zum Bau und zur Unter- 
haltung des Chors der Kirche der Pastor. Pastor aber ist der 
Inhaber des selbständigen geistlichen Amtes im Gegensatz zu dem 
bloß auftragsweise als Stellvertreter fungierenden Plebanus oder 
Viearius. Pastor bei inkorporierten Kirchen ist das Kloster bezw. 
das Stift, das darnach auch regelmäßig und ohne jeden grund- 
sätzlichen Widerspruch die Baupflicht am Chor erfüllt. Zum Chor 
aber gehört der Hochaltar mit allem, was dazu gehört, Meß- 
geräte, Missale, ferner das Chorgestühl und die Chorgewänder. 

Hinsichtlich der übrigen Bauteile der Kirche sind im 15. und 
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16. Jahrhundert manche Schwankungen in den einzelnen Archi- 
diakonatsbezirken und Landkapiteln zu beobachten. 

Die Kirche in Sobernheim, zum Archidiakonat des Dom- 
propstes gehörig und Sitz eines Landkapitels , war dem Kloster 
Disibodenberg an der Nahe einverleibt. Sie besaß ein Sendweis- 
tum, das in einer Abfassung des 15. Jahrhunderts bekannt ist. 
Darin wird über die Kultusbaulast für die Kirche folgendes be- 
stimmt: /tem furter wart der sentherre begerl zu wissen der 
kirchen recht und herlicheit, und wie die in bawe gehalten wer- 
den sollen. Wiset man den chore und das fronebuch dem pastlor, 
ob darvor gebreche were, solichs zu versorgen und ir buwe zu 
bestellen unnd zu halten. Dem lehnherrn wiset man den buche 
der kirchen und das daufbuch, den zu buwen und in buwe zu 
halten. Den glockentorn, die absilten, die mure umb den kirch- 
hoiff, den kirnther, die glocken und seile wiset man der stadt 
zu, die zu bestellen unnd in buwe zu halten?. Den Chor baute 
also das Kloster, den „Bauch“ d. h. das Langhaus die Lehen- 
herren, die man für die Patrone hält, die aber wohl besser als 
Zehntherrn zu erklären sein dürften. Den Glockenturm, die Neben- 
bauten (absiten), das Beinhaus und die Kirehhofsmauer baut die 
(Gemeinde. 

In dem heute zum Großherzogtum Hessen gehörigen Dorfe 
Planig, ebenfalls zum Archidiakonat des Dompropstes gehörig, 
zu dem die Gemeinden Biebelsheim und Ippesheim eingepfarrt 
waren, brachen am Ende des 15. Jahrhunderts Streitigkeiten über 
den Kirchenbau zwischen den Gemeinden und dem Kloster St. 
Jakob in Mainz aus, dem die Kirche 1294 inkorporiert war. Der 
Streit währte längere Zeit und wurde erst 1510 durch einen Ver- 
gleich beendet. In der darüber ausgestellten Urkunde verpflich- 
teten sich die beiden Parteien, wenn an der Kirche und der Ab- 


ı W. Fabricius, Beiträge zur kirchengeschichtlichen Geographie 
von Hessen in Beiträge zur hess. Kirchengeschichte IV 179. 
.” Koeniger, Quellen zur Geschichte der Sendgerichte in Deutsch- 
land (1910) S. 159. 
® Koeniger a. a. O. 
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seite, wo der St. Katharinenaltar steht, gebaut werden müßte, 
dies im gegenseitigen Einverständnis zu tun. Die Kosten sollten 
nach dem alten Ortsweistum gemeinschaftlich und zwar im Ver- 
hältnis von 5:2 getragen werden, d.h. 5 Teile sollte das Kloster, 
2 die Gemeinde übernehmen!. Das Ortsweistum liegt in einer 
Fassung von 1513 vor, reicht aber, da es 1510 schon als alt be- 
zeichnet wird, in das 15. Jahrhundert hinauf; es bestimmt in bezug 
auf den Kirchbau wörtlich folgendes: Von gelucht und kirch- 
buwe wisen wir, das eyn abl von s. Jacobsberg das hellige sacra- 
ment sal beluchlen und den chore gruntlich buwen, so yss noyl 
ist und den also an muren und dachung yn qulem gewonlichen 
buwe und besserung halten, darzu den fronallar, und wess an 
gezierde. darzu gehoret, sal der abt von s. Jacobsberg yn buwe 
hallen und bestellen, yss sy an buchern, an messgewanden, alben, 
kylchen, tuchern, und wes darzu noyl ist. 

Item den kirchbuhe, wie der ylzunt gebuwetl und offgeracht 
ist, myt der absyten, do sanct Katherynallar yn steel, wisen wir, 
so daran noytl syn wurde, grunlliche zu buwen adder yn buwe 
und besserunge zu hallen und an solichen buwe verbuwel werden 
sieben pfennig, sollen dye wirdigen und andechligen hern, abt 
und convent off sanct Jacobsbergk, geben und beczalen funjf 
phenig und dye drye gemein Blench, Bibbelsheym und Yppes- 
heym zween phening; und wess dye kirch zu Blench byss here 
von zynsen, renten, gulten und gefellen gehabt hait adder hyn- 
ferter dorch andechtige lude yn dye kirche zu Blenche gesalzt 
wurde, sal den gemelten dryen gemeynden alleyn zu gude komen 
an yren Ihorn, rynckmuren, lhauffgestultz, glocken, kerner, strenge 
und alle andere kirchengezierde ..... 

Item den thorn, dye glocken, dye rynckmure, thaujfgestultz, 
glockenstrenge und kerner solleni dye drye gemeyn Blench, 
Bibbelsheym und Yppesheym yn gutem gewonlichen buwe und 
besserung halten; hait aber dye hellige kirche also vil, so sul 


! Urkunde von 1510, Dinstag nach Johannis ante portam Latinam 
(7. Mai) im Haus- und Staatsarchiv Darmstadt. Urk. Planig. 
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man yss von der kirchen gell machen und halten; hait dye 
kirche nyt also vil, so sollent yss dye gemelten dry gemeynen 
gelten, und sollent dye von Blench und Yppesheym zween phen- 
ning geben und dye von Bibbels(heym) den drytien phenning. 
Also haben yss dye alten off uns bracht; so wisen wir, wie off 
uns kommen ist‘. 

Für den Chor mit dem Hochaltar sorgte also das Kloster, 
das Kirchenschiff mit der Abseite bauten Kloster und Gemeinde 
gemeinschaftlich, den Turm mit den Glocken, die Kirchhofsmauer 
und das Beinhaus unterhielt die Kirchenfabrik aus dem Kirchen- 
vermögen, und wenn solches nicht vorhanden war, die Gemeinde. 
Eine Uebereinstimmung mit den Ordnungen des Sobernheimer 
Weistums ist unverkennbar, wenn auch freilich in der Verpflich- 
tung der Gemeinde zu einem Teile der Kosten bei Bauten am 
Langhause eine wesentliche Verschiedenheit vorliegt. 

Das Landkapitel Rheingau, das alte Archidiakonat S. Mauritii, 
scheint im 15. Jahrhundert ebenfalls ein Sendweistum besessen 
zu haben, das Bestimmungen über die Baupflicht enthalten hat. 
Wenigstens wird ein Weistum des „Stuhles“ (sedes) von Oestrich 
erwähnt. Oestrich aber war der Sitz des Landkapitels Rheingau, 
und die Gemeinde Geisenheim berief sich 1513 auf dieses Weis- 
tum, das darnach ins 15. Jahrhundert hinaufgereicht hat. Seine 
Bestimmungen, also auch die über die Baupflicht, müssen daher 
wohl maßgebend für den ganzen Bezirk des Landkapitels gewesen 
sein, dessen Mutterkirchen ım 15. Jahrhundert fast sämtlich in- 
korporierte Kirchen waren (Lorch, Geisenheim, Oestrich, Eltville. 
S. den Il. Teil). Leider ist es nicht erhalten; man kennt es nur 
aus einer Urkunde von 1513, die einen Streit der Gemeinde Geisen- 
heim mit dem Mainzer Domkapitel, dem die Kirche seit 1146 in- 
korporiert war, beendete. Erstere verlangte den Bau ihrer Kirche, 
indem sie auf Grund des Weistums die Meinung hegte, das Dom- 
kapitel sei als Pastor zum Bau des Chors und als Zehntherr zum 


ı Orig. im Haus- u. Staatsarchiv zu Darmstadt; gedruckt 
bei Grimm, Weıistümer IV 612—613. 
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Bau des Corpus der Kirche (des Langbauses) verpflichtet. Dieses 
bewies aber, daß es die Verpflichtung nicht habe; mit welchen 
Gründen, ist leider nicht bekannt. Es kam nun ein Vertrag zu- 
stande, in dem das Donikapitel sich bereit erklärte, einen neuen 
Chor zu bauen und ıhn dauernd ımstande zu halten, während 
die Gemeinde auf die im Weistum enthaltene anderslautende Ord- 
nung ausdrücklich Verzicht leistete und die Verpflichtung zum 
Bau und zur Unterhaltung der übrigen Kirche übernahm !. Trifft 
die Vermutung über den Bereich des Oestricher Weistums zu, 
dann hat im 15. Jahrhundert auch für das Landkapitel Rheingau 
eine den bisher ermittelten gleiche Gewohnheit bestanden. 

Zum Archidiakonat S. Mariae in campis gehörte das Land- 
kapitel Partenheim in Rheinhessen. Von diesem erfahren wir, 
daß es seinen „gebrauch und löbliche gewohnheit* in bezug auf 
den Kirchenbau hatte. Wir lernen sie aus den Sendweistümern 
mehrerer Kirchen des Landkapitels kennen. 

Die Kirche in Zotzenheim war 1404 dem Stift S. Johann 
bei Daun inkorporiert worden *. Ihr Weistum ist in einer Fassung vom 
30. September 1522 erhalten, gehört aber ohne jeden Zweifel dem 
15. Jahrhundert an. Darin heißt es: Uff ditt und begehren beider 
gemeinden Zotzenheim und Welgisheim, so sie begehret haben 
ron uns ein weiszthumb noch gebrauch und gewonheitl 
unsers capilels Pertenheim, wem gebührel zu bauen den 

!... also das wir dechant und capittel obgenant einen neuen chor 
und sacristei in berurte pfarrkirchen zu Geisenheim uff unser selbs costen 
ytz bauen, auch die furter uff unser selbs und unser nachkomen costen 
one der berurten von Geisenheim schaden ewigclichen in baue und besse- 
rung halten und haben, dagegen wir edeln und andere bürger und gemeyn 
zu Geisenheim auch für uns, unser nachkomen und inwoner daselbs das 
corpus und alle andere gebeu berurter kirchen, den chor und sacristei 
ussgescheiden, uf unsern costen bauen und furter in baue und besserung 
one berurter unser gnedigen herren ..... schaden halten und haben sollen 
und wollen ........ Verzeihen und begeben uns auch hiemit des obge- 
melten angezogen weisthumbs und aller anderer geistlicher und weltlicher 
rechten, freiheiten und gewonheiten hiemit wissentlich. Orig. im Kreis- 


archiv zu Würzburg, Mainzer neuregestierte Urkunden K 1738. 
? Würdtwein, Dioec. Moe. I 77. 
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chor und bauch der kirchen zu Zolzenheim, weisen wir nach ge- 
brauch und lüblicher gewohnheil unsers stuhls Partenheim, wie 
uf uns komen, daß die paslores den chor in ziemlichen und ge- 
wöhnlicben bau stellen und hallen und lehen- und zehendenherren 
den bauch der kirchen in gewöhnlichen bau stellen und halten 
sollen, und die gemeind alle frohnd zu chor und bauch Ihun; 
auch was den thurn antrifft, soll die gemeind uff ihren kosten 
bauen und machen ohne zulhun der obgemelten pastor, lehen- 
und zehntenherren!. 

Die Kirche in Sehornsheim, zu demselben Landkapitel 
Partenheim gehörig, war dem Kloster S. Jakob in Mainz ge- 
schenkt, das sie 1254 dem Domkapitel überließ. Erzbischof Ger- 
hard von Mainz bestätigte die Inkorporation durch Urkunde vom 
24. Juli 1254?. Entweder behielt dabei das Kloster den Zehn- 
ten, oder es erhielt ihn später zurück. Die Kirche besaß ein Send- 
weistum, wovon 1592 ein den Kirchenbau betreffender Auszug dem 
Mainzer Domkapitel vom Abte von S. Jakob vorgelegt wurde, 
der, wie folgt, lautet: Wardt Extraclus kirchenweisthumbs von 
Schornsheim per d. abbalem monlis s. Jacobi extra muros Mo- 
guntiacos beinahent gelegen übergeben, abgelesen; darin ange- 
zeigt aus alten gerurls abis habenden registern zu befinden sein, 
daß der Schornsheimer kirchenbau in vier theil zu erhaltung des- 
selben auspartirt, nemblichen capitulum Moguntinum den chor, 
abt und convent vorgemelt nämlich des KlostersS. Jakob] 
das corpus, die gemeind daselbsten den Ihurn und derselben 
kirchenjuralen die absides oder abseilen jederzeit zu bauen 
verpflichtet sein sollten®. 

Auch die Kirche in Niederhilbersheim, die 1304 dem Stift 


! Haus- u. Staatsarchiv Darmstadt, V 6. Rheinhessen, Zotzen- 
heim. | 
®? Kreisarchiv zu Würzburg; vgl.Guden, Cod. diplom. Mog. 
II 796; Würdtwein, Dioec. Mog. I 257. 
® Kreisarchiv Würzburg, Protokolle des Mainzer Domkapitels 
No. 22 Bl. 418/419. 
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S. Mariae ad gradus in Mainz inkorporiert war! und ebenfalls 
dem Landkapitel Partenheim angehörte, besaß ein Weistum, 
das wie es scheint, noch 1684 gewiesen wurde, aber sicher- 
lich viel älter ist, wohl auch noch dem 15. Jahrhundert angehört. 
Es ist mir nicht bekannt geworden, vielleicht auch nicht erhalten. 
Die kurpfälzische Regierung berief sich darauf, als im Jahre 1748 
ein Kirchenbau notwendig war, und sie gibt bezüglich der Kir- 
chenbaulasten an, daß darnach das Stift die Kirche und das Pfarr- 
haus qua decimator universalis zu bauen und in Besserung zu 
halten habe, wogegen die Gemeinde den Turm unterhalten müsse. 
Die Angabe setzt einen ganz ähnlichen Inhalt des Weistums voraus, 
wie ihn die Weistümer von Zotzenheim und Scehornsheim haben ’?. 

Es ergibt sich also, daß im Landkapitel Partenheim die Ge- 
wobnheit herrschte, daß der Pastor den Chor, der Zehntherr das 
Langhaus, die Gemeinde den Turm baute. 

Zum Archidiakonate S. Victor gehörte das Landkapitel Nier- 
stein. Darin lag die Kirche in Bodenheim, die 1255 dem Mainzer 
Stifte S. Alban inkorporiert war. Sie besaß ein Sendweistum, 
wovon die Gemeinde bei Gelegenheit von Streitigkeiten mit dem 
Stift ım Jahre 1681 den auf den Kirchenbau bezüglichen Ab- 
schnitt aus einem bei ihr vorhandenen Kirchenbuche von 1535 
vorlegte..e Darnach muß auch dieses Weistum in das 15. Jahr- 
hundert hinaufgereicht haben. Der Abschnitt lautet: Jtem soll 
die kirch halten alle geleucht, alle gezeurt, atle gemaltz und 
alle gestüllz, das in der kirchen rath (?) ist, ausgeschieden 
die gebante kertzen, die soll die gemeind halb helffen halten 
und die pforten, den kerner und den kirchenbau sollen unsere 
herrn zu S. Alban halten und den chor ein pasior. Hem soll 
die gemeind halten den kirchthurn in bau, in lach, und die glocken 
in behanck?. Das Stift sollte darnach als Pastor den Chor bauen, 


ı Vogt, Regesten der Mainzer Erzbischöfe I No. 840. 


®? Haus- und Staatsarchiv Darmstadt V. 6. Rheinhessen. 
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ferner (als Zehntherr?) das Schiff, das Beinhaus und die Pforte, 
während die Gemeinde den Turm mit den Glocken unterhielt. 

Alle hier angeführten Beispiele beweisen unzweifelhaft, daß 
während des 15. Jahrhunderts in einigen Landkapiteln des Erz- 
stiftes eine Gewohnheit bestand, nach der der Pastor den Chor, 
der Zehntherr das Schiff, die Gemeinde den Turm baute, wobei 
allerdings örtliche Abweichungen vorkamen. 

Die Kirchen, bei denen wir diese Gewohnheit finden, sind 
sämtlich inkorporierte. Da bei ihnen das inkorporierende Kloster 
oder Stift sowohl Pastor als auch Zehntherr ist, hat es also 
Chor und Langhaus zu bauen. In Geisenheim sind 1513 Forde- 
rungen dieser Art tatsächlich gestellt worden; in Planig erfüllte 
sie das Kloster wirklich, nur war beim Bau des Langhauses die 
Gemeinde zu ?/, mitverpflichtet. In Sobernheim, Schornsheim und 
Bodenheim kennen wir die Bestimmungen aus den Weistümern, 
wissen aber nichts von ihrer praktischen Handhabung. 

Die Frage, ob die Gewohnheit allgemein und überall in den 
Landkapiteln galt, muß unentschieden bleiben, da Nachrichten eben 
nur aus den genannten Orten vorliegen. Allein die Uebereinstim- 
mung bei einer Reihe von Orten in verschiedenen Landkapiteln 
und der Hinweis auf die Bestimmungen des Weistums eines Stuhles 
(sedes) d. h. eines Landkapitels deuten doch auf eine allgemeine 
Uebung wenigstens für die Zeit des 15. Jahrhunderts. 

Sehr auffallend ist es demgegenüber, daß in Geisenheim 1513 
das Domkapitel die Rechtsverbindlichkeit der dort bisher bestehen- 
den Gewohnheit bestritt, und die Gemeinde auf das Weistum des 
Stuhls zu Oestrich Verzicht leistete, indem sie einen Vergleich 
einging, der ein etwas anderes Prinzip für die Verteilung der 
Kultusbaulasten zur Grundlage hatte und damit auf das Bestehen 
einer anderen Rechtsgewohnheit im Erzstift neben der bisher er- 
örterten hindeutet. | 

Wir lernen diese im Landkapitel Castel mit aller wünschens- 
werten Deutlichkeit kennen. 

Das Archidiakonat S. Peter zerfiel in die beiden Landkapitel 
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Castel und Eschborn, von denen das erstere die Südabhänge des 
mittleren Taunus nach Westen hin, das zweite nach Osten hin 
umfaßte. Das Landkapitel Castel entsprach dem alten König- 
sunderngau mit dem Stiftsbezirk von Bleidenstadt, das Landka- 
pitel Eschborn etwa dem Niddagau; die Grenze zwischen beiden 
bildet der Kriftelbach. Von den zum Landkapitel Castel gehöri- 
gen Kirchen seien hier als die wichtigsten genannt die zu Wicker, 
Hoehheim, Kostheim, Castel, Mosbach-Biebrich, Wiesbaden, 
Schierstein, Dotzheim, Erbenheim, Bierstadt, Kloppenheim, Ig- 
stadt, Nordenstadt, Delkenheim, Wallau, Massenheim, Bleidenstadt 
— fast alles inkorporierte Kirchen. 

Das Landkapitel besaß, wie vermutlich auch die übrigen 
Landkapitel, Statuten, in denen die für seine Verfassung gelten- 
den Bestimmungen und die darin herrschenden Rechtsgewohnheiten 
schriftlich und in rechtsverbindlicher Weise fixiert wurden. Wäh- 
rend aber die Statuten der übrigen Landkapitel, wenigstens die der 
älteren Zeit, verloren zu sein scheinen, haben sich die des Land- 
kapitels Castel erhalten. Wann sie entstanden sind, ist unbe- 
kannt, jedenfalls früh schon im 15. Jahrhundert. Am Ende die- 
ses Jahrhunderts bedurften sie einer Erneuerung, da sich wegen 
des Wechsels der Zeiten und der Verhältnisse (od rerum ac tem- 
porum varielalem el mulalionem) Aenderungen als notwendig er- 
geben hatten. Nachdem sie auf Befehl des zuständigen Archi- 
diakons von St. Peter, des Propstes Heinrich Reuss von Plauen, 
von der Geistlichkeit auf Grund der älteren Statuten redigiert wor- 
den waren, erhielten sie 1490 ihre Bestätigung durch den Mainzer 
Erzbischof Berthold von Henneberg. 

In dem Abschnitt, „De provisione ecclesiarum“ enthalten sie 
auch Bestimmungen über die Kultusbaupflicht. Es heißt darin: 
Item staltuimus, quod quivis pastor | pastores?] decimas cujus- 
cunque ecclesie in nostra sedesilepercipientes summo alltari de libro 
missali et ornamentis ad divinum officium in hujusmodi altari 
peragendis necessarüs providereetchorum,religquamvero 
partem ecclesie, guam corpus dicunt, magistri 
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fadbrice de censibus et redditibus sive lrunco 
ecclesie vel saltlem illis non sufficientibus 
communitas oppidivelville percapilalesinco- 
larum conlribultionesin decenltistruclura ser- 
vare leneantur!. Die Statuten bestimmen also, daß der Pastor 
— genau wie in den anderen Landkapiteln — den Chor der Kir- 
che zu bauen und für die Bedürfnisse des Hochaltars zu sorgen 
hat, aber freilich nur, sofern er die Zehnten der Kirche bezieht. 
Abweichend von der Rechtsgewohnheit ın den früher behandelten 
Landkapiteln wird dann hier die Kirchenfabrik primär 
als zum Bau des übrigen Teiles der Kirche verpflichtet erklärt, 
und wenn diese die genügenden Mittel nicht besitzt, alsdann se- 
kundär die Gemeinde des Dorfes oder der Stadt, die zu diesem 
Zweck Steuern aufzubringen hat (per capilales incolaruum con- 
tributiones). Eine weitere Bestimmung betrifft das Pfarrhaus, 
wovon später noch die Rede sein wird. 

Die Statuten enthalten keine besonderen Normen für inkor- 
porierte Kirchen, sie unterscheiden nicht zwischen inkorporierten 
und nichtinkorporierten Kirchen; man muß also folgern, daß sie 
das geltende Recht des Landkapitels im allgemeinen enthalten, 
das gleichmäßig für beiderlei Arten von Kirchen gilt, also auch 
für die inkorporierten. Unerklärlich bliebe es und geradezu wi- 
dersinnig wäre es, hätten sie eine Rechtsgewohnheit fixiert, die 
für die Mehrheit der Kirchen überhaupt nicht in Betracht gekom- 
men wäre, während sie von dem Recht, das für diese galt, kein 
Wort gesagt hätten. Hätte für diese ein besonderes Recht be- 
standen, so wäre es um so notwendiger gewesen, es in den Statu- 
ten zum Ausdruck zu bringen, als die Inkorporation im Jahre 
1490, in dem die Statuten erneuert wurden, noch kein abgelebtes 
und unbekanntes Rechtsinstitut war, sondern in voller Uebung 
stand und in ihren Rechtswirkungen von der Geistlichkeit, die hier 
die Statuten revidierte und genehmigte, noch völlig gekannt wurde. 

Vielleicht darf man das Bestehen der Rechtsgewohnheit und 


ı Würdtwein, Dioec. Mog. Il 162-163. 
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ihre Rechtsverbindlichkeit bereits vor der Erneuerung durch die Sta- 
tuten von 1490 erkennen, wenn z. B. das Trierer Stift S. Simeon seinem 
Pfarrer in Mosbach-Biebrich 1453 vertragsmäßig die Verpflichtung 
überträgt, Pfarrhaus und Chor der Kirche zu unterhalten, was es 
doch nur konnte, weil es selbst diese Lasten zu tragen hatte!. 

Ein sicheres Zeugnis für das Vorhandensein der Rechtsge- 
wohnheit vor den Statuten scheint mir aber in einem Weistum 
von Frauenstein, das dem 15. Jahrhundert angehört, gegeben zu 
sein. Der Ort war zur Kirche in Schierstein eingepfarrt, und 
diese dem Kloster Bleidenstadt inkorporiert?”. Es heißt nun in 
dem Weistum: Jtem Frauenstein ist von alten zyden der ritter- 
schaft gewest, die darin gewonet haint, und hait geheyszen 
Huwestein; und dieselbe ritterschaft die hail unser pfarkirch 
helfen stifften und buwen zu Schirslein. Derhalber so haint die 
von Schirstein und mir ein pfarrer, und welch zyl und wanne 
elwas noitl ist zu buwen in derselben pfarkirchen, so musen 
mir von Fr[auenstein] den dritten pfennig geben darzu, wan die 
pfarr sust kein gelt hal, wie sie uns underrichtent .. .°. 

Die Gemeinde in Frauenstein hatte also den dritten Teil der 
Kosten zum Kirchenbau in Schierstein zu zahlen, da die Kirche 
kein eigenes Vermögen besaß. Selbstverständlich bezog sich aber 
diese Verpflichtung nur auf den Bau des Langhauses; denn es ist 
ausgeschlossen, daß die Gemeinde auch den Chor dieser inkorpo- 
rierten Schiersteiner Kirche gebaut hat, der, wie die Zeugnisse 
aus späterer Zeit beweisen, stets vom Kloster Bleidenstadt 
gebaut worden ist. Wir treffen also hier im 15. Jahrhundert 
folgendes Verhältnis an: das Langhaus wird wegen Insufficienz 
der Kirchenfabrik von der Gemeinde gebaut, Chor und Pfarrhaus, 
wie wir nach der späteren Entwicklung hinzusetzen dürfen, vom 
Kloster Bleidenstad. Die Verteilung der Baulast entspricht 
demnach genau den Bestimmungen, die später durch die Statuten 


ı Vgl. Teil II, Kirche zu Mosbach-Biebrich. 
®? Sauer, Cod. dipl. Nass. I 1192. 
® Grimm, Weistümer IV 568 Abschnitt 7. 


38 Abhandlungen. 


von 1490 festgelegt worden sind. 

Daß diese Bestimmungen in späterer Zeit tatsächlich auch 
für die inkorporierten Kirchen des Landkapitels Castel rechtsver- 
bindlich waren, beweist unzweideutig das Sendweistum für die 
Kirche in Kostheim, dessen auf den Kirchenbau bezüglicher Ab- 
schnitt in einer Abschrift von 1590 vorliegt und, wie folgt, lautet: 
Item fragt [sc. der Sendtherr] die schöpffen bey ihrem eydt, ob 
auch der kirchen gezierde dem pfarherr, chor und altar, darzu 
des pfarherrs wonunge gehalten werde, wie gewonheit ist. 

Item fragt auch, wer solches zu thun schuldig sey. 

Der schöpffe gibt antwort, das diess uf sie kommen und 
geweisel von einem uf den andern, das der convent zum Alten- 
münster solle halten in bau und besserung den 
chor, messgezierde, kaseln, kilche,alban,chor- 
röcke und bücher, darzu ein pfarherr mil seiner compelenz, 
wie von aller. 

Item den glöckner mit 10 malter korn und fünf säck 
habern und sein chorrock. 

Darzu einem pfarherr sein pfarhoff zu stellen und zu bauen, 
wie sich das gepuret, und diesses von wegen der paslorei 
des zehends zu Costheim‘. 

Die Kirche in Kostheim war 1239 durch Erzbischof Siegfried 
von Mainz dem Altmünsterkloster inkorporiert worden ? und seit- 
dem bei ihm verblieben. Die Verpflichtung, die nach dem Weis- 
tum das Kloster als Pastor für den Kirchenbau bei dieser inkor- 
porierten Kirche hat, entspricht demnach genau den Bestimmungen 
der Statuten. Damit aber ist die Probe auf letztere gemacht. 

Leider sind andere Sendweistümer aus dem Landkapitel nicht 
erhalten, doch bedarf es deren kaum; den besten und bündigsten 
Beweis liefert die bei der Verteilung der Kirchenbaulasten geübte 
Praxis, von der im folgenden Abschnitt gehandelt werden soll. 

ı H.u.St.-Archiv Darmstadt, V. Religions- und Kirchen-Sachen. 


6. Abschnitt Kirchengebäude. Rheinhessen, Kostheim. 
? Würdtwein, Dioec. Mog. I 101. 
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Welche Rechtsgewohnheit sich während des 15. Jahrhunderts 
in den bisher noch nicht erwähnten Archidiakonaten von S. Peter 
und Alexander zu Aschaffenburg und S. Mariae ad gradus aus- 
bildete, vermag ich nicht anzugeben, da mir urkundliches Material 
darüber nicht begegnet ist. Daß indessen später auch hier die 
Gewohnheit des Landkapitels Castel herrschte, wird der folgende 
Abschnitt zeigen. | | 

Es kann also wohl als erwiesen angesehen werden, daß sich 
ın der Mainzer Erzdiözese nicht eine, sondern zum mindesten 
zwei Rechtsgewohnheiten im Laufe des 15. Jahrhunderts gebildet 
hatten, nach denen die Lasten für den Bau der Kirchengebäude 
verteilt wurden. 

Die Verpflichtung zum Bau des Pfarrhauses wurde durch sie 
in keiner Weise mitbetroffen. Eine Aenderung dieser Verpflich- 
tung, die nach den früheren Ermittelungen dem inkorporierenden 
Kloster oblag, ist niemals erfolgt. Aufgabe des zweiten Teils 
dieser Untersuchung wird es sein, auch dies durch Beispiele ge- 
nügend zu erweisen. An dieser Stelle sei nur auf die Statuten 
des Landkapitels Castel hingewiesen, die im Anschluß an den 
Kirchbau folgende Bestimmungen über den Neubau des Pfarr- 
hauses enthalten: /lem si gquam domum cujuscumque ecclesie in 
nostra sede site violento seu casuali exiraneo lamen igne con- 
sumi seu deleriorari contingal, staluimus, ul decimalores eccle- 
siaslici vel seculares ecclesie, qui vel totam decimam vel illius 
purltem seu parles percipiant necessarias expensas lotales vel sal- 
tem parlem illarum vel partes in reedificationem domus faclas 
vel faciendas juxla quolam se conlingentis decime solvere Lene- 
anlur'. Für den Fall also, daß ein Pfarrhaus infolge äußerer 
Gewalt oder durch einen von außen kommenden Zufall abbrennt, 
oder in Verfall gerät, wird angeordnet, daß die Zehntherren, seien 
es nun geistliche oder weltliche, und gleichviel, ob sie den ganzen 
Zehnten oder nur einen Anteil daran haben, das Haus ganz oder 
nach dem Verhältnis ihres Anteils wieder aufbauen. 


ı Würdtwein, Dioec. Mog. II 168. 
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Da die Klöster Besitzer des Zehntens der ihnen inkorporierten 
Kirchen waren, so folgt daraus, daß sie die Verpflichtunz zum 
Neubau des Pfarrhauses haben, und die im Folgenden beizu- 
bringenden Beispiele werden beweisen, daß sie überall nicht nur 
im Landkapitel Castel, sondern auch in den übrigen Landkapiteln 
dieser Verpflichtung nachgekommen sind, nicht nur bei Neubauten, 
sondern allgemein bei Bauten am Pfarrhause. 


c. Die Baulasten in späterer Zeit und die Aus- 
breitung der Mainzer Rechtsgewohnbheit. 


Bei den inkorporierten Kirchen ist, wie mehrfach bemerkt, 
das Kloster als Pastor auch Zehntherr; es hatte daher ın den 
Landkapiteln des Archidiakonats des Dompropsts, des Propsts 
von S. Viktor, von S. Mauritius und von 9. Maria in campis 
sowohl Chor, wie auch Kirchenschiff zu bauen, während es in 
denen von S. Peter nur den Chor baute. Die Lasten in jenen 
waren daher größer, als in diesen. Besaßen nun Klöster, wie 
es zahlreich vorkam, in verschiedenen Landkapiteln inkorporierte 
Kirchen, so mußte ihnen der Unterschied ihrer Verpflichtungen 
in diesen besonders fühlbar werden. Darin mag ein Antrieb für 
sie gelegen haben, die Baulasten allmählich gleichmäßig zu ge- 
stalten, begreiflicherweise in der Richtung derjenigen Gewohn- 
heit, bei der sie sich am besten standen, die ihnen die geringeren 
Lasten auferlegte, also nach der, die von jeher im Landkapitel 
Castel bestanden hatte. Im Lauf der Zeit wird sich auch das 
Bewußtsein von der Rechtmäßigkeit beider Gewohnheiten, also 
auch derjenigen, die die größeren Lasten auferlegte, verloren haben; 
die Klöster mußten dann diese letztere als eine Ungerechtigkeit 
empfinden, der sie sich nicht unterwerfen wollten. Hierdurch 
wird der Antrieb, sich den härteren Lasten zu entziehen, nur ver- 
stärkt worden sein. War aber die Verpflichtung hierzu in einem 
Weistum niedergelegt, so wurde ihnen der Versuch schwer ge- 
macht, und deshalb ist es in solchen Orten nicht selten zu Streitig- 
keiten gekommen, wenn die Gemeinden, auf die die Lasten ab- 
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gewälzt werden sollten, nicht gutwillig nachgaben. Das letztere 
war 1513 ın Geisenheim der Fall, wo die Gemeinde sich dem 
Mainzer Domkapitel willfährig zeigte, auf die Vorteile des Oes- 
tricher Sendweistums freiwillig verzichtete und sich mit der Ge- 
wohnheit zufrieden erklärte, die das Landkapitel Castel in den 
Statuten von 1490 fixiert hatte. Zu mehrjährigen Streitigkeiten 
kam es dagegen 1681 in Bodenheim, dessen Gemeinde sich nach- 
drücklich auf die Bestimmungen ihres Sendweistums berief und 
vom Stift S. Alban den Bau ihrer Kirche forderte, ohne freilich 
diese Forderung durchsetzen zu können. 

Wo aber Sendweistümer oder sonstige Urkunden nicht vor- 
lagen, da wird sich die Veränderung der Gewohnheit leichter 
haben bewirken lassen, und so dürfte es gekommen sein, daß sich 
im Laufe des 16. Jahrhunderts allmählich überall die im Land- 
kapitel Castel von jeher herrschende Gewohnheit einbürgerte, 
also auch da, wo man gewöhnt war, die Baulast für das Kirchen- 
gebäude — denn darum handelte es sich schließlich allen — nach 
anderem Maßstab zu verteilen. Schon am Ende dieses Jahrhun- 
derts konnte daher die Aebtissin des Altmünsterklosters in Mainz 
von „des kirchbaues allgemeiner landibrauch“ sprechen, „erajft 
desselben der zehendherr das chor, die fabrica das corpus, die 
gemeinde aber den glockenthurm zu bauen schuldig*‘. Und 
1615 schrieb das Kapitel des Stifts S. Mariae ad gradus an 
den Erzbischof über seine Leistungen für den Bau der ihm in- 
korporierten Kirche in Nied: Sintemal wir aus denen von nun- 
mehro ohnerdänklichen jahren hero unsern gehaltenen fabrice- 
rechnungen und prothocollen, dem alten herkommen und üblichen 
observantz anders nicht befinden, auch bis dahero jederzeit dis- 
fals ohne einige contradiction undt ferneres zumuelhen in er- 
bauung undi reparierung ermelter pfarrkirchen daselbsten 
derogestalt gehalten worden, als das wir dieserseits in crafl 


! Bericht der Aebtissin an den Erzbischof von Mainz vom 28. August 
1590 im Haus- und Staatsarchiv zu Darmstadt, V.6. Rhein- 
hessen, Kostheim. 
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der ortsberechtligten ohngezweiffelten unirersaldecimation undt 
collatur mehr nicht als den chor erheischender notturft nach, 
den ubrigen kirchenbaw aber die gemeinde undt kirchenmeister 
in gewöhnlichen wesentlichen baw erhalten undt uf jedes theils 
costen ohne einiges zulhun des andern versehen worden . . .'. 
Die Aeußerung ist auch deshalb von Interesse, weil die Kirche 
in Nied zum Landkapitel Eschborn gehörte, also daraus sich er- 
gibt, daß die Rechtsgewohnheit des Casteler Landkapitels schon 
1615 auch hier als ein „altes herkommen und übliche observantz* 
bezeichnet wird. 

Wenn so im 16. und im Anfang des 17. Jahrhunderts von 
einem Landbrauch und einem alten Herkommen die Rede ist, so 
ist das in der Folgezeit begreiflicherweise noch mehr der Fall 
Das Kapitel des Bartholomäusstifts in Frankfurt schreibt 1675 
an den Mainzer Erzbischof, als die zum alten Archidiakonatsbe- 
zirk von 8. Vietor gehörige Gemeinde Schwanheim den Bau des 
Kirchengebäudes von ihm forderte: Ja bei unserem Stift ist die 
uralte und bekannte Observanz, daß wir an keinem einzigen 
Ort, wo der Zehent an Wein und Korn von uns gesammlet wird, 
keinen einzigen Heller zum Kirchenbau [gemeint ist nur das 
Langhaus] Aerzugeben ersuchet wollen (!), geschweige gehalten 
werden . . .°. 

Die oberste Behörde des Mainzer Erzbistums in kirchlichen 
Angelegenheiten, das Vikariat in spiritualibus, berichtete dem Erz- 
bischof am 18. Oktober 1682 in dem Streit der Gemeinde Boden- 
heim gegen das Albansstift .... daß gedachtes Stift als Deci- 
malor de jure consweltudinario archidioeceseos Mo- 
gunline mehr nicht als chorum zu stellen schuldig seie, deme 
auch, wie in projecto Lit. B., doch ohnvorgreiflich rescribiret 
werden könne. Was aber das Langwerk belangt, befinden wir, 


! Originalkonzept vom 1. Juni 1615 im Staatsarchiv Wiesbaden 
IX Kurmainz, S. Mariae ad gradus N. 34. 
? Stadtarchiv Frankfurt. Bartholomäusstift 4354. 
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daß solches denen Pfarrkindern aufzubauen oblieget!. 

Dieselbe Behörde hat in demselben Streit den Sachverhalt für 
die Schlußfolgerung in eine Formel gebracht und stellt darin 
folgende Sätze auf: Resp. 2da. De consueludine archidioeceseos 
Moguntine receptum est, ut decimalores ad chorum 
lantum reaedificandum teneanlur, uli salis 
ostendil quolidiana prazisipsius melropoli- 
ianaeetomnium collegialarum, ac proinde eques- 
tris s. Albani vi decimarum praecise ad plus eliam non Lenetur. 
R.3tia. Navim ecclesiae lenenluraedificarepar- 
rochiani juzta Con. Trident., quodsess. 21. c.7 
de reform. in defectum aliorum parrochianos vocal ad reaedi- 
ficationem ecclesiae parrochialis?. Auch Bodenheim gehörte, wie 
erwähnt, zum Archidiakonat S. Victor. | 

Die Beispiele sollen nicht gehäuft, nur einige mögen noch 
angeführt werden, weil sie zeigen, daß auch in den Landkapiteln 
des ehemaligen Archidiakonatsbezirks des Stifts Aschaffenburg die- 
selbe Gewohnheit herrschte. So berichtet das Oberamt Steinheim 
im Jahre 1791 von der Kirche in Mühlheim am Main: Die Er- 
bauung der Kirche sowohl als derselben Reparierung liegel nach 
dem in denen hohen KErzslift hergebrachlten 
Diöcesrechlin Ansehung des Langhauses der 
Gemeinde,inAnsehungdesChors aber den Zehenl- 
herren, so das S. Peterstift in Mainz, auf’. Ebenso 
schreibt der Abt von Seligenstadt 1685 an eine Mainzer Behörde, 
indem er sich über ein eigenmächtiges Verfahren des Kellers zu 
Steinheim beklagt, der die Kirche in Ober-Steinheim auf Kosten 
des Klosters hat wiederherstellen lassen: es gereiche dies dem 
Kloster zu Schaden in Erwägung daß „der Decimator vermög 
üblichen Herkommens ad chori ecclesiae malricis, die Commun 


ı Haus- u. Staatsarchiv Darmstadt V 6. Rheinhessen. Bo- 
denheim conv. 259. 

? Ebenda. 

s Haus- und Staatsarchiv Darmstadt. A. Steinheim. 
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oder Parrochiani aber ad ipsiusmel navis reparulionem ge- 
halten“ '. 

Aus alledem ergibt sich, daß seit dem 16. Jahrhundert die 
Gewohnheit, die man im 15. Jahrhundert im Landkapitel Castel 
antrifft, und die möglicherweise auch in anderen Landkapiteln be- 
standen hat, die herrschende im ganzen Erzstift geworden ist, 
sofern nicht besondere Urkunden für eine Kirche eine andere, 
ältere Rechtsgewohnheit zur maßgebenden gemacht hatten. Dem 
entspricht nun die in den einzelnen Landkapiteln geübte prakti- 
sche Handhabung der Gewohnheit. Seit dem 16. Jahrhundert 
liegt über Kirchbauten ein reichlicheres Quellenmaterial vor. Frei- 
lich ist auch dieses noch oft lückenhaft, sei es daß es überhaupt 
nicht mehr erhalten ist, sei es daß es mir nicht erreichbar war. 
In ihrer Gesantheit werden aber doch die von mir gefundenen 
und im II. Teile zusammengestellten Nachrichten genügen, um 
das Vorhandensein der Gewohnheit und ihre ständige Uebung zu 
erweisen. j 

An dieser Stelle mögen nur die allgemeinen Ergebnisse mit- 
geteilt werden, und zwar räumlich zusammengefaßt nach den 
alten Archidiakonatsbezirken. Hatten diese auch für die Zeit, um 
die es sich hier handelt, das 16.—18. Jahrhundert, ihre Bedeu- 
tung völlig verloren, war die territoriale und die kirchlich-admi- 
nistrative Zugehörigkeit der Kirchen oft eine ganz andere gewor- 
den, so hatten sie doch für die Zeit der Entstehung der Kultus- 
baulasten eine wesentliche Bedeutung gehabt, und auf den damals 
gelegten Grundlagen vollzog sich die Entwickelung in der späte- 
ren Zeit. Insofern hat es allerdings eine gewisse Berechtigung, 
trotz aller Verschiedenheit des Schicksals der einzelnen Kirchen 
für die Entwickelung ihrer Baulasten sie im Rahmen der alten 
Archidiakonats- und Landkapitelsbezirke zu betrachten, zu unter- 
suchen, wie sich innerhalb derselben die Verpflichtung zu den 
Baulasten weiter gestaltet hat. 

Selbstverständlieh war es nicht möglich, die Verhältnisse 


ı Haus- und Staatsarchiv Darmstadt. V 6. Steinheim. 
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aller inkorporierten Kirchen des hier der Betrachtung zugrunde 
gelegten Teiles der Mainzer Diözese im einzelnen zu verfolgen. 
Für manche lag gar zu wenig Material vor, während bei anderen 
das Inkorporationsverhältnis nicht klar genug zu Tage lag. 
Immerhin sind doch so viele untersucht worden, daß das Vor- 
handensein und die Uebung der Rechtsgewohnheit völlig deutlich 
erkennbar ist. 

I. Im Archidiakonat S. Peter wurden die Verhältnisse folgen- 
der zum Landkapitel Castell gehöriger Kirchen untersucht: Mos- 
bach-Biebrich, Bierstadt, Castell, Flörsheim, Kloppenheim, 
Kostheim, Schiersteim, Wallau, Wicker. Die Untersuchung 
ergibt, daß die inkorporierenden Klöster bezw. Stifter bei diesen sämt- 
lichen Kirchen vom 16. bis zum 18. Jahrhundert Chor und Pfarr- 
haus zu bauen hatten, bei keiner einzigen das Langhaus. Letz- 
teres wurde nach dem vorliegenden Material — und es liegt sol- 
ches für alle Kirchen, außer der zu Wicker, vor — von der 
Kirchenfabrik bezw. der Gemeinde gebaut. Vom Turm erfahren 
wir bei der Wallauer Kirche, daß ihn die Gemeinde baute. In 
Kloppenheim, wo er auf den Chor aufgebaut war, gehörte er zu 
diesem, wurde also hier vom Kloster gebaut. Die Verteilung der 
Baulasten war darnach in diesem Landkapitel im allgemeinen so, 
wie es die Statuten dieses Kapitels vom Jahre 1490 bestimmen. 
Umsomehr müssen diese daher für das Landkapitel als bindend 
angesehen werden. 

Vom Landkapitel Eschborn wurden folgende inkorporierte 
Kirchen untersucht: Kriftel, Münsterliederbach, Nied, Oberlieder- 
bach, Oberursel, Praunheim, Schloßborn. Auch hier findet man 
die Kirchenbaulasten nach der herrschenden Rechtsgewohnheit ver- 
teilt. Der Chor wurde von dem inkorporienden Kloster bezw. 
Stift gebaut bei den Kirchen in Kriftel, Münsterliederbach, Nied, 
Oberliederbach und Oberursel. In Münsterliederbach ist einmal 
der Fall vorgekommen, daß das Stift S. Stephan subsidiär zum 
Chorbau in Anspruch genommen wurde, weil der Kirchenfabrik 
hinreichende Mittel zur Verfügung standen. Das Langhaus baute 
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die Fabrik oder bei deren Insuffizienz die Gemeinde; nur in 
Münsterliederbach zahlte einmal das Stift (zeitweise?) einen Bei- 
trag zur Fabrik. Von der Gemeinde Kriftel erfahren wir, daß 
sie den Turm baute. Wenn in Oberliederbach das Mainzer Dom- 
stift den Turm unterhielt, so kann es nur geschehen sein, weil 
er auf dem Chore stand. 

In allen Gemeinden baute das Pfarrhaus das Kloster. 

Etwas abweichend hatten sich allein in Schloßborn die Ver- 
hältnisse gestaltet. Die Kirche, ursprünglich dem Mainzer Stephans- 
stift inkorporiert, war infolge der Reformation evangelisch ge- 
worden, 1604 aber durch den Erzbischof Johann Schweikhard 
wieder katholisch gemacht. Auch waren die Zehnten zu ?/; an 
den Erzbischof, zu !/s an den Pfarrer gelangt. Das alte Inkor- 
porationsverhältnis hatte sich damit völlig geändert. Es liegen 
also hier abweichende Verhältnisse vor, in denen es begründet 
war, daß der Erzbischof im 17. Jahrhundert die Kirche von Schloß- 
born baute. 

II. Im ehemaligen Archidiakonatsbezirk S. Mauritii, dem 
Landkapitel Rheingau, wurden folgende Kirchen untersucht: 
Eltville, Erbach, Geisenheim, Hattenheim, Kiedrich, Lorch, Neu- 
dorf, Niederwalluf, Oestrich, Winkel. Von diesen Kirchen sind 
inkorporierte Mutterkirchen nur die von Eltville, Geisenheim, 
Lorch und Oestrich, während die zu Erbach, Hattenheim, Kie- 
drich, Neudorf und Niederwalluf Filialkirchen von Eltville, die 
in Winkel Filiale von Oestrich war. Nur die Mutterkirchen können 
im vorliegenden Falle in Betracht kommen, da nur sie als in- 
korporierte gelten können. Leider liegt bei ihnen nicht allzuviel 
Material vor. Was aber erhalten ist, beweist, daß die Kultus- 
baulasten nieht nach der einst im Oestricher Weistum fixier- 
ten Gewohnheit, sondern nach der Gewohnheit des Landkapitels 
Castel verteilt waren. In Eltville baute das Stift S. Peter Chor 
und Pfarrhaus, das Langhaus dagegen die Kirchenfabrik aus dem 
Kirchenvermögen, die Gemeinde den Turm, in Geisenheim das 
Mainzer Domkapitel Chor und Pfarrhaus, die Gemeinde das Lang- 
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haus, ebenso in Lorch, wo aber das Langhaus auch aus Kirchen- 
mitteln gebaut wurde; in Oestrich unterhielt das Viktorstift Chor 
und Pfarrhaus, die Gemeinde das Langhaus. 

III. Von dem auf dem linken Rheinufer gelegenen Archi- 
diakonate des Dompropstes wurde die Verteilung der Baulasten 
bei den Kirchen zu Niederolm, Planig, Sobernheim unter- 
sucht. In Niederolm, von dessen Kirche wir nicht erfahren, daß sıe 
ein Sendweistum hatte, baute das Domkapitel den Chor mit dem 
Turm, der offenbar zum Chor gehörte, und die Nebenbauten, 
ferner das Pfarrhaus, die Gemeinde dagegen das Langhaus, da- 
neben ein Altarist eine Kapelle. In den Hauptteilen entsprach 
also die Verteilung der sonst allgemein herrschenden Gewohnheit. 
In Planig dagegen waren, wie bereits oben erwähnt, 1510 die 
Baulasten durch einen Vertrag und darauf auch in einem Weistum 
nach der älteren im Archidiakonat herrschenden Gewohnheit ge- 
regelt. Aus Mangel an archivalischen Nachrichten konnte nicht 
ermittelt werden, ob die Gewohnheit des Landkapitels Castel 
schließlich auch hier zur Uebung kam. Auch in Sobernheim 
waren die Baulasten weistumsgemäß nach der früheren Rechts- 
gewohnheit verteilt. Die Verpflichtungen, die darnach das Kloster 
Disibodenberg hier hatte, gingen nach dessen Aufhebung an den 
kurpfälzischen Fiskus über, und es ist von Interesse, daß dieser 
ım 18. Jahrhundert das Mauerwerk der Kirche, die Dächer, die 
Kirehhofsmauer und das Kircheninnere zu unterhalten hatte, die 
Gemeinde nur den Turm, die Verteilung also beinahe noch die- 
selbe war, wıe sie das Weistum anordnete. 

IV. Im alten Archidiakonatsbezirk von S. Mariae in campis 
lagen die inkorporierten Kirchen Kempten, Niederhilbersheim, 
Öberingelheim, Ockenheim. Das für diese Kirchen ermittelte 
Material ist ebenfalls nicht sehr umfangreich und läßt die Ver- 
teilung der Baulasten nicht überall und allseitig erkennen. In 
Kempten baute das Mainzer Domkapitel das Pfarrhaus, vermut- 
lich den Chor und sicher den Turm, der darum wohl auf dem Chore 
stand. In Niederhilbersheim berief man sich 1748 auf ein Weis- 
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tum, das offenbar die ältere im Archidiakonat in Uebung befind- 
liche Rechtsgewohnheit zur geltenden machte, wonach das Stift 
S. Mariae ad gradusChor und Langhaus zu bauen hatte; doch ist 
nicht bekannt, ob das Stift dieser von der kurpfälzischen Regie- 
rung unterstützten Forderung nachgekommen ist. In Oberingel- 
heim hatte das Domstift den Chor zu bauen, in Ockenheim das 
Stift S. Mariae ad gradus Chor mit Turm und das Pfarrhaus. 

V. Im ehemaligen Archidiakonatsbezirk von S. Vietor wur- 
den die Bauverhältnisse der inkorporierten Kirchen Bodenheim, 
Ebersheim auf der linken Rheinseite, Bensheim, Bickenbach, 
Schwanheim auf der rechten Rheinseite untersucht. In Boden- 
heim lag das früher erwähnte Weistum von 1535 vor, auf 
Grund dessen die Gemeinde nach der früher hier herrschenden 
Gewohnheit vom Stifte S. Alban in Mainz den Bau des Lang- 
hauses neben dem des Chors forderte. Das Stift hielt die in- 
zwischen allgemein herrschend gewordene für maßgebend. Dieser 
Gegensatz führte 1681 und in der Folgezeit zu lebhaft geführten 
Streitigkeiten, bei denen die Mainzer Behörden sich auf den Stand- 
punkt des Stifts stellten; doch scheint ein endgültiges Urteil auch 
ım 18. Jahrhundert nicht ergangen zu sein. 

In Ebersheim waren die Lasten im 17. Jahrhundert durchaus 
nach der damals allgemein eingeführten Observanz verteilt — ein 
sprechendes Beispiel dafür, daß diese auch in denjenigen Land- 
kapiteln Eingang gefunden hatte, in denen ursprünglich eine an- 
dere Rechtsgewohnheit bestand. Das Stift S. Alban baute Chor 
und Pfarrhaus; das Langhaus wurde aus Kirchenmitteln gebaut, 
und die Gemeinde unterhielt den Turm, sowie das auf dem Kirch- 
hof um die Kirche stehende Beinhaus. 

Genau so waren die Verhältnisse in Bensheim an der Berg- 
straße, obwohl hier infolge der Reformation Veränderungen in der 
Zehntberechtigung eingetreten waren, die auch Veränderungen in 
der Bauverpflichtung herbeigeführt hatten. Im 16. Jahrhundert baute 
das Mainzer Domkapitel Chor und Pfarrhaus, die Gemeinde das 
Langhaus. Im 17. Jahrhundert lag die Verpflichtung für Chor und 
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Pfarrhaus dem Domkapitel und der kurpfälzischen Kollektur ge- 

einschaftlich, für das Langhaus und den Turm der Kollektur 
allein ob. Streitig und unklar waren die Verhältnisse in Bicken- 
bach, da das Kloster Patershausen, dem die Kirche .inkorporiert 
war, um 1560 aufgehoben wurde. In Schwanheim am Main er- 
hob die Gemeinde zwar 1675 die Forderung, daß das S. Bartho- 
lomäusstift in Frankfurt die ganze Kirche bauen sollte, allein die 
kirchliche Oberbehörde, das Mainzer Generalvikariat, erkannte, daß 
es zu mehr nicht pflichtig sei, „als wohin sie die gemeine geist- ' 
liche Rechte und in dero Erzstift hergebrachle gewohnliche 
Observanz anweisen und binden“, und das Stift baute 1686 dem- 
gemäß den Chor, die Gemeinde das Langhaus. Der Pfarrhausbau 
lag dem Stifte ob. 

VI. Aus dem Archidiakonatsbezirk von S. Maria ad gradus, 
der die Wetterau umfaßt, wurde die Baulast der folgenden in- 
korporierten Kirchen geprüft: Bischofsheim, Obermörlen, Rocken- 
berg, Wehrheim. In Bischofsheim baute das Frankfurter Bar- 
tholomäusstift das Pfarrhaus, in Obermörlen der deutsche Ritter- 
orden Pfarrhaus und Chor, während die Kirche aus Kirchen- 
mitteln unterhalten wurde. In Rockenberg hatte ım 17. Jahr- 
hundert das Kloster Marienschloß das Pfarrhaus und angeblich 
die Zehntherren das Kirchengebäude zu unterhalten; im 18. Jahr- 
hundert ist die Baulast ganz observanzmäßig verteilt: die Dezi- 
matoren bauen den Chor, die Gemeinde das Langhaus. In Wehr- 
heim dagegen hatte die Observanz nicht Platz gegriffen, weil das 
Stift in Diez, dem die Kirche einst inkorporiert war, nach der 
Reformation aufgehoben wurde, und seine Verpflichtungen an die 
Landesherrschaft übergingen, die, obwohl Zehntherr, die Baurver- 
pflichtung der Kirchenkasse bezw. der Gemeinde zuschob. Aus 
dem Jahre 1765 liegt die Angabe vor, daß von einer Observanz 
bei einem Hauptbau nichts bekannt sei. 

VIL Im Archidiakonatsbezirk von S. Peter und Mbgander zu 
Aschaffenburg wurden endlich die Baulasten bei den Kirchen von 
Aschaffenburg, Mühlheim, Sailauf, Seligenstadt und Steinheim ge- 
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prüft. In Aschaffenburg gab es zwei Pfarrkirchen, die beide dem 
dortigen Stift inkorporiert waren. Das Pfarrhaus unterhielt das 
Stift, die Kirchen wurden von den Fabriken gebaut. Als zu 
Anfang des 19. Jahrhunderts die Stadtgemeinde Aschaffenburg 
für Bauten an der Agathenkirche in Anspruch genommen wurde, 
weigerte sich der Stadtrat, weil die Stadtkasse (d. h. die Ge- 
meinde) niemals zu diesen Lasten beigetragen und „die an 
anderen Orten etwa bestehenden Observanzen 
“hierher nicht zu übertragen sind“, endlich weil das 
Stift die Baulast zu tragen habe, wenn die Kirchenfabrik nicht die 
Mittel besäße. Die Stadt wollte die Sache auf dem Rechtswege 
zum Austrag bringen, doch ist mir nicht bekannt geworden, ob 
es dazu gekommen ist. 

In Mühlheim am Main lag eine früher schon besprochene 
Urkunde von 1307 vor, aus der sich ergab, daß die Gemeinde die 
Kirchengebäude in Stand halten mußte. Das S. Petersstift zog 
daraus begreiflieherweise Nutzen; die Observanz konnte nicht 
Eingang finden, und das Stift hat wohl auf dringendes Ansuchen 
zuweilen eine freiwillige Beisteuer gegeben, z. B. zum Bau eines 
Pfarrhauses, hat aber die observanzmäßigen Lasten nicht ge- 
tragen. | 

In Saılauf baute das inkorporierende Institut, die Schola- 
sterie des Aschaffenburger Stifts, Pfarrhaus und Chor, während 
die Kirche d. h. das Langhaus aus den Mitteln der Kirchenfabrik 
unterhalten wurde. 

Ueber. die Seligenstadter Kirche liegen widersprechende Nach- 
richten vor; nach den einen baute die Gemeinde Pfarrhaus und 
Kirche, nach den andern nur die Kirche, während das Kloster 
Seligenstadt das Pfarrhaus unterhielt. 

In Steinheim endlich unterhielt das Kloster Seligenstadt im 
15. Jahrhundert, in der Zeit der sich bildenden Observanz, Teile 
des Kirchengebäudes, nämlich das Dach mit Ausnahme des Turm- 
daches. Später aber im 17. und 18. Jahrhundert hatte die Obser- 
vanz bei der Kirche in Niedersteinheim Eingang gefunden, und 
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die Verteilung war hier die allgemein übliche: den Chor baute 
das Kloster, das Langhaus die Kirchenfabrik bezw. die Gemeinde. 


4. Der Rechtsgrund der Bauverpflichtung. 


Es fragt sich, worauf sich die Verpflichtung zu Kirchenbauten 
nach der Rechtsgewohnheit gründet. Die Frage kann hier nur 
historisch nach der Auffassung der Quellen und dem in ihnen 
zum Vorschein kommenden Rechtsbewußtsein beantwortet werden. 

Daß die Quellen eine Bauverpflichtung niemals auf die In- 
korporation zurückführen, ist früher schon gesagt worden. Auch 
nicht eine einzige Urkunde begegnet, in der zum Ausdruck kommt; 
daß das Kloster als Inkorporator zum Bau des Chores oder 
des Pfarrhauses verpflichtet ist. Ueberhaupt, daß durch die In- 
korporation ein Verhältnis begründet wird, auf Grund dessen eine 
besondere Verbindung zwischen Kirche und Kloster entsteht, be- 
sondere Rechte und Verpflichtungen geschaffen werden, davon ist 
in der gesamten Ueberlieferung nicht die Rede. 

Die Bauverpflichtung wird als eine primäre Last lediglich 
nur auf das Zehntrecht zurückgeführt. Wie dies allgemein 
für alle Pfarrkirchen mit Zehntrecht gilt, so natürlich auch für 
die inkorporierten. Durch die Inkorporation ging das Zehntrecht 
an den Inkorporierenden über, damit zugleich auch die Bauver- 
pflichtung und zwar in dem Umfange, der sich gewohnheitsmäßig 
dafür ın der Mainzer Erzdiözese herausgebildet hatte, nämlich für 
Chor und Pfarrhaus. 

Beispiele hierfür sind ın anderem Zusammenhange bereits 
vielfach gegeben worden: doch mögen folgende hier noch beson- 
ders angeführt werden: 

Die Karthause in Mainz besaß den halben Zehnten der Kirche 
in Wicker, zu der die Kapelle in Weilbach als Filiale gehörte. 
Sie wollte 1365 zum Bau der Weilbacher Kirche eine Steuer in 
der Gemeinde erheben, stieß aber hier auf Widerstand, indem 
manche Leute der Ansicht waren, daß die Kapelle fierö debere 
per dictos priorem et convenlum racione decime dimidie, quam 
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ibidem noscuntur obtinere!. Mochten die Sendschöffen auch aus- 
sagen, das Kloster sei in diesem Falle nicht zum Bau verpflichtet, 
so zeigt der Wortlaut der Urkundenstelle doch, daß das allge- 
meine Rechtsbewußtsein dahin ging, daß die Bauverpflichtung des 
Klosters auf dem Zehntbesitz ruhte. 

Nach den Statuten des Landkapitels Castell von 1490 sollte 
quivis pastor[es| decimas cujuscungue ecclesiae in nostra sede 
sile percipienles ... chorum . . . in decenti struclura servare 
ieneanlur und decimatores ecclesiastici vel seculares eccle- 
siae, qui.vel tolam decimam vel illius parlem seu parles 
percipiant necessarias erpensas lolales vel sallem parlem illa- 
rum vel partes in reedificalionem domus faclas vel faciendas 
juzla quotam se conlingenlis decime solvere teneantur?. 

Grade diese Stellen sind besonders wichtig, denn sie zeigen, 
daß die Bauverpflichtung zu einer Zeit, in der Inkorporationen 
noch immer vorkamen, man also eine deutliche Vorstellung von 
den Rechten, die sie verlieh, wie auch von den Lasten, die sie 
auferlegte, haben mußte, lediglich auf das Zehntrecht basiert wird, 
die Inkorporation aber als Rechtsgrund für Baulasten irgend- 
welcher Art mit keinem Worte in Frage kommt. 

Ein Register der Ausgaben für den Bau des Pfarrhauses in 
Münsterliederbach aus den Jahren 1520—1532 trägt die Ueber- 
schrift: Münsterliederbacher parrochialis domus et horrei re- 
parationis exzpensae faclae per parrochum ab anno 1520 usque 
ad annum 1532 propler lerliam parlem decimarum®. 
Das Stift S. Stephan hatte dem Pfarrer den dritten Teil des 
Zehntens gelassen, dafür ihm aber die Unterhaltung des Pfarr- 
hauses auferlegt. Nach dem früher erwähnten Kostheimer Weistum 
des 16. Jahrhunderts baute das Altmünster-Kloster das Pfarrhaus 
wegen der pastorei deszehends zu Costheim, und die Aebtissin 
schrieb 1590 von dem allgemeinen Landbrauch, cra/ft desselben 
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erd zehentherr das chor ... zu bauen schuldig '. Die Ge- 
meinde Oestrich verlangte 1625 die Meßgewänder, die zum Chor- 
dienst nötig und darum von dem zur Unterhaltung des Chores 
Verpflichteten zu liefern waren, von den Stiftsherren des Viktor- 
stifts, die als unser gnedige herren und decimalores 
ohne zulhun gemein(de) Oestrich in der kirch verschafft und 
überschickt werden’. Der Pfarrer von Oberliederbach schreibt 
1650 an den Dechanten des mit der Baupflicht belasteten Mainzer 
Donsstift dieweil nun .... sowohl diese Bauung des Pfarrhaus 
als auch der Kirchen [d.h. des Chors] dem hochadligen Thum- 
stift zu Mainz ralione selbigen Zehendtens zuslehl 
und gebüret .....°. Im Jurisdiktionalbuch des Rheingaus von 1671 
lautet die Stelle über die Bauverpflichtung des Domkapitels gegen- 
über der Geisenheimer Kirche nach dem Bericht der Geisenheimer 
Ortsbehörde: Ein hochwürdig Domkapitul als Decimatores ha- 
ben das Chor und Sacristei der hiesigen Kirchen, wie auch den 
Pfarrhof zu bauen und in esse zu unlerhalten *. Die oberste geist- 
liche Behörde des Erzstifts, das Vıikariat in spiritualibus, berichtet 
1682 dem Erzbischof in dem Streit über die Bauverpflichtung für 
die Bodenheimer Kirche, es habe gefunden „dass gedachtes Stift 
als Decimator de jure consueludinario archidioeceseos Mogun- . 
linae mehr nicht als chorum zu stellen. schuldig seie®. Im 
Kapitel des Petersstifts referierte 1753 der Dechant, daß die Ge- 
meinde in Eltville angezeigt habe, ihre Kirche sei sowohl im Chor, 
wie im Langhaus sehr „ruinos“, und sie sei gesinnt, das Lang- 
haus reparieren zu lassen, habe darum auch das Stift ersucht, 
es mögle qua decimator allda das Chor ebenfalls pro rala 
reparieren lassen. Conclusum: solle das Chor besichliget, auch 
davon den übrigen Herrn Decimaloren Nachricht gegeben wer- 

ı8, H. u. St.-A. Darmstadt, V 6, Rheinhessen, Kostheim: 
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den‘. In einem Vertrage der Gemeinde Flörsheim mit dem Stift 
S. Mariae ad gradus, dem die Flörsheimer Kirche inkorporiert war, 
heißt es 1766: Nachdem die dom- und kapitularische Gemeinde zu 
Flörsheim am Main ihre alte baufällige, auch zur Fassung der da- 
maligen einige Zeit sehr stark angewachsenen Einwohnern nicht 
mehr hinlänglichen Kirche abzubrechen und in Platz derselben 
eine neue zu erbauen sich resolviret und solches dem löblichen 
Kollegiatstift ad gradus b. Mariae viryinis mil der Gesinnung 
angezeigt, dass selbiger als Decimalor universalis in 
der ganzen Flörsheimer Gemarkung zu gleicher Zeit auch ein 
Dritteil der ganzen Kirche ausmachendes Chor nach dem vor- 
gelegten von einem hochw. ynädiyen Dom-Kapitel als Ortsherr- 
schaft zu Flörsheim genehmigten Riss stellen möchle, dieser aber 
sich zu dem 3. Teile keineswegs, sondern nur allein zu Erbau- 
ung eines dahin gehörigen Chors schuldig bekennen und darüber 
mit der Gemeind Flörsheim allenfalls den Wey des Rechtes ein- 
schlagen, dieselbe sich mit wohlermeltem Stift in keinen kost- 
spieligen Prozess einlassen . . .. wird ein Vertrag abgeschlossen 
folgenden Inhalts . . .°. 

‘ Die Beweise brauchen nicht noch weiter gehäuft zu werden: 
in allen Jahrhunderten und von allen Beteiligten ist allein das 
Zehntrecht als Grund der Bauverpflichtung des inkorporierenden 
Instituts angesehen worden. 


5. Die Verbindlichkeit der Rechtsgewohnheit. Die Bestimmungen 
des Tridentiner Concils. 


Es gehört zum Wesen der Rechtsgewohnheit, daß sie bin- 
dende Kraft hat und Zwang ausübt auf die ihr unterworfenen 
Rechtssubjekte.e. Auch die Rechtsgewohnheit bei den Kultusbau- 
lasten in der Mainzer Diözese verpflichtete die Beteiligten, hier 
also die inkorporierenden Institute. 

ı St.-A. Wiesbaden, IX. Kurmainz, Stift S. Peter No. 20. 
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Der Beweis liegt positiv darin, daß die letzteren sich fort- 
gesetzt Jahrhunderte hindurch der Gewohnheit gefügt und sie 
durch beständige Ausübung als zu Recht bestehend anerkannt 
haben, negativ auch darin, daß sie ihr Vorhandensein und ihre 
Verbindlichkeit, soweit wenigstens meine Kenntnis des Quellen- 
materials reicht, niemals angefochten haben. Allerdings ist es 
nicht selten vorgekommen, daß einzelne Klöster Verpflichtungen 
nicht nachgekommen sind, sei es, daß sie in einzelnen Fällen die 
Notwendigkeit eines Baues bestritten, oder daß sie einen von der 
Gemeinde eigenmächtig ausgeführten Bau nachträglich nicht an-. 
erkennen wollten, oder sei es endlich, daß sie absichtlich und 
wider besseres Wissen die Erfüllung ihrer Verpflichtungen ver- 
säumten. Alles dies aber beweist nichts gegen die Rechtsver- 
bindlichkeit der Gewohnheit, die als solche nicht bestritten wurde. 

Häufig hatte die weltliche Behörde, die Landesherrschaft, 
oder auch die geistliche Oberbehörde der Klöster Veranlassung, 
diese zur Erfüllung ihrer Pflichten anzuhalten, und oft genug ist 
es zu Zwangsmaßregeln gekommen, namentlich zur Beschlag- 
nahme der Zehnten, wenn der Bauverpflichtung nicht genügt 
wurde. So sperrte z.B. der Graf von Erbach 1558 den Nonnen 
des Klosters Patershausen ihre Gefälle im Amte Seeheim, als sie 
das Pfarrbaus verfallen ließen . Der kurfürstliche Amtmann ın 
Höchst legte 1574 in Münsterliederbach Beschlag auf die Zehnten 
des Mainzer Stephansstiftes, als dieses seiner baulichen Verpflich- 
tung gegen die dortige Kirche nicht nachkam ?, die Hessen-Darm- 
städtische Regierung 1681 in Wallau ebenso auf die Zehnten des 
Stifts Bleidenstadt °. Sehr energisch ging in solchen Fällen nament- 
lich Kurfürst Franz Anselm von Mainz vor, der 1681 in Boden- 
heim die Zehnten des Stifts S. Alban, 1683 die des Petersstifts 
in Hattenheim sperrte und 1682 die des Frankfurter Bartholomäus- 
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stiftes in Schwanheim wenigstens zu sperren drohte!. Trotzdem 
sein Vorgehen im Mainzer Klerus arge Verstimmungen erregte ?, 
so haben die Klöster doch die Rechtsbeständigkeit der sie zum 
Bau verpflichtenden Rechtsgewohnheit niemals angefochten. 

Eine Einwirkung auf sie hätten möglicherweise die Beschlüsse 
des Tridentiner Konzils ausüben können, das bekanntlich im 
7. Kapitel der 21. Sitzung de reform. bestimmte: Parrochiales 
vero ecclesias, eliamsi juris palronalus sint, ita collapsas refici 
el inslaurari procurent |episcopi]| ex fruclibus et provenlibus 
quibuscungue ad easdem ecclesias quomodocungue perlinentibus. 
Qui si non fuerint sufficientes, omnes palronos et alios, qui 
fructus aliquos ex dictis ecclesiis provenientes percipiunt, aut 
in illorum defeclum parrochianos omnibus remediis opportunis 
ad pruedicla cogant quacunque appellatione, exemptione et conlra- 
diclione remota. 

Während also nach der Mainzer Rechtsgewohnheit der Zehnt- 
herr bezw. im Falle der Inkorporation das die Zehnten besitzende 
inkorporierende Kloster die primäre Baupflicht für Chor und Pfarr- 
haus, die Kirchenfabrik oder bei deren Insufficienz die Parochianen 
für das Kirchenschiff, die Gemeinde für den Turm hatte, bestimmte 
das Tridentinum, daß die Baupflicht für die Kirche der Kirchen- 
fabrik obliege, bei deren Insufficienz aber allen Patronen und den- 
jenigen, die irgendwelche Einkünfte aus Kirchengütern genießen, 
oder wenn diese nicht ausreichen, den Parochianen, also der Ge- 
meinde. 

Die Bestimmungen des Tridentinums betreffen nur die Bau- 
verpflichtungen für Pfarrkirchen, nicht auch für die Pfarrhäuser 
und die dazu gehörigen Gebäude, wie Amrhein neuerdings 
mit Recht bemerkt hat ?. In diesem Punkte konnten sie das Mainzer 

ı Haus- u, Staatsarchiv Darmstadt, V 6. Convolut 259 (Bo- 
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Partikularrecht überhaupt nicht beseitigen. Hinsichtlich der Pfarr- 
kirchen stellen sie allerdings sehr abweichende Grundsätze auf. 
Sie machen keinen Unterschied unter den Bauteilen der Kirche, dem 
Chor, dem Langhaus, dem Turme; sie übertragen die primäre Bau- 
pflicht an diesen Bauteilen nicht verschiedenen Rechtssubjekten, 
sondern der Kirchenfabrik und bei deren Insufficienz sekundär den 
Patronen und allen, die aus dem Kirchengut Einkünfte genossen. 

Ob es nun der Zweck der Konzilsbestimmungen und ihre 
rechtliche Wirkung gewesen ist, daß die Partikularrechte be- 
seitigt wurden, bleibe hier unerörtert. Wäre es aber der Fall 
gewesen, so könnte die Frage aufgeworfen werden, ob und in- 
wieweit die Bestimmungen des Tridentinums für diejenigen Kirchen 
rechtsverbindlich sind, die die Autorität des Tridentiner Konzils 
nicht mehr anerkannten, wie etwa die Kirche in Biebrich, in der 
die Konzilsbeschlüsse zweifellos niemals publiziert wurden und 
niemals gesxtzliche Anerkennung gefunden haben, weil sie im Jahre 
1560, also 3 Jahre vor Schluß des Konzils bereits protestantisch 
geworden war. 

Hier kann es sich nur um die Erörterung der Frage handeln, 
ob und welchen Einfluß die Tridentiner Bestimmungen allgemein 
auf die Praxis im Bereich des Mainzer Partikularrechts ausgeübt 
haben. Allein die bisherige Untersuchung enthält bereits die 
Antwort: von einer Beseitigung der Mainzer Rechtsgewohnheit 
ist nicht die Rede. Die Baulasten sind in der Mainzer Erzdiözese 
niemals anders verteilt gewesen, als es nach dem Gewohnbeits- 
rechte zu geschehen hatte. Nicht als ob die Bestimmungen des 
Tridentinums nicht bekannt gewesen wären. Man hat sich öfters 
namentlich im 17. und 18. Jahrhundert auf sie berufen, wenn 
2.B. den Bauverpflichtungen nicht genügt wurde. So machte das 
Stift S. Alban in seinem Streit mit der Gemeinde Bodenheim 1681 
sehr unpassend die Bestimmung für sich geltend mit der Be- 
‚merkung: „Die Canones, geistlichen Rechte und Concilium Tri- 
dentinum weisen nicht die Decimas, sondern vielmehr andere, 
hauptsächlich die Parrochianos, ja sogar die Obrigkeiten, welche 
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die majoro emolumenla genießen, zu einer geistlichen Beisteuer 
an!.“ Das S. Petersstift kam 1687 seinen Bauverpflichtungen 
gegen die im Zehntbezirk der Pfarrei Eltville gelegenen Kirchen 
ın Hattenheim, Erbach und Niederwalluf nicht nach. Kurfürst 
Anselm Franz drang auf Erfüllung und bemerkte gegenüber der 
Einrede des Stifts Folgendes: Nun sehen wir darob so viel, daß 
dieses euer Einwenden auf einem ganz irrigen und unbeyründeten 
Praesupposito beruhe, inmaßen das allgemeine Tridentinische 
Concilium klar staluiret und verordnet, daß die Bau- und Re- 
parieruny der Kirchen und Pfarrhäuser und darzu gehörigen 
Gebäue, wenn bei dem Patrono oder bei der Fabrik die Mittel 
nicht vorhanden, sodann die Unterhaltung der Pfarrer denen 
Decimatoribus obliegen sollen ...°. Der Erzbischof beruft sich 
hier sehr mit Unrecht auch für den Pfarrhausbau auf das Konzil. 
Sein Hinweis auf letzteres hat im übrigen nur den Zweck, dem Stift 
seine Bauverpflichtung eindringlich zum Bewußtsein zu bringen, 
nicht aber, es zu einer genauen Befolgung grade der Tridentiner 
Bestimmungen anzuhalten, weil er diese als bindend für das Stift 
ansah. Dieses ist ihnen niemals nachgekommen, es hat nicht 
einmal die durch das Mainzer Partikularrecht geforderten Bau- 
lasten getragen; und mehr als diese haben selbst die beteiligten 
Gemeinden nicht gefordert. 

Wie wenig genau ım Bereich der Mainzer Erzdiözese manch- 
mal die Kenntnis der Bestimmungen des Tridentinums war, zeigt 
z.B. ein Fall aus dem Jahre 1721, als die Gemeinde Erbach ihre 
Kirche erweitern wollte und vom Petersstift verlangte, daß es als 
Decimator generalis so nach dem allgemeinen christlichen Tri- 
dentinischen Concilio schuldig, das Chor sogleich baue und an- 
hangen mögte?. Wäre die Tridentiner Bestimmung maßgebend 
geworden, so hätte man wohl besser gewußt, daß man sich nicht 
grade für den Chorbau auf sie berufen durfte. 

* Haus- und Staatsarchiv Darmstadt, V. 6 Conv. 259. 
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So haben also diese Bestimmungen in der Praxis das Mainzer 
Partikularrecht nicht derogiert; letzteres ist fortdauernd in Uebung 
geblieben, wie die im zweiten Teile dieser Untersuchung ent- 
haltenen Mitteilungen aus der Baugeschichte einzelner inkorpo- 
rierter Kirchen hinreichend beweisen. 


6. Schlußergebnisse. 


Indem ich die Ergebnisse der angestellten Ermittelungen zu- 
sammenfasse, glaube ich Folgendes nachgewiesen zu haben: 

1. Im Erzstift Mainz hat eine Rechtsgewohnheit bestanden, 
nach der der Pastor, wenn er Zehnten von der Kirche bezog, 
primär verpflichtet war, Chor und Pfarrhaus zu bauen, während 
die Kirchenfabrik oder bei deren Insufficienz die Parochianen das 
Langhaus, die Gemeinde den Turm baute. 

2. Die Baupflicht für Chor und Pfarrhaus beruhte nach dieser 
Gewohnheit auf dem Zehntrecht. 

3. Die Gewohnheit hat stets auch Anwendung auf inkorpo- 
rierte Kirchen gefunden, weil bei diesen das inkorporierende 
Kloster Pfarrer war und durch die Inkorporation das Zehntrecht 
an dieses überging. Die Inkorporation hat in der Mainzer Praxis 
niemals einen Titel für Baulasten abgegeben. 

9. Die Bestimmungen des Tridentiner Konzils in cap. 7, 
sess. 21 de reform. haben in der Praxis die Rechtsgewohnheit 
nicht beseitigt. 


[Schluß folgt.] 
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1. Kapitel. 


Einleitung. 


Die vorliegenden Ausführungen stellen die im wesentlichen 
unveränderte Arbeit dar, die am 18. Januar 1906 unter dem Titel 
„ Verordnungen nach preußischem Landeskirchenrecht, insbesondere 
Notstandsverordnungen“ den Preis der juristischen Fakultät der 
Universität Königsberg erhielt. 

Für die Bearbeitung des Themas handelt es sich vor allem 
um die Beantwortung der Frage, ob und in welchem Umfange 
der Streit der „Gesetzes“-Theorien, der im deutschen und preu- 
ßischen Staatsrecht einen verhältnismäßig großen Platz bean- 
sprucht, für das Recht der Landeskirche Preußens von Bedeutung 
ist. Das Problem läßt sich kurz dahin formulieren: 

Nach der sogenannten herrschenden Theorie im Staatsrecht 
unterscheidet der Sprachgebrauch des konstitutionellen Staates 
Preußen zwischen formellen und materiellen Gesetzen: „Gesetz 
ım materiellen Sinne sei gleichbedeutend mit „Rechtsnorm‘, 
„Rechtssatz“'. Gesetz im formellen Sinne sei „jeder Willensakt 
der konstitutionellen Legislative, unbesehen seines Inhaltes“?. Die 
preußische Verfassung (Artikel 62) setze den materiellen Gesetzes- 
begriff voraus; „Die rechtsetzende Gewalt wird durch die Legis- 
lative ausgeübt“?. Den Gegensatz zum „Gesetz“ bilde die „Ver- 
ordnung“ — erlassen durch andere, dazu berufene Organe des 


! Anschütz p. 15. ®2 Anschütz p. 16. 8 Anschütz |. c. 
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Staates außerhalb der Legislative (Verordnungen ım formellen 
Sinne) '. Die Verordnungen im formellen Sinne zerfallen nach 
dieser Theorie in Verordnungen im materiellen Sinne (Verwal- 
tungsvorschriften) als Gegensatz zum materiellen Gesetze — Wil- 
lenserklärungen der Staatsgewalt ohne rechtlichen Inhalt? —, und 
in „Rechtsverordnungen“; — diese seien Gesetze im materiellen 
Sinne ?, und könnten im preußischen Staate nur erlassen werden 
auf Grund gesetzlicher Ermächtigung ? °. 

Demgegenüber kennt die Theorie des formellen Gesetzes (die 
sogenannte Enumerationstheorie) nur einen Unterschied auf for- 
mellem Gebiete. Es bedeutet hier „Gesetz“ nicht „Rechtssatz “, 
„Gesetzgebung“ nicht „Rechtsetzung“, sondern Gesetz sei höchster, 
souveräner, allgemein verbindlicher Staatsakt, im konstitutionellen 
Staate Preußen also, was der König in Uebereinstimmung mit den 
beiden Häusern des Landtags verordnet — ohne Rücksicht auf 
seinen Inhalt. Alles andere sei Verordnung; auch hier sei der 
Inhalt unerheblich. Die Verordnungen könnten Recht setzen oder 
Vorschriften für die Verwaltung geben. Die Frage, „wann ein 
Gesetz notwendig und wann eine Verordnung genügend ist“, werde 
„nicht nach logischen oder allgemeinen juristischen Argumenten“ 
beantwortet, „sondern nach den konkreten und gegebenen Macht- 
verhältnissen, wie solche im Laufe der geschichtlichen Entwicke- 
lung sich gestaltet haben und in der Landesverfassung zum Aus- 
drucke gelangt sind“ ®”. 


ı Z. B. Laband II $ 58. 
?2 Laband p. 80, 79. 

® Z. B. Laband |. c., Anschütz p. 16 sg. 

* 2. B. Anschütz |. c. 

5 So etwa dürfte die herrschende Theorie zu verstehen sein. Im übrigen 
will ich Haenels bitteres Urteil über die „künstliche“ Terminologie (p. 110) 
und über die Willkür der staatsrechtlichen Terminologie (p. 111, p. 116) 
gerne unterschreiben. Es ist wirklich nicht ganz einfach, festzustellen, was 
die einzelnen Vertreter der herrschenden Theorie meinen. 

® Arndt Vp. 3. 

’ Wobei zu bemerken ist, daß Eingriffe in die sog. Grundrechte unter 
den Schutz des Gesetzes gestellt sind. 
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Die Berechtigung, die erwähnte Streitfrage auf das Gebiet 
der landeskirchlichen Verfassung zu übertragen, dürfte nicht 
zweifelhaft sein. Es wird zwar darüber gestritten!, ob die Ge- 
neralsynode ein Analogon des staatlichen Parlamentes ist; wenn 
aber Köhler” ausführt, „daß sich die kirchliche und die politische 
Verfassungsentwickelung immer parallel bewegt haben“, so er- 
scheint dem historisch Beobachtenden ein Bestreiten dieser Tat- 
sache ausgeschlossen. Daß die staatliche und die kirchliche Ver- 
fassung dann irgendwo Verschiedenheiten aufweisen — was eben 
die Möglichkeit der Anerkennung einer Analogie in strikter Durch- 
führung ausschließt —, ist weiter nicht verwunderbar bei der Ver- 
schiedenheit der Materie und hindert doch nicht, daß die Ver- 
fassung der Landeskirche in wesentlichen Bestandteilen, z. B. der 
Teilnahme der Mitglieder der Landeskirche an der Gesetzgebung, 
der Verfassung des Staates nachgebildet ist®. Die ganze Frage 
entspringt der in der heutigen Jurisprudenz nur zu lebhaften kon- 
struktiven Generalisierungssehnsucht, die doch gerade im Staats- 
recht mit seinen tatsächlich vielfach modifizierten Rechtsverhält- 
nissen unangebracht sein dürfte. Die Berechtigung, die Verfas- 
sung der preußischen Landeskirche auf ihre Stellungnahme zum 
‘ Streite über Gesetz und Verordnung zu prüfen, möchte hierdurch 
erwiesen sein. Die vorliegende Arbeit berücksichtigt ihn vom 
Standpunkte des landesherrlichen Verordnungsrechts aus. Es wird 
daher die provinzielle Gesetzgebung nicht in Betracht gezogen, 

! Siehe die recht gute Zusammenstellung der Ansichten bei Theinert 
p- 41. 

2 Köhler p. 146. 

3 Daß das in Preußen tatsächlich geschehen ist, wird an gegebener 
Stelle weiter unten gezeigt werden. Wenn Theinert p. 57 ausführt: „Die 
Generalsynode ist hauptsächlich an der kirchlichen Gesetzgebung beteiligt. 
Schon hierbei tritt aber eine wesentlich andere Regelung wie in der Staats- 
verfassung zu Tage, nämlich die Anwendung der Enumerativmethode*, so 
fällt seine Behauptung mit der irrtümlichen Annahme, daß die Staatsver- 
fassung die Enumerativmethode nicht anwendet; das ist so doch noch nicht 
ganz sicher. Vgl. z. B. seinen Nachfolger Marcus p. 62 „Selbstverständlich 


legen wir unserer Erörterung die allein durchführbare und zuverlässige Ein- 
teilung in formelle Gesetzgebung und formelle Verwaltung zugrunde.“ 
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da sie für das Verordnungsrecht weniger von Bedeutung ist, — 
Notverordnungen sind für die Provinz nicht zulässig. — 

Verfasser hat die erste Redaktion dieser Arbeit, wie eingangs 
erwähnt, nicht erheblich geändert; sie ist im wesentlichen nur mit 
Rücksicht auf den heutigen Stand der Literatur und Gesetzgebung 
ergänzt und mit Rücksicht auf die von den Zensoren der Fakul- 
tät gerügten Mängel verbessert worden. Die seinerzeit angewandte 
Methode hält der Verfasser auch heute noch für richtig: er ging 
historisch vor, und was er dabei fand, wurde kritisch untersucht. 
Nur auf diesem Wege, nicht durch Abstraktion aus allgemeinen 
Grundsätzen, ist seiner Meinung nach das Wesen einer politischen 
Erscheinung zu erkennen. Verfasser glaubt damit auch der Ver- 
suchung zu entgehen, der die einzige die vorliegende Frage ex 
professo behandelnde Monographie verfallen ist, sich ein Resultat 
vorzusetzen und es dann zu unternehmen, das Vorgesetzte zu be- 
weisen. 


2. Kapitel. 
Terminologische Vorbemerkung. 


Im Sprachgebrauche dieser Arbeit bedeuten 

„Gesetz“ die von der obersten Stelle im Staate erlassene, 
unbedingt bindende, im konstitutionellen Staate die mit Zustim- 
mung der Volksvertretung vom Staatsoberhaupte erlassene Vor- 
schrift !. | 

„Verordnung“ die im Gegensatze zu den Gesetzen ohne die 
Zustimmung der Landesvertretung ergangene Anordnung der 
Staatsgewalt ?. 

„ Verwaltungsvorschrift“ dasselbe wie Verordnung. 

„Selbständige Verordnung“ die sich auf ein von alters her 
bestehendes eigenes, nicht übertragenes Recht des Verordnenden, 
die Angelegenheiten nach eigenem Belieben zu ordnen, stützende 
Verordnung. 
1 Definition nach Arndt B p. 812. 


? Definition nach Arndt V p. 3. 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XXIT, 1. 5 
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„Unselbständige Verordnung“ eine Verordnung, zu deren Er- 
laß der Verordnende durch die Verfassung oder durch ein Gesetz 
ermächtigt worden ist. 

„Notverordnungen“ „provisorische Gesetze, die auf Grund 
verfassungsmäßiger Ermächtigung vom Staatsoberhaupte erlassen 
werden“!, 

„Ausführungsverordnungen“ Verordnungen, die „nähere Vor- 
schriften über die Ausführung und Vollziehung von Gesetzen ent- 
halten“ ?. 

„Rechtssatz“ den Inbegriff des allgemeinen Willens, dessen 
Inhalt die als Folge eines bestimmten Tatbestandes sich ergeben- 
den menschlichen Beziehungen sind. 


3. Kapitel. 
Staatsrechtliches Verordnungsrecht des Landesherrn. 


Das kirchenrechtliche Verordnungsrecht des Landesherrn be- 
ruht auf seiner Stellung als summus episcopus der Landeskirche 
und kann nur aus ihr heraus verstanden werden. Diese Stellung 
wiederum ist nur historisch zu begreifen. 

Der alte germanische Gedanke ® einer Staats-Landeskirche 
unter Herrschaft des Staates über die Kirche, den z. B. die Me- 
rowinger verwirklichten, lebt, wie Hintze* nachweist, in der Form 
einer Territorial-Landeskirche und eines landesherrlichen Kirchen- 
regimentes schon in der Zeit vor der Reformation wieder auf und 
zwar ım 15. Jahrhundert. Das Baseler Konzil (1431—1449) hatte 
die Reformunfähigkeit der allgemeinen Kirche bewiesen. Da wa- 
ren es neben der weltlichen Macht vor allem die Landesbischöfe, 
die Neigung zur Bildung von Nationalkirchen zeigten. Diese 
Bestrebungen hatten nicht den gewünschten Erfolg; denn die 
Kurie verband sich mit den Landesfürsten, machte ihnen Zuge- 
ständnisse auf kirchenregimentlichem Gebiete und gewann so die 


! Arndt B p. 815. 

?2 Schön, II p. 259. 

8 cf. Stutz p. 827. 

* Historische Zeitschrift Bd. 97 p. 67 sqq.; dort die weitere Lit. 
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Herrschaft über die Landeskirche. Bald aber wandte sich diese 
Politik gegen ihre Urheber: die Kirchenhoheit der weltlichen Ge- 
walt war mehr oder minder anerkannt, sie wurde „ein wesent- 
licher Bestandteil der in Bildung begriffenen souveränen Staats- 
gewalt“!. In Brandenburg beginnt die skizzierte Entwickelung 
mit der Verleihung des Präsentationsrechtes für die Bistümer des 
Landes von Papst Nikolaus V an Friedrich II (1447), „ein Recht, 
das sich dann in der Praxis zu einer ziemlich unbeschränkten 
landesherrlichen Verfügungsgewalt ausbildete“ ® und sich allmäh- 
lich auch auf die geistliche Gerichtsbarkeit ausdehnte ®. 

In diese Entwickelung hinein traf die Reformation ; mit ihr 
fielen die Bischöfe fort — so „blieb als Inhaber des Kirchen- 
regiments nur der Landesherr übrig‘. Die Lage war nicht so, 
daß es im Belieben der Reformatoren gestanden hätte, ob sie ein 
Kirchenregiment in der Form einer monarchisch geleiteten Landes- 
kirche oder in der einer Autonomie der einzelnen Gemeinden ein- 
führen wollten; sie fanden in der christlichen Gesellschaft, in der 
sie lebten und wirkten, eine bestimmte politische Organisation 
mit kirchenregimentlichen Befugnissen vor, an die sie sich an- 
schließen mußten, wenn sie nicht eine unabsehbare politisch-so- 
zıale Umwälzung herbeiführen wollten, in der die kirchliche Re- 
form wahrscheinlich untergegangen wäre“®°. 

Nun war im Gegensatze zu der in der katholischen Kirche 
herrschenden Doktrin nach Ansicht der Reformatoren das Kirchen- 
regiment nicht in das geistliche Amt einbegriffen®. Jede kirchliche 
Verwaltungsform erschien gleichwertig, wofern sie nur die rich- 
tige und volle Sakramentsverwaltung ermöglichte und verbürgte. 
Darum konnten alle Kirchenordnungen so eng mit dem Staats- 
organismus verbunden werden”, 


! Hintze ]. c. p. 68. 

® Hintze ]. c. p. 68; Hennig p. 1 und im übrigen die ganze Arbeit. 
® Stutz p. 867. 

* cf. auch Jacobson p. 108. 

5 Hintze p. 69. 

° Verf. folgt hier Mejer ]. c. p. 467 sqq. 


” Hintze 1. c. p. 71; Rieker p. 40 sqgq. 
5* 
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Die Grundlagen des landesherrlichen Kirchenregiments waren 
nun einerseits die landespolizeiliche Machtstellung des Landesherrn 
gegenüber der Kirche und andererseits theologisch: Die Obrig- 
keit sei schuldig, die zehn Gebote als göttliches Recht aufrecht 
zu erhalten und demgemäß in Anwendung der ersten Gebotstafel 
für richtigen Gottesdienst zu sorgen. Damit überwies man dem 
Landesherrn das Kirchenregiment, denn in jener Pflicht der Sorge 
und Aufsichtsführung hinsichtlich des Gottesdienstes liegt dessen 
Hauptaufgabe. Dadurch aber auch war das Kirchenregiment cha- 
rakterisiert als integrierender Teil des Regiments tiber das Land. 
Hieraus ergibt sich gleichzeitig, daß der Landesherr in seinen 
Kirchenregimentsbefugnissen vollkommen selbständig war — wie 
sehr, zeigt recht deutlich die Vorrede zu einem, nachher nicht 
verwandten, ältesten Entwurfe zu der Konsistorial- und Visitations- 
ordnung vom Jahre 1573: „ ... Wann Wir Uns... als dem 
Landesfürsten aus fürstlicher Obrigkeit, Hoheit und wegen unsers 
tragenden Amts gebühret und zustehet, rebus sic stantibus, nicht 
allein weltlichen, sondern auch in geistlichen Sachen Recht und 
die Gerechtigkeit männiglichen in Unserm Churfürstenthum und 
Landen mitzutheilen, auch geistliche Ordnungen, dadurch Zucht 
und Ehrbarkeit erhalten, aufzurichten, und der wegen nicht ver- 
bunden seien, Unserer Landschaft Bewilligung darinne zu requi- 
riren und zu erfordern, vornehmlich da dasselbe allwegs bei den 
Bischöfen und ihren Officialen allein gestanden, in geistlichen 
Händeln und Sachen, männiglich ungehindert, aueh wider alle 
unserer Unterthanen Willen und nach Rechts-Gebühre, zu proce- 
diren, und dann dieselbe geistliche Expedition, wie gehört, jetzt 
an Uns kommen, so haben Wir... diese geistliche Polizei- 
Visitation und Consistorial-Ordnung stellen und renoviren las- 
sen... .*ı. 

Der so gewordene landeskirchliche Staat konnte nicht tole- 
rant sein?; doch schon früh sah man ein, daß das in seiner gan- 


1 Abgedruckt bei von Mühler p. 67, 68. 
® cf. Hintze p. 78. 
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zen Strenge nieht durchzuführen sei (so Gerhard in seinen „Loci*). 
Dann kam der Westfälische Friede und gebot protestantischen 
Landesherrn, die Katholiken zu dulden, wenn sie sich ruhig ver- 
hielten, wie katholischen Fürsten, die evangelische Lehre nicht zu 
unterdrücken. 

Es vergrößerten sich die Territorien, der Landesherr selbst 
wechselte unter Umständen seine Religion, die neugegründeten 
Religionsgesellschaften erhielten tatsächlich oder durch Privile- 
gien eine Sonderstellung. So sah man nur noch landespolizei- 
liche Motive bei der Verwaltung des landesherrlichen Kirchen- 
regimentes — es herrschte der Territorialismus. 

Standen nun die im Lande vorhandenen Kirchengemeinschaf- 
ten alle oder fast ausnahmslos unter dem landesherrlichen Kirchen- 
regiment, so erklärte man sich das theoretisch auf die verschie- 
denste Weise; unter anderem sagte man, jede Kirche sei eine sich 
selbst regierende Genossenschaft, und deren Regiment sei bei den 
Protestanten durch stillschweigenden, in der Reformationszeit ge- 
schlossenen Unterwerfungsvertrag an die Landesherren überge- 
gangen. So historisch anfechtbar diese Theorie sein mag, sie 
erweckte doch die Vorstellung, daß die Landeskirche eine Ge- 
nossenschaft sei, wenn auch noch ohne genossenschaftliche Ver- 
fassung. Man machte nun auch den Unterschied zwischen ius in 
sacra und circa sacra!; und wenn praktisch dabei alles vom 
Staatsoberhaupte verwaltet wurde, so trat das Streben nach grö- 
ßerer Selbständigkeit immer mehr hervor; man strebte nach Un- 
abhängigkeit vom Könige als Staatsoberhaupte und Unabhängig- 
keit vom Könige als Inhaber des Kirchenregiments, des ius in 
sacra. 

In Preußen bildete den ersten Ruhepunkt in dieser Entwicke- 
lung die preußische Verfassung; das allgemeine Landrecht hatte 
auf dem Gebiete des Kirchenrechts lediglich das bestehende Recht 
kodifiziert? und setzte demgemäß prinzipiell den — evangelischen — 


! cf. Stutz p. 898. 
2 cf. Schön I p. 69. 
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Landesherrn als Träger des Kirchenregimentes voraus !, wenn- 
schon es vereinzelte Anklänge an das sogen. Kollegialsystem 
enthielt. 

Die preußische Verfassung erklärte die evangelische Landes- 
kirche in Art. 15 für selbständig mit geringen Exemtionen, die 
späterhin etwas vermehrt wurden. Doch war damit nicht die 
völlige Trennung vom Landesherrn überhaupt ausgesprochen, son- 
dern nur vom Landesherrn und seinem nunmehrigen Nachfolger 
in der Gesetzgebung als Inhaber der Staatsregierung bezw. als 
konstitutionellenm Monarchen. Für das ius in sacra blieb der 
Landesherr derselbe, der er bis dahin gewesen war, selbständig 
anordnend oder auf seiner Selbständigkeit beruhende Anordnungs- 
gewalt delegierend’°. | 

Aufgabe dieser Arbeit ist es, Verordnungen nach Landes- 
kirehenrecht darzustellen. Infolgedessen sollen Verordnungen, die 
den Charakter von Staatsakten tragen, nur ganz kurz ge- 
streift werden. Eine erschöpfende Behandlung würde den ganzen 
„Verordnungs“-Streit im Staatsrechte aufrollen und wäre darum 
hier nicht am Platze; indessen vermag wohl der gegebene Ab- 
rıß der Entstehungsgeschichte des landesherrlichen Kirchenregi- 
mentes zu zeigen, daß der König überall dort das Recht hat, An- 
ordnungen zu treffen, wo es ihm durch Verfassung oder Gesetz 
nieht entzogen worden ist. Die einzelnen Fälle hier aufzuzählen, 


I cf. Schön I p. 25; Jacobson p. 108. 

? Das ist — in der Theorie — nicht ganz unbestritten. Die entgegen- 
stehende Meinung nimmt an, durch Art. 15 der Verfassung sei das landes- 
herrliche Kirchenregiment vollkommen beseitigt worden, ganz strikte z. B. 
Woltersdorf p. 440 sqq., dann Rieker p. 394 sqq., der aber das tatsächliche 
Fortbestehen des landesherrlichen Kirchenregiments anerkennt und es sehr 
treffend mit dem „Schwergewicht der Geschichte“ und dem „Bedürfnis der 
Gegenwart“ motiviert, p. 396. Aehnlich wohl auch Hintze p. 112. Ange- 
griffen ist diese Ansicht von der herrschenden Theorie, z. B. Jacobson 
p. 115 sqq., Schön I p. 159 und den dort Zitierten. Die Praxis hat sich 
stets auf den in dieser Arbeit vertretenen Standpunkt gestellt, z. B. bei 
Erlaß der GSO, cf. Marcus p. 50 und den Allerhöchsten Erlaß betreffend 
die Einführung einer General-Synodal-Ordnung usw. vom 20. Januar 1876, 
GS 1876 p. 133. 
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erübrigt sich bei der Ausführlichkeit der Lehr- und Handbücher, 
auf deren betreffende Abschnitte zu verweisen ist !. 

Weniger ist in der Literatur die Frage behandelt, ob staats- 
rechtlich Notverordnungen möglich sind, die für das Landes- 
kirchenrecht Wichtigkeit haben könnten. Die Frage ist zu be- 
jahen. 

Die Verfassung hat ausdrücklich oder implieite verschiedene 
Gebiete für die Legislative reklamiert, z. B. das Korporations- und 
Patronatsrecht, die Anerkennung von Strafen, Steuern usw. ?, 
Ferner ist zu manchen Kirchengesetzen auf Grund der Landes- 
gesetze unter gewissen Voraussetzungen staatliche Genehmigung 
durch Landesgesetz erforderlich. So war es z. B. bei der Not- 
verordnung, die Teilung des Provinzial-Synodal-Verbandes von 
Ost- und Westpreußen betreffend, und geschah dann auch durch 
das Staatsgesetz vom 21. Mai 1887 GS p. 194. Unzweifelhaft 
hätte der König in dem Falle, daß die Kammern nicht versammelt 
gewesen wären, das Recht gehabt, durch eine staatsrechtliche 
Notverordnung die Genehmigung der kirchenrechtliehen Notver- 
ordnung zu vollziehen?. Ein Grund, das zu leugnen, ist nicht 
erfindlich — wobei natürlich die üblichen Erfordernisse einer staats- 
rechtlichen Notverordnung gegeben sein müssen. 


4. Kapitel. 


Das Verordnungsrecht des Landesherrn nach der Verfassung 
der Landeskirche. 


I. Absehnitt. 
Verordnungen im allgemeinen. 


Wie vorher ausgeführt, hatte sich zur Zeit der Emanation 
der preußischen Verfassung das Bestreben geltend gemacht, die 


! Sehr ausführlich: Friedberg VR $ 13. 

” ef. Arndt V p. 259 no. 3, SVR p. 81, 152. 

® So war es seitens der Staatsregierung geplant bei der Notverordnung 
vom 22. 7. 1908, cf. Schreiben des Oberkirchenrats vom 8. 4. 1908, Ver- 
handlungen der 6. ordentlichen Generalsynode Bd. II p. 35. Die Geneh- 
migung geschah dann aber durch Staatsgesetz, GS 1908 p. 166. 
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Kirche möglichst selbständig und unabhängig vom Staate zu 
machen. Das Kirchenregiment des Landesherrn, dessen Fort- 
bestehen neben dem Art. 15 tatsächlich anerkannt wurde, galt 
nicht mehr als integrierender Teil der Landeshoheit, sondern war 
nur noch ein der obersten Staatsgewalt inhärierendes Sozietäts- 
regiment!. Hatte man nun aber im Staatsleben dem Volke be- 
schließende Mitwirkung bei der Gesetzgebung hinsichtlich ge- 
wisser Materien gegeben, drängte die ganze Entwickelung der 
Landeskirche daraufhin, sie möglichst selbständig werden zu 
lassen, so war es natürlich, daß man auch hier daran dachte, 
der Sozietät der Landeskirche eine Verfassung zu geben. 

Schon vor 1848 hatte man eine durchgreifende Aenderung 
der landeskirchlichen Verfassung geplant, sie jedoch (vor allem 
unter v. Altensteins Einfluß) wieder aufgegeben. Als dann der 
Staat Preußen seine Verfassung erhielt, erwartete man, wie schon 
erwähnt, eine völlige Trennung von Staat und Kirche. Dagegen 
wieder wirkte — neben praktischen Gründen — die reaktionäre 
Richtung der fünfziger Jahre; bis dann endlich nach längerer 
Entwickelung, deren Schlußpunkt die General-Synodal-Ordnung 
vom 20. Januar 1876 bildet, die Verfassung fertiggestellt wurde. 
Damit erhielt die preußische Landeskirche ihr Repräsentations- 
organ, die Generalsynode. GSO $ 5, der ihren Wirkungskreis 
bestimmt, sagt unter anderm: 

„(Die Generalsynode hat) über die gesetzliche Fortbildung 
der landeskirchlichen Einrichtungen zu beschließen.“ 
und weiter $ 6: 

„Landeskirchliche Gesetze bedürfen der Zustimmung der 
Generalsynode und werden vom Könige, kraft seines Rechtes als 
Träger des Kirchenregiments, erlassen.“ 

Es ist also die Gesetzgebungsgewalt, die bis dahin dem 


ı Mejer l. c. Verfasser folgt ihm in dieser Konsequenz seiner Theorie. 
Die — wohl herrschende — Meinung hält das landesherrliche Kirchenregi- 
ment allerdings nur für ein Annexum, ein Accessorium der Staatsgewalt, 
Stutz p. 959; Theinert p. 77; die Entscheidung dieser Frage ist aber hier 
unerheblich. 
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König allein zustand, zwischen ihm und der Generalsynode geteilt 
worden, landeskirchliche Gesetze können nur noch vom König und 
der Generalsynode zusammen erlassen werden. 

Der Allerhöchste Erlaß vom 20. Januar 1876 spricht ganz 
deutlich aus, daß der König seine alleinige Gesetzgebungsbefugnis 
aufgegeben habe. 

Fragt man jetzt, was hier „Gesetz“ bedeute, so zwingt sich 
zuerst der Vergleich mit der Staatsverfassung auf. Steht man 
da auf dem Boden der formellen Theorie, so wäre etwa, wie folgt, 
zu argumentieren: 

Der Gesetzesbegriff des vorkonstitutionellen Staates Preußen 
ist der formelle!, kann mithin, da die Gesetzgebung einfach über- 
tragen worden ist, hier nur derselbe sein. Daß im vorkonstitu- 
tionellen Preußen Gesetz für Staat und Gesetz für Landeskirche 
denselben Begriff darstellten, braucht wohl nicht besonders hervor- 
gehoben zu werden. Ferner könnte man sagen: in ein und dem- 
selben Staate werden nacheinander eine Verfassung für den Staat 
und eine Verfassung für die Landeskirche erlassen. Die Staats- 
verfassung kennt nur den formellen Gesetzesbegriff und damit das 
Enumerationsprinzip. Da erscheint es fast selbstverständlich, daß 
die Verfassung der Landeskirche denselben Gesetzesbegriff kennt 
und die dieser Gesetzgebung zugewiesenen Materien durch Enu- 
meration feststellt. Aber all das ist ja nieht zwingend, die for- 
melle Theorie ist noch immer nicht allgemein anerkannt, und so 
ergibt allein die Vorgeschichte der General-Synodal-Ordnung und 
ihre Interpretation — nun aber wohl unwiderleglich — die Gel- 
tung des formellen Gesetzesbegriffs und des Enumerationsprinzips 
für die Verfassung der Landeskirche. 

In der ersten Beratung des königlichen Entwurfes, bei der 
Spezialdiskussion über $ 6 des Entwurfes ($ 7 der GSO) wandte 
der Synodale Hegel gegen $ 6 folgendes ein?: 

„Der $ 6 des Entwurfes soll die Gegenstände bezeichnen, 


! Arndt, SVR p.37 sqg. 
? Verhandlungen der außerordentlichen Generalsynode von 1875 p. 232. 
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welche der landeskirchlichen Gesetzgebung anheimfallen. Es ist 
aber äußerst schwierig und eigentlich unlösbar, diese Gebiete ge- 
hörig zu bestimmen, zu erschöpfen und zu begrenzen, und er- 
scheint solche Spezialisierung nicht allein bedenklich, sondern 
auch ganz überflüssig. In $ 5 wird der große, wichtige und 
durchgreifende Grundsatz ausgesprochen, daß künftig alle landes- 
kirchlichen Gesetze der Zustimmung der Generalsynode bedürfen. 
Mehr braucht nicht gesagt zu werden. In der preußischen Ver- 
fassungsurkunde ist auch weiter nichts als der allgemeine Grund- 
satz ausgesprochen, daß zu jedem Landesgesetz die Ueber- 
einstimmung des Königs und des Landtags erforderlich ist. Man 
hat nicht daran gedacht, weiter eine Aufzählung der einzelnen 
Gegenstände, die zur Landesgesetzgebung gehören, hinzuzufügen. 
Die spezielle Anwendung ergibt sich aus der Natur der Sache, 
der Praxis und der Verständigung, wo die Grenze zwischen Ge- 
setz und Verordnung zweifelhaft ist. Wird in der General- 
synodalordnung eine Spezialisierung unternommen, so kann leicht 
die Vermutung entstehen und behauptet werden, daß alles, was 
in $ 6 nieht ausdrücklich aufgeführt sei, nicht notwendig zur 
landeskirchlichen Gesetzgebung gehöre und nicht der Zustimmung 
der Generalsynode bedürfe..... F 

Hegel meint: $ 5 des Entwurfes bestimme, die Rechtsetzung 
auf dem Gebiet der Landeskirche stehe samt und sonders der 
Legislative zu, also sei jede weitere Spezialisierung unnötig. Das 
wäre sie sicher, wenn nur die Behauptung des Redners 
richtig wäre. 

Ihm entgegnete dann auch der königliche Kommissar, 
Präsident des Evangelischen Oberkirchenrats Dr. Herrmann unter 
anderem!: 

„Wir haben also eine bestimmt abgegrenzte Sphäre der 
kirchlichen Gesetzgebung nieht; aber wir wollen und müssen eine 
solche erlangen, schon weil wir ein besonderes Organ der kirch- 
lichen Legislation in dem Synodalinstitute begründen. Da bleibt 


tl. c. p. 235. 
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nichts anderes übrig, wenn nicht die Konfusion zur Regel werden 
soll, als einzelne Gegenstände zu bezeichnen, auf welche sich die 
kirchliche Gesetzgebung bezieht.“ 

Mit andern Worten: Wir haben eine bestimmt abgegrenzte 
Sphäre der kirchlichen Gesetzgebung nicht, können sie nicht 
haben, nach $ 5 des Entwurfes, weil der Begriff der Gesetzgebung 
ein formeller ist, weil $ 5 weiter nichts bezeichnet als den Weg, 
auf dem die Sachen geregelt werden sollen, die wir, das Kirchen- 
regiment, dazu freigeben. Daher müssen wir alles einzeln auf- 
zählen, was nun in $ 6 des Entwurfs auch geschieht. 

Weiter zu $ 7 des Entwurfes (GSO $ 8): „Andrerseits muß 
man dabei festhalten, daß wir jetzt, da wir zum erstenmal in eine 
solehe Abgrenzung eintreten, die Grenzen doch dergestalt fassen 
müssen, daß der landeskirchliehen Gesetzgebung das nicht versperrt 
wird, was bei der Weiterentwickelung von ihr in die Hände ge- 
nommen werden muß; deshalb ist in unserm gegenwärtigen Stadium 
der Rechtsbildung ein Paragraph wie $ 7 notwendig...“ 

Dem eben Entwickelten entsprechen die Motive zur GSO, 
pp. 771—773. 

Es dürfte hierdurch erwiesen sein, daß die GSO in $ 6 wie 
in den folgenden Paragraphen unter Gesetz nicht Rechtssatz 
schlechthin versteht. Die Praxis hat demgemäß gehandelt, es ist 
nie verlangt worden, daß alle Rechtssätze nur im Verein mit der 
Generalsynode erlassen werden sollten. 

So kann Friedmann, der sich der im Staatsrechte herr- 
schenden Theorie bedingungslos unterwirft und sie ohne weitere 
Kritik auf die landeskirchliche Verfassung überträgt!, diese Tat- 
sache auch nicht leugnen?; er findet nun aber einen „eigentüm- 
lichen Widerspruch“ zwischen $ 6 und den übrigen Paragraphen, 
oder anders, er erklärt den Gesetzesbegriff als materiellen mit der 
gleichzeitigen Behauptung, es gelte die Enumerationsmethode. 
Den eminenten Widerspruch, der darin liegt, versucht er vergebens 
aus der Welt zu schaffen. 


! Friedmann p. 83, 116. ?2 Friedmann p. 116. 
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Es ist ein Unding, anzunehmen, eine Verfassung verstünde 
im $ 6 unter Gesetz Rechtssätze schlechthin und in $ 7 nicht. 
Das ist unmöglich; entweder das eine oder das andere, aber für 
die ganze Verfassung. — 

Um endgültig zu beweisen, daß die GSO nur den formellen 
Gesetzesbegriff kennt und damit das Enumerationsprinzip !, sollen 
die einschlägigen Stellen der GSO interpretiert werden. 

$ 6. „Landeskirchliche Gesetze bedürfen der Zustimmung 
der Generalsynode und werden vom Könige kraft seines Rechtes 
als Träger des Kirchenregimentes erlassen.“ 

Offensichtlich hat $ 6 der GSO weiter keinen Zweck, als 
den Weg zu bestimmen, auf dem von nun an gewisse Materien 
geregelt werden sollen. 


! Derselben Ansicht: Professor Dr. Gierke — Verhandlungen der ao. 
Generalsynode 1875 p. 641: „. . . nicht bloß Ausführungsverordnungen näm- 
lich seien nach unserer GSO dem Kirchenregimente vorbehalten; vielmehr 
bleibe demselben das gesamte kirchliche Rechtsgebiet, sofern dasselbe nicht 
speziell und ausdrücklich in 8 6 der landeskirchlichen Gesetzgebung vin- 
diziert sei und nicht etwa später nach $ 7 in letztere hineingezogen werde, 
als freie Domäne einseitiger Verordnung.“ Ferner: Techow I. c. p. 21; 
Präsident des Ev. Oberkirchenrats Herrmann |. c. p. 101/3; Ministerial- 
direktor Förster l. c. p. 161. Die bei Schön Bd. II p. 257 no. 1 Zitierten. 
Arndt, SVR p. V, 152, 269. Friedmann wirft p. 121 Arndt vor, er scheine 
dem 8 6 der @SO keine Bedeutung beizumessen. Merkwürdig. Schön I 435: 
„Der Wirkungskreis der Synodalorgane der Landeskirche ist ebenso wie 
der der Organe der unteren Synodalstufen nach der Enumerationsmethode 
bestimmt. Auch der Landessynode stehen nur diejenigen Rechte zu, die 
ihr ausdrücklich beigelegt sind.“ Derselbe II p. 257, 258 und no. 2 da- 
selbst. Schön wendet sich ]. c. scharf gegen Friedmann. Verfasser ist der 
Ansicht, daß dadurch, wie durch die vernichtende Kritik 1. c. p. 261/62 in 
der Note 2 („willkürlich‘, „spitzfindige Distinktion“) und durch die Klar- 
legung der Friedmannschen Deduktionsmethode durch Marcus $ 95 (falsches 
Zitat), p. 96 (Trugschluß) eine weitergehende Polemik als die in dieser Ar- 
beit geübte unnötig wird. Friedberg VR p. 411. Friedberg L p. 298. 
Zutreffend Friedmanns Bemerkung p. 122 über das Fehlen eines Beweises. 
Friedberg ging auch von der falschen Voraussetzung aus, Gesetz in $ 6 
sei gleich Rechtssatz, konnte sich aber der Macht der Tatsachen nicht 
entziehen. Stutz p. 906. Niedner, Grundzüge der Verwaltungsorganisation 
der altpreußischen Landeskirche, Verwaltungsarchiv 1903 Bd. XI p. 46. 
Theinert, Verwaltungsarchiv 1908 Bd. XVI p. 76. 
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Anders die Gegenansicht. Wenn $ 6 bestimmt: Landes- 
kirchliche Gesetze bedürfen der Zustimmung der Generalsynode, 
so vindiziere er damit die Regelung jeglichen Rechtssatzes für die 
Generalsynode!. 

Doch bleibe das einstweilen dahingestellt! 

$ 7. „Folgende Gegenstände unterliegen ausschließlich der 
landeskirchlichen Gesetzgebung: 1)... 2)... usw. 

$ 7 wäre in manchen seiner Bestimmungen eine ganz über- 
flüssige Spezialisierung von $ 6, wenn dieser Paragraph schon 
festsetzte: Rechtsnormen können nur auf dem Wege der Legis- 
lative ergehen. Im Gegenteil: $ 7 ist dringend notwendig, $ 6 
sagt noch lange nicht aus, was denn nun auf dem Wege der Gesetz- 
gebung geregelt werden soll; er bestimmt den Weg der Gesetz- 
gebung, nicht aber ihre Kompetenz. Diese wird erst in $ 7 sqg. 
abgegrenzt. 

Ferner wird die Geltung des formellen Gesetzesbegriffs in 
der GSO durch den Umstand bewiesen, daß nicht alle Anord- 
nungen des $ 7 Rechtsanordnungen sind, wie z. B. die Fest- 
setzung der zum allgemeinen landeskirchlichen Gebrauche be- 
stimmten agendarischen Normen ?. 

$ 8. „Der Kirchenregierung wie der Generalsynode bleibt 
unbenommen, auch über andere Gegenstände der kirchlichen 
Ordnung, deren allgemeine kirchengesetzliche Regelung heilsam 
erachtet wird, Gesetzesvorschläge zu machen.“ 

„Ist diese Regelung erfolgt, so kann weder eine Veränderung 
derselben, noch deren Ueberlassung an die provinzialkirchliche 
Gesetzgebung oder an das kirchenregimentliche Verordnungsrecht 
anders als im Wege der landeskirchlichen Gesetzgebung erfolgen. * 


! Friedmann |. c. 

?2 Derselben Ansicht Prof. Dr. Frhr. v. d. Goltz zu $ 6, 1. 2 (des Ent- 
wurfes), Verhandlungen der ao. Generalsynode 1875 p. 195: „Es scheine 
ihm über die Bedeutung und Tragweite des $ 6 keine volle Klarheit zu 
herrschen. Es handle sich nicht darum, der Generalsynode den Auftrag 
zu geben, neue Lehrordnungen oder Ordinationsformulare zu schaffen, son- 
dern festzustellen, was weder der provinziellen Gesetzgebung noch der 
bloßen kirchenregimentlichen Verordnung zu überlassen sei.“ 
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Bedeutete Gesetzgebung in $ 6 Rechtssetzung, Gesetz Rechts- 
satz schlechthin, so wäre $ 8 sinnlos; denn eine Erweiterung des 
Rechtsgebiets über das Rechtsgebiet hinaus gibt es nicht. 

8 8 regelt vielmehr die Kompetenzerweiterung der landes- 
kirchlichen Gesetzgebung, er spricht den Grundsatz der Kompetenz- 
kompetenz der kirchlichen Legislative aus!. Die beiden gesetz- 
gebenden Faktoren, Kirchenregiment und Generalsynode, können 
in Uebereinstimmung durch Gesetz die Regelung von Gegen- 
ständen für sich in Anspruch nehmen, die sonst dem Landesherrn 
allein zustand. Ist diese einmal erfolgt, so kann eine Ver- 
änderung oder eine Ueberlassung an die in der GSO bezeich- 
neten Faktoren nur durch Gesetz erfolgen. 

SS 9 und 10, wo auch von Gesetzen die Rede ist, sind für 
die Interpretation ohne Belang. 

$ 14. „Die Bewilligung neuer Ausgaben für landeskirch- 
liche Zwecke, soweit sie durch Umlagen auf die Kirchenkassen 
oder Kirchengemeinden gedeckt werden sollen, erfolgt im Wege 
der kirchlichen Gesetzgebung.“ 

Es handelt sich bier um Abgabengesetze, also auch um 
Rechtssetzung. Wäre der Gesetzesbegriff in $ 6 der materielle, 
so wäre $ 14 überflüssig. & 14 stellt demgemäß wiederum eine 
Kompetenzbestimmung dar. 

Noch deutlicher wird das in Absatz 2: „Der bewilligte - 
durch Umlage aufzubringende Betrag wird über die Provinzen 
der Landeskirche nach dem Maßstabe repartiert, der vorläufig 
durch königliche Verordnung aufgestellt, zwischen der General- 
synode und dem Kirchenregiment vereinbart wird.“ (Was dann 
auch durch Kirchengesetz vom 2. September 1880, KG- u. VBl 
p. 133, geschehen ist.) 

Hier ist ausdrücklich festgestellt, auf welchem Wege die 
Regelung vor sich gehen soll, und ebenso ausdrücklich wird der 
Weg der landesherrlichen Verordnung der Vereinbarung zwischen 


! cf. die Motive zu $ 6, eingangs, p. 771 der Verhandl. der ao. General- 
synode von 1879. 
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dem Landesherrn und der Generalsynode, d.i. eben dem Gesetze, 
entgegengestellt. 

$ 15. „Auch die Einkünfte des Kircbenvermögens und der 
Pfarrpfründen können durch ein Kirchengesetz zu Beiträgen für 
kirchliche Zwecke herangezogen werden.“ 

Ohne Zweifel bedeutet Gesetz hier eine unter Ueberein- 
stimmung der Kirchenregierung und der Generalsynode zustande 
gekommene Rechtsanordnung. i 

Es ist unnötig, weiter zu gehen. VDeberall, wo die GSO von 
Gesetz spricht, gilt der formelle Begriff. 

Damit ist gleichfalls festgestellt, daß für die Verfassung der 
preußischen Landeskirche das Enumerationsprinzip gilt. 

Hieraus ergibt sich für das Verordnungsrecht: 

Der König ist nirgends, weder bei selbständigen noch bei 
unselbständigen Verordnungen, darauf beschränkt, Vorschriften 
für die Verwaltung zu geben. Seine Verordnungen können auch 
Rechtssätze enthalten, mag er aus eigener Machtvollkommenheit 
anordnen oder kraft Ermächtigung durch Gesetz. 

Ferner ergibt sich aus dem vorher Entwickelten: 

Selbständiger königlicher Verordnung ist alles vorbehalten, 
was durch die GSO oder ein späteres Kirchengesetz der Legisla- 
tive nicht ausdrücklich vindiziert worden ist (oder noch werden 
wird). 

Eine weitere Grenze des selbständigen königlichen Verord- 
nungsrechts bildet der Artikel 13 des Gesetzes vom 3. Juli 1876. 
Hiernach sind kirchliche Verordnungen nur soweit rechtsgültig, 
als sie mit einem Staatsgesetz nicht im Widerspruch stehen. An- 
zunehmen ist daher, daß königliche Verordnungen für die Landes- 
kirche königlichen Verordnungen im Staate derogieren können. 

Dann kennt auch das Kirchenrecht unselbständige Verord- 
nungen, die der König 

l. kraft Ermächtigung durch die Verfassung oder dureh ein 
Kirchengesetz erläßt. Dahin sind zu rechnen: 

a) Verordnungen in Gemäßheit eines Kirchengesetzes, ge- 
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wöhnlich den Zeitpunkt des Inkrafttretens bestimmend, 

b) Notverordnungen des $ 34 Absatz 3 GSO. 

2. auf Beschluß der Generalsynode erlassen muß, z. B. 
GSO 8 18, 

3. nur unter Zustimmung oder Genehmigung! der General- 
synode erlassen kann. Man könnte diese Art von Verordnungen 
auch „beschränkte Verordnungen“ nennen. So GSO 8 7 Nr. 3 
Abs. 5, $ 13, $S 19 Abs. 2 

Für alle Arten der Verordnungen — das Recht der Notver- 
ordnungen in seinen speziellen Erscheinungen wird in einem be- 
sonderen Abschnitt später behandelt — gilt folgendes, evtl. mit 
den bezeichneten Ausnahmen: 

Die Unschädlichkeitserklärung, die das Staatsgesetz für Kir- 
chengesetze verlangt, wird für Verordnungen nicht gefordert ?. 
Der Grund ist vielleieht darin zu suchen: Verordnungen, die in 
Widerspruch mit einem Staatsgesetz treten könnten, sind wohl 
nicht zulässig, da die etwa in Frage kommenden Gebiete der 
kirchlichen Gesetzgebung überwiesen sind; außerdem wären sie 
in diesem Falle wie die Kirchengesetze ungültig?. Verordnungen, 
die einer Staatsverordnung derogieren, sind rechtsgültig. Für 
Verordnungen, die in Gemäßheit eines Kirchengesetzes ergehen, 
folgt die Unschädlichkeit schon aus der Unschädlichkeitserklärung 
des Kirchengesetzes. 

Eine Gegenzeichnung des Ministers der geistlichen Angelegen- 
heiten ist für die alten Provinzen nicht erforderlich und üblich, 
vielmehr unterzeichnet der Präsident des Ev. Oberkirchenrates, 
nun aber nieht, um die Verantwortlichkeit zu übernehmen, son- 

1 cf. Friedberg VR p. 412/4. | 

?2 Derselben Ansicht Friedberg VR p. 78 no. 44. 

3 Dem stehen auch praktische Erwägungen nicht entgegen, da bei 
kirchenrechtlichen Verordnungen die Gerichte die Rechtsgültigkeit über- 
haupt zu prüfen haben, siehe weiter unten p. 23. 

* Die Grenze zwischen Staats- und Kirchenakten, die hier so scharf 
gezogen wird, ist in der Praxis vielfach nicht innezuhalten, und so kommt 


es oft, daß Anordnungen einen BeSENIED Charakter tragen. Dann pflegt 
der Minister gegenzuzeichnen. 
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dern nur zur Beglaubigung. Das ist anzunehmen analog der Be- 
stimmung in GSO $ 6 Abs. 1, wonach der Präsident des Ev. 
Oberkirchenrats auch die Kirchengesetze nur behufs der Beglau- 
bigung zeichnet. Besondere Vorschriften für die Gegenzeichnung 
fehlen. | 

Bei den selbständigen Anordnungen, die der König „in Aus- 
übung seiner Episkopalrechte als Träger des landesherrlichen 
Kirchenregimentes erläßt“, zeichnet der Präsident des Ev. Ober- 
kirchenrats, wie Arndt! anzunehmen scheint, hat er gegenzuzeich- 
nen. Eine besondere Bestimmung hierüber ist, wie gesagt, dem 
Verfasser nicht bekannt. In der Praxis — es sind sämtliche Kö- 
niglichen Erlasse des KG- u. VBl daraufhin untersucht worden — 
ist ein übereinstimmender Brauch nicht festzustellen. 

Die im KG- u. VBl publizierten selbständigen Verordnungen 
weisen bald die Gegenzeichnung auf, bald nicht. Daraus dürfte 
zu entnehmen sein, daß die Gegenzeichnung nicht für alle Akte 
erforderlich ist. Die Verordnungen, die in Gemäßheit von Ge- 
setzen ergehen, sind in den alten Provinzen stets vom Präsidenten 
des Ev. Oberkirchenrats gegengezeichnet. 

Daß bei der Verkündigung der Verordnungen auf den er- 
mächtigenden Faktor Bezug genommen wird, ist üblich und wün- 
schenswert — | | 

bei selbständigen Verordnungen: 

„kraft der Mir als Träger des Kirchenregiments zustehenden 
Befugnisse“ in dem Allerh. Erlaß v. 19. V. 1886 betr. die Er- 
richtung eines besonderen Konsistoriums für die Provinz West- 
preußen mit dem Amtssitze in Danzig. KG- u. VBlp. 73. 

bei unselbständigen Verordnungen 

1. „in Gemäßheit des $ 27 Abs. 2 des Kirchengesetzes vom 

15. VII. 1889“. Allerh. Verordg. vom 29. VII. 1889 betreffend 
das Inkrafttreten des Kirchengesetzes vom 15. VII. 1889 über 
die Fürsorge für die Witwen und Waisen der Geistlichen KG- 
u. VBl p. 46. | 


t Arndt V p. 184. 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht, XXII. 1. 6 
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2. „Nachdem die zweite ordentliche Generalsynode der Ev. 
Landeskirche in den älteren Provinzen gemäß $ 7 Abs. 2 der 
General-Synodal-Ordnung sich damit einverstanden erklärt hat, 
daß usw. .. .“ Allerh. Erlaß vom 11. XI. 1885 betreffend die 
Aufnahme einer Fürbitte für die kaiserliche Marine in das all- 
gemeine Kirchengebet. KG- u. VBl p. 181 

aber nicht erforderlich : 

„Ich bestimme hiermit . . .* Allerh. Erlaß v. 14. IV. 1888 
betreffend Abänderung der Fürbitte usw. KG- u. VBlp. 11, 

da eine dahin gehende Vorschrift nicht besteht. 

Daß die Publikation in einem bestimmten Organe zu erfolgen 
habe, ist nirgends gesetzlich angeordnet und darum für die Rechts- 
verbindlichkeit der Verordnung nicht erforderlich. Ueblich ist die 
Publikation für die alten Provinzen im KG- u. VBl. Im besonde- 
ren ist zu merken: bei Verordnungen, die dem selbständigen Ver- 
ordnungsrecht des Königs entspringen, wird das Publikationsorgan 
genau bezeichnet: 

„Der gegenwärtige Erlaß ist durch das Kirchliche Gesetz- 
und Verordnungsblatt zu veröffentlichen“ Allerh. Erlaß vom 
19. V. 1886. 

Ebenso in den königlichen Verordnungen, die auf Grund ge- 
setzmäßiger Ermächtigung ergehen: 

„Dieser Mein Erlaß ist durch das Kirchliche Gesetz- und Ver- 
ordnungsblatt zur öffentlichen Kenntnis zu bringen“ Allerh. 


! Das ist nicht unbestreitbar. Es stehen sich hier im Staatsrecht gegen- 
über das Reichsgericht — Entsch. Str. Bd. 34 p. 368; 35 p. 262. Arndt 
VR p. 210, Lehrbuch des Staatsrechts, Berlin 1900 p. 205. Deutsche Juri- 
sten-Z. 1907 p. 257, Recht 1905 p. 121 und das Kammergericht, Joh. J. 21 
C 3, 23 C 3,28 C 3, Recht 1911 p. 268 wie die überwiegende Mehrzahl der 
Staatsrechtslehrer. Eine kritische Auseinandersetzung würde hier zu weit 
führen, ist auch überflüssig, da Neues kaum gesagt werden kann. Verfasser 
schließt sich den Ausführungen des Reichsgerichts und Arndts an und 
zitiert nur zur Charakteristik der kammergerichtlichen Rechtsprechung den 
Satz Bd. 23 C p. 4: „damit [daß die Aufnahme der Anhörung irgend eines 
Beteiligten in die Publikationsformel stets erforderlich sei, wenn sie for- 
mell zwingender Natur sei] befindet sich das Kammergericht in Ueberein- 
stimmung mit der Auffassung aller (!!) Staatsrechtslehrer‘. 
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Verord. vom 9. April 1874. 

Diese Bestimmung des Publikationsorganes findet sich für die 
Verordnungen, die in Gemäßheit eines Gesetzes ergehen, noch bei 
den beiden Gesetzen vom 18. Juli 18921, doch lautet hier die 
Bestimmung, die königliche Verordnung sei „in der dem $ 6 der 
Generalsynodalordnung entsprechenden Form zu publizieren“. 
Seitdem hört die Bestimmung des Publikationsorganes auf. 

Aus diesem Umstande, daß das Publikationsorgan von Fall 
zu Fall bestimmt wurde, was bei selbständigen Verordnungen 
noch heute vielfach üblich ist, ergibt sich die Richtigkeit der 
schon oben aufgestellten Behauptung, daß die Publikation gesetz- 
lich nicht geregelt ist, die Publikation im KG- u. VBl nicht ge- 
fordert und damit zur Rechtsverbindlichkeit nicht erforderlich ist. 
Der in der herrschenden Theorie des Staatsrechts (Laband, 
G. Meyer, Binding, Haenel u. a.) aufgestellte Satz, alle Rechts- 
normen enthaltenden Verordnungen müßten wie die Gesetze, in 
der Gesetzsammlung, publiziert werden, gilt im Kirchenrecht also 
nicht ?. 

Die Wirkung der königlichen Verordnungen ist, daß sie für 
Jedermann, den sie angehen, rechtsverbindlich sind. Von wann 
die Rechtsverbindlichkeit eintritt, ist generell nicht bestimmt; es 
ergibt sich aus dem Inhalte; im Zweifel ist wohl anzunehmen, 
analog dem Gesetze, daß sie vierzehn Tage nach der Publikation 
beginnt ‘®. 

Wenn die Staatsverfassung im Art. 106 für königliche Staats- 
verordnungen bestimmt, daß die Behörden ihre Rechtsgültigkeit 
nicht zu prüfen haben, sondern nur, ob die Verkündigung gehörig 
erfolgt ist, so gilt das für Verordnungen auf dem Gebiet des 


ı Siehe $ 8 des Pfarramts- pp. Gesetzes und $ 7 des Gesetzes über die 
Vermögensverwaltung pp. vom angegebenen Datum. 

2 Derselben Ansicht Schön II p. 259 sq., auch p. 260 no. 2. 

3 Im übrigen ebensowenig im profanen Recht (Reichsgericht, Arndt, 
Zorn). 

* Anders Schön II p. 260: „die Verordnung tritt in Kraft, sofern sie 
nicht selbst etwas anderes bestimmt, mit ihrer Publikation oder Mitteilung.“ 


6* 
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Landeskirchenrechts nicht. Die Behörden, vor allen Dingen die 
Richter, haben hier gegebenenfalls auch die Rechtsgültigkeit zu 
prüfen!. Es ergibt sich das aus dem Satze, daß die Kirchen- 
regierung des Landesherrn nicht einen integrierenden Teil der 
Landeshoheit darstellt, sondern nur noch ein Annexum, (oder) ein 
der höchsten Staatsgewalt inhärierendes Sozietätsregiment (s. o.). 

Ihre verbindliche Kraft behalten die Verordnungen so lange, 
bis sie durch ein Gesetz oder eine andere Verordnung rechtsgültig 
aufgehoben werden ?. 


V. Kapitel. 
Notverordnungen nach Landeskirchenrecht’°. 


Wie bei der preußischen Verfassung handelte es sich auch 
hier darum, dem Könige ein Verordnungsrecht offen zu lassen auf 
dem Gebiete der Legislative, wenn ein Notstand vorlag. Daß die 
Regierung bei dem Entwurfe der GSO den Begriff gegenüber der 


i Derselben Ansicht, allerdings ohne Begründung, die Motive zu dem 
Entwurfe eines Gesetzes, betreffend die evangelische Kirchenverfassung pp., 
stenogr. Bericht des Abg.-Hauses 1876, Anlagen Bd. I p. 387 1. Sp.: „Zu 
diesem Zweck ist im Art. 12 zunächst generell der Grundsatz ausgesprochen, 
daß ein Kirchengesetz oder eine kirchliche Verordnung niemals einem 
Staatsgesetz widersprechen darf, in solchem Falle immer das letztere vor- 
geht. Es folgt daraus zugleich, daß die Staatsbehörden bei der Auslegung 
und Anwendung solcher kirchlichen Gesetze, welche auf Grund der neuen 
kirchlichen Ordnungen erlassen werden, nicht an die Beschränkungen des 
Artikels 106 Absatz 2 der Verfassungsurkunde gebunden sind, wie denn 
dieser Artikel sich überhaupt nur auf solche Königlichen Verordnungen be- 
zieht, welche landesgesetzlicher Natur sind und daher der Kognition des 
Landtags unterliegen, mithin nicht auf kirchliche Gesetze, oder Verord- 
nungen, wie sie jetzt auf Grund der Synodalordnungen erlassen werden 
können.“ Ebenso Hinschius für Kirchengesetze, Stenogr. Bericht des Herren- 
hauses 1894 p. 101 r. Sp. Diesen beiden folgend ohne Begründung Schön 
II p. 249 no. 3. Dagegen, allerdings ohne Begründung, Rechtsprechung des 
Kgl. Obertribunals ed. Oppenhoff Bd. 16 Berlin 1875 p. 485; Oppenhoft, 
Ressortgesetze p. 53 no. 124; auch Arndt V p. 368. 

?2 Siehe hierzu Friedberg VR p. 78/79. 

® Friedmann l.c. FriedbergVR p. 123 sqq. Friedberg L896. Richter- 
Dove-Kahl 8$ 170/72. Schön II p. 260 sg. 
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Verfassung nicht geändert hat, ist einleuchtend. Es geht aber 
auch aus manchem hervor, daß bei den Vorberatungen der GSO 
in der a.o. Generalsynode von 1875 den Synodalen die staats- 
rechtliche Notverordnung vorschwebte. So spricht Gierke p. 634 
von außerordentlichen provisorischen Notgesetzen, Wunderlich 
p. 644 von interimistischen Kirchengesetzen, was alles auf die 
staatsrechtliche Notverordnung hinweist, und Altmann, der auch 
von provisorischen Gesetzen redet, zieht sogar eine Parallele 
zwischen den kirchenrechtlichen und den staatsrechtlichen Not- 
verordnungen — die ja provisorische außerordentliche Gesetze 
darstellen!. Das hier und auch in der Literatur zutage tretende 
Schwanken in den Ausdrücken legt die Frage nach einer’ mög- 
hichst treffenden Bezeichnung nahe. 

Friedmann ? glaubt einen Ausdruck, der das Wort „Gesetz“ 
enthält, ablehnen zu müssen, weil die Notverordnung einerseits 
kein Gesetz im formellen Sinne sei und durch die Genehmigung 
wohl auch keines werde, andrerseits aber der materielle Gesetzes- 
begriff darauf angewandt, eine willkürliche Beschränkung des In- 
halts auf Rechtsnormen bedeuten könnte. Der letzte Grund fällt 
sicher fort; denn, wie oben nachgewiesen, ist der Gesetzesbegriff 
ım Sprachgebrauche der Kirchenverfassung ständig der formelle, und 
für den Sprachgebrauch der Staatsverfassung Preußens ist es doch 
nieht ganz sicher, daß er es nicht ist. Der erste Einwand ist 
auch nicht in ganzem Umfange stichhaltig, insofern wenigstens 
es durchaus nicht unbestritten und sicher ist, daß die Notverord- 
nung vor, wie nach der Genehmigung keinen Gesetzescharakter 
trägt; darüber soll weiter unten des näheren gehandelt werden. 
Der einzige Grund, den Ausdruck „provisorische Gesetze“, „Not- 
gesetze“ abzulehnen, wäre der Gebrauch der Literatur, die über- 
wiegend die Bezeichnungen Notstands- oder Notverordnung braucht. 
Man tut gut, wenn die Begriffsbezeichnungen so vielseitig sind, 
sich der Mehrheit anzuschließen, vorausgesetzt, daß ihr Gebrauch 


! Arndt V p. 264. 
® Friedmann p. 67. 
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richtig ist. Und da sind die beiden eben genannten Bezeichnun- 
gen wohl die treffendsten. 

Dann wäre Friedmann gegenüber zu bemerken, daß er die 
Bezeichnung Notverordnung zu Unrecht ablehnt!. Wenn er ge- 
nauer zusähe, würde er merken, daß Not- und Notstandsverord- 
nung ganz gleichmäßig angewandt werden, was weiter nicht ver- 
wunderlich ist. Denn Not und Notstand bedeuten dasselbe. Fried- 
mann hat nicht beachtet, daß die Grenzen von Notstand im Straf- 
recht und Notstand im Bürgerlichen Gesetzbuch sehr eng gezogen 
sind, der Begriff kennt nur eine drohende Gefahr; doch ist man 
ganz und gar nicht berechtigt, den Notstand im Staatsrecht ebenso 
zu definieren. Der Notstand im Staatsrecht ist der Begriff, wie 
er im Volk verstanden wird, er ist nicht analytisch zu ergründen, 
sondern seine Bedeutung muß kritisch aus dem allgemeinen 
Sprachgebrauche, nicht dem der Staatsgesetze festgestellt werden. 
Die Hauptschuld an Friedmanns Irrtum trägt wieder die leidige 
Art, Worten der Muttersprache gewaltsam einen Sinn unterzu- 
legen, den sie wohl haben können, an den aber niemand denkt, 
dem es nicht gesagt worden ist ?. 


! „Sodann glauben wir den Ausdruck Notstandsverordnung der Bezeich- 
nung Notverordnung vorziehen zu müssen, weil die Verordnung erlassen 
wird, wenn ein Notstand und nicht eine Not vorliegt.“ 1. c. p. 64. 

? Verfasser kann es sich nicht versagen, hier eine Stelle aus Feuer- 
bachs „Revision“ abzudrucken (Bd. I p. 2 sq.). Vielleicht, daß die Autori- 
tät des großen Kriminalisten eine Aenderung des heute nur zu sehr ge- 
übten Brauches veranlaßt: „.. .. Ein Wort erhält seinen Begriff entweder 
durch die Schule, oder durch den gemeinen Gebrauch. Jenes ist der Fall, 
wenn das Wort erfunden ist, um einen wissenschaftlichen Begriff zu be- 
zeichnen; dieses aber, wenn der Sprachgebrauch des gemeinen Lebens mit 
einem bestimmten Worte einen bestimmten Begriff bezeichnet; dort ist das 
Wort und sein Begriff bloß in der Wissenschaft einheimisch, hier aber geht 
beides der Wissenschaft vorher und ist unabhängig von ihr, bloß durch 
den gemeinen Verstand begründet. Fragen wir daher nach dem Sinn 
scientifischer Worte, so kann nur die Wissenschaft und der wissenschaft- 
liche Gebrauch über den Sinn derselben entscheiden; ist es aber ein Wort 
der letzten Art, nach dessen Sinn wir fragen, so kann uns nur die Ent- 
wickelung des gemeinen Sprachgebrauchs darüber belehren.‘ 
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Diese Arbeit wählt den Ausdruck Notverordnung seiner Kürze 
halber. 

Die sedes materiae für das preußische Landeskirchenrecht 
befindet sich in der GSO $ 34 Abs. 1 Nr. 3. 

„Er — der Synodalvorstand — vertritt die nicht versammelte 
Generalsynode, wenn Anordnungen, welche regelmäßig der be- 
schließenden Mitwirkung der Generalsynode bedürfen, wegen ihrer 
Unaufschieblichkeit durch kirchenregimentlichen Erlaß provisorisch 
getroffen werden sollen. Solehe Erlasse können nur ergehen, 
wenn der Synodalvorstand sowohl die Unaufschieblichkeit aner- 
kennt, als auch ihrem Inhalte zustimmt und mit ausdrücklicher 
Erwähnung dieser seiner Mitwirkung. Sie sind der nächsten Ge- 
neralsynode zur Prüfung und Genehmigung vorzulegen und, wenn 
die letztere versagt wird, außer Wirksamkeit zu setzen.“ 

Hierin behält sich das Kirchenregiment das Recht vor, in 
dringlichen Fällen und bei Abwesenheit der gesetzgebenden Ver- 
sammlung, der Generalsynode, bestimmte Angelegenheiten auf dem 
Wege der Verordnung provisorisch zu regeln. 

Die erste Voraussetzung einer Notverordnung ist demnach, 
daß die Lage dringlich ist, die Anordnung unaufschieblich, mit 
anderen Worten ein Notstand. Wann ein solcher vorliegt, wird 
von Fall zu Fall entschieden werden müssen. Den Begriff ein 
für alle Mal fest zu umgrenzen, ist unmöglich. Bestimmte Fälle 
aufzuzählen, hätte, wenn überhaupt, nur sehr beschränkten Wert. 
Doch ist eins vor allem hervorzuheben: Notverordnungen sind 
sowohl dann statthaft, wenn irgend ein Unglück eingetreten ist 
und schleunige Abhilfe fordert, als auch, wenn eine Gefahr droht 
und abzuwenden ist. So ist die Titzesche Definition des Notstands- 
begriffs, zu der sich auch Friedmann! bekennt, für das Staats- 
und Landeskirchenrecht zu eng: „Notstand liegt dann vor, wenn 
eine drohende Gefahr uns vor die Alternative stellt: entweder das 
Uebel, das sie mit sich bringt, auf uns zu nehmen, oder — wir 
wollen jetzt allgemein sein — zu irgend einer bestimmten Hand- 


Ip. 74. 
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lung zu greifen“'. Ihr fehlt das erste Moment, was Friedmann 
übersieht. Der richtige Begriff ist nur aus dem allgemeinen 
Sprachgebrauch zu bestimmen — was dann die obige Behauptung 
beweist. 

Die zweite Voraussetzung der Notverordnung ist Nicht-An- 
wesenheit der Generalsynode; während dieser Zeit muß der Not- 
stand eintreten und seine Erledigung finden. 

Die Generalsynode ist nicht versammelt, wenn ihre Mitglieder 
nicht beisammen sind. Aus welchen Gründen das der Fall ist, 
ist irrelevant. Die Mitglieder sind beisammen, wenn sie in der 
nach dem Gesetz erforderlichen Anzahl mit der bestimmten Ab- 
sicht und Verpflichtung, in bestimmten zusammenhängenden Sitzun- 
gen zur Beratung und Beschlußfassung zusammenzukommen, sich in 
der dafür bestimmten Stadt befinden. 

Daß die Legislative nur in der Zeit vom Schlusse einer 
Sitzungsperiode bis zum Beginne der nächsten — im Sinne des 
Staatsrechts — nieht versammelt sein soll, erscheint zweifelhaft?). 
Und wenn Friedmann die Tätigkeit des Generalsynodalvorstandes 
und damit die Statthaftigkeit der Notverordnungen nur „auf die 
Zeit der Abwesenheit des Repräsentationsorganes in dem oben 
präzisierten (Rönneschen) Sinne“ beschränkt?), so ist die Richtig- 
keit dieser Behauptung ohne weiteres nicht einzusehen. 

Verfasser sind Fälle längerer Vertagung der Generalsynode 
nicht bekannt; käme es aber aus irgend einem Grunde dazu, so 
wäre das Kirchenregiment sicherlich berechtigt, wenn die übrigen 
Voraussetzungen und Bedingungen erfüllt sind, eine Notverordnung 
zu erlassen. Doch dürfte die Frage wenig praktische Bedeutung 

ı Titze, Die Notstands-Rechte im Deutschen BGB und ihre geschicht- 
liche Entwickelung, Diss. Berlin 1897, p. 15. Dann ferner: „Denn von Not- 
stand ist dann zu sprechen, wenn erstens der Zustand der Not noch nicht 
eingetreten ist, sondern nur unmittelbar drohend bevorsteht, und wenn 
zweitens uns noch die Möglichkeit gegeben ist, ihn durch eine bestimmte 
Tätigkeit von uns abzuwenden.“ 

?2 Rönne, Das Staatsrecht der preußischen Monarchie, 4. Aufl, Leipzig 


1881, Bd. I p. 374. 
® pn. 76 
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haben, da der Arbeitsplan der Generalsynoden regelmäßig so ge- 
ring ist, daß er in einer Session erledigt werden kann und eine 
Vertagung der Generalsynode wie z. B. bei den staatlichen Par- 
lamenten unnötig ist. 

Friedmann entscheidet weiterhin die Frage, ob der König 
„von der Befugnis, die Landessynode aufzulösen“, Gebrauch 
machen könne, „um die Voraussetzung der Abwesenheit des Re- 
präsentationsorganes herbeizuführen‘“!. Die Frage dürfte über- 
flüssig sein, insofern nämlich nicht bekannt ist, woher der König 
„die Befugnis zur Auflösung der Landessynode‘‘ hat”. Nach 
8 24 Abs. 2 GSO hat der König das Recht, die Generalsynode 
jederzeit zu schließen. Wenn er das täte, um die Bedingung der 
Abwesenheit der Generalsynode zu schaffen, so wäre dem juristisch 
nichts entgegenzusetzen. Aber auch diese Frage dürfte nur wenig 
wissenschaftliches Interesse haben. 

Sind somit die Voraussetzungen der Notverordnung erledigt, 
so handelt es sich jetzt darum, ihren Inhalt zu bestimmen. Diese 
Abgrenzung kann in zweierlei Weise geschehen, erstens positiv: 
wann sind Notverordnungen statthaft, und dann negativ: 
wann nicht? 

Die erste Frage ist dahin zu beantworten: Immer, wenn sie 
sich auf dem Gebiete bewegen, das der landeskirchlichen Gesetz- 
gebung zugewiesen ist. 

Es liegt hier nahe, den Artikel 63 der preußischen Ver- 
"fassung zum Vergleiche heranzuziehen, und das ist denn auch in 
der beratenden Generalsynode von 1875 verschiedentlich ge- 
schehen (s. 0... Der Vergleich ergäbe dann die obige Behaup- 
tung. Andere Kirchenverfassungen in den betreffenden Stellen 
tragen denselben Sinn. Da wäre eigentlich nicht anzunehmen, 
daß die preußische eine Ausnahnıe machen sollte. Und so läßt 
dann auch die Fassung des $ 34,3 keine andere Deutung zu. 

$ 34,3 spricht von „Anordnungen, die regelmäßig der be- 


1 
p. 75. 
? Friedmann gibt auch keine dazu ermächtigende Bestimmung an. 
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schließenden Mitwirkung der Generalsynode bedürfen“. Nur für 
sie soll der Weg der Notverordnung statthaft und ev. nötig 
sein!. Was bedeutet nun „beschließende Mitwirkung‘? 

Die GSO weist den Begriff ‚beschließen‘ noch an einer 
anderen Stelle auf, in $ 5: Die Generalsynode „hat mit dem 
Kirchenregimente über die gesetzliche Fortbildung der landes- 
kirchlichen Einrichtungen zu beschließen‘. Wie oben dar- 
gelegt, handelte es sich dort darum, der Generalsynode ihre Auf- 
gaben zuzuweisen; der eben zitierte Satz spricht ihr das Recht 
der Mitwirkung bei der landeskirchlichen Gesetzgebung zu. So 
ergibt diese Parallele, daß $ 34,3 unter „Anordnungen, die .. .“ 
Akte der Gesetzgebung versteht. 

Eine Bestätigung der hier vertretenen Ansicht bietet Prof. 
Dr. v. d. Goltz?. „... Allein nach dem Antrage Hegel soll die 
ganze Organisation und Kompetenz der Kirchenbehörden nur auf 
dem Wege landeskirchlicher Gesetzgebung, also unter beschließender 
Mitwirkung der Generalsynode zustande kommen‘, der den Be- 
griff der Gesetzgebung in dem eben entwickelten Sinne interpretiert. 
Diese beschließende Mitwirkung steht im Gegensatze zu der zu- 
stimmenden, von der oben (bei den sogenannten beschränkten 
Verordnungen) gesprochen worden ist. 

Es darf nieht irreführen, daß bei Kirehengesetzen in der 
Verkündigungsformel der Ausdruck „unter Zustimmung der 
Generalsynode‘‘ gebraucht wird. Es müßte besser heißen „nach 
Vereinbarung mit der Generalsynode‘“; der Unterschied liegt 
darin: bei Gesetzen wird der Inhalt von Kirchenregiment und 
Generalsynode zusammen festgestellt, bei den sogenannten be- 
schränkten Verordnungen dagegen stellt das Kirchenregiment den 
Inhalt fest und legt ihn dann der Generalsynode vor, die ent- 
weder anzunehmen oder abzulehnen hat. Das ist aus dem Worte 
„Zustimmung“ mit Sicherheit zu entnehmen. 

Schließlich sei noch auf die KGO hingewiesen, die den Be- 


ı Schön, Bd. I p. 440. 
> Verhandlungen der a.o. Generalsynode von 1875 p. 241. 
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griff „beschließende Mitwirkung“ ebenfalls kennt, $ 29. „Die 
Gemeindevertretung verhandelt und beschließt in Gemeinschaft 
mit dem Gemeindekirchenrat über die von dem letzteren zur Be- 
ratung vorgelegten Gegenstände.‘ 

$ 31. „... in denen der Gemeindekirchenrat der be- 
schließenden Mitwirkung der Gemeindevertretung bedarf.“ 

Es handelt sich hier offenbar um Akte, die in gleicher Weise 
zustande kommen, wie kirchliche Gesetze. 

Dem Ausgeführten gemäß ist mit Sicherheit anzunehmen, 
daß Notverordnungen überall dort statthaft und eventuell nur 
dort nötig sind, wo sonst ein landeskirchliches Gesetz erforderlich 
ist. Auf dem Gebiete des selbständigen Verordnungsrechts wären 
sie entbehrlich, da dort eine einfache Verordnung genügen würde!. 
Fraglich ist dabei nur, ob ihre Anwendung ausgeschlossen ist. 
Richtiger scheint eine verneinende Antwort ?; den Beweis liefert die 
Interpretation in $ 34,3 GSO. Nur, „wenn Anordnungen, welche 
regelmäßig der beschließenden Mitwirkung der Generalsynode 
bedürfen“, provisorisch getroffen werden sollen, sollen Not- 
verordnungen zulässig sein; damit aber erscheint ausgeschlossen, 
daß sie selbst erst ihren eigenen Anordnungen den ihnen bis da- 
hin fehlenden Gesetzescharakter verleihen, mit anderen Worten, sie 
für die Kompetenz der Legislative vindizieren können. 

Da nun der Gesetzesbegriff der GSO der formelle ist und 
dem entsprechend das Enumerationsprinzip gilt, so ergibt sich 
wiederum: 

Notverordnungen sind ‚ausschließlich auf all den Gebieten 
statthaft und ev. nötig, die der landeskirchlichen Gesetzgebung 
bereits zugewiesen sind oder ihr noch zugewiesen werden. 

Hier ergibt sich ein wichtiger Unterschied gegen die Not- 
verordnungen des preußischen Staatsrechts. Diese dürfen nicht 
gegen die Verfassung verstoßen, was ausdrücklich hervorgehoben 


! Das bestätigt wiederum die Richtigkeit obiger Deduktion, da ein an- 
deres als die beiden genannten Gebiete der Notverordnung nicht freisteht. 

?2 Ebenso Friedmann p. 115/116, dagegen Schön, Bd. II p. 260 no. 6, 
da „superflua non nocent*“. 
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wird. In der GSO findet sich keine derartise Bestimmung; da- 
her kann die kirchenrechtliche Notverordnung die Verfassung der 
Landeskirche ändern. Daß Notverordnungen die Verfassung ipso 
iure nicht ändern dürften’, „da diese Autorisation überhaupt nicht 
anders als innerhalb des Rahmens und auf dem Boden der letz- 
teren (se. Verfassung) stehend vorhanden ist“ ?, ist nicht richtig. 
Es gilt stets nur das, was ausdrücklich im Gesetz angeordnet oder 
verboten ist — wenigstens im Staatsrecht. Daß die Verfassung 
ändernde Gesetze nur bei bestimmten Mehrheiten und sonstigen 
erschwerenden Bedingungen statthaft sind, beweist nichts dagegen. 
Diese Erfordernisse sind gegebenenfalls bei der Genehmigung 
durch die Legislative zu erfüllen. 

„Der Begriff des Gesetzes ist der, daß es den durch die 
Volksvertretung im Einvernehmen mit dem Staatsoberhaupte zu- 
stande gekommenen Staatswillen feststellt*®. Ob sich dabei der 
Wille der Legislative auf einem einfacheren oder qualifizierten, 
auf einem gewöhnlichen oder außerordentlichen Wege zur Geltung 
bringt, ist unerheblich ®. 

Es herrschte in der Praxis — vor allem der der Staats- 
behörden — nicht immer volle Klarheit darüber, wo Notverord- 
nungen statthaft seien. Man kann wohl mit Friedmann annehmen, 
daß dieses der „unglücklichen systematischen Stellung“ des $ 34,3 
in der GSO zuzuschreiben ist°. | 

Auf die verschiedenen Fälle und dabei entwickelten Ansichten 
hier näher einzugehen, dürfte aber nicht mehr erforderlich sein, 
seitdem die Zulässigkeit von Notverordnungen auf den der landes- 
kirchlichen Legislative zugewiesenen Gebieten auch durch die 
Staatsregierung anerkannt worden ist. Siehe darüber weiter unten 
Nr. 5. Es soll hier nur eine kurze chronologische Uebersicht 
gegeben werden. 

1 Gerber, Grundriß des Staatsrechts, 1. Aufl. p. 144. 

® Z. B. Schulze, Das Preußische Staatsrecht, Bd. II Abt. 2 Leipzig 

1874 p. 234. 


° Rönne, Deutsches Staatsrecht, 2. Aufl. II 1 p. 56. 
* Siehe auch Friedmann p. 111. 5 Friedmann p. 103. 
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1) Anlagen zu den Verhandlungen der zweiten ordentlichen 
Generalsynode p. 945 und 953, über den Erlaß des Ev. Ober- 
kirchenrats vom 1. Januar 1879, betreffend die formelle Behand- 
lung einer künftigen theologischen Prüfungsordnung. KG- u. VBl 
p. 98. Ä 

Der Generalsynodalvorstand betont gegenüber dem Ev. Ober- 
kirchenrat, daß „im Falle eines unvorhergesehenen Bedürfnisses 
gesetzlicher Anordnungen“ während der Abwesenheit der General- 
synode ‚‚die Generalsynodalordnung in 34 Nr. 3 das Auskunfts- 
mittel einer provisorischen Abhilfe“ biete. 

2) Allerhöchster Erlaß (Notverordnung) vom 7. März 1887, 
betreffend die Teilung des Provinzialsynodalverbandes für Ost- 
und Westpreußen und die infolgedessen erforderlichen Abände- 
rungen der Generalsynodalordnung vom 20. Januar 1876 und der 
Kirchengemeinde- und Synodalordnung vom 10. September 1873. 
KG- u. VBl p. 85. In dem Schreiben des Kultusministers vom 
30. III. 1900 heißt es über diesen Erlaß!: 

„Diesem Vorgange (der Notverordnung vom 7. März 1887) 
wird eine entscheidende Bedeutung kaum beigemessen werden 
können, zumal es sich nur darum handelte, eine Frage der 
äußeren Organisation der Vertretungskörper unter Hinzutritt 
eines Staatsgesetzes zu regeln.“ Dem ist entschieden entgegen- 
zutreten.. Es handelte sich hier um eine Neuabgrenzung von 
kirchlichen Verwaltungsgebieten, die durch die Verfassung 
festgelegt waren; es lag also eine wichtige Verfassungsänderung 
vor, die nach $ 7 Ziff.5 der GSO der kirchengesetzlichen Rege- 
lung bedurfte. Vergleiche hierzu ferner Verhandlungen der 3. 
ordentlichen Generalsynode p. 52 und 115, Anlagen p. 1170—1179. 

3) Allerhöchster Erlaß vom 29. Juli 1889, betreffend die 
Aenderung des allgemeinen Kirchengebets bezüglich der Fürbitte 
für die Kaiserliche Marine. KG- u. VBl p. 95. Die Regelung steht 
der landeskirchlichen Gesetzgebung zu nach GSO 8 7 Nr. 3 Abs. 1. 


! Anlagen zu den Verhandlungen der a.o. Generalsynode vom Jahre 
1900 p. 62. 


94 Abhandlungen. 


Vergleiche dazu Verhandlungen der 3. ordentlichen Generalsynode 
p. 91, Anlagen p. 1069 sq. 

4) Die dem Kirchengesetz vom 6. August 1900 betreffend 
Abänderung des $ 15 Nr. 1 des Ruhegehaltsgesetzes vom 
26. Januar 1880 in der Fassung des Kirchengesetzes vom 
16. März 1892 (KG- u. VBl 1880 p. 37 und 1892 p. 49) und 
den nachträglichen Anschluß an die landeskirchliche Pensions- 
ordnung (KG- u. VBI1 1900 p. 57) vorangegangenen Verhandlungen 
zwischen dem Minister der geistlichen usw. Angelegenheiten und 
dem Ev. Oberkirchenrat. Anlagen zu den Verhandlungen der 
a. 0. Generalsynode von 1900 p. 49 sqgq. 

5) Verhandlungen der 5. ordentlichen Generalsynode p. 3, 838: 

Der Vizepräsident des Ev. Oberkirchenrats Frhr. v. d. Goltz 
erklärt, daß die 1900 seitens der Staatsregierung noch versagte 
Zulässigkeit landeskirchlicher Notverordnungen auf den der landes- 
kirchlichen Legislative zugewiesenen Gebieten kürzlich erfolgt sei. 

6) Allerhöchster Erlaß betreffend die Verstärkung des Hilfs- 
fonds für landeskirchliche Zwecke vom 22. April 1907 KG- u. 
VBl 1907 p. 1. 

Die Regelung steht der landeskirchlichen Gesetzgebung zu 
nach GSO 8 14. — Genehmigt durch Beschluß 4 der 5. a. o. 
Generalsynode, ef. pp. 57/68 der Verhandlungen. — Bekannt ge- 
macht durch den Oberkirchenrat KG- u. VB1 1908 p. 36. 

Der Synodale Kahl berichtet (p. 59) über die zu N. 5 er- 
wähnte Aenderung der Ansicht des Staatsministeriums. In der 
weiteren Debatte werden Einwendungen gegen die rechtliche Zu- 
lässigkeit von Notverordnungen nicht erhoben. 

7) Allerhöchster Erlaß betreffend die weitere Verstärkung 
des Hilfsfonds für landeskirchliche Zwecke vom 22. Juli 1908 
KG- u. VBl 1908 p. 125. Vergleiche dazu den Bericht des 
Synodalvorstandes, Anlage 1 der Verhandlungen der 6. ordent- 
lichen Generalsynode 1909 Bd. II p. 5, ferner p. 36 sqq. und Bd. I 
p. 163 sqg. 

Synodale Dr. Irmer erkennt die Berechtigung der Interpre- 


Rebitzki, D. Verordnungsrecht d. Königs nach pr. Landeskirchenrecht. 95 


tation, die Notverordnungen seien auf den der landeskirchlichen 
Gesetzgebung zugewiesenen Gebieten statthaft, in vollem Umfange 
an. (p. 165.) 

Die Notverordnung ist nicht ausdrücklich genehmigt worden; 
siehe darüber weiter unten. 

Fragt man nun, wann Notverordnungen nicht statthaft und 
wann sie entbehrlich sind, so ist die Beantwortung einfach: 

1) Wenn die Regelung der betreffenden Materie regelmäßig 
nieht durch landeskirchliche Gesetze zu erfolgen hat; dann sind 
sie entbehrlich. 

2) Wenn die Notverordnung mit einem Staatsgesetz in 
Widerspruch treten würde — Art. 13 Abs. 1 des Staatsgesetzes vom 
3. Juni 1876 u. GSO $ 6 Abs. 3; dann sind sie unstatthaft. 

Ist, um dies zu verhüten, eine Unschädlichkeitserklärung des 
Staatsministeriums nötig? In der Praxis hat man, soweit ersicht- 
lich, zweimal eine Unschädlichkeitserklärung eingeholt, zu der 
Notverordnung vom 7. März 1887 und der nicht zustande ge- 
kommenen vom Jahre 1900. 

Praktische Gründe ergeben die Zweckmäßigkeit: Wäre die 
Unschädlichkeitserklärung nicht erforderlich für die Notverord- 
nungen, so doch sicher dann, wenn die Genehmigung der General- 
synode hinzutritt. Sie ist aber auch notwendig, und zwar 
folgt das aus dem Gesetzescharakter der Notverordnung. 

Wie schon oben erwähnt, schwebten den Synodalen bei Be- 
ratung des $ 34 der GSO die staatsrechtlichen Notverordnungen 
vor; das ergibt sich aus dem Sprachgebrauche: Notgesetze, pro- 
visorische Gesetze, interimistische Gesetze, und aus tatsächlich 
gezogenen Parallelen . Man verstand also hier unter den in Ge- 
mäßheit von $ 34,3 ergehenden provisorischen Erlassen ebenfalls 
nicht bloße Verordnungen, sondern Gesetze, bei denen nur von 
dem Erfordernis der Zustimmung der Generalsynode dispensiert war. 
Es bereitet auch keine Schwierigkeiten, den Begriff des außer- 


ı Daß die kirchenrechtliche Notverordnung ein Analogon der staats- 
rechtlichen ist, dafür auch Schön I p. 440. 
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ordentlichen Gesetzes aus der GSO zu konstruieren. Die Not- 
verordnungen bewegen sich auf dem Gebiete der formellen Gesetze. 
Was ihnen zum Gesetze fehlt, ist die beschließende Mitwirkung 
des Repräsentationsorganes; sie wird ersetzt durch die Tätigkeit 
des Generalsynodalvorstandes, von dem es heißt: „er vertritt die 
Generalsynode, wenn usw.“ Nun kann bekanntermaßen die Ver- 
tretung in verschiedener Weise erfolgen, entweder der Vertretende 
erklärt anstatt des Vertretenen, für ihn wirksam, seinen eigenen 
Willen, oder er erklärt den Willen des Vertretenen. Diese zweite 
Art kann hier offensichtlich nicht in Betracht kommen, sondern 
nur die erstere. Der Generalsynodalvorstand erklärt, an Stelle der 
Generalsynode, seinen eigenen Willen, der bis zu einem bestimm- 
ten Zeitpunkt für die Generalsynode Wirksamkeit besitzt. Man 
könnte also „vertreten“ ganz gut mit „an die Stelle treten“ über- 
setzen, es ganz gut vergleichen mit der Tätigkeit des gesetzlichen 
Vertreters eines Minderjährigen in gewissen Fällen. Das tertium 
comparationis ist die Unmöglichkeit für den Vertretenen, zurzeit 
seinen Willen kundzugeben, und die Wirksamkeit der Erklärung 
des Vertretenden bis zu dem Zeitpunkte, an dem dies möglich 
wird, und endlieh das Ablehnungsrecht des volljährig Gewordenen 
gegenüber den Anordnungen seines früheren Vertreters. 

Der Generalsynodalvorstand also tritt an die Stelle der General- 
synode, er ersetzt provisorisch ihre beschließende Mitwirkung !, 
stellt den Inhalt der Verordnung fest analog dem Wege der Gesetz- 
gebung, und damit ist ein Gesetz entstanden, wenn auch ein un- 
vollkommenes, kein vollendetes ?, sondern ein provisorisches, außer- 
ordentliches °. 


! Friedmann, p. 124: „ähnlich wie bei dem Wege der Gesetzgebung“ 
wird hier „der Inhalt durch Zusammenwirken zwischen der obersten Kir- 
chenbehörde und dem ständigen Ausschuß festgestellt“. 

? Verhandlungen der 3. ordentlichen Generalsynode p. 33, Graf Posa- 
dowsky-Wehner: „Es liegt auch hier eine lex vor, wenn auch eine imper- 
fecta, die durch die Genehmigung der Generalsynode eine perfecta werden 
könnte.“ 

8 Friedberg, VR, spricht ständig von Notgesetzen, provisorischen Ge- 
setzen; ebenso das Schreiben des Ministers der geistlichen usw. Angelegen- 
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Daß dieses außerordentliche, provisorische Gesetz wie jedes 
andere eine Unschädlichkeitserklärung braucht, ist dann wohl als 
sicher anzunehmen. 

Erfolgt die Unschädlichkeitserklärung und hat sie zu er- 
folgen bei Kirchengesetzen nach der Beschlußfassung der General- 
synode, so hier nach erfolgter Beschlußfassung ihrer Vertretung, 
des Generalsynodalvorstandes, beidemale vor der Sanktion durch 
den Inhaber des Kirchenregiments, den König. 

Natürlich hat bei Notverordnungen eine Unschädlichkeits- 
erklärung nur dann zu erfolgen, wenn sie bei der Regelung durch 
ein Kirchengesetz erforderlich wäre. Gesetz vom 28. Mai 1894 $ 1. 

Die Erwähnung der Unsehädlichkeitserklärung in der Ver- 
kündigungsformel (Art. 15 Abs. 1 des Gesetzes vom 3. Juni 1876) 
ist nach dem Gesetz vom 28. Mai 1594 $ 3 nieht mehr erforderlich. 

Aus dem Gesetzescharakter der Notverordnungen ergeben sich 
weiterhin wichtige Folgerungen für ihre Wirkung. 

1. Wirkung beim Erlaß der Notverordnungen. 

Die Notverordnungen als — wenn auch außerordentliche — 
Gesetze haben formelle Gesetzeskraft, derogieren daher für die 
Zeit ihrer Geltung allem, was ihnen entgegensteht, sei es Gesetz, 
sei es Verordnung. Rechtsverbindlich werden sie, wenn nichts 
anderes bestimmt ist, mit dem 14. Tage nach dem Tage, an dem 
das betreffende Stück des KG- u. VBl, ın dem die Publikation 
erfolgt, in Berlin ausgegeben worden ist. 

2. Wirkungen während des Bestehens der Notverordnungen. 

Sämtliche Verhältnisse, auf die sich die Notverordnung be- 
zieht, sind ausschließlich ihren Vorschriften gemäß zu regeln. 
Diese Regelung ist selbstverständlich definitiv, mit anderen Wor- 
ten: Eine etwaige Aufhebung der Notverordnung hat keine rück- 
wirkende Kraft!. Denn der Zweck der Notverordnung ist doch, 
heiten vom 23. 12. 1899: „Notgesetze“. Auch Anlagen zu den Verhand- 
lungen der 6. ordentlichen Generalsynode II p. 5: „. ... beantragte der Ev. 
Oberkirchenrat ... . die Zustimmung zu einem Notgesetz“. 

Ebenso Friedberg, VR p. 218; Gerber l. c. p. 146; Schön I p. 441; 


Arndt V p. 266; Friedmann p. 149 und die dort Angeführten. 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XXII. 1. 1 
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die Angelegenheiten zu ordnen, zu deren Regelung sie erlassen 
wird. Es wäre daher ganz unlogisch und würde eine außerordent- 
liche Rechtsunsicherheit hervorrufen, wenn das Repräsentations- 
organ durch seine einseitige Ablehnung alles bisher Geschaffene 
annullieren könnte. Auf dies „einseitige“ ist der Ton zu legen, 
was viel zu wenig beachtet wird. Ferner trifft die Ablehnung 
eigentlich garnicht die Notverordnung, sondern nur die zukünftige 
Geltung der Notverordnungsvorschriften. 

3. Wirkung nach der Genehmigung der Notverordnung. 

Durch die Genehmigung verliert die Notverordnung ihren 
provisorischen Charakter und steht nun dem gewöhnlichen Gesetze 
völlig gleich. Sie derogiert daher allen bisher geltenden Vor- 
schriften, und wird eine genehmigte Notverordnung einmal später 
durch Gesetz aufgehoben, so lebt, was vorher galt, nicht ipso 
iure wieder auf (s. w. u. Nr. 4). 

4. Wirkung nach der Nichtgenehmigung. 

Wird die Genehmigung der Notverordnung versagt, so er- 
lischt ihre Wirkung doch erst in dem Augenblicke, in dem sie 
durch königliche Verordnung ausdrücklich außer Kraft gesetzt 
wird!. Das ergibt sich daraus, daß eine gehörig verkündete 
königliche Verordnung so lange in Kraft bleibt, bis sie mit ge- 
höriger Verkündung aufgehoben wird, ferner aus der Bestim- 
mung der GSO 8 34,3 „. . . und ist, wenn letztere (die Geneh- 
migung) versagt wird, außer Wirksamkeit zu setzen.“ 

Mit dem „Außer-Wirksamkeit-Setzen“ leben die vorher gel- 
tenden Rechtsverhältnisse wieder auf, was sich aus dem proviso- 
rischen Charakter der Notverordnung ergibt. 

Oben, bei Besprechung des Charakters der Notverordnungen 
ist bereits kurz erwähnt worden, wer den Inhalt der Notverord- 
nungen festzustellen hat. Es ist das Kirchenregiment (Ev. Ober- 
kirchenrat) und der Generalsynodalvorstand. Dieser hat sowohl 


! Das ist bestritten; gegen die obige Ansicht Friedberg VR p. 128; 
Gerber l. c. p. 145. Dafür Schön I p. 441; Arndt p. 265 sq. und die dort 
Angeführten. 


nn 
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die Unaufschieblichkeit der betreffenden Anordnung anzuerkennen, 
wie auch ihrem Inhalte zuzustimmen. — GSO 8 34 Nr. 3 Satz 2. 

Die Berufung des Synodalvorstandes geschieht durch seinen 
Vorsitzenden, nach Vereinbarung mit dem Ev. Oberkirchenrat — 
GSO $ 35 Abs. 1. 

Verlangt der Generalsynodalvorstand, bevor er sich in An- 
gelegenheiten der unter $ 34 Nr. 3 GSO bezeichneten Art schlüssig 
macht, eine gemeinschaftliche Beratung mit dem Ev. Oberkirchen- 
rate, so hat dieser eine solche zu veranstalten — $ 34 Abs. 2 
der GSO. 

Zu einem gültigen Beschlusse des Generalsynodalvorstandes be- 
darf es der Anwesenheit von mindestens 5 Mitgliedern, bei Stim- 
mengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag. 

Ist der Inhalt festgestellt, so liegt die Sanktion der Not- 
verordnung dem Könige ob. Die GSO benennt ihn zwar nicht 
ausdrücklich, sie spricht nur von „kirchenregimentlichen Erlassen“; 
doch dürfte sich aus dem Gesetzes-Charakter der Notverordnung 
die Notwendigkeit der königlichen Sanktion ergeben. In der 
Praxis jedenfalls hat bis jetzt stets der König die Sanktion erteilt. 

Für die Ausfertigung und Verkündigung der Notverordnungen 
gilt folgendes: 

Die Mitwirkung des Generalsynodalvorstandes muß ausdrück- 
lieh erwähnt werden (GSO $ 34, 3), und zwar muß gesagt werden, 
daß der Generalsynodalvorstand die Unaufschieblichkeit anerkannt 
und dem Inhalte zugestimmt hat. 

Dem entspricht die ständig gebrauchte Einleitungsformel der 
Notverordnungen: 

„Wir, Wilhelm, usw. verordnen usw., nachdem der General- 
synodalvorstand sowohl die Unaufschieblichkeit anerkannt, als auch 
dem Inhalte dieses Erlasses zugestimmt hat, usw.“ 

Die Gegenzeichnung der Notverordnung erfolgt und hat zu 
erfolgen durch den Präsidenten des Ev. Oberkirchenrats, „behufs 
der Beglaubigung“ '. Ä 


! Näheres siehe oben bei den Königlichen Verordnungen. 


® 7* 
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Dann ist es üblich — und auch zu wünschen —, daß auf 
den zur Notverordnung ermächtigenden Paragraphen der GSO in 
der Verkündigungsformel Bezug genommen wird. 

Zur Gültigkeit der Notverordnung ist es jedoch nicht er- 
forderlich, da eine dahin gehende Vorschrift nicht besteht !. 

Die also verkündigte Notverordnung ist der nächsten General- 
synode zur Prüfung und Genehmigung vorzulegen. Dies geschieht 
in der Form einer „Vorlage des evangelischen Oberkirchenrats an 
die Generalsynode*; demgemäß werden die Notverordnungen vom 
evangelischen Öberkirchenrate vor der Generalsynode auch be- 
gründet. 

Die Generalsynode ihrerseits hat die Notverordnung entweder 
zu genehmigen oder abzulehnen. Das ist nicht unbestritten. 

Man hat sich gefragt, ob die Generalsynode die Notverord- 
“nung unter Abänderungen genehmigen dürfe. Die überwiegende 
Ansicht nimmt an, daß dem nieht so ist. Laband sagt in seinem 
Staatsrecht *: „Die Genehmigung der Notverordnung muß daher 
pure erteilt werden. Genehmigung einer solchen Verordnung unter 
Abänderung derselben, gilt als Verwerfung, verbunden mit der 
Aufstellung eines neuen Gesetzentwurfes“. Derselben Ansicht ist 
Graf Posadowsky-Wehner ?: „Meines Erachtens muß die General- 
synode diesen kirchenregimentlichen Erlaß pure genehmigen oder 
pure ablehnen. Jede Genehmigung mit einem Amendement würde 
einer Ablehnung gleich sein“. 

Verfasser glaubt sich dieser Ansicht anschließen zu können. 
Die GSO schreibt vor, die Notverordnung sei der nächsten General- 
synode zur Genehmigung vorzulegen. Man muß, wie schon oben 
betont, auf den Wortsinn zurückgehn: Genehmigen heißt etwas 
Dargebotenes sich genehm sein lassen, darein willigen und so 
annehmen ‘. | 


tcf.p. 21 no. 1. 

2 Bd. I p. 303 no. 1, dem schließt sich auch Friedmann an p. 143. 
® Verhandlungen der 3. ordentlichen Generalsynode 1892 p. 33. 

* Sanders, Deutsches Wörterbuch, Bd. I p. 420. 
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Friedmann ! argumentiert im Anschluß an Glatzer ? folgender- 
maßen: „Im Wege der Gesetzgebung äußert sich die Mitwirkung 
des Repräsentationsorganes in der Mitwirkung bei der Feststellung 
des Inhalts der Anordnung. Nun ist aber der Inhalt der Not- 
standsverordnung bereits fixiert und darf aus folgenden Gründen 
nicht umgearbeitet werden: „das Kirchenregiment ist an die Fas- 
sung, die die Notstandsverordnung zur Zeit ihres Erlasses aufwies, 
gebunden. Jede Abänderung durch die Generalsynode würde es 
daher unmöglich machen, daß hinsichtlich der Notstandsverord- 
nungen die Uebereinstimmung des Willens des Kirchenregiments 
mit dem des Repräsentationsorganes erzielt werde.“ 

Friedmann zeigt hier, warum die Notverordnung pure an- 
genommen wird, er zeigt aber nicht, warum sie es soll, warum 
sie nicht anders angenommen werden darf. 

Nicht erforderlich erscheint, daß die Genehmigung der General- 
synode ausdrücklich erteilt wird; vielmehr genügt es, wenn die 
Generalsynode wie bei der Notverordnung vom 22. Juli 1908 ihre 
Genehmigung dadurch erteilt (Beschluß 17 p. 180 der Verhand- 
lungen der 6. ordentlichen Generalsynode), daß sie entsprechend 
dem Antrag des Berichterstatters zu 3 (p. 173) und dessen Be- 
gründung (p. 164 sqq.) folgend „im übrigen den Bericht des 
Generalsynodalvorstandes (der [p. 5 der Anlagen] von der erwähnten 
Notverordnung spricht) über seine Wirksamkeit in der Zeit vom 
4. November 1903 bis zum Tage der Eröffnung der 6. ordent- 
lichen Generalsynode 1909 ..... durch Kenntnisnahme für er- 
ledigt“ erklärt. | 

Es ist üblich und erforderlich, daß die erfolgte Genehmigung 
(im KG- u. VBl) bekannt gemacht wird. Die Notverordnungen 
erhalten durch die Genehmigung das letzte ihnen fehlende Begriffs- 
merkmal des Gesetzes, sie werden endgültige Gesetze?. Daß aber 


Ip. 142. 

® Recht der provisorischen Gesetzgebung pp., Breslau 1899, p. 81. 

® Ebenso Graf Posadowsky-Wehner, Verhandlungen der 3. ordentlichen 
Generalsynode p. 33. Der obigen Ansicht entspricht es wohl auch, wenn 
in Baden die Publikation der Genehmigung so erfolgt: „Die provisorischen 
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die Verkündigung dieses Aktes in der für Gesetze bestimmten 
Form vor sich zu gehen habe, ist nicht einzusehen; es bedarf nur 
einer einfachen Mitteilung durch die Behörden!. Der Grund hier- 
für ist darin zu suchen, daß die Rechtsverbindlichkeit der ge- 
nehmigten Notverordnung sich sehon aus der Publikation der 
Notverordnung überhaupt herleitet. 

Die Praxis hat der eben abgeleiteten Ansicht gemäß ge- 
handelt — so KG- u. VBl 1892 p. 13 „Bekanntmachung des 
evangelischen Oberkirchenrats, betreffend die von der General- 
synode erteilte Genehmigung zu dem Allerhöchsten Erlasse vom 
7. März 1887 usw.“ 

Die — implizite — erteilte Genehmigung der Notverordnung 
vom 22. Juli 1908 ist nicht bekannt gegeben worden. Das ist 
überflüssig gewesen, da dem Kirchengesetze vom 10. Juli 1909, 
das dieselbe Materie regelte, wie die zitierte Notverordnung, durch 
gemäß Art. 4 zitierten Gesetzes ergangene königliche Verordnung 
vom 10. Juli 1909 rückwirkende Kraft vom 1. April 1908 ab bei- 
gelegt wurde. Damit war der durch die Notverordnung geregelte 
Rechtszustand durch das Kirchengesetz zum 2. Male geordnet, 
und der Oberkirchenrat hat dann, höchst wahrscheinlich aus den- 
selben Gründen wie die Generalsynode die ausdrückliche Genehmi- 
gung, die Bekanntmachung unterlassen. 

Wird die Genehmigung der Notverordnung von der General- 
synode versagt, so ist sie außer Wirksamkeit zu setzen. Da die 
Notverordnung ihre Rechtsverbindlichkeit vom Könige herleitet, 
ist sie auch nur durch königliche Verordnung wieder außer Kraft 
zu setzen, und zwar hat das unverzüglich zu erfolgen. 

In gewissen Fällen bedarf ein Kirchengesetz der staatlichen 
Genehmigung, die durch Staatsgesetz zu erfolgen hat, und ebenso 
natürlich die auf demselben Gebiete erlassene Notverordnung 


Gesetze .. . haben die nachträgliche Zustimmung der Generalsynode er- 
halten und sind damit endgültige Kirchengesetze geworden, was hiermit 
bekannt gemacht wird.“ Friedmann p. 144. 

! Ganz richtig bemerkt Graf Eulenburg, Sten. Berichte des Abgeord- 
netenhauses 1864 p. 790; „Diese innige Veränderung bedarf nur einer hi- 
storischen Erwähnung.“ 
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(z. B. Notverordnung vom 7. März 1887, Genehmigung durch 
Staatsgesetz vom 21. Mai 1887). Allerdings werden in den Kam- 
mern kirchliche Angelegenheiten mit großer Delikatesse behandelt 
und meist genehmigt; es wäre doch aber der Fall möglich: die 
Notverordnung wird von der Generalsynode abgelehnt, und die 
Kammern ändern das von ihnen einst erlassene sanktionierende 
Gesetz nicht ab; dann würde die Ablehnung der Generalsynode 
gegen ein Staatsgesetz verstoßen, wäre somit nichtig, und das 
Ablehnungsrecht der Generalsynode würde illusorisch werden. 

Dieser Zustand ist unhaltbar, und so könnte man vielleicht 
sagen: wenn die Kammern die Notverordnung, die in ihr geord- 
neten Verhältnisse sanktionieren, so tun sie es nicht mit dem 
Willen, der durch das Staatsgesetz bestimmte Zustand solle end- 
gültig so bleiben: sie genehmigen vielmehr nur das Provisorium, 
das die Notverordnung schafft, unter Anerkennung der dafür in 
der GSO gesetzten Bedingungen, d.h. lehnt die Generalsynode die 
Notverordnung ab, so treten mit ihrer Außerkraftsetzung die 
früheren Verhältnisse wieder ein, ohne eine Abänderung oder Auf- 
hebung des Staatsgesetzes zu erfolgen. 

Die eben entwickelte Ansicht fände eine Begründung viel- 
leicht in folgender Stelle des Staatsgesetzes vom 21. Mai 1887 
Art. 1: „Das Gesetz vom 3. Juni 1876 findet auf diejenigen syn- 
odalen Organe Anwendung, dienach Maßgabe des Allerhöchsten 
Erlasses vom 7. März 1887 ... .. zusammengesetzt sind.“ 

An und für sich bedeutet „nach Maßgabe“ wohl nur die Art 
und Weise der Ausführung der Notverordnungsvorschriften; sicher 
aber charakterisiert es auch die geschaffenen Organe als provi- 
sorische. Aus dieser ausdrücklichen Hervorhebung des Provi- 
soriums durch das Staatsgesetz könnte man folgern, daß das 
Staatsgesetz vom 21. Mai 1837 den durch die Notverordnung ge- 
schaffenen Zustand mit dem Gedanken genehmigte, er dürfe so 
bleiben, nicht aber, er müsse es. Wollte die Generalsynode ihn 
endgültig werden lassen, so war die Staatsgenehmigung vorhanden; 
lehnte sie es ab, so verstieß sie durchaus nicht gegen das Staats- 
gesetz aus dem eben angeführten Grunde. 
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Bericht über die kirchenrechtlichen Ereignisse in 
Frankreich für das Jahr 1911 


erstattet von 


Universitätsprofessor Dr. R. Genestal in Caen. 
L. 
Gesetze und Verordnungen. 


Das durch das Gesetz des 9. Dezember 1905 eingeführte und 
durch das Gesetz des 2. Januar 1907 ergänzte und teilweise ver- 
änderte Kirchenwesen hat im J. 1911 keine wesentliche Umge- 
staltung erlitten. 

Eine Verordnung des 6. Februar hat infolge des Gesetzes des 
9. Dez. 1905 (art. 43) die Bedingungen bestimmt, unter denen 
die’ Gesetze über die Trennung von Kirche und Staat zur Anwen- 
dung kommen sollen, sowie auch die öffentliche Religionsübung 
in den Kolonien Martinique, Guadeloupe und La Reunion ge- 
regelt. | 

Am 17. August hat eine Verordnung die zentrale Verwal- 
tungsbehörde des Kultus abgeschafft, die verschiedenen Aemter 
aber, die dazu gehörten, vom Ministerium des Innern abhängig 
gemacht. 


1. 
Gerichtssprüche. 
1. 
, Kultusvereine. 
Die katholische Kirche hat die von dem Gesetze des 9. Dez. 
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1905 eingeführten Kultusvereine nicht einrichten wollen. Hie und 
da haben doch einige Katholiken Kultusvereine gebildet, deren 
Pfarrer freilich von den Bischöfen nicht anerkannt werden können, 
haben auch die Nutznießung der Kirchengebäude und das Fabrik- 
vermögen gefordert, aber ohne jeden Erfolg, da solche Vereine 
nicht als den allgemeinen Grundsätzen der katholischen Kirchen- 
verfassung entsprechend betrachtet werden können. Der Staats- 
rat hat noch einmal am 28. Juli 1911 eine Ministerialverordnung 
kassiert, welche das Vermögen einer Fabrik einem Kultusvereine 
zuerkannt hatte, weil der betreffende sich einen von der kirch- 
lichen Obrigkeit nicht anerkannten Pfarrer erwählt hatte. 

Im Gegensatz hiezu haben die Protestanten Kultusvereine 
gebildet, denen das Vermögen der vorigen Anstalten ungehindert 
zugeschrieben worden ist. Doch hat der Staatsrat am 9. Dez. 
1910 Kirchengebäude und Kirchenvermögen einem lutherischen 
Vereine in Nizza verweigert, weil derselbe den allgemeinen Grund- 
sätzen der französischen lutherischen Kirche nicht gemäß war. 
Diese Gemeinde, deren meiste Anhänger und Pfarrer Deutsche 
sind, hatte sich seit langem von der französischen lutherischen 
Kirche tatsächlich unabhängig gemacht und hatte immer verwei- 
gert, einen französischen Pfarrer anzunehmen. 

> 


Kirchengebäude und Zubehör. 


Laut des Gesetzes des 2. Jan. 1907 sollen die Kirchenge- 
bäude ausschließlich der Religionsübung dienen, und die Gerichts- 
höfe meinen, daß die unbeweglichen Nebengüter der Kirche ganz 
und gar wie dieselbe zu betrachten sind (Tribunal eivil, Lyon, 
16. Juni 1911, gelegentlich eines der Kirche anliegenden Gartens). 

Dieser freien Religionsübung darf der Bürgermeister keine 
Bedingungen stellen, die in dem Gesetze nicht förmlich ausge- 
drückt sind; er darf nicht zum Beispiel den Kirchenschlüssel dem 
regelmäßig von der kirchlichen Obrigkeit ernannten Pfarrer ver- 
weigern unter dem Vorwand, dieser Pfarrer wohne nicht im Be- 
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zirk der Gemeinde (Cour d’appel von Pau, 15. März). 

Er kann aber kraft seiner Polizeigewalt eine gefährlich bau- 
fällige Kirche schließen lassen (Staatsrat, 26. Mai). 

Der Pfarrer seinerseits besitzt alle zur freien Religionsübung 
notwendigen Rechte; da er aber keinen vom Gesetze von 1907 
erforderten Nützungsvertrag mit Staat oder Stadt geschlossen hat, 
ist es unpassend von einem Nützungsrecht des Pfarrers im eigent- 
lichen Sinne des Wortes oder von seiner Polizeigewalt zu sprechen. 
Das hat der Kassationshof erklärt, indem er auf den Antrieb des 
Justizministerıums ein schon in erster Instanz gefälltes Urteil 
kassierte (12. Jan.). 

Die Gemeinde ist Eigentümerin der Kirchengebäude und des 
Kirchengerätes; deswegen hat sie das Recht zur Erhaltung ihres 
Besitztums die nötigen Ausgaben zu machen, ohne daß diese Aus- 
gaben als eine Geldhilfe betrachtet werden können, die von dem 
Gesetze des 9. Dez. 1905 (art. 2) verboten wird (Staatsrat, 10. Nov.). 
Die Gemeinde kann aber ebensogut jede Unterhaltungsausgabe 
verweigern und wird nicht einmal zu den Hauptausbesserungen 
verpflichtet (Staatsrat, 26. Mai). 


3. 
Pfarrhäuser. 

Verschiedene Schwierigkeiten erheben sich immer bei Ge- 
legenheit der Pfarrhäuser, welche ein Gemeindeeigentum sind. Die 
der katholischen Kirche günstigen Gemeinden wünschen das Pfarr- 
haus unentgeltlich dem Pfarrer zu überlassen. Die Präfekten 
aber wollen es als Geldhilfe verhindern. Mehrere Gerichtssprüche 
sind in der Beziehung schon gefällt worden, welche aber mehr 
die gegenseitige Gewalt des Präfekten und der Gemeinde als die 
Rechte der Kirche selbst betreffen. 


4. 
Vermögen der aufgehobenen kirchlichen An- 
stalten. 


Die gesetzlichen Vertreter der aufgehobenen kirchlichen An- 
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stalten wurden durch den Artikel 7 des Gesetzes von 1905 für 
ein ganzes Jahr berechtigt, die mit nicht kirchendienstlich be- 
lasteten Güter anderen Anstalten, deren Zweck demjenigen dieser 
Güter entsprach, zu übertragen. Kraft dieses Artikels hatte der 
Bischof von Evreux das Gebäude des kleinen Seminars einer Unter- 
richtsgesellschaft übertragen. Der Staatsrat hat aber am 17. Nov. 
bestimmt, daß ein kleines Seminar eine kirchendienstliche Anstalt 
ist, und folglich nicht nach dem Art. 7 zu behandeln sei. 


5. 
Zurückforderungsklage. 


Die Fabriken- und Mensengüter werden vom Gesetze in Er- 
mangelung der Kultusvereine den Gemeinden zugeschrieben. Die- 
selben aber dürfen keine gottesdienstlichen Pflichten übernehmen; 
daraus folgte, daß die den vorigen Anstalten unter Bedingung von 
kirchlichen Diensten abgegebenen Güter von den Stiftern selbst 
oder von ihren Erben wegen unerfüllten Bedingungen zurückge- 
fordert werden konnten. Das Gesetz des 13. Dez. 1908 hat dieses 
Recht zur Zurückforderung nur den Deszendenten der betreffen- 
den anerkannt. Dieses Gesetz hat zu heftigen Streitigkeiten über 
das Wesen der Klage Anlaß gegeben. Die Rechtslehre hatte bis 
dahin die Zurückforderungsklage wegen unerfüllter Bedingungen 
als unteilbar betrachtet, und so mußte jeder der Erben nicht nur 
für den ihm zukommenden Teil, sondern für das Ganze die Klage 
anhängig machen. Der Kassationshof hat jedoch am 25. Juli 
erklärt, bei Gelegenheit einer auf dem Gesetze von 1908 begrün- 
deten Zurückforderungsklage, daß die Klage teilbar ist, wenn der 
Gegenstand selber sich teilen läßt. 


6. 
Kultuspolizeı. 
Aeußere Kirchengebräuche. 


Gemäß seiner Polizeigewalt darf der Bürgermeister um der 
öffentlichen Ordnung willen die äußeren Kirchengebräuche ver- 
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bieten. Nach dem Staatsrat aber darf der Bürgermeister nur 
wenn die öffentliche Ordnung und Ruhe tatsächlich gefährdet sind, 
zu Maßregeln greifen, die die gewöhnliche Religionsübung ver- 
hindern. Am 27. Januar vorigen Jahres hat der Staatsrat einen 
Beschluß kassiert, durch welchen der Bürgermeister von Darney 
die gewöhnlichen Prozessionen ohne wichtigen Grund verboten 
hatte. Er kassierte auch am 19. Mai einen alle äußere Kirchen- 
gebräuche verbietenden Beschluß des Bürgermeisters von Pithiviers 
le Vieil; gleichfalls am 10. Nov. einen Beschluß des Bürger- 
meisters von Montagnac, der ohne irgend welchen Grund landes- 
sittliche äußere Kirchengebräuche verboten hatte; wieder am 
24.Nov. einen ähnlichen Beschluß des Bürgermeisters von Saint 
Viviers. 
Störung des kirchlichen Dienstes. 


Die Störung des kirchlichen Dienstes wird von dem Art. 32 
des Gesetzes des 9. Dez. 1905 bestraft. Kraft dieses Artikels, 
der selten zur Anwendung kommt, hat am 15. März der Toulouser 
Gerichtshof Leute bestraft, die in der Kirche während der Predigt 
geschrieen hatten. 


Kirchenglocken. 


Nach den Gerichtssprüchen des Staatsrats dürfen die Bürger- 
meister, obwohl die Kirchengebäude Stadteigentum sind, weder 
die Benützung der Kirchenglocken zu sehr einschränken, noch sich 
derselben eigenmächtig anmaßen. Nur im Falle, daß die öffent- 
liche Ordnung und Ruhe wirklich gestört werden sollten, dürfen 
die Bürgermeister durch Beschlüsse das gewölinliche Glockengeläut 
einschränken, da das Gesetz des 9. Dez. 1905 die freie Religions- 
übung gesichert hat (Staatsrat, 13. Juni, Beschluß des Bürger- 
meisters von Anione; 3. Febr., Beschluß des Bürgermeisters 
von Chaintre; 8. April, Beschluß des Bürgermeisters von 
Sanneron; 26. Mai, Beschluß des Bürgermeisters von Parizot). 
Da aber die Kirchengebäude samt dem Kirchengerät und sonstigen 
Zubehör um der Religionsübung willen den Katholiken zur Ver- 
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fügung gestellt worden sind, darf der Bürgermeister nur, insoweit 
das Gesetz es ausdrücklich erlaubt hat, über die Glocken verfügen. 
Deswegen hat der Staatsrat einige Beschlüsse von Bürgermeistern 
kassiert, die die Benützung der Glocken zu zivilen Zwecken, Zivil- 
begräbnissen, und zwar zur Zeit des sogenannten Angelus ver- 
ordnet hatten, oder den Laien überhaupt erlaubt hatten, die be- 
treffenden Glocken zu irgendwelchen beliebigen Religionsakten zu 
verwenden. (Staatsrat, 13. Jan., Beschluß des Bürgermeisters von 
Crouttes, des Bürgermeisters von Ligardes; 3. Feb., Beschluß des 
Bürgermeisters von Champagne; 24. Nov., Beschluß des Bürger- 
meisters von Cursan; 1. Dez., Beschluß des Bürgermeisters von 
Esclottes.) 

Das Gesetz vom J. 1907 hat die Kirche den Gläubigen zur 
Verfügung gestellt. Trotzdem darf keiner derselben gegen den 
Willen des Pfarrers die Kirchenglocke läuten lassen, weil die 
Kirchen unter denselben Bedingungen zum Gottesdienste gebraucht 
werden sollen wie früher. Daher hat noch heute der Kultus- 
minister über alle Kirchenzeremonien zu bestimmen: nur er darf 
die Benützung der Glocken erlauben oder verbieten (Gerichtshof 
von Montpellier, 25. Juli). 


7. 
Religiöser Unterricht. 


Der Priester, der den Kindern in der Kateehismuslehre die 
französische Geschichte und selbst kirchengeschichtliche Ereig- 
nisse gelehrt hat, kann kraft des Gesetzes des 30. Okt. 1886 
(art. 40,1) bestraft werden, weil er den Kinderunterricht ohne 
die dazu erforderlichen Ankündigungen erteilt hat (Kassationshof, 
19. Mai). 

Das Gesetz des 9. Dez. 1905 (art. 30) verbietet dem Pfarrer, 
den religiösen Unterricht während der Sehulzeit zu erteilen. Dieser 
Artikel gilt auch für alle zum ersten Abendmahle vorbereitenden 
Predigten (Kassationshof, 3. und 7. Nor.). 
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8. 
Papsttum. 


Bei Gelegenheit der Verletzung einer Verordnung des Prä- 
fekten des Departements Sarthe hat der Kassationshof am 5. Mai 
geurteilt, daß die päpstliche weiß und gelbe Fahne keine aus- 
ländische Nationalfahne ist, da der päpstliche Staat seit langem 
nicht mehr existiert. 


II. 
Römische Akten. 


In dem Konsistorium des 27. Nov. 1911 hat der Papst fol- 
gende französische Prälaten zur Kardinalswürde erhoben: L. R. 
Amette, Erzbischof von Paris; Fr. M. Anatole de Rovene de 
Cabrieres, Bischof von Montpellier, Fr. V. Dubillard, Bischof von 
Chambery. 

Staatssekretariat. Der Staatssekretär schreibt dem Bisontiner 
Erzbischofe einen Brief in bezug auf die von den Bischöfen ver- 
botenen Lehrbücher über die Pflicht der Priester, Eltern, Lehrer 
und Kinder (15. Mai). 

S. congregatio studiorum — endgültige Genehmigung der Sta- 
tuten der kanonischen Fakultäten in dem katholischen Institut 
zu Paris (17. Juni). 

S. congregatio concilii. In Beantwortung einer Frage des 
Bischofs von Carcassonne über die Pflicht des Pfarrers, auf Be- 
fehl seines Bischofs den sogenannten denier du culte zu sammeln, 
hat die congregatio entschieden, daß der Bischof ihn dazu zwingen 
konnte (29. April). 

S. congregatio de propaganda fidee — Proferuntur limites 
Praefecturae apostolicae Übanghi-Cari (14. Feb.). Missio de Linzolo 
transfertur ad jurisdietionem vicariatus de Ubanghi seu Congi 
Gallici superioris (14. Feb.). 

Päpstliche Pönitenziarie. Reskript des 8. Feb. gibt nähere 
Bestimmungen betreffs der pravitas materiae als Entschul- 
digung für die Mieter der usurpierten Kirchengüter. 
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S. romana Rota. Ungültigkeit einer unter den Androhungen 
und Mißhandlungen des Vaters der Braut geschlossenen Ehe (einen 
Gerichtsspruch der Pariser Offizialität bestätigend, 13. März). 

20. Jan. Gültigkeit eines von dem proprius parochus für 
eine Eheschließung erteilten Auftrags. 

24. März. Gesetzmäßiger Wohnsitz; Auftrag des proprius 
parochus für die Schließung der Ehe. 

13. Juni. Ungültigkeit der Ehe wegen Niehtvorhandensein 
der Taufe. 

23. Juni. Ehekonsens unter Bedingungen. 

1. Juli. Scheinkonsens des Bräutigams. 


IV. 
Bischöfliche Akten. 


Es ist kaum der Mühe wert, die Vereine, die die Bischöfe 
bie und da einzurichten versuchen, hier zu nennen, da nach der 
katholischen Kirehenverfassung diese Vereine keinen Teil an der 
kirehlichen Regierung beanspruchen können. (Zum Beispiel: con- 
gres diocesain de Paris, congres des associations paroissiales du 
diocese d’Orleans, fondation de l’Union des catholiques du diocese 
de Reims, congres diocesain de Bourges, lettre de l’archeveque 
dAuch au clergeE de son diocese prescrivant la formation de co- 
mites catholiques Auch, 191, 8°). 

Die wichtigste Frage in der französischen Kirche seit der 
Trennung von Kirche und Staat ist die finanzielle. Wie sehr 
auch sich die Bischöfe um die Einrichtung des sog. denier du 
culte bemühen mögen (Briefe des Bischofs von Gap, des Bischofs 
von Bourges usw.), bleibt doch das ganze Finanzwesen auf die 
freiwilligen und unzulässigen Beiträge der Gläubigen angewiesen. 


V. 
Protestantische Kirche. 


Seit der Trennung von Kirche und Staat ist der Zustand der 
protestantischen Kirche ziemlich verwickelt. Es ist überhaupt 
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zwischen den früher vom Staate anerkannten und besoldeten Kir- 
chen und den schon vor 1906 vom Staate unabhängigen Kirchen 
zu unterscheiden. Das Gesetz vom 9. Dez. 1905 hat natürlich 
an dem Zustande des letzteren nichts geändert. 

Es existieren in Frankreich zwei große, durch die geschicht- 
liche Entwicklung und die verschiedenen Kirchenverfassungen 
getrennte Kirchen, einerseits die echt französische reformierte 
Kirche, anderseits die lutherische Kirche deutschen Ursprungs, 
die letztere besteht hauptsächlich in den östlichen Gegenden Frank- 
reichs, aber auch in Paris seit dem J. 1870 infolge der Einwan- 
derung elsäßischer Elemente. 

Die lutherische Kirche hat nach dem Trennungsgesetze ihre 
frühere einheitliche Verfassung aufrechtgehalten, und ist in zwei 
Inspections (Paris und Montbeliard) geteilt. Im Gegensatz hierzu 
ist die andere Kirche in zwei große Vereine entgegengesetzter 
theologischer Richtung getrennt: die Union des &glises reformees 
evangeliques (die sog. orthodoxes) und die Union des e&glises li- 
berales (die sog. liberaux). Einige haben jedoch versucht, die 
französischen Reformierten zu einem einzigen Vereine, ungeachtet 
der verschiedenen religiösen Anschauungen, zusammenzubringen; 
und infolge der am 20. und 21. Juni 1907 in dem Oratoire zu 
Paris gehaltenen Nationalsynode und der Assemblee de Jarnae 
von 24. und 26. Okt. 1906 ist die Union nationale des eglises 
reformees (sog. Union de Jarnae) gebildet worden. Sie enthält 
165 Gemeinden, deren 80 auch der Union liberale angehören. Die 
vollständige Vereinigung war nieht möglich und die Union de 
Jarnac wird vielleicht nicht lange mehr dauern. 

Neben diesen großen Gesellschaften leben die schon vor dem 
Gesetze vom Dez. 1905 vom Staate getrennten Kirchenvereine 
fort. Die Union des Eglises evangeliques libres de France, welche 
schon in der Synode des 20. Aug. 1849 gebildet worden ist, ent- 
hält 46 Vereine, deren jeder sein eigenes Budget hat. Die Union 
hat nur eine zentrale Hilfskasse. 

Die methodistische Kirche ist seit 1852 als eine unabhängige 
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freie Kirche mit jährlichen Synoden: eingerichtet. Im Juli 1906 
wurden in der Synode von Anduze die Satzungen der „Union na- 
tionale des associations cultuelles de l’eglise evangelique methodiste 
de France“ festgestellt. Dieselbe enthält 23 Vereine mit 127 
Kirchen. 

Am 9. Mai 1907 regelte eine Generalversammlung in Paris 
die Satzungen der Union des eglises evangeliques baptistes de 
langue francaise, welche aus einer Federation du nord de la France 
und einer Association franco-suisse besteht. 

Die drei großen Kirchenvereine haben im Jahre 1911 ihre 
Synoden regelmäßig gehalten: 

Die Lutherische Kirche: Synode particulier de Paris am 
5. Dez., Syn. particulier de Montbeliard am 12. Dez. (Sitzungsbe- 
richte in „Le Temoignage, Journal de l’eglise evangelique lu- 
therienne‘*). 

Die reformierte Kirche: Nationalsynode von Montauban am 
13. Juni. (Sitzungsberiehte in „le Christianisme, journal des egli- 
ses reformees &vangeliques“). 

Die Liberale Kirche: Nationalsynode von Royan am 14. und 
15. Juni. (Sitzungsberichte in dem „Protestant, journal des chre- 
tiens liberaux‘). 

Die Mitteilungen über die synodes regionaux sind in den oben 
erwähnten speziellen Zeitungen zu finden. 

Die wichtigsten Fragen, welche in diesen Versammlungen be- 
handelt wurden, sind die des Finanzwesens und der bedrohlichen 
Abnahme geistlicher Kräfte. Der Bestand der Finanzen ist beun- 
rubigend. Am Ende des J. 1910 war in dem Budget jeder Union 
ein Defizit zu bemerken, welches nur durch freiwillige Gaben aus- 
gefüllt werden konnte. Um die Gläubigen zu zwingen, ihren Bei- 
trag zu zahlen, haben mehrere vorgeschlagen, eine Taxe der 
pastoralischen Akte für die Nichtzahlenden zu bestimmen. Diese 
Maßregel aber ist als den protestantischen Grundsätzen zu- 
wider von den Synoden zurückgewiesen. Die Synoden versuchen 
die Einkünfte der Kirchen zu steigern, indem sie zwei Beiträge 
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von jedem Gläubigen erfordern, den einen für die eigene Kirche, 
den anderen für die Union selbst, welche den ärmeren Kirchen 
zur Hilfe kommen soll. 

Auch die Abnahme der Zahl der Studenten in den theolo- 
gischen Fakultäten von Paris und Montauban erschien den Synoden 
und Kirchenleitern als eine große Gefahr für den zukünftigen Be- 
stand der Kirche. 
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Il. Literaturübersicht. 
Von 


Julius Friedrich. 


I. 


Allgemeines— Enzyklopädien und Wörterbücher — Entscheidungen — 
Zeitschriften — Gesetzes- und Quellensammlungen. 


1. Luzatti, Luigi (ital. Ministerpräsident a. D., Professor a. d. 
Universität Rom), Freiheit des Gewissens und Wissens. Studien zur 
Trennung von Staat und Kirche. (Einzig autorisierte Uebersetzung 
von Dr. J. Bluwstein.) Mit dem Bildnis des Verfassers. Leipzig, 
Duncker u. Humblot, 1911, XIV u. 155 8. M. 3.—. 

Das italienische Original ist 1909 in Mailand unter dem Titel 
Liberta di coscienzae di scienza; studı storici del diritto costituzionale 
erschienen. Die vorliegende deutsche Ausgabe, zu der L. eine neue 
Vorrede geschrieben hat, trifft einerseits unter den zum Teil nur lose 
zusammenhängenden Einzelabhandlungen eine Auswahl, um die Frage 
nach der Stellung der Kirche im modernen Staat in den Vordergrund 
zu rücken, andererseits hat sie hier und da die italienische Darstellung 
mit Zusätzen versehen, die den Interessen der deutschen Leser in 
besonderem Maße dienen sollen. Der Verfasser ist als universell be- 
anlagter Geist zur Behandlung des Themas außerordentlich geeignet. 
Es ist der bekannte mehrmalige Finanzminister, Ackerbauminister und 
Ministerpräsident, der theoretische und praktische Nationalökonom, 
der jetzige Professor des Staatsrechts Luzatti. Eine feingebildete und 
tiefempfindende Persönlichkeit von weitem Horizont und umfang- 
reichem Wissen. Im dritten Teil der Schrift (Wissen und Glaube in 
der Freiheit) offenbart er seine Weltanschauung. Der zweite Teil 
(Aus der Geschichte der Freiheit des Gewissens und Wissens) läßt die 
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anerkennenswerte Absicht erkennen, weniger bekannte oder gar ver- 
kannte Verkünder der Gewissensfreiheit ans Licht zu ziehen und der 
Vergessenheit zu entreißen. Das Dekret Konstautins von 313, der 
indische König Asoka, Themistius, Studita, Bernhard von Clairvaux, 
Spinoza, Servet, Williams Roger u. a. finden Beachtung. Manch 
helles Streiflicht fällt auf Plato, Aristoteles, Sokrates, Buckle u. a. 
Im ersten Teil wird die staatskirchenpolitische Lage in Amerika, 
Japan, Frankreich, Italien, der Schweiz, Schottland kurz geschildert. 
Interessant ist dabei und fruchtbar für das Trennungsproblem die 
Bildung von drei großen Gruppen von Trennungsstaaten. L. weist 
sie nämlich entweder Amerika oder Japan und Indien oder Frankreich 
zu. Er betont mit Recht die Wichtigkeit der Stellung Japans für die 
Verwirklichung der Trennung in Asien. Seine Kritik der Trennungs- 
bewegung in Frankreich ist durchaus objektiv und deckt sich im 
wesentlichen mit der meinigen (Trennung v. St. u. K. in Frankreich, 
Gießen 1907). „Der Anfang der Diskussion schien glücklich zu 
sein ...“ (S. 27) „wenn Briand seine wahrhaft liberale Auffassung... 
mit voller Klarheit in die Tat umgesetzt hätte, das große Unternehmen 
konnte gelingen“ (S.34). Für Italien ist nach L. die Zeit der völligen 
Trennung von St. u. K. noch nicht angebrochen (S. 39). Oft über- 
raschen originelle Gedankengänge. So, wenn er (S. 44) die Verwen- 
dung von Kirchengebäuden zu weltlichen Zwecken ablehnt und fort- 
fährt: „Der Staat ist keine anonyme Handelsgesellschaft, sondern eine 
vom Geiste der Güte durchleuchtete (semeinschaft. Eine freie Kirche 
läßt sich auffassen als Verband zur gegenseitigen Gemütspflege.“ 
Oder: (S. 56): „Wissen und Glaube sind die zwei Lebenskräfte des 
geistigen und materiellen Daseins aller Völker ; niemand darf sichanmaßen, 
die eine der anderen opfern zu wollen... “. „Eine Wissenschaft 
ohne Grenzen, eine Glaube ohne Hindernisse, die eine wie der andere 
unendlicher Entfaltung und Erweiterung fähig, zur Erleuchtung der 
Vernunft aller, zum Trost des Herzens aller, dies ist das Wunder, 
welches oft, ohne daß wiruns dessen bewußt wurden, ruhig und stetig 
die Freiheit des Gewissens und Wissens bewirkte.“ „Daher (S. 57) 
entsteht eine einzige Pflicht für die Regierungen, die Parlamente, für 
alle, die die Geschicke der Völker leiten; und diese ist, die vollste 
Freiheit den Gottsuchenden und den Wahrheitsuchenden zu gewähr- 
leisten. * | 


2. Der Theologische Jahresbericht von G. Krüger und 
M. Schian hat den 30. Band herausgegeben, der die Literatur und 
Totenschau des Jahres 1910 enthält (die 4. Abteilung ist bis jetzt 
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nur zur Hälfte erschienen). In der 6. Abteilung, welche die praktische 
Theologie behandelt, findet sich auch eine von Prof. Dr. Friedrich in 
Gießen stammende Uebersicht über die kirchenrechtliche Literatur 
(S. 372—386 [186—200]).. Der übrige Inhalt des Heftes ist: 
Allgemeines, die Predigt, ihre Theorie und Praxis und die Erbauungs- 
literatur, Pastoraltheologie von Karl Hochmeister, Evangelischer Reli- 
gionsunterricht von Ferdinand Cohrs, Kirchliches Vereinswesen und 
kirchliche Liebestätigkeit, Liturgik von Paul Glaue, Katholische 
Literatur zur prakt. Theologie von Franz Keller, Katholische Kate- 
chetik von Wilhelm Burger, Katholische Missionen von Robert Streit. 


3. Die Religion in Geschichte und Gegenwart von 
Hermann Gunkel, Otto Scheel, Friedrich Michael Schiele und Leopold 
Zscharnack ist mit den Lieferungen 70/73 (Bogen 67—77 und Titel 
des III. Bandes) bis „Lytton“ gelangt. Kirchenrechtlich interessieren 
die Artikel „Kumulation“ (der Kirchenämter), „Landesherr als Kirchen- 
oberhaupt“, „Landesherrliches Kirchenregiment“, „Lehnseid“, „Lehns- 
gewalt“, „Lehrgewalt“ und licentia concionandi“, sämtlich von Prof. 
Dr. Friedrich in Gießen herrührend.. Außerdem sind von größeren 
Artikeln, die allgemeines Interesse beanspruchen dürfen, hervorzuheben: 
„Krieg“ (G. Naumann), „Kulturwissenschaft und Religion“ (Eck), 
„Kunst“ (Kähler, König, C. Neumann, David Koch und Karl Götze), 
„Liberalismus“ (Wygodzinski, Mulert), „Literaturgeschichte“ (zahl- 
reiche Verfasser), „Liturgik“ (Drews), „Los von Rom-Bewegung“ 
(Lachenmann), „Luther“ (W. Köhler). Das überaus verdienstliche 
Werk nimmt einen erfreulichen Fortgang und hat nunmehr seinen 
dritten Band abgeschlossen. 


4. Von Warneyers Jahrbuch der Entscheidungen 
zum Zivil-, Handels- und Prozeßrecht ist der 10. Jahrgang, zum 
Strafrecht und Strafprozeß der 6. Jahrgang (Leipzig, Roßberg, 1912 
bezw. 1911, M. 10 bezw. 6. XXIII u. 630; XX, 218) erschienen. 
Die Rechtsprechung des Reichsgerichts auf dem Gebiete des Zivil- 
rechts, die im selben Verlag als Ergänzung der amtlichen Sammlung 
monatlich erscheint (Jahrgang M. 10) ist bis Heft 4 herausgekommen. 
Die Vorzüge der dem Juristen unentbehrlichen Sammlungen sind hin- 
länglich bekannt. 


An Zeitschriften liegen mir vor: 
5. Archiv für katholisches Kirchenrecht Band 92 
Heft 1. Es enthältan Abhandlungen: Gillmann, „Romanus pontifex iura 
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omnia in scrinia pectoris sui censetur habere* (3—17; R. v. Wysocki, 
das Dekret „Maxima cura“ über die administrative Amotion der 
Pfarrer (18—45); Heiner, Wer hat die Höhe des Gehaltes der Pfarr- 
kooperatoren zu bestimmen? (55—62); Hecht, Die Verminderung der 
gebotenen Feiertage (63—75); Bastgen, Die juristische Interpretation 
des S 54 des Reichsdeputationshauptschlusses seitens der österr. 
Staatsmänner (76—91); Kratz, Ist die Gesellschaft Jesu ein eigent- 
licher Orden? (92—112). Außerdem kirchliche und staatliche Akten- 
stücke und Entscheidungen, kleinere Mitteilungen und Rezensionen. 

Im 2. Hefte des Bandes 92 (über welches später ausführlich 
referiert werden wird) liefert Gillmann eine ebenso gelehrte, wie über- 
zeugende Studie zur Abfassungszeit der Dekretglosse des Ulm. 10244, 
welche die Aufstellungen von Schulte korrigiert. 

: 6. Zeitschrift der Savigny-Stiftung für Rechts- 
geschichte. Kanonistische Abteilung I des 32. Bandes. Abhand- 
lungen: Conrat, Max, Westgotischer und katholische Auszüge des 
16. Buches des Theodosianus (67—125); Eichmann, Eduard, Das 
Exkommunikationsprivileg des deutschen Kaisers im Mittelalter 
(160—194); Galante, Andrea, La separazione dello Stato dalla Chiesa 
nel Paese di Galles (251—275); von Hörmann, Walther, Bußbücher- 
studien (195—250); Leder, Paul, A., Das Problem der Entstehung des 
Katholizismus (276—308); Stutz, Ulrich, Gratian und die Eigenkirchen 
(1—32); Viard, Paul, La dime ecclesiastigue dans le royaume d’Arles 
et de Vienne aux XlIle et XIIIe siecles (126—159); Werminghoff, 
Albert, Ständische Probleme in der Geschichte der deutschen Kirche 
des Mittelalters. Außerdem Miszellen und Rezensionen. 

7. Kritische Vierteljahresschrift für Gesetzgebung 
und Rechtswissenschaft 3. Folge XIII. Band Heft 3 bringt 
außer den allgemein interessierenden Besprechungen von Bozi, Die 
Weltanschauung der Jurisprudenz (Rumpf) und Mendelssohn-Bartholdi, 
das Imperium des Richters (Gerland) zwei kirchenrechtlich bedeutsame 
Rezensionen: Geigel, Die Trennung von Staat und Kirche in Frank- 
reich (Giese-Bonn) und Köstler, Huldentzug als Strafe (Poetsch- 
Münster i. W.). 

7, Archiv des öffentlichen Rechts Band 28 Heft 2 u. 3. 
Aufsätze; Joh. Freisen, Die Anstaltsgemeinden der kath. Kirche in 
den deutschen Bundesstaaten nach staatlichem und kirchlichen Recht 
(179—211); Heinrich Triepel, Gerichtsbarkeit über fremde Staaten 
(212—251); Alex. Meyer, Der erste internationale Kongreß für Luft- 
recht (252—260); Rudolf Wassermann, Der Verzicht auf subjektive 
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öffentliche Rechte (261—269); C. H. P. Inhulsen, Gerichte und Ver- 
waltung (270—282); E. Staedler, Der Postzwang in den deutschen 
Schutzgebieten (283—297); Jacques Stern, Begriff und Aufgaben einer 
juristischen Ethik (298—324). Ferner Literaturbesprechungen. 

8. Le canoniste contemporain. 34. Jahrgang Lieferung 
405—407 und 35. Jahrgang Lieferung 410 (die Lieferungen 408 und 
409 sind ausgeblieben). Abhandlungen: A. Boudinhon, Encore les fetes 
supprimees (505—517); A. Villier, Le decret Maxima cura et le depla- 
cement des cures. Forts. (518—531, 633—646; 81—90); A. Bou- 
dinhon, Sur l’histoire de la dime (647—664); A. Boudinhon, Le 
'„psalterium breviarii Romani“ et les nouvelles rubriques (73—80). 
Außerdem in allen Heften: Acta Sanctae Sedis und Bulletin bi- 
bliographique. 

9. Zeitschrift für Kirchengeschichte Band XXXI. 
Heft 4. Untersuchungen und Essays: Erbes, Ursprung und. Umfang 
der Petrusakten III. Schluß (497—530); Scheel, Ausschnitte aus dem 
Leben des jungen Luther. II. Schluß (531—571); Kalkoff, zu Luthers 
römischem Prozeß. Forts. (572—595). Ferner Analekten-Nachrichten 
und Register. 

10. Theologische Quartalschrift 94. Jahrgang 1. und 2. 
Quartalheft. Abhandlungen: Merk, Lucifer von Calaris und seine 
Vorlagen in der Schrift „Moriendum esse pro Dei Filio“ (1—32); Belser, 
Textkritische Untersuchungen zum Johannesevangelium (32—-58); 
Sägmüller, Das Naturrecht im offiziellen Kirchenrecht der Aufklärung 
(58—99); Adam, ÜOyprians Kommentar zu Mt. 16,18 in dogmen- 
geschichtlicher Beleuchtung (99—120); Koch, zu den neuesten Schriften 
über das Papsttum (120—124; 203—244); Rießler, Der 68. Psalm 
(169—182); Eberharter, Gab es im Jahwekult Priesterinnen ? 
(183—190); Weber, Abfassungszeit und Leserkreis des Galaterbriefes 
(191—203); Hefele, Die öftere Kommunion im Leben und nach der 
Lehre der hl. Katharina von Siena (245—263); Merchich, Der Proba- 
bilismus (263—279); Zimmermann, Der Dämonenglaube im Totenkult 
(279—286). Ferner in beiden Heften Rezensionen und Analekten. 

ll. Revue d’histoire ecclesiastique 12. Jahrgang No. 4, 
13. Jahrgang No.1. Abhandlungen: C. Callewaert, La Methode dans 
la recherche de la base juridique des premieres persecutions. Forts. 
und Schluß (633—651); L. Bril, Les premiers temps du christianisme 
en Suede. Etude critique des sources litt6raires hambourgeoises. 
Forts. u. Schluß (652-669); Paul Fournier, Le decret de Burcbard 
de Worms. Ses caracteres, son influence Forts. u. Schluß 
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(670— 701); Pf. Van Isacker, Notes sur l’intervention militaire de 
Clement VIII en France ä la Fin du XVle siöcle (702—713); 
A. d’Ales, Tertullien et Calliste.e Le trait€ de Tertullien De paeni- 
tentia (d—33); P. de Puniet, O. S. B., Les paroles de la consecration 
et leur valeur traditionelle (34—72); V. Brants, I’&conomie politique 
et sociale dans les Ecrits de L. Lessius 1554—1623 (73—89). In 
beiden Heften: Comptes rendus, Chroniques, Bibliographies. 

12. Nouvelle revue historique de droit frangais et 
&tranger 35. Jahrgang Nr. 5 u. 6 (Nr. 4 ist ausgeblieben). Auf- 
sätze: Ch. Lefebvre, L’ancien droit matrimonial de Normandie 
(481—535); L. Michon, Une interpretation de Fr. Vat. $ 283 
(536—554) ; Louis Caillet, Contrat dit de „facherie“* conclu au nom de 
Jean-Baptiste de Ponteves, seigneur de Üotignac, avec Pierre Garsin, 
tisserand a Moustiers-Sainte Marie (29. November 1475) contenu 
dans un acte notari& den 22. Mars 1490 (565—568); Ch. Appleton, 
Les pouvoirs du fils de famille sur son pecule castrans et la date des 
digesta de Julien (593—639); Georges Bourgin, Le comit6 de legis- 
lation. Etude sur un fonce juridique des archives nationales (640—648) ; 
Edouard Levy, L’application de l’edit de 1787 (649—678); Paul 
Laporte, Coutumes de Montbrun, ancien comminges (XIIIe siecle) 
(679—691). Außerdem: Comptes rendus, critiques und Bibliographies. 

13. Historische Vierteljahrschrift XIV. Jahrgang Heft 4, 
XV. Jahrgang HeftI. Nachrichten und Notizen II Heft 4 u. 1. Auf- 
sätze:. Ludwig Rieß, Was bedeutet „data“ und „actum“ in den Ur- 
kunden Heinrichs Il.? Ein Beitrag zur Methodik der Urkundenlehre 
(489—513); Ernst Salzer, Stahl und Rotenhan. Briefe des ersten an 
den zweiten. II (514—552); Georg Caro, Zur lokalen Verfassungs- 
geschichte (1—12); Otto Herrmann, Der Feldzugsplan Friedrichs des 
Großen für das Jahr 1758 (13—33); Richard Fester, Neue Beiträge 
zur (eschichte der Hohenzollerischen Thronkandidatur in Spanien. 
I. (34—55). Außerdem: Kleinere Mitteilungen, Kritiken, Nachrichten 
und Notizen etc., Bibliographie zur deutschen Geschichte. 

14. Historisches Jahrbuch der Görresgesellschaft Band 
XXXII Heft 4 und Band XXXIII Heft 1. Aufsätze: Paulus, Die 
Wertung der weltlichen Berufe im Mittelalter (725—755); Hirn, 
Archivalische Funde zur Geschichte Tirols und Bayerns (756—785); 
Horn, Einiges zur Vorgeschichte der paritätischen Universität in 
Breslau (786—808); Dürrwächter, Konstantin von Höfler und die 
fränkische (eschichtsforschung. Zu seinem 100. Geburtstage (1—-53); 
Buchner, Die Entstehung und Ausbildung der Kurfürstenfabel. Eine 
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historiographische Studie (54—100). Außerdem: Kleine Beiträge, 
Rezensionen und Referate, Zeitschriften- und Novitätenschau, Nach- 
richten. 

15. Analecta Bollandiana Band XXXI Fasz. I. Aufsätze: 
Paul Peeters, La version georgienne de l’autobiographie de Denys 
l’Areopagite (5—10); Charles van den Vorst, Un pantgyrique de 
S. Theophane le Chronographe par S. Theodore Studite (11—23); 
Albert Poncelet, Bo&mond et S. Leonard (24—-44); Catalogus codicum 
hagiographicorum latinorum musei Meermanno Westreeniani (45—48); 
Francois van ÖOrtroy, Vie inedite du B. Dalmace Moner O0. P. 
(49—81). Ferner: Bulletin des publications hagiographiques 
(82—128) und als Anhang: Le chanoine Ulysse Chevalier, Repor- 
toriam hynmologicum. Supplementum alterum, p. 305—336. 

16. Lüttgert, (x., Die evangelischen Kirchengesetze der Preuß. 
Landeskirche, bes. in Rheinland und Westfalen. Insbes. Erläuterungen 
der KO. von 1835. Neuwied, Meincke, 1911. VIII und 375 Seiten. 
M. 4,50. 

17. Nitze, E., Die Verfassungs- und Verwaltungsgesetze der ev. 
Landeskirche in Preußen, bearb. v. Gebser, 3. Aufl., Berlin, Heymann, 
1912. XII u. 853 8. M. 13, geb. 14. 

18. Sehling, Emil, Die ev. Kirchenordnungen des XVI. Jahr- 
hunderts. IV. Band. Das Herzogtum Preußen, Polen, die ehemal. 
polnischen Landesteile d. Königr. Preußen. Das Herzogtum Pommern. 
Leipzig, Reisland, 1911. XII u. 572 S. M. 29, geb. 34. Damit ist 
die überaus verdienstliche und für die evangelische Kirchenrechts- 
forschung ganz unentbehrlich gewordene Sammlung um ein gutes Stück 
vorwärts gerückt, und Herausgeber und Verlag sind zu diesem, sich 
den bereits erschienenen Bänden ebenbürtig anreihenden vierten Band 
zu beglückwünschen. 


II. 
Kirchenrechtsgeschichte — Kirchenkulturgeschichte. 


1. Handbuch der Kirchengeschichte, von Gustav 
Krüger in Gießen herausgegeben. Die Namen des Herausgebers 
und seiner Mitarbeiter (Gerhard Ficker in Kiel, Heinrich Hermelink 
in Thekla bei Leipzig, Erwin Preuschen in Hirschhorn, Horst Stephan 
in Marburg) bürgen für eine gediegene und anregende Bearbeitung. 
Der vorliegende erste Teil, Das Altertum, bearbeitet von Krü- 
ger und Preuschen (Tübingen, Mohr, 1911. XV u. 235 S. M.5 
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geb. 6) schließt sich den bereits erschienenen Teilen (Reformation und 
Neuzeit) würdig an. Das Werk ist in erster Linie für Studierende 
bestimmt, setzt nicht allzuviel voraus, und ist infolgedessen auch für 
den gebildeten Laien und den Praktiker als Lektüre und Nachschlage- 
buch wertvoll. Zwei Hauptvorzüge des verdienstlichen Unternehmens 
fallen sofort in die Augen: Die vorurteilslose Darstellung und die 
übersichtliche Gruppierung des gewaltigen Stoffs. Jene verstand sich 
bei den freigerichteten Verfassern von selbst, diese ist erreicht worden 
durch eine nachahmenswerte Zusammenziehung des Zusammen- 
gehörigen, auch seiner Wurzeln und Ausläufer. So zerfällt das Ganze 
nicht in die üblichen einzelnen „Epochen“, aus denen man sich müh- 
sam die Anknüpfungspunkte zusammensuchen muß, sondern in eine 
Reihe anschaulicher Bilder, von denen eines auf das andere vorbereitet. 
Die Disposition erkennt deshalb nur zwei „Zeiträume“ an: „Christen- 
tum und Kirche im Römerreich bis zum Ausgang des III. Jahr- 
hunderts“ und die „Reichskirche vom Ausgang des III. bis zum An- 
fang des VIII. Jahrhunderts“. Innerhalb des ersten Zeitraumes wird 
die Entwicklung nur in drei Abschnitte (Das Römerreich und seine 
Religionen — Die Entstehung der Kirche — Der Frühkatholizismus), 
innerhalb des zweiten gar nur in 2 Abschnitte (Die Blütezeit. Bis 
zur Mitte des V. Jahrhunderts — Der Zerfall. Bis zum Anfang des 
VIII. Jahrhunderts) gegliedert. Schon die Kapitelüberschriften be- 
stätigen die oben rühmend hervorgehobene straffe Zusammenfassung 
des Zusammengehörigen, z. B. im 2. Abschnitt des 1. Zeitraumes: 
Das (Gemeindechristentum (Urkunden — Bestand und Ausbreitung — 
Glaube und Sitte — Verfassung — Kultus — Verhältnis zu Staat 
und Gesellschaft — Streitliteratur), Das Christentum außerhalb der 
Gemeinden (Judenchristentum, Gnosis, Montanismus), Die katholische 
Kirche (Normen und ihre Darstellung — Anfänge des römischen 
Primats). Alles in allem ein erfreuliches Werk. Literatur und Quellen 
sind den einzelnen Teilen vorangestellt, in umfangreichen Anmerkungen 
ist das rein wissenschaftliche Material verarbeitet und gesichtet. Da- 
durch ist der rasche Fluß des Textes erhalten geblieben. Auf die 
Ausmerzung der Fremdwörter ist großer Wert gelegt, das Problem 
der Rechtsprechung der Eigennamen in teilweise recht origineller Weise 
gelöst, wenn auch, wie Krügers Vorwort — übrigens ein echter „Krü- 
ger“ dieses Vorwort in seiner Natürlichkeit und Frische — betont, in 
beiderlei Hinsicht volle Uebereinstimmung noch nicht erzielt werden 
konnte. 

2. Gröll, Jos. Dr. jur. in Wien, Die Elemente des kirchlichen 
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Freiungsrechtes. Mit bes. Berücksichtigung der österr. Entwicklung 
dargestellt (Kirchenrechtl. Abh. v. Stutz Heft 75 und 76) Stuttgart, 
Enke, 1911. XXXII u. 335 S. M. 12,80. Auf einen einleitenden 
Abschnitt „Die irdische Mission der Kirche“, in welchem die Aufgabe 
der Kirche, „die Mühseligen und Beladenen zu erquicken“ besonders 
hervorgehoben wird, folgt eine Untersuchung der asylrechtlichen Ter- 
minologie, namentlich in der Richtung des Zusammenhanges von 
„Frieden“ und „Freiung“. Hier ist die Heranziehung des Rechts der 
lebenden wilden Völker anerkennend hervorzuheben. Dann geht G. zum 
„Sonderfrieden gottgeweihter Orte als Grundlage des kirchlichen 
Asyles* über und betrachtet den Zusammenhang der „vollendeten 
Herzensmilde* als Klerikerqualifikation mit dem kirchlichen Asyl- 
institut. Dabei fällt ein interessantes Licht auf das Verhalten der 
Geistlichkeit gegenüber der weltlichen Strafrechtspflege (S. 95—117) 
in Oesterreich unter Joseph II., dessen Verordnung von 1787, die den 
Geistlichen die Pflicht auferlegte, Staatsverbrecher anzuzeigen, zwar 
unter Leopold II. 1790 aufgehoben wurde, aber in den allgemeinen 
Bestimmungen des Strafgesetzbuches von 1803 implicite wieder auf- 
tauchte. Die folgenden Abschnitte bilden den Kern der Studien des 
Verfassers, der noch umfangreiches österreichisches Material für die 
neuzeitliche Asylrechtsentwicklung zurückhält, um es später zu publi- 
zieren. Die kirchliche Interzession wird als Freiungselement dargetan, 
die Bedeutung der Schutz- und Immunitätsverhältnisse für die Ent- 
wicklung der kirchlichen Freiungen dargelegt. Schließlich werden die 
Ansichten über den Ursprung des kirchlichen Asyles und die Natur 
der Asylrechtsnormen im Lichte der Freiungsgeschichte betrachtet. 
Ein Anhang bringt eine Ansicht des Klosters Herzogenburg, Beispiele 
von Freiungsprivilegien und Reversalien sowie anderen Urkunden. 
Die hervorragend fleißige und tüchtige Arbeit ist als eine wesentliche 
Bereicherung der kirchenrechtsgeschichtlichen Literatur freudigst 
zu begrüßen. 

3. Usinger, Franz, Dr. jur, Das Bistum Mainz unter franzö- 
sischer Herrschaft (1798—1814), Mainz, Kirchheim, 1912. XII u. 
126 S. M. 2,50. Der Verfasser hat für seine Arbeit im Haus- und 
Staatsarchiv in Darmstadt, im Kreisarchiv für die Pfalz in Speyer und 
in der Mainzer Stadtbibliothek, sowie der Bischöflichen Seminar- 
bibliothek erfolgreiche Studien gemacht. Seine Forschungen bieten 
eine wertvolle Ergänzung der Arbeiten von Stimming, Hensler, Veit 
und Brück. Die früheren Arbeiten von Bockenheimer, Herhagen, 
Muth und Remling sind berücksichtigt aber für die behandelte Zeit 
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und Materie als durch die vorliegende Untersuchung überholt anzusehen. 
U. schildert die kurfürstliche Zeit und die erste französische Invasion, 
das Provisorium von 1798—1802 und die Durchführung des Konkor- 
dats von 1801 im Departement Mont-Tonnerre.. Von besonderem 
kirchenhistorischen Interesse ist der Paragraph über die Pfarrwahlen 
(S. 25—38). 7 Beilagen erhöhen den Wert der Schrift. Ihr Titel 
hätte vielleicht etwas enger gefaßt werden können. 

4. Kißling, Dr. Johs. B., Geschichte des Kulturkampfes im 
Deutschen Reiche. Im Auftrage des Zentralkomitees für die General- 
versammlungen der Katholiken Deutschlands. Band I: Die Vor- 
geschichte. Freiburg i. B., Herder, 1911. VIIu. 486 S. M. 6,50, 
geb. 7,50. Das Werk ist ein Vorbote einer größeren Publikation über 
die deutsche Kulturkampfperiode. Die Anregung dazu geht nach dem 
Vorwort von Kommerzienrat P. P. Kahensky in Limburg aus. Die 
Ausarbeitung des Programms hat Prälat Dr. Adolf Franz übernommen. 
Darnach soll neben einer Reihe von Monographien über Spezial- 
gebiete eine dreibändige Darstellung der Entwicklung im allgemeinen 
einhergehen. Der vorliegende I. Band behandelt demgemäß die Vor- 
geschichte, ein zweiter Band wird den Gang der Kulturkampfgesetz- 
gebung im Reiche wie in den Einzelstaaten bis zur Höhe des Konflikts 
verfolgen. Die Zusammenfassung der Kulturkampfereignisse sowie 
die Erzählung des Friedensschlusses soll den Inhalt des III. Bandes 
bilden. Die Arbeit soll in allen ihren Teilen einen streng-wissen- 
schaftlichen Charakter tragen. Was die Verfasser hierunter verstehen, 
sagen sie nicht; einen Imprimatur-Vermerk trägt das Buch nicht. 
Ein Streben nach Objektivität ist unverkennbar; ob sie erreicht ist, 
mögen die Historiker entscheiden. Manches verblüfft. Z. B. die Fest- 
stellung, daß trotz der toleranten Grundstimmung Friedrichs des 
Großen einige seiner Regierungsmaßnahmen überaus intolerant ge- 
wirkt haben. Ueberhaupt scheint mir das zweite Buch, das die 
Kirchenpolitik Preußens von der Zeit Friedrichs des Großen bis zum 
Ende der Regierung Friedrich Wilhelms IV. behandelt, am besten ge- 


lungen zu sein. Frei von Einseitigkeiten ist es nicht, wie alle Teile. 


Ill. 
Staat und Kirche. Staat und Religion. 


1. Allgemeines. 


1. Foerster, Erich, Entwurf eines Gesetzes betreffend die Reli- 
gionsfreiheit im Preußischen Staate mit Einleitung und Begründung 
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vorgelegt. Tübingen, Mohr, 1911. 66 8. M. 1,50. In der „Ein- 
leitung“ geht F. davon aus, daß die geltende gesetzliche Ordnung der 
Religionsfreiheit in Preußen nicht mehr lebendiges Recht sei (8. 2). 
Er will daher eine Unterlage liefern für eine gründliche und voll- 
ständige Durcharbeit (?) des großen Problems, wie der moderne 
deutsche Staat sich zum religiösen Leben der Nation verhalten soll. 
Er verwahrt sich gegen jede kulturkämpferische Tendenz, verlangt An- 
erkennung des katholischen Kirchenrechts, und daß der moderne Staat 
die Kirchenhoheit ohne jeden Schaden erheblich lockern und freier- 
lassend ausüben könnte (S. 5). Er will die sog. „Trennung von Staat 
und Kirche“ vorbereiten helfen, zu diesem Zwecke die Landeskirche 
in eine bloße wirtschaftliche und Verwaltungseinheit verwandeln 
und in ihr Platz für engere Verbindungen von Gleichgesinnten 
schaffen. Die Aussicht, die Landeskirche als Ganzes wieder an das 
überlieferte Bekenntnis zu binden, hält er für gering (S. 6). F. be- 
kämpft hier das preußische Staatskirchentum in seiner jetzigen Gestalt 
und das Bekenntnis der Rechtskirche. In der Begründung des Ent- 
wurfs (S. 36—66) kommen weitere Angriffspunkte hinzu. F. sieht die 
gegenwärtige Behandlung der Religionsfreiheit in Preußen in „offen- 
barem dauernden. Widerspruch zur Verfassung“ und hält weiter für 
bedenklich, daß die enge Verbindung des Staates mit den großen 
christlichen Kirchenkörpern auch in die „politischen Kämpfe“ hinüber- 
wirkt und einer reinlichen Scheidung zwischen Religion und Politik 
entgegensteht“ (S. 36). Die „Religionsfreiheit“ ist ihm zur Zeit im 
wesentlichen mit dem „Austritt aus der Kirche“ identisch (S. 36), 
eine „Freiheit, auf religiöses Gemeinschaftsleben zu verzichten“ (S. 37). 
Im landesherrlichen Kirchenregiment erblickt er eine nicht gerecht- 
fertigte Einschränkung des kirchlichen Selbstbestimmungsrechts, wo- 
durch die Aktionskraft und Lebendigkeit religiösen Gemeinschafts- 
lebens empfindlich gelähmt werde. „Die Temperatur der Staatskirche 
ist der Entfaltung einer energischen Religiositätt ungünstig“ 
(S. 32—38). Der Zwang zum Religionsunterricht in den Schulen liefert 
dauernden Konfliktsstoff. Die evangelischen Gemeinden sind eine 
Einheit nur innerhalb der Grenzen eines Staats. Das eigentliche 
Programm F.s steht jedoch auf S.41: Entkirchlichung des 
Staates und Entstaatlichung der Religionsgesell- 
schaften, d.h. vollständige Neutralität des Staates 
gegenüber dem religiösen Leben des Volkes, indem 
diesem (?) zugleich die Möglichkeit seiner Existenz 
und Entwicklung geschaffen wird. Dieser cum grano salis 
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theoretisch zu billigende Grundsatz ist leider in dem paragraphierten 
Entwurf oft nahezu in sein Gegenteil verkehrt worden. Hierauf und 
auf den übrigen Inhalt der — manchmal in sich widerspruchsvollen, 
z. B. 8.40 oben, 41 oben, 43; S. 45 Mitte, 5l Mitte; S.49 oben und 
unten — Begründung des Entwurfs, der über die Aufgabe eines Re- 
ligionsfreiheitsgesetzes weit hinausgeht, und sich auch mit Verfassung 
und Verwaltung der sämtlichen Religionsgesellschaften beschäftigt, so- 
wie auf diesen selbst kann ich hier nicht näher eingehen. Ich muß 
vielmehr auf meine unter 2. und 3. aufgeführten Aufsätze und 
eine demnächst erscheinende größere Publikation über den Gegenstand 
verweisen. — Der Eifer, die Gedankenarbeit und das Toleranzstreben 
Foersters müssen rückhaltslos anerkannt werden. Als Unterlage für die 
weitere Diskussion über den Gegenstand oder gar als Regelungsvor- 
schlag ist die Schrift ungeeignet, und der Entwurf ist für den Juristen 
und Kirchenrechtler einfach unmöglich. 

2. Friedrich, Julius, Ein privater Gesetzentwurf betr. die Re- 
ligionsfreiheit im Preuß. Staate. Deutsch - Evangelisch 1911, S. 683 
bis 687 u. 744—749. 

3. Derselbe, Erich Foersters Entwurf betr. die Religionsfrei- 
heit im Preuß. Staate und der Toleranzantrag. Deutsch-Evangelisch 
1912, S. 102—109. 

4. Derselbe, Das Motu proprio Quantavis diligentia in kirchen- 
rechtl. Beleuchtung. Deutsch-Evangelich 1912, S. 110—111. 

5. Baumgarten, D. Prof. in Kiel, Erich Foersters Gesetzent- 
wurf. Evangelische Freiheit 1911, S. 434—444, 469—481; 1912 S. 16 
bis 28, 

6. Baumgarten, Der Jatho-Prozeß und die Entstaatlichung der 
Kirche. Evangelische Freiheit 1911, S. 299—309. 

7. Böckenhoff, Karl, Dr., Prof. in Straßburg, Katholische 
Kirche und moderner Staat. Köln, Bachem, 1911. 144 S. M. 2.40, 
geb. M. 3.20. 

8. Niedner, Johannes, Dr., Prof. in Jena, Der Begriff der in- 
nerkirchlichen Angelegenheiten. Separatdruck aus der Festschrift für 
A. Thon. Jena, Fischer, 1912. 40 S. M. 1.20. 

N. legt die verschiedenen Bedeutungen des Begriffs dar, die da- 
durch mannigfache Klärung erfahren. Er beschränkt den Begriff mit 
Recht auf das evangelische Kirchenrecht (S. 37 Anm. 1). 

9. Hartmann, Oskar, Das Recht des bayer. Staates und des 
Deutschen Reiches in Beziehung auf die Religionsgemeinschaften. Inns- 
bruck, Wagner, 1911. 
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2. Die Trennung von Staat und Kirche. 


10. Luzatti. S. oben unter I. Nr. 1. 

1l. Foerster. S. oben unter III. 1. Nr. 1. 

12. Baumgarten. S. oben unter III. 1. Nr. 5 u. 6. 
13. Böckenhoff. S. oben unter III. 1. Nr. 7. 

14. Friedrich. S. oben unter III. 1. Nr. 2 u. 3. 


5. Ordens- und Klosterwesen. 


15. Oesterle, Gerard. P. O. S. B., Abtei St. Joseph b. Coes- 
feld (Westfalen), die Dispensgewalt der Regularen beim Ehehindernisse 
der nachfolgenden Schwägerschaft. Theologie und Glaube IV, 1911, 
S. 32—42. 

OÖ. kommt zu dem Ergebnis: Die Benediktiner und Franziskaner 
besitzen durch unmittelbare Gewährung die Vollmacht, von der nach- 
folgenden Schwägerschaft zu dispensieren. Andere Orden sind im Be- 
sitz derselben Vergünstigung infolge der Gemeinschaft der Privilegien. 


6. Religionsdelikte. 


16. Kahl, Wilh., D. Dr. jur. et med., Prof. in Berlin, Zur Reform 
des deutschen Strafrechts. Deutsch-Evangelisch 1911, S. 641—677. 
Geht auch auf die Delikte der Gotteslästerung und der Beschimpfung 
der Religionsgesellschaften kurz ein (S. 655 unten his 658) und meint, 
die evangelische Kirche könne sich bei der Neuregelung der Sache, 
wie sie der Vorentwurf zum neuen Strafgesetzbuch vorsieht, beruhigen. 


7. Eherecht 
(einschließlich der religiösen Kindererziehung). 


17. Fauser, Karl, Stadtpfarrer in Ravensburg, Die Konfession 
der Kinder in Württemberg nach dem gegenwärt. Stand der Gesetz- 
gebung und Rechtsprechung. Tübingen, Mohr, 1911, 1 Bl. u. 130 8. 
M. 2.50. Separatabdruck aus Heft 1 des XXI. Bandes der deutschen 
Zeitschrift für Kirchenrecht. 


3. Kirche und Schule Kirche und Unversitäten. 


18. v. Schulte, Joh. Friedr., Geh. Justizrat u. Prof. d. Rechte, 
Gegen die Konfessionsschule. Mit bes. Rücksicht auf Preußen. 1.—3. 
Auflage. Gießen, Roth, 1912. M. 1.—. 

Der Altmeister des Altkatholizismus ergreift hier noch einmal 
das Wort, um eine kurze Geschichte der Konfessionsschule zu geben, 
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den heutigen Rechtszustand in Deutschland zu beleuchten, die grund- 
sätzliche Stellung der christlichen Religion zu ihr darzutun und die 
allgemeine und örtliche Schulaufsicht einer Betrachtung zu unterziehen. 
Er führt dann die historischen Gründe für das konfessionelle Schul- 
system auf, dessen volle Durchführung nach seiner Ansicht allmählich 
unmöglich wird, und faßt seine Vorschläge wie folgt zusammen: Die 
Volksschule als Gemeindeanstalt unter staatlicher Oberleitung, die 
Mittelschule und höhere ohne Beeinträchtigung der besonderen Ent- 
wicklung (Stiftungen u. dergl.) unter staatlicher Leitung; staatliche 
Unterstützung bezw. Unterhaltung beider; Religionsunterricht allen 
christlichen anerkannten Konfessionen einzuräumen; grundsätzlich keine 
konfessionelle Trennung. 

19. Baller, Richard, Dr., Das Recht der Schulaufsicht in den 
wichtigeren deutschen Staaten. Würzburg, Mönnich. M. 1,80. 

20. Piloty, Robert, Dr. Prof. in Würzburg, Das Recht der 
Volksschulaufsicht in Bayern. Tübingen, Mohr, 1911, Ill u.174S. M.3, 

Die als II. Beilageheft des Archivs für öff. Recht von Laband, Otto 
Mayer und Piloty herausgegebene Schrift des Würzburger Staatsrechts- 
lehrers ist als eine wertvolle und zuverlässige Darstellung des in Bay- 
ern geltenden, in zahlreichen Verordnungen und Verfügungen zerstreu- 
ten Rechts der Volksschulaufsicht zu begrüßen. Die historische und 
grundsätzliche Auffassung P.s wird — namentlich in Bayern — man- 
chen Widerspruch erfahren. Denn er hält die Schulaufsicht seit Ein- 
führung des Schulzwanges für eine bloße Staatseinrichtung, die nur kraft 
besonderer Einräumung einzelner Rechte von ihren Funktionen an Geist- 
liche abgegeben habe. 


4, Begräbniswesen 


vacat. 


IV. 
Kirchenverfassungs- und Kirchenverwaltungsrecht. 


l. Giese, Friedrich, Dr. jur., Priv.-Dozent in Bonn, Die gelten- 
den Papstwahlgesetze (Kleine Texte für Vorlesungen und Uebungen, 
herausgegeben v. Hans astzmann). Bonn, Markus u. Weber, 1912. 
56 S. M. 1,20. 

Enthält die Konstitutionen Pius X. Vacante Sede und Commissum 
nobis sowie die Konstitution Leos XIII. Praedecessoris nostri und das 
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Regolamento desselben Papstes. Die kleine Sammlung ist ein sehr 
brauchbares und handliches Hilfsmittel zur Erreichung der Zwecke, 
für die sie bestimmt ist. 

2. Parayre, R., La signature apostolique, Universite catholique, 
LXVIII, 1911, S. 227—257. 

3. v. Kirchenheim, C., Prof. in Heidelberg, Lehrfreiheit und 
Bekenntnisgebundenheit der ev. Geistlichen. Ein Wort zur kirchen- 
politischen Lage. Leipzig, Hinrichs, 1911. 16 S. 

v. K. vergleicht die Bekenntnisflucht der Geistlichen mit der Fah- 
nenflucht der Soldaten. Das Amt nach seinem Begriff und seiner 
Bestimmung bindet den Diener am Worte, der hl. Schrift und dem 
Bekenntnis gemäß zu lehren. Die Kirche ist Bekenntnisgemeinschaft, 
Rechtseinheit auf fester Glaubensgrundlage. Das Gewissen ist frei. 
Das Amt ist gebunden. Das Preuß. Spruchkolleg bezeichnet einen 
Fortschritt. 

4. Lüttgert. S. oben unter I. Nr. 16. 

5. Nitze. S. oben unter I. Nr. 17. 

6. Sehling, S. oben unter I. Nr. 18. 


v. 
Kirchenvermögensrecht. 


1. Loyke, E., Konsistorialrat, Hilfsarbeiter im Kultusministe- 
rium, Bauten und Pflanzungen e. Pfarrers auf den Grundstücken der 
Pfründe. Preuß. Pfarrarchiv 1911, S. 193—203. 

2. Eichberg, Lic. theol. Dr. jur., Die Absetzung des Dienst- 
aufwandes der ev. Geistlichen bei der Veranlagung zur Einkommen- 
steuer. Preuß. Pfarrarchiv 1912, S. 17—21. 
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Literaturübersicht über die kirchenrechtliche Literatur 
Frankreichs aus dem Jahr 1911. 


Erstattet von Universitätsprofessor Dr. R. Genestal in Caen. 


I. 
Allgemeines, Lehrbücher, Enzyklopädien, Quellen. 


Allgemeines. 

J. Toutain, La section des sciences religieuses de l’Ecole pra- 
tique des hautes &tudes de 1886 a 1911, son histoire et son oeuvre; 
avec une preface de A. Esmein, president de la section et un rapport 
sur les conferences de 1909—10, in 8°, 131 p., 1911, Impr. nat. 


Lehrbücher. 

A. Esmein, Cours el&mentaire d’histoire du droit francais. 11® 
edition. 80%. Paris, Larose 1912. 

Das auch außer Frankreich wohlbekannte Buch des berühmten 
französischen Professors ist seit Jahren die Grundlage des rechtsge- 
schichtlichen Unterrichts in den französischen Universitäten. Der Ver- 
fasser hat in dieser langerwarteten neuen Auflage das Werk in seiner 
früheren Gestalt erscheinen lassen und seine geschichtlichen Auffas- 
sungen nicht geändert ; hat aber die geschichtliche Literatur der letzten 
Jahre benützt und zitiert. Für die Leser dieser Zeitschrift haben von 
dem bis jetzt einzig erschienenen ersten Hefte eine ganz besondere 
Bedeutung die zwei Kapitel: l’Eglise dans l’empire romain et dans la 
monarcbie franque (S. 162—191) und l’Eglise dans la societe feodale 
(8. 308—329). | 

Baudrillart, Vogt et Rouzies, Dictionnaire d’histoire et 
de geographie ecclesiastique. fasc. 3. Adulis — Agde, fasc. 4. Agde — 
Aix, 1911. 

Dom Cabrol, Dictionnaire d’archeologie chretienne et de liturgie. 
fascicules 23 et 24. C&nobitisme — Chapelle. Paris, 1911. 
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Vacantet Mangenot, Dictionnaire de theologie catholique. 
fasc. 33 et 34, Election — Epoux (devoirs des). Paris, Letousey et Ane, 
1911. 


Katholische Quellen. 

Evangiles apocryphes. I. Prot&vangile de Jaques, pseudo-Matthieu, 
Evangile de Thomas. (Textes annotes et traduits par Charles Michel, 
professeur ä l’Universit& de Liege). Histoire de Joseph le Charpentier 
(redactions copte et arabe traduites et annotees par P. Peeters, bol- 
landiste). Picard, 1911, in 16. (Textes et documents pour l’&tude hi- 
storique du christianisme publies sous la direction de H. Hemmer et 
P. Lejay.) 

E. Jacquier, Le nouveau testament dans l’Eglise chretienne. 
I. Preparation, formation et definition du canon du nouveau testament. 
Paris 1911. in 18 jesus. 455 p. 

F. Nau, La version syriaque de l’Octateuque de Cl&ment, livre 
IV. Can. cont., 1911. p. 272—77, 412—418. 

Eusebe, Histoire eccl&siastique. Texte grec et traduction fran- 
caise par Emile Grapin; Picard 1911. (Textes et documents pour l’&tude 
historique du christianisme publies sous la direction de H. Hemmer 
et P. Lejay.) 

Camille Daux, Eclaircissements sur la charte de Nizezius 
(pour l’abbaye de Moissac en Querey). R. Hist. Egl. Fr. 1911. p. 513 
—539, 641 — 664. 

J. de la Martinitre. Une falsification de documents au com- 
mencement du XIle s. Les demeles de Lambert, abbe de la Couronne 
avec Pötronille, abbesse de Fontevrault au sujet d’Agudelle (1115—29). 
Moyen-äge, 1911. p. 1—46. 

H. Lalande, Les chartes de l’&veche et des &veques de Oa- 
vaillon au XIIe s. R. Hist. Egl. Fr. 1911. p. 576-2. 

L. Charpentier, Testament de Pierre VII grand archidiacre de 
Narbonne, 5 Mars 1255. R. Hist. Egl. Fr. 1911. p. 296—302. 

chanoine U. Chevalier, Antiquites de l’eglise de Vienne par 
Clement Durand (ms. 5662, lat. B-N., notice bibliographique et hist.). 
Picard 1911. 8° 15 p. (Doc. hist. inedits sur le Dauphine 11e 
livraison). 

G. Digard, M. Faucon et A. Thomas, Les registres de Bo- 
niface VIII. Recueil des bulles de ce pape publiees ou analysees 
d’apres les manuscrits originaux des archives du Vatican. 12° fasc. 
Fontemoing 1911. in 4°. p. 558—643. (Biblioth. &coles fr. len 
et de Rome, Ile serie, IV. 7.). 
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J. M. Vidal, Lettres communes de Benoit XII (1334—42) ana- 
lysdes d’apr&s les registres dits d’Avignon et du Vatican, 6° fasc. tome 
Ill. Paris, Fontemoing. CIII et 161—346. (Bibl. des &coles fr. 
d’Athenes et de Rome. 3° serie 2lu), 

abbe chretien, Pouill& de l’ancien diocese de Noyon. 4e 
fasc. 1911. Montdidier, Bellin, in 4%. p. 363—454. (Comite archeol. 
hist de Noyon). 

J. Laurent, Oartulaires de l’abb. de Molesme, ancien diocese 
de Langres 916—1250. Recueil de documents sur le Nord de la 
Bourgogne et le midi de la Champagne. II. texte et index. Picard 
1911. in 4°. XXIV, 740 p. (Coll. de doc. publice avec le concours 
de la commission des antiquites de la Cöte d’Or. I). 

H. Depoin, Chartrier de l’abbaye de saint Martin de Pontoise 
publi& d’apres les documents inedits. 1r° fasc. (1200—1250). Pontoise 
— Soc. hist. du Vexin. 1911. in 4°. 76p. — 

Die Urkundenbücher der Klöster enthalten nicht nur die Rechts- 
titel des klösterlichen Vermögens, sondern liefern auch dem Kirchen- 
rechtshistoriker zahlreiche wertvolle Quellen. Die historische Gesell- 
schaft des Vexin gibt den Chartrier de l’abbaye de Pontoise heraus, 
der besonders reich an Urkunden über kirchliche Rechtsangelegenheiten 
ist (Zehnten, Vogtei, klösterliche Abtswahl, Patronatsrecht usw.). In 
dem schön gedruckten Buche sind die Texte fast immer korrekt und 
sorgfältig gegeben (doch n" 240 ist sicher me anstatt ne contin- 
gebantzulesen, n 246 reddimus anstatt addimus, ebenso ist 
das Komma nach Moressarts abzustreichen.. Die Analysen sind 
leider manchmal ungenügend (n" 230, 290) oder unrichtig. D. ver- 
wechselt zum BeispielJudices delegati mit Arbitern (nr. 276, 293). 

de Loisne, Le cartulaire de la commanderie d’Etrepigny. Bull. 
soc. Antiq. Picardie 1911. p. 190—214 (analyse). 

J.Alban&set UÜ.Chevalier, Institutions liturgiques le l’eglise 
de Marseille (XIIe s.). Paris. Picard, 1910. 8%. XXXIIL 197 p. 
(Biblioth. liturgique t. 14). 

Le Masle, Statuts de la chariteE de Saint Jacques de Lisieux 
1442—49. Baiocana. III. 1911. 97—-108. 

M. Godet, Oonsultation de Tours pour la reforme de l’Eglise 
de France (12. Nov. 1493). R. hist. Egl. Fr. 1911. p. 175—97, 
333 —49. 

J. M. Vidal, Les references aux actes consistoriaux dans le 3® 
volume de la Hierarchia catholica de Van Gulik et Eubel. Me&langes 
arch. et hist. 1911 — 1. 
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Öursel, Une ordonnance inedite de Francois Ie pour la repres- 
sion de l’heresie (1546). Extrait du „Bulletin hist. et philologique“ 
1910. 

R. P. Le Bachelet, Bellarmin avant son cardinalat (1542—98) 
Correspondance et documents. Paris, Beauchesne, 1911. 89%. XXXIV 
— 560 p. 

P. Denis O. S. B., Lettres inedites de Bossuet, Fenelon, Bour- 
daloue et l’abb& de Rance. R. hist. Egl. Fr. 1911 — p. 349—59, 
421—45. 

J. Martin, Thomassin. 1619—1695. Paris, Bloud 1911. in 16. 
126 p. (science et relig.). 

Abbe Gavard, Les archives de l’abbaye de Sixt avant la Re- 
volution. Inventaires inedits de 1729 a 54. Annecy. Impr. commer- 
ciale. 8%. 1911 — 87 p. 

Pie X., Actes de S. S. Pie X. Encycliques, motu proprio, brefs, 
allocutions etc. Texte latin avec trad. frangaise. III. Paris. Feron 
Vrau. in 8%. 352 p. (Biblioth. d’auteurs choisis). 

Documents du saint Siege. (Texte et trad. franc.) concernant le 
grand-duche de Bade, la Suisse, les Etats Unis, le Canada, l’Ame- 
rique latine, l’Angleterre, l’Irlande, l’Orient, la Hongrie, la Baviere, 
la France, l!’Autriche, la Pologne, 1’Italie, le Montenegro. publies par 
Mer, Negre ev. de Tulle. Paris. Bonne presse 1911. 8%. VII — 
228 p. 


Protestantische Quellen. 


J. Calvin, Institution de la religion chrestienne. Texte de la 
premiere edition frangaise, reimprime, sous la direction de Abel Le- 
franc prof. au coll. de France, par Henri Chatelain et J. Pannier 1* et 2 
fasc. Champion 1911, XLII, 843 p. (176° et 177° fasc. de la B. B. 
He. Etudes.) 

Recueil officiel des actes du synode general et des synodes par- 
ticuliers de l’Eglise &vangelique lutherienne de France. Nelle Serie 
III (1910—12). Cahors 1911. 8°. 
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Paul Monceaux, L’Eglise donatiste apres saint Augustin. 
R. hist. religions, 1911. LXIII p. 148—94, 257—95; LXIV p. 21—58. 

H. Couget, Le clerg& gallo-romain A la fin du IV® s. Paris, 
Bloud 1911. in 16. 63 p. (science et religion). 
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P. Monceaux, La question du Priscillianisme. .J*! des savants 
1911. p. 70 et p. 104. 

Dom Louis Gougaud, Les chretientes celtiques. Paris Ga- 
balda 1911. in 12. XXXV. 409 p. (Biblioth. de l’enseignement de 
l'hist. eccl.) 

Leon Maitre, La situation du diocese de Nantes aux XlIe et 
XIIe s. Ann. Bretagne 1911, p. 489. 

A. Luchaire, Innocent III. La question d’Orient. 2e edition. 
Paris, Hachette 1911. in 16, 307 p. 

A. Luchaire, Innocent Ill. La croisade des albigeois. 3° ed. 
Paris 1911. in 16, 266 p. 

Nicolas, Clement IV dans le monde et dans l’Eglise (1195 — 
1268). Nimes, 1910. 8°. XXI. 651 p. 

J. Rouquette, Raynier, eveque de Maguelonne a-t-il &te em- 
poisonne par le chapitre (1249). R. hist. Egl. Fr. 1911. 1—11. 

abb& Villebard, A propos de la föte des fous au moyen-äge. 
Bull. soc. scient. de l’Yonne. p. 205—21. | 

abbe Louis Calendini, Le dogme de l’eucharistie dans le 
Maine avant le XIV. R. hist. Maine 1911. 105—190. 

P. Fournier, Clement V et Ph. le Bel. J“ des Savants 1911. 
p. 356 (d’apres le livre de Lizerand). 

M. Chaillon, Le bienheureux Urbain V (1310—70). Paris, 
Lecoffre 1911, in 16. 226 p. (les saints). 

E. Berger, L’Italie, le saint siöge et Charles d’Anjou. (& pro- 
pos du livre de E. Jordan. Les origines de la domination angevine 
en Italie, in 8° 1909). J=! des sav. 1911, 537—43. 

E. Ch&non, La crise religieuse du XV° s. (& propos du livre 
de Noel Valois: le Pape et le concile.) J“! des savants 1911, p. 14—28. 

E. Belle, La reforme a Dijon des origines & la fin de la lieu- 
tenance generale de Gaspard de Saulx Tavanes. 1530—70. R. bour- 
guigonne publiee par l’Universite de Dijon 1911. 

E. Belle, L’enseignement et les debuts de la reforme A Dijon. 
Bull. soc. hist. prot. frang. 1911, 503—9. 

P. Fonbrune Berbinau, Converti suspect et persecute (le 
pasteur Jean Conquere, sieur de Lacave). Bull. soc. hist. prot. franc. 
1911, 516—21. 

A. Pr&vost, Les luttes religieuses en Champagne au XVIe =. 
La ligue. Reims 1911, in 8° XVI. 348 p. 

H. Bouvier, Histoire de l’Eglise et de l’ancien diocäse de Sens. 
ItI. 1519—1789. Picard, 1911 8°. 412. XXIV p. et cartes. 
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G. Doublet, Godeau, &vöque de Grasse et de Vence 1605— 
1672. Paris, Picard 1911, 8°. VIII. 224 p. 

A. de Cazenove, Les milices et les evasions des protestants 
provengaux. Bull. soc. hist. protest. france. 1911. 481—-503. 

C. de Rochemonteix, Nicolas Caussin, confesseur de Louis 
XIII et le cardinal de Richelieu. Documents inödits. Paris, Picard, 
1911, 8%. XX. 448 p. 

Th. Malley, Un primat des Gaules entre Retz et Mazarin. 
(Ms de Villeroy archev. de Lyon). Universite catholique, Mars 1911. 
- A. Paul, La deposition d’Antoine de Verse an synode d’Is sur 
Tille, 1669. Bull. soc. hist. prot. france. 1911. 513—16. 

E. Griselle, Vers la paix de l’Eglise de France, d’apres les 
lettres inedites du Cardinal de Polignac. 1725—32. R. hist. Egl. 
France. p. 271—96; 404—21. 

J. Gossel Gazin, Henry de Thiard, cardinal de Bissy. Essai 
d’action commune de l’Episcopat francais en 1735. R. hist. Egl. Fr. 
1911, 539—554. 

A. Durand, Etat religieux des trois dioceses de Nimes, d’Uzes 
et d’Alais & la fin de l’ancien regime. Nimes 1909. 8°. 360 p. 

A. Sicard, Une insurrection des cur6s contre les evöques & la 
chambre du clerg& en 1789. R. clerg6 frangais, Ir Avril 1911. 

P. Richard, La diplomatie pontificale au temps de Pie VII. 
Univte cathiaw, Juillet 1911. 

P. Janvier, Histoire religieuse du district de Rennes sous la 
convention. Ann. Bretagne 1911. p. 741. 

G. Gautherot, Gobel, evöque mötropolitain constitutionnel de 
Paris. Paris. Nouv. librairie nat*!e in 8%. XIV. 418 p. 1911. 

P. Pisani, L’Eglise de Paris et la R&volution, IV, 1799 —1802. 
Paris, Picard, 1911 in 16. 465 p. (Biblioth. d’hist. religieuses). 

E. Sevestre, Le clerg& breton en 1801. Ann. Bretagne 1912. 
XXVII, 280—292. 

P. Pisani, Les constitutionnels et ie, Concordat. R. clerge& fran- 
cais, 15. Juin 1911. 

G. Latreille, Les evöques &migres et Louis XVIIl. R. hist. 
Egl. Fr. 1911. 162—175, 257 —271. 

A. Ledru, Dom. Gueranger, abb& de Solesmes, et Mer Bouvier, 
ev&que du Mans. Paris, Champion. 1911, 8° VII, 388 p. 

Chanoine A. Sargent, Le cardinal Langenieux archev. de 
Reims sa vie et ses oeuvres. Paris, Gabalda 1911. 8° VI. 381 p. 
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III. 
Staat und Kirche. 


P. Battifol, Les premiers chretiens et la guerre. R. clerg& 
francais. 15 Juillet 1911. 

A. Bouch&-Jeclercg, L’intolerance religieuse et la politique, 
in 18 jesus, XI—371 p., Paris, 1911 (Bibliothöäque de philosophie 
scientifique). 

L. Levillain, Un diplöme merovingien de protection royale en 
faveur de St Denis. Bib. Ec. chartes. Mai-Juin 1911. p. 233—245. 

P. Pögues, La theorie du pouvoir dans saint Thomas. R. Tho- 


- miste V 1911. 


DubrueletArquilli2re, Legallicanisme. Extrait du diction- 
naire apologetique de la foi catholique. Paris. Beauchesne 1911 £°. 

Der Artikel von D. und A. ist eine vortreffliche Darstellung 
einer wichtigen geschichtlichen Frage. Er zerfällt in drei hauptsäch- 
liche Teile: der kirchliche Gallikanismus, der politische Gallikanismus, 
die dogmatischen Verurteilungen beider Lehren. 

Der kirchliche Gallikanismus ist eine Theorie der gegenseitigen 
Verhältnisse der verschiedenen kirchlichen Aemter und hauptsächlich 
des Papstes den Bischöfen und dem Generalkonzil gegenüber; und die 
Gallikaner haben immer behauptet, daß ihre Theorie der Kirchenver- 
fassung ganz der alten Kirchenverfassung entsprach. Daher hat der 
katholische Verfasser zuerst versucht zu beweisen, daß der Papst schon 
in der vorfränkischen Zeit eine Obergewalt über die gallische Kirche 
besaß. Die von Irenäus dem römischen Bischofe zugeschriebene p o- 
tentior principalitas und selbst, was ein wenig überraschend 
scheint, die von demselben an den Papst Viktor gerichteten Ermah- 
nungen werden als ein Beweis der päpstlichen Gewalt angegeben. 
Später darf D. das häufige Eintreten des Papstes in die Geschäfte 
der gallischen Kirche mit Recht erwähnen. Es ist nicht zu zweifeln, 
daß der Papst wirklich eine unmittelbare Gerichtsgewalt über die 
gallischen Bischöfe sich angemaßt hat. Das ging aber nicht ohne 
Widerstreben, und der Verfasser verwirft ein wenig zu leicht die Mei- 
nung des Prof. Babut über das Turiner Konzil. 

In der merovingischen Zeit ist in der Tat diese päpstliche Gewalt 
in der fränkischen Kirche fast verschwunden. Doch wurde der römi- 
sche Bischof noch als eine hohe dogmatische Obrigkeit angesehen und 
seine Jurisdiktionsgewalt wurde nie ausdrücklich verworfen. Daher 
konnte dieselbe am Anfang der Karolingerzeit sich leicht wieder fühl- 
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bar machen. Man muß doch nicht vergessen, daß diese Wiederer- 
scheinung der römischen Gewalt eifrigen Widerstand von König und 
Bischöfen erfuhr. In der Frankfurter Synode wurde die dogmatische 
Gewalt des Papstes ganz und gar verkannt (und es hilft hier nichts 
von einem Mißgriffe des wörtlichen Sinnes des Nicäner Kanons und 
der römischen Meinung zu sprechen); auch im J. 833 haben die frän- 
kischen Bischöfe den römischen Bischof mit Kirchenbann bedroht. Da 
liegt vielleicht ein erster Kern des Gallikanismus. Dann aber kom- 
men die pseudoisidorischen Dekretalen, die den Papst mit wichtigen 
Rechtstiteln versehen haben, um sein Bestreben nach unmittelbarer 
Gerichtsbarkeit zu unterstützen. Der Verfasser hat die Bedeutung 
desselben meines Erachtens ziemlich zu sehr verdünnt. Den großen 
Reimser Erzbischof Hinkmar erkennt man gewöhnlich als den ersten 
echten Vertreter des Gallikanismus. Die Verfasser versagen ihm doch 
diesen Titel, weil er noch nicht die Konzilsbeschlüsse über den päpst- 
lichen Willen ausdrücklich erhoben hat. Wenn er aber diese Lehre 
in einer bestimmten Formel nicht gebracht hat, doch ist bei ihm ein 
solcher Begriff vorauszusetzen, wenn er auf Grund der Kanone dem 
Papste entgegentritt. Jedenfalls ist der Gallikanismus schon am Ende 
des folgenden Jahrhunderts in dem Streite über Arnulf von Reims 
ganz klar erkennbar. 

Trotz dieses flüchtigen Konfliktes entwickelt sich aber immer mehr 
die gerichtliche und rechterzeugende Gewalt des Papsttums, bis dieses 
ungeheure Wachsen eine heftige Rück- und Gegenwirkung provoziert. 
Im Anfange des XIV. Jahrh. beginnt die Konziliartheorie in dem be- 
rühmten Buche des G. Durand junior dargestellt zu werden. Es han- 
delt sich jetzt nicht nur wie zur Zeit Hinkmars die Kanone der älteren 
ökumenischen Konzilien, sondern auch das nächstkommende General- 
konzil dem Papste entgegenzustellen. In Frankreich aber stehen die 
Könige im XIV. Jahrh. mit den Avignoner Päpsten in zu freundlichen 
Verhältnissen, als daß ein ernster Widerstand sich kund gäbe. Freilich 
ist dieser Tatbestand nicht immer der französischen Kirche vorteilhaft, 
da sie schutzlos gegen alle päpstlichen und königlichen Mißbräuche 
steht. Doch ist es schwer, sich ganz offen und förmlich gegen das 
Papsttum zu erklären, welches über alle Pfründen verfügen kann. Die 
berühmten gegensätzlichen Werke des Marsilius von Padua und des 
Wil. Okkam sind in der Umgebung Ludwigs von Bayern geschrieben 
worden. Erst hat entschieden das große Schisma die Konziliartheorie 
herbeigeführt und in den Konstanzer und Basler Kanonen sowie auch 
in der Pragmatique Sanktion zum förmlichen Ausdruck gebracht. Diese 
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ganze Geschichte wird von den Verfassern deutlich und genau zu- 
sammengefaßt. 

Die Pragmatique bleibt noch nach dem Konkordat vom J. 1516 
bis Ende des alten französischen Königtums das Programm der galli- 
kanischen Grundsätze. Das Tridentiner Konzil ist der Frage der ge- 
genseitigen Verhältnisse von Konzil und Papst ausgewichen; um eine 
bestimmte Lösung derselben haben sich auch die Franzosen gar nicht 
bemüht. In Frankreich leben doch immer die Konstanzer Anschau- 
ungen fort, und die französischen Bischöfe halten ihr Recht über Dog- 
menfragen mit dem Papste zu urteilen durch das ganze XVII. und 
XVIII. Jahrh. fest. Ihre Meinung haben sie in manchen Angelegen- 
heiten formell ausgedrückt, hauptsächlich in der wohlbekannten De- 
klaration vom J. 1682 und später bei Veranlassung der Bullen Vi- 
neam Dei Sabaoth und Unigenitus. Die Geschichte der 
französischen Meinung der Konflikte in der Sorbonne selbst und zwi- 
schen der Sorbonne und dem Parlament ist vortrefflich beschrieben. 
Nur einen Vorwurf könnte man den Verfassern machen; sie haben in 
dem Gallikanismus fast ausschließlich die Frage des unfehlbaren Lehr- 
amt angesehen. Der kirchliche Gallikanismus enthält doch noch etwas 
anderes im Gebiet der Jurisdictionsgewalt. 

Der zweite Teil, der die geschichtliche Darstellung des politischen 
Gallikanismus enthält, war entschieden schwerer zusammenzufassen. 
In der Tat besteht der politische Gallikanismus nicht nur in dem der 
potestas directa oder indirecta des Papstes intempora- 
lia entgegengesetzten Grundsatze der Unabhängigkeit der weltlichen 
Gewalt, sondern enthält auch sämtliche Regeln über die Verhältnisse 
der weltlichen und der kirchlichen Gerichtsbarkeit, die Rechte des 
Königs über Kirchengüter und Kirchenpfründen, über die äußerliche 
kirchliche Leitung, den appel comme d’abus, den placet usw. Eine 
Zusammensetzung aller dieser rechtsgeschichtlichen Fragen war um so 
schwieriger, als viele der betreffenden noch unzulänglich erforscht sind. 
A., dem der größte Teil dieses zweiten Abschnittes zuzuschreiben ist, 
hat die Aufgabe als eine geschichtliche, ja sogar chronologische Dar- 
stellung der Verhältnisse von Kirche und Staat aufgefaßt, welche sich 
freilich nicht leicht in einer Besprechung noch enger zusammendrängen 
läßt. Obgleich der Verfasser zu einer eigentlichen Forschung der 
Lehren selbst vortrefflich durch seine vorigen Arbeiten vorbereitet 
war, hat er doch den Tatbestand mehr als die Rechtslehre betrachtet, 
da in diesen alten Zeiten die Tat wirklich das Recht erschafft. 

In dem XVI. und XVII. Jahrh. hat die gallikanische Theorie 
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sich endgültig gebildet. Pierre Pithou hat die Grundsätze des Galli- 
kanismus überhaupt aus den Gerichtssprüchen des Pariser Parlaments 
kurz und deutlich zusammengefaßt, so daß sein später in numerierte 
Artikel abgeteiltes Werk als das Gesetzbuch des Gallikanismus gelten 
könnte. 

In dem politischen Gallikanismus ist aber sorgfältig zwischen dem 
Gallikanismus der Bischöfe und demjenigen der königlichen Beamten 
zu unterscheiden. Die Bischöfe sind Gallikaner, insoweit der Galli- 
kanismus sie vor den päpstlichen Ansprüchen schützen kann, aber 
nicht insoweit sie alle Fortschritte der weltlichen Macht der kirch- 
lichen gegenüber billigen und die Leitung der französischen Kirche 
dem Könige ganz überlassen. In mehreren Angelegenheiten haben 
sich die beiden Gallikanismen entgegengesetzt, überhaupt wenn im 
XVII. Jahrh. zur Zeit der Streitigkeiten des Jansenismus das Pariser 
Parlament in seinen remontrances und arr&ts de reglement die Lehre 
der weltlichen Gewalt über die Kirche und Kirchenleitung bis zur 
letzten Konsequenz getrieben hat. 

Diese sorgfältig und deutlich geschriebene Arbeit endigt mit 
einem kurzen Abschnitte über päpstliche Verurteilungen, welche der 
Gallikanismus erlitten hat. 

J. Thomas, Le concordat de 1516. Ses origines, son histoire au 
XVIe s. Picard 1910. 

Lucien Febvre, Les libraires dijonnais Grangier et Mugnier 
et leurs demäles avec le parlement de Döle, 1553—68. B. S. Hist. 
prot. france. 1911. 89—92. 

Lucien Romier, La crise gallicane de 1551. R. hist. 1911. 
CVIII. p. 229—50. | 

L. Romier, Les premiers representants de la Trance au Palais 
Farnese (1553). Mel. arch. et hist. 1911. 11-31. 

Paul Viollet, Le roi et ses ministres pendant les trois der- 
niers siecles de la monarchie. (Droit public; hist. des institutions 
politiques et administratives de la France). Paris. Larose et Tenin 
1912. 8°. X 616. 

N Louis Madelin, La politique religieuse de Louis XIV. Rev. 
hebdom. 13 Mai 1911. 

J. Soyer, Deux brevets royaux relatifs a la revocation de l’edit 
de Nantes a Gien (1685—6). B. S. arch. et hist. de l’Orl&anais XVI 
1911. p. 29—33. 

abbe P. Gagnol, Les decimes et dons Gestik: Paris, J. de 
Gigord 1911. 8°, 113 p. 
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Es ist eine sehr kurze Uebersicht eines sehr weiten Stoffes. Leider 
hat der V. geschrieben ohne von den besten darüber geschriebenen 
Büchern Kenntnis zu nehmen (Maury, Serbat, Cans, abb& Bourgain, 
abbe Bourdon). Das Werk wird überhaupt über die Abstimmung, 
die Verteilung und die Auferlegung der Decimes ungenügend scheinen. 
Man muß doch wissen, daß in der Beziehung große Schwierigkeiten 
zum Vorschein kamen. G. hat überhaupt die Absicht den Beweis zu 
geben, daß die Geistlichen der Größe des Kirchenvermögens entspre- 
chend ihren Teil von den königlichen Steuern bezahlt haben. Auf 
eine solche Frage ist kein Historiker in der Lage eine feste Antwort 
zu geben; doch wird man nicht leicht annehmen, daß die Vorrechte 
des Geistlichen und die ganz gleichen des Adels in der Taille von ganz 
unbedeutendem Werte gewesen seien. 

A. Cans, L’organisation financiöre du clerge de France A l’&poque 
de Louis XIV. R. hist. mod. et cont. 1911. XVI. 334—45. 

Un memoire italien sur la gallicanisme 1692. Documents d’hist 
II, mars 1911. 75—89. 

Hyrvoix de Laudosle, Jansenisme et gallicanisme. Les 
eveques de Provence (1716—1717). Documents d’hist. 2 Juin 1911. 
p. 214—254. 

J. Gazin Gossel, Henry de Thiard, Cardinal de Bissy. Essai 
d’action commune de l’€Episopat frangais en 1739 (fin. R. hist. Egl. 
Fr. 1911. 679—702. 

P. Delarue, Nos ancötres pendant la Revolution. Michel Augu- 
stin Hamon cur& intrus de Saint Boladre 1760—1816. Rennes. Nantes, 
1911, in 8%. 123 p. 

Albert Mathiez, Les consequences religieuses de la journee 
du 10 Aoüt 1792: la deportation des pretres et la secularisation de 
P’etat civil. Bibl. hist. revolutionnaire II. Extrait des Ann. Revolut. 
1911. 

A. Mathiez, Rome et le clerg& francais sous la Constituante. 
La constitution civile du clerge, l’affaire d’Avignon. Paris 1911, in 
16. 541 p. 

H. Rouxel, La constitution civile du clerg® au diocese de . 
Quimper. 1790-2. Vannes, 1911, in8°, 5.p. Extrait de la revue 
Morbihannaise. 

©. Constantin, Le serment constitutionnel dans le departement 
de la Meurthe. R. Questions hist. 1911. 434—-470. 

Frangois Vermale, La vente des biens nationaux dans le 
district de Chambery. Ann. revolutionnaires 1911. 
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M. Vivier, Les biens nationaux eccl&siastiques du district de 
Saint Palais. 1790-an IV. Paris in 8°, 22p. 1911. Extrait de la 
Rev. hist. et arch. du Bearn et Pays basques. 

P. Gregoire, Les biens eccl&siastiques pendant la revolution. 
Departement de la Loire Inferieure. Paris. Champion in 8°, 87 p. 
Extrait de la revue de Bretagne. 

J. Moisan, La propriete eccl&siastique dans le Morbihan pendant 
la periode r&volutionnaire. Vannes 1911. in 8°, 228 p. Extrait de la 
Revue Morbihannaise. 

L. Misermont Joseph Le Bon, cur6 constitutionnel de Neuville 
Vitasse. Rev. &tudes hist. 1911, p. 171—189 et 286—298. 

Le Male, La fermeture des Eeglises du Calvados 1793—4. Bajo- 
cana III 1911. 123 p. 

Mer Julien Loth, La mission de M. de Salamon dans le dio- 
cese de Rouen en 1801—2. Pr&cis analytique des travaux de l’Acad. 
de Rouen. 1910—11. 1911, p. 443—-471. 

J. Bec, Le Simultaneum & Meauzac en 179. B. S. H. prot. 
franc. 1911. 549—52. 

Feret, La France et le Saint-Siöge sous le premier Empire, la 
Restauration et la monarchie de Juillet, d’apres les documents officiels 
et inedits. 

I. Le Premier Empire et le Saint-Siege. 

II. La restauration et le Saint-Siege. Lille. Descle&e, de Brouwer 
et Cie. Paris. Savoete 1911 in 8° VIII. 481 p. 

P. Dudon, Lamennais et les ordonnances du 16 Juin 1828. R. 
hist. Egl. Fr. 1911, 145—162. 

L. Veuillot, Rome est au pape (Extraits des oeuvres de L. 
Veuillot pr&face de G. Cerceau). Paris, Lethielleux 1911. in 16, 127 p. 

G. Goyau, Bismarck et l’Eglise. Le Culturkampf 1870—78. 
I et II Paris-Perrin 1911 2 vol. in 16 XXXIV. 488 et 440 p. 

Paul Barbier, L’Eglise, l’Etat et les generations nouvelles. 
Liguge in 16 111 p. 1910 au 11. 

P. Ravier du Magny, La souverainete du Saint-Siege et le 
drapeau pontifical; observations sur l’arr&t de la chambre criminelle 
du 5 Mai 1911 et les conclusions de M. le procureur general Baudouin. 
R. d’organisation et de döfense religieuse. 1911. 385 p. 

L. Le Fur, Le Saint-Siege et la cour de cassation. R. des in- 
stitutions cultuelles. aout sept 1911. 

Nach einem Gerichtsspruche des Kassationshofs vom 5. Mai 1911 
soll nicht die päpstliche Fahne als eine Nationalfahne betrachtet wer- 
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den, seitdem der päpstliche Staat nicht mehr existiert, da das Souve- 
rainetätsrecht nicht ohne Territorium bestehen kann. Le Fur tritt gegen 
diese Anschauung auf. Zuerst stehe außer Zweifel, daß die meisten 
Staaten dem Papste bedeutende Vorrechte der Souverainetät zuer- 
kennen. Dann sei vom Standpunkte des Rechtes die Souverainetät 
nicht von territorialer Macht abhängig; denn infolge der katholischen 
Kirchenverfassung, die Millionen von Katholiken anerkennen, habe der 
Papst ein Recht des Befehlens und Zwingens, das wirklich als Souve- 
rainetät gelten muß. Wenn aber das internationale Recht jedem be- 
liebigen Organismus, der in einer freiwilligen Gesellschaft das Recht 
des Befehlens besitzt, eine Souverainetät zuschreiben muß, gibt es viele 
internationale Gesellschaften, die eine solche Souverainetät beanspruchen 
werden. 

J. Cimetier, L’exercice public du culte catholique d’apres la 
legislation civile frangaise. Paris Beauchesne 1911. in 12. 

Legislation de la separation des Eglises et de l’Etat. Paris Le- 
coffre 1911 in 16. 64 p. Actes sociaux, Publications documentaire 
periodique de l’Action populaire N’ 68 et 69. 

. J. Eymard Duvernay, Le clerge, les Eglises et le culte ca- 
tholique dans leurs rapports legaux avec l’Etat d’apres les lois du 9 
dec. 1909, du 2 Janvier 1907 et 28 mars 1907, du 13 Avril 1908 et 
divers röglements et circulaires. Paris. Rousseau 1911 in 8, 304 p. 

P. Dupponnois, La police du culte catholique depuis les lois 
sur la separation. Etude de la jurisprudence. Paris. Rousseau 1911. 
in 8’ VIII. 158 p. 

abbe L. Crouzil, Le regime legal du culte catholique. Etude 
theorique et pratique. Bar le Duc. 1911. in 8°. 342 p. 

F. de Vallavieille, De la conservation des 6glises depuis les 
lois de separation. Preface de M. Barrös. Paris Gabalda et C'e 1911, 
in 18 XI. 166 p. 

Aug. Rivet, Regime legal du culte et des @uvres catholiques. 
(Propriete et usage des eglises et presbytäres). R. d’org. et def reli- 
gieuse, 5 fevrier 1911. 

Testis, Les communes et les frais de reconstruction des eglises 
(a propos de l’arr&t du conseil d’etat du Ir Juillet 1910). R. d’or- 
ganisation et de defense religieuse 1911. p. 353. 

Audollent, La caisse des retraites des membres de l’enseigne- 
ment libre. Rev. du clerge francais. 15 fevrier 1911. 

P. Ravier du Magny, La clause r&solutoire expresse et les 
actions en reprise des lois de 1905—8. Rev. d’organisation et de d£- 
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fense religieuse. 1911. p. 264. 

F. Guermonprez, M. L’abbie Lemire a cöte des laicisateurs. 
Paris 1911. in 16. 240 p. 

J. delaVerdonie, La Höre formula de la Declaration prote- 
stante au couronnement de Georges V. Rev. prot. d’apologetique 15 
Juin 1911. 

Hauriou, De la location par les communes des presbyteres (Loi 
du 2 Janvier 1907). Note Sirey. Pand. 1911. 3 p. 33—6. 

G. Richaud, Nature et caractere de l’action en reprise instituee 
par V’art 7. de la loi du 9 dec. 1905 modifi& par celle du 13 Avril 
1908. Lois nouvelles 1911 Juin. 189—203. 

Padoux, Note sur la situation des missions catholiques au Siam. 
B. S. legisle® compar&e 1911. Juillet 300—8. 

Armand Lods, Offres de concours d’une association cultuelle 
pour la r&paration d’un temple communal. Rev. droit et Jurisprud. 
1911, p. 193—97. 

Armand Lods, Une devolution de biens ecclesiastiques devant 
le conseil d’etat. Rev. droit et Jurisprudence 1911, p. 3. 

Armand Lods, Des troubles apportes & l’exercice du culte. 
Rev. dr. et Jurisprud. 1911, p. 217—220. 

Armand Lods, Comparaison entre l’association cultuelle et 
l’association declar6e de droit commun. Rev. droit et Jurisprud. 1911, 
p. 145—150. 

Armand Lods, Du regime des öclinor au point de vue de la 
prescription. Rev. droit et Jurisprud. 1911, p. 97—101. 

Paul Guillard, Les grosses r6parations des &glises. Rev. 
droit et Jurisprudence 1911, p. 55. 


IV. 
Kirchenverfassungs- und Verwaltungsrecht. 


1. 
Katholisches Verfassungsrecht. 


Kirche und Klerus. 


J. Alizon, Etude sur le proph6tisme chretien depuis les origines 
jusqu’a l’an 150 (thöse theologie). Cahors 1911. in 8°, 84 p. 

P. Bovet, Le parler en langues des premiers chretiens et ses 
conditions psychologiques. Paris, Leroux. 1911, 8%, 16 p. Extrait 
de la Rev. de l’hist. des religions. 
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A. Boudinhon, Les expressions „irregularite* et „irregulier“ 
d’apres une etude r&cente (Gillmann, Zur Gesch. des Gebrauches der 
Ausdrücke Irregularitas und Irregularis. Arch. f. Kathol. K. Rect 
1911). Canoniste contemp. 1911, p. 331—344. 

A. Villien, Le celibat eccl&siastique au point de vue dogmatique, 
moral et historique. R. pratique d’apologetique. 15 ferr. 1911. 

Abbe J. Claraz, vicaire A Saint Germain l’Auxerrois. Le 
mariage des pretres. Flammarion 1911. in 16, 463 p. 


Papst und Gehilfen. 

A. Michel, Le pouvoir monarchique de Saint Pierre et des 
autres apötres. Quest. &cclesiastiques. Mai 1911. 

G. Cantans, Rome et l’Eglise. Biblioth. universelle Beaudelot. 
36 Rue du Bac. 1910. in 16. 64 p. 

E. Flourens, Le pape Souverain independant. R, clerg6 fr. 
lre Aoüt 1911. 

R. Parayre, La Signature apostolique. Universite cathlaue, Oct. 
1911. 

R. Parayre, Une institution judiciaire de l’Eglise: la Rote. 


Universit& cathol. Mai 1911. 
G. Mollat, La premiere legation d’Androin de la Roche, abbe& 


de Cluny, en Italie, Rev. hist. de l’Eglise Fr. 1911. 385—404. 
A. de Bouard, Les notaires de Rome au moyen äge. Mel. 


arch. et hist. 1911. 290-307. 


Metropolitane, Bischöfe und Gehilfe. 
R. Massigli, La creation de la metropole eccl&siastique de Ra- 
venne. Mel. arch. et hist. 1911. 277—90. 
A. Boudinhon, Le conseil de vigilance. Canoniste contemp. 


Avril 1911. p. 206—215. 
Abbe J. Faure, L’archiprötre des origines au droit decretalien, _ 


Th. dr. can. Lyon. Grenoble 1911. 8°. Imprimerie Brotel et Guiri- 


mand. 
A. Couly, Droits du chapitre et du cur& dans la cathedrale. 


Nouv. R. theologique. Janvier. 
Th. Leuridan, La collegiale de St. Piat Seclin. Addition ä 


la Gallia christianna. R. hist. Egl. Franc. 1911. p. 77—89, 592—621. 
Pfarrkirche. 


Ch. Forteau. La paroisse Saint Martin d’Etampes (&tude des 
reg. paroissiaux). B. 8. hist. et arch. Corbeil. 1911. p. 53. 
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Olga Dobiache Rojdestvensky, La vie paroissiale en 
France au XIII® siecle, d’apres les actes &piscopaux. Paris, Picard 
1911. 8°, 191 p. 

Das Buch enthält zwei Teile von sehr ungleichem Werte. Der 
erste liefert uns sehr nützliche Nachrichten über die handschriftlichen 
Sammlungen von Provinzial- uud Diözesansynoden und bischöflichen 
Ordnungen des XIII. Jahrh. Die Verfasserin hat jedoch mehrere wich- 
tige Quellen außer Acht gelassen. Warum zum Beispiel neben den 
von Ehrle herausgegebenen Akten des Vienner Concils hat sie nicht 
die Dol&ances de la province de Sens von Mollat und das bekannte 
Werk des G. Durand junior De modo celebrandi generalis concilii nicht 
benützt? Den zu seltenen bischöflichen Verordnungen hätte sie die 
Constitutions de Guill. Durand hinzufügen sollen. Was aber die in 
dem zweiten Teile enthaltene Bearbeitung der Quellen angeht, wird 
sie für den Rechtshistoriker von geringem Werte sein, weil die Ver- 
fasserin die wohlbekannten Institutionen, welche zu beschreiben sind, 
ausschließlich aus den gesehenen Quellen kennen gelernt hat. 

Rodiöre, Creatiön de la paroisse de la Loge. 1604—1731. 
B. S. antiquaires Morinie. XII. 1911. 884—900. 

Abbe Couillard, Livre paroissial de saint Marcouf de V’Isle. 
Notes sur l’hist. generale de la paroisse. Evreux 1910. 8°, 415 p. 

G. Hardy, L’administration des paroisses au XVIII°e siecle. 
Les reparations de bätiments eccl&siastiques. Rev. d’hist. mod. 1911. 
3—-23. 

E. Sevestre, L’organisation du clerge paroissial A la ville de 
la Revolution. Correspondance du cur& de St Nicolas de Coutances, 
ä l’occasion de son proces avec les chanoines pr&ebend&s 1784—8. Ex- 
trait des Mömoires de l’acad!® des arts et belles lettres de Caen 
1910. Paris, Picard 1911, in 8%. 138 p. 


Synoden. 


H. X. Arquillöre, L’origine des theories conciliaires. C. R. 
acad. Sc. morales 1911. p. 573—86. | 

C. J. Hefele, Histoire des conciles.. Nouvelle trade francaise 
faite sur la 2° edition allemande, corrigee et augmentee de notes cri- 
tiques par D. H. Leclercq. IV le et 2° partie. Paris, Letouzey et 
Ang 1911. vol. in 8°. 

H. X. Arquilliöre, L’appel au concile sous Philippe le Bel 
et la genese des theories conciliaires. R. questions hist. 1911. p. 23 
bis 56. 


Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XXII. 1. 10 
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Geistliche Gesellschaften. 


L. Lafarge, Notes et documents sur le chapitre de l’Eglise de 
Massiac, le prieur&E de Rochefort et la chapelle de Loubarset. R. 
Haute Auvergne. 1911. p. 153—70. 

J. Tixeront, La vie monastique en Palestine aux V® et VIe 
siecles. Universite cathol. fev. 1911. 

H. M. Delsart, Une fondatrice d’abbaye au VII siöcle. Sainte 
Fare, sa vie, son culte. Paris, Gabalda 1911. 8%. XV. 372 p.: 

E. Lesne, Nicolas I et les libertes des monasteres des Gaules. 
Moy. Age 1911. 277—307. 

L. Auvray, Note sur un manuscrit de la regle de Fontevrault 
provenant de la Madeleine d’Orleans. Bull. S. arch. et hist. de l’Or- 
leanais. XVI. 1911. p. 23—29. 

J. Allix, Les abbes du prieur6 saint Etienne du Plessis Gri- 
moult au diocese de Bayeux. R. hist. Egl. Fr. 1911. p. 728—733. 

E. Mehu, Salles en Beaujolais. J,e prieure des B£nedictins de 
Cluny, le chapitre noble des chanoinesses comtesses avec l’armorial 
du chapitre. S. arts et sc. du Beaujolais. in 4%. XVI. 539 p. 

Marcel Fosseyeux, Contribution & l’histoire du monastere 
de la Visitation Sainte Marie du faubourg Saint Antoine au XVII® s. 
Bull. Soc. hist. Paris 1910. p. 184—204. 
 — L. Canet, Hist du corps des Prebend&s de l’glise collegiale Saint 
Vincent de Bagneres de Bigorre. 1401—1798. Toulouse, Privat 1911. 
8%. 267 p. 

J. Garin, Les Annonciades de Popincourt 1636—1782. Rev. 
hist. Egl. Fr. 1911. p. 11—24. 

N. Prunel, Y eut-il au XVIIe siecle des compagnies de Dames 
du Saint Sacrement? (il y en eut au moins une a Dijon). Rev. pratique 
d’apologetique. 15 Janvier. 

N. Prunel, Deux fondations de la Compagnie du Saint Sacrement 
de Dijon. Rev. hist. Egl. Fr. 1911. 445—57. 

A.Grand, Les confreries du Saint Sacrement et du Saint Rosaire 
ä Neuville sur Saöne. 1671. Bull. hist. diocese Dijon 1911. p. 247 
bis 251. 

J. de Pas, La confrerie de Saint Desire a Saint Omer. Bull. Soc. 
antig. Morinie. XII 1911. 921—931. | 
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2. 
Katholisches Verwaltungsrecht. 


Rechterzeugende Gewalt. 


L. Choupin, Les decisions du Saint-Siege non garanties par 
V’infaillibilite: leur autorite. Rev. prat. d’apologetique. 15 Avril 1911. 


Kirchliche Gerichtsbarkeit. 

Cte de Dienne, Le maitre Guillaume de Carlat dans la tentative 
d’envoütement de Bernard VII d’Armagnac Rev. dela Haute Auvergne. 
1910—1911. 

M. Landrieux, L’ingusition. Les temps. Les causes. Les 
faits. Paris, Lethellieux. 1911. in 16 VIII. 166 p. 

Roger J,uzu (arch. pal&og), I,'heresie dans le Maine. Bull. 
hist. Maine. 1911. 190—6. 

V. L. Bourrilly, Un cure toulousain brüle pour cause d’her&sie 
a Aix en Provence 1539. Bull. soc. Hist. prot. france. 1911. p. 111 
bis 113. 

Leon Garzend, Si Galilee pouvait juridiquement ätre torture. 
Rev. quest. hist. 1911. 353—90. 

L. Garzend, Si l’inquisition avait en principe decid& de torturer 
Galilee. Rev. pratique d’apologetique. Ir Avril et 15 Mai 1911. 

Th. de Cauzons, La magie et la sorcellerie en France, Paris, 
Dorbon 1911. 8° XXIL 521 p. tome II. | 

A. Boudinhon, Le privilege de for et l’excommunication. Can. 


cont. dec. 1911. p. 697--716. 


Aemtergewalt. 

Dubruel, La provision des €eväch6s francais apres la reconcili- 
ation des cours de France et de Rome sous Innocent XI. Rev. Hist. 
Egl. Fr. 1911. 39—66 p. 

deSorbier dePougnadoresse, Le retablissement du siege 
episcopal de Nimes sous la Restauration. Me&moires de l’Academie de 
Nimes 1911. 27 p. 

R. Parayre, Le d&placement administratif des cures. Universite 
catholique. fevr. 1911. 

J. Besson, Le decret „Maxima cura“ et le d&placement admini- 
stratif des cures. Nouvelle revue th&ol. Aoüt 1911. 

A. Villien, A propos du Decret „Maxima cura* Inamovibilite 
et concours. Rev. clerg& frang. 1° Mai 1911. 

A. Villien, Le decret Maxima cura et le Asiament des cure&s 
Can. cont. janv. 1911. 


10* 
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Verwaltung des Kultus. 

A. Villien, La discipline des sacrements. la confirmation. Rev. 
du clerge frangais 15 janv. 

Mer Chollet, L’admission des enfants A la premiere communion. 
quest. eccles. janv. 1911. 

L. Andrieux L’äge de la premiere communion pour les enfants 
du XIIIe s. au concile de Trente. Rev. pratique d’apologetique le 
fevr. et 15 fevr. 1911. 

A. Villien, L’äge de la premiere communion (etude historique). 
clerge franc. 15 Mars, 1° Avril 1911. 

E. Vacandard, Les origines du culte des saints. Rev. clerg. 
france. Mai, Juillet 1911. 

L. Andrieux, Le viatique et l’extreme onction des enfants. 
Rev. prat. d’apologetique. 15 Juillet 1911. 

H. Netzer, L’extreme onction aux VIII® et IXe siecles. Rev. 
clerge fr. 15 oct. 1911. 

L. Mahieu, l’Eucharistie et la penitence aux premiers siecles de 
V’Eglise (ad propos du livre de Rauschen) quest. eccl. Nov. 1910. 

A. Boudinhon, Les cas de conscience sur l’äge de la premiere 
communion. Can. cont. 1911. 

A. Boudinhon, La reduction des fetes d’obligation. Can. cont. 
. Juillet-Aoüt 1911. 402—8. 


Eherecht. 
Jos. Schrijnen, La couronne nuptiale dans l’antiquit& chr£- 
tienne. Mel. arch. et Hist. 1911. p. 309—19. 
J. Paquier, L’etat religieux et le mariage d’apres Luther. Rev. 
clerg& frang. 15 Mai 1911. 
Ed. L&vy, L’application de l’edit de 1787 (mariage des prote- 
stants). Nouvel. rev. hist. 1911. 433—59. 
 E. Levy, Beaux fröres et belles soeurs. 1803—15. Revolution 
fr. 1911. I. 419 p. 
Ms Dupanloup, Le mariage SRISueN, 17, edition. Paris. Tequi 
1911. in 16. 453 p. | 
J. Canviere, Le bien conjugal et le divorce. Rev. gen. droit. 
1911. 446—58 p. 
J. Besson, Verification du bapt&me et de l’etat libre: inscription 
des mariages au registre baptismal. Nouv. Rev. theolog. Mai 1911. 
Unterrichtswesen. 
J. Creton, La famille, !’Eglise, ’Etat dans l’&ducation. quest. 
eccle. fev. 1911. 
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H. Dehove, Le droit des familles vis a vis de l’Etat en matiere 
d’enseignement et d’&ducation. quest. eccle. Juin 1911. 

Abbe M.de la Taille, Les droits de l!’Eglise en matiere ae 
Rev. des fac. cathol. de l’ouest 1911. Reproduit dans Rev. d’organi- . 
sation et de defense religieuse 1911. p. 137. 

Yves. de la Briöre, La neutralit& selon Jules Ferry; revendi- 
cations des catholiques. Rev. d’organisation et de defense religieuse. 
le Janvier 1911. 

Elise Bouchacourt, Les &coles et l’enseignement A Dijon 
depuis leur r&organisation en 1445 jusqu’ & l’etablissement du collöge 
Godran en 1581. (Resumes de m&moires presents aux facultes de Dijon 
pour l’obtention du diplome uresuges superieures). Revue bourgui-' 
gnonne 1911. XXI. 3e fas. 

A. Cornet, Les petites escholes de Ch. Dernia dans l!’Ain. 1911. 
8%. 31 p. Extrait des Ann. de la Soc. d’&mulation de l’Ain. 

Abbe Alvin, Histoire du seminaire de Cambrai depuis sa fon- 
dation jusqu’en 1802. Mem. Soc. &emulation de Oambrai. 1911. p. 
63—405. | 

Th. Malley, Archeveque et maitres d’ecole (l’enseignement des 
enfants a Lyon au XVIIe® s.). Universite cathol. Juin 1911. 

Degert, Les premiers seminaires francais. Rev. Hist. Egl. Fr. 
1911. p. 24—39, 129—145. 

A. Degert, Les petits seminaires frangais avant la revolution. 
Rev. Hist. Egl. Fr. 1911. p. 554—76, 664—-79. 

P. Schönher, Histoire du s6minaire de saint Nicolas du char- 
donnet 1612—1708 d’apres des documents inedits. Paris. Soc. St Augu- 
stin, 1911. II. in 8°. 713 p. 

Chanoine Marcault, Essai historique sur Messire Jean Sain, 
fondateur des s&minaires du diocöse de Tours au XVIlI® s. Tours. Le- 
febvre 1911. 89%. 71 XVII p. 

Abbe A. Alvin, Histoire du seminaire de Cambrai depuis sa 
fondation jusqu’au retablissement du culte en 1802. Cambrai 1910. 
8°. 354 p. Extrait du tome 65 des „Memoires de la Societe d’emu- 
lation de Cambrai“. 


Wohltätigkeitsanstalten. 
Fondation de l’Hotel Dieu de Villers Bocage. Baiocana III 1911. 
p. 70—77. 
M. Dogny, Histoire de l’hopital Saint I,ouis depuis sa fondation 
jusqu’au XIXe s. Paris, Bailliere, 1911. 8° 105 p. 
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A.Sicard, L’ideal revolutionnaire de la charite. Premiere laici- 
sation. Rev. clerge fr. Ir dec. 1910. 


3. 


Protestantisches Verfassungsrecht. 


J. Pannier (pasteur, d’ es lettres), L’Eglise reformee de Paris 
sous Henri IV. Rapports de l’Eglise et de l’Etat. Vie publique et 
privee des protestants. Leur part dans Il’histoire de la capitale, le 
mouvements des idees, les arts, la societe, le commerce. Paris, Champion, 
1911. in 8°. 667 p. 

Hier haben wir ein wohlgearbeitetes Werk, dessen neuesten Stoff 
der Verfasser in den Etudes einiger Notäre gefunden hat. Eine Ge- 
schichte der Pariser Kirche, die von dem Edit de Nantes (1598) bis 
zu den Verfolgungen, die im Jahre 1661 anfangend die Revokation 
vorbereitet haben, hat P. die Absicht zu schreiben. Dieser erste Band 
enthält die Regierungszeit Heinrichs IV, das ist die Zeit des Edikts 
selbst und der aufrichtigen Anwendung desselben. Die Pariser Kirche 
ist wohl eines eingehenden Studiums wert, denn der Protestantismus 
hat sich hier sehr früh entwickelt, und sie ist, obwohl nicht rechtlich, 
doch faktisch als sämtliche französische reformierte Kirchen vertretend 
von der königlichen Regierung betrachtet. Diese geschichtliche Dar- 
stellung zerfällt in vier Zeitabschnitte; in der ersten vor der öffent- 
lichen Bekanntmachung des Edikts von Nantes ist die protestantische 
Kirche einigermaßen milder behandelt wie nachher. Denn ein regel- 
mäßiger Kultus wurde in Paris selbst gehalten. Infolge des Toleranz- 
ediktes von 1577, welches den Kultus in der Wohnung jedes Haut 
Justicier erlaubt hatte, konnte Madame den Gottesdienst in dem könig- 
lichen Schlosse, in dem Louvre selbst, einrichten. Das Edikt und auch 
die Heirat der Madame machten dieser außerordentlich vorteilhaften 
Lage ein Ende. Des neuen Edikts zufolge wurde der Gottesdienst 
über fünf Lieues von der Stadt hinaus, in Grigny, gehalten; einige 
Jahre später sieht man ihn schon näher in Ablon; dann endlich infolge 
einer außerordentlichen Toleranz in Charenton, d. h. in der unmittel- 
baren Nähe von Paris. Der Leser wird in diesem Buche mehr Ge- 
schichte als Rechtsgeschichte finden. Doch sind interessante Einzel- 
heiten über die Verfassung und das Budget der Pariser Kirche, über 
ihre rechtliche Lage zu bemerken. Die Verhältnisse zu dem Staate, 
die Begräbnisfrage, die Schulangelegenheiten werden mit reichen Details 
behandelt. 
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Charles Bost, Les predicants protestants des C&vennes et du 
Bas Languedoc (1684—1700). Paris, Champion, 1912, 2 vol. in 8°. 

Das wertvolle Buch, in dem B. eine heroische Zeit der franzö- 
sischen Reformation erzählt, interessiert die Kirchengeschichte mehr als 
das Kirchenrecht. Der vierte Teil aber in dem zweiten Bande beschreibt 
die Verfassung der ihrer Minister verwaisten Gemeinden. Nach der 
Revokation des Edit de Nantes (1685) unternahmen es an der Stelle der 
flüchtigen Pfarrer einfache Laien (les predicants) den Glauben dieser 
mit Gewalt bekehrten Völker zu bestärken. Die ersten unter ihnen 
haben gemeint, die Einwilligung des Volkes sei genügend, um sie zur 
Predigt, nicht aber zur Abendmahlfeier zu befähigen. Einige der- 
selben haben doch geglaubt, daß sie im Notfalle durch die Wahl der 
Gemeinden vollkommene Pastoren geworden waren, und der berühmte 
Claude Brousson erklärt ausdrücklich, die Bestellung eines Pastoren 
durch einen anderen und die Handauflegung seien nicht unerläßlich. 
Uebrigens bemühten sie sich, eine regelmäßige Verfassung der Ge- 
meinden und Konsistorien festzuhalten. Die Synoden aber bleiben 
natürlich eine Ausnahme, wenn man nicht einigen Predikantenversamm- 
lungen diesen Namen geben will. Die Predikanten fahren fort zu taufen, 
die religiöse Ehe aber hat fast vollständig aufgehört. Diesen Be- 
mühungen, um eine regelmäßige Kirchenverfassung zu erhalten, kann 
man den Prophetismus gegenüberstellen, welcher zuerst in Vivarais, 
dann in Languedoc sich ausbildet und dessen Aeußerungen so merk- 
würdig an die Geistesliturgie der apostolischen Zeit erinnern. _ 

N. Weiss, La retractation de Francois Buffet prieur des carmes 
de Dijon & Chalon sur Säone le 25 Mars 1580. Bull. Soc. Hist. prot. 
frang. 1911. p. 403—10. 

E. Griselle, Avant et aprös la r&evocation ds l’Edit de Nantes. 
Chronique des &v6nements relatifs a l’histoire du ‚protestantisme de 
1682 a 1687. Bull. Soc. Hist. prot. france. 1911. 

N. Weiss et H. Hauser, Une des premiöres &coles de theologie 
protestante en France, Orleans (1561—8). Bull. Soc. Hist. DE frang. 
1911. p. 218—25. 

H. Gelin, Le synode provincial du haut et bs Poitsa 'tenu 
a Saint Maixent le 28 Avril 1593. Bull. Soc. Hist. prot. Franc, 1911, 
p. 48—60. 

R. N. Sauvage, Le en de Bretteville sur Bordel (Calvados), 
1596. Bull. Soc. Hist. prot. franc. 1911. p. 60—62. 

E. Belle, La reforme & Dijon. Des origines & la fin de la 
lieutenance generale de Gaspard de Saulx Tavannes (1530—1570). 
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1911. 8° LV, 248 p. Rev. bourguignonne publi6e par l’Univ* de Dijon 
1911. XXI N. 

D. Benoit, Les origines de la Reforme A Montauban. Mon- 
tauban 1910. in 16. 352 p. 

H. Denifle, Luther et le Lutherianisme. Etude faite d’apres 
les sources. Trad. de l’allemand par J. Paquier. II. Paris, Picard 
1911. in 16. 

Union nationale des &glises reformees unies. Ja question pr6sente. 
A tous les membres et amis des eglises reform&es unies. Paris 1911. 
in 16. 16 p. 

J. Adher, La faculte de theologie de Toulouse au debut de la 
Revolution frangaise. Rev" franc. 1911, Aoüt. p. 134—14l. 

Armand Lods, Les facultes libres de th&ologie protestante de 
Montauban et de Paris. Rev. dr. et jurisp. p. 265—285. 

Armand Lods, Situation financiere des &glises protestantes 
pendant les anndes 1909 et 1910. Rev. droit et jurisp. 1911. p. 73—7. 

Armand Lods, Situation financiere des &glises protestantes. 
Eglises lutheriennes de l’inspection de Montbeliard. Rev. droit et juris- 
prudence 1911. p. 122—4. 


V. 
Vermögensrecht. 


A. Catteau, De natura juris proprietatis theoria catholica; 
auctore Aemilio Oatteau sacrae theologiae doctore. Lille 1911. 8° 
XII. 293 p. 

B. Dolhagarray, De l’alienation des biens eccl&siastiques. 
Quest. ecel., Juin et Juillet 1911. 

Abbe P.Gagnol, Ladime ecclesiastique en France. Paris, J. de 
Gigord, 1911. 8°. 439 p. 

Das Buch läßt eine ziemlich große Arbeit, leider auch eine nicht 
geringere Unerfahrenheit erblicken. Schade zuerst, daß der Verfasser 
keines der in den letzten Jahren über die alte Geschichte der Zehn- 
ten in Deutschland und in Frankreich erschienenen Werke gekannt 
hat (Perels, Stutz, Fourneret, Viard). Schade auch, daß er ohne irgend 
eine Ahnung von der historischen Kritik die allbekanntesten Fälschungen 
benützt, wie die Kapitularien des Benedictus Levita. Deswegen sind 
alle seine Erörterungen über die ersten Jahrhunderte der Zehnten- 
geschichte von keinem Nutzen. Da aber G. die Inventaires des archives 
departementales fleißig durchgesehen hat und selbst in denselben Ar- 
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chiven zahlreiche, obgleich ein wenig übereilte Forschungen gemacht, 
wird der Leser eine Zahl von interessanten Mitteilungen über die por- 
tion congrue, die Pachtkontrakte, die Auferlegung und den Betrag der 
Zehnten finden. Die Pieces Justificatives, die die Hälfte des Buches 
ausfüllen, enthalten außer den allbekannten Texten, die leicht zu finden 
sind und in den Anmerkungen besseren Platz genommen hätten, die 
aus den Inventaires d’Archives gemachten Auszüge und eine Rezension 
der sich in den Cahiers der Etats generaux befindenden Artikel über 
die Zehnten. Leider hat der V. viele wertvolle Erscheinungen der Co- 
mites de publication des documents &conomiques de la revolution 
francaise außer acht gelassen. 

A. Boudinhon, Sur !’histoire de la dime (a propos du livre 
de Viard). Can. cont. 1911. p. 647—663. 

J. Besson, L’instruction „inter ea“ et les obligations financieres 
des communaut6s religieuses. Nouv. rev. theologique. Avril-Juin 1911. 
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Uebersicht über die italienische und englische kirchen- 
rechtliche Literatur. 


Erstattet von Prof. Andrea Galante, Innsbruck. 


I!) Codice ecclesiastico, Unione Tipografico editrice, Torino 1910. 
Das kleine, handliche Bändchen enthält in chronologischer Reihenfolge 
die Gesetze und Verordnungen des geltenden italienischen Staats- 
kirchenrechts, und ist hauptsächlich für praktische Zwecke bestimmt. 
Für wissenschaftliche Zwecke wäre aber wünschenswert, daß von 
Saredo’ Codice ecclesiastico, welcher bei demselben Verlage erschienen 
ist und nunmehr vergriffen ist, eine neue Auflage veranstaltet würde, 
wegen des verschiedenartigen historischen Materials, welches dort dem 
geltenden italienischen Staatskirchenrecht beigegeben war. 

II. F. Ruffini, Perche Cesare Baronio non fu Papa. ÜOontributo 
alla storia della Monarchia sicula e del ius exclusivae, Perugia, Bar- 
telli, 1910. 

Ruffinis ausgezeichnete Arbeit, bringt auf Grund neuer Quellen 
und neuer Dokumente, besonders aus dem Turiner Archiv, einen be- 
merkenswerten Beitrag zur Geschichte des Veto, sowie zur Entwicklung 
der Monarchia Sicula und zur Psychologie Baronios in dem kritischen 
Augenblick als er auf die päpstliche Würde verzichtete. Der Verf. be- 
schäftigt sich eingehend mit den Konklaven Leos XI. und Paulus V., 
für welche er behauptet, daß für die Konklaven des Jahres 1605 von 
einer Ausübung des Vetorechtes keine Rede sein kann. Die Meinung 
wurde bekanntlich von Wahrmund gegen Sägmüller vertreten. Ruffini 
hebt besonders hervor die Rolle, welche die Monarchia Sicula in der 
Stellungnahme Baronios gehabt hat und beleuchtet die Beziehungen 
von Spanien und Frankreich am Ende des XVI. und am Beginn des 


! Diese lateinischen Zahlen verweisen auf die Abteilungen in der all- 
gemeinen von Prof. Dr. Friedrich besorgten Literaturübersicht. 
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XVII. Jahrhunderts, welche auch für die Papstwahlen und für die 
katholische Kirche jener Zeit eine entscheidende Bedeutung gehabt haben. 

II. A. Sorbelli, La parrocchia nell’ Appennino emiliano nel Medio 
Evo (S. A. aus den Atti e memorie della R. Deputazione die storia 
patria per le Provincie di Romagna. Bd. XXVIII, 1-3). 

Die historische Entwicklung der Pfarreien hat sich sehr verschieden 
ausgestaltet in den verschiedenen italienischen Gegenden, sodaß die 
Untersuchungen über die Lokalgeschichte der Pfarrgemeinden die 
notwendige Voraussetzung für eine künftige Geschichte des italienischen 
Benefizialwesens sind. Sorbellis Arbeit untersucht zuerst die Be- 
ziehungen zwischen Pfarrei und Landgemeinde im Mittelalter und 
handelt dann von der eigentlichen Pfarrei, von der Kirchenfabrik, vom 
Pfarrer, von den frommen Stiftungen, Klöstern, Wallfahrtsorten und 
Spitälern.. Wenn auch die Abhandlung nicht von streng juristischem 
Standpunkt geschrieben ist, so bietet dieselbe auch für die Rechts- 
wissenschaft ein reiches Material, hauptsächlich wegen der reichhaltigen 
Angabe von Urkunden und Lokalquellen. Wenig befriedigend sind 
dagegen die allgemeinen Ausführungen über die Geschichte der Pfar- 
reien und des Benefizialwesens. 

II. F. W. Cornish, The English Church in the XIX en 2 
Bände, London, Macmillan, 1910. 

Vorliegende Arbeit bildet einen Teil der großen Geschichte der 
anglikanischen Kirche von Stephens und Hunt, und enthält sehr wich- 
tiges Material für die Geschichte der Beziehungen von Staat und 
Kirche in England im XIX. Jahrhundert. Besonders bemerkenswert 
ist die Darstellung des „Oxford Mouvements“, jener theologischen Be- 
wegung, welche auch für das englische Staatskirchenrecht eine große 
Bedeutung gehabt hat und deren Folgen auch in den heutigen englischen 
kirchenrechtlichen Fragen noch eine nicht zu unterschätzende Rolle 
spielen. 

Il. F. A. Hibbert, The Dissolution of the Monaten London, 
Pittmann, 1910. 

Verf. behandelt die Auflösung der Klöster in der Grafschaft Staf- 
fordshire. Er liefert einen bedeutenden Beitrag zur Geschichte der 
Beziehungen zwischen Staat und Kirche in England im XVI. Jahr- 
hundert und ergänzt die bekannten Untersuchungen des Dom Gasquet. 

Ill. Halsbury, The Laws of England. Bd. XI. „Ecclesiastical 
Jaaw“, S. 349—824. London, Butterworth u. Co., 1910. | 

Die rühmlich bekannte Darstellung des englischen Rechtes, unter 
der Leitung des Grafen von Halsbury, bringt nunmehr einen aus- 
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führlichen Aufsatz über das englische Staatskirchenrecht, welcher von 
einer Reihe praktischer Juristen geschrieben wurde. Nachdem Philli- 
mores grundlegende Arbeit nunmehr veraltet, ist diese die einzige 
Darstellung des englischen Staatskirchenrechts, wo die neueste (fesetz- 
gebung berücksichtigt wird. Leider wird hier von einer historischen 
Darstellung der englischen kirchlichen Einrichtungen fast überall ab- 
gesehen, so daß die Entwicklung der Gesetzgebung und ihre histo- 
rische Begründung sehr mangelhaft erscheinen. Die Darstellung des 
katholischen Kirchenrechts, soweit es für die anglikanische Kirche in 
Betracht kommt, ist ganz ungenügend, und die Angabe der Literatur 
sehr spärlich und manchmal ungenau. 

Ill. F. D. Bruce, The legal and constitutional Relationship 
between Church and State in England, London, The Century Press, 
1910. 

Das Buch enthält eigentlich viel weniger als sein Titel erhoffen 
läßt. Der Verf. beschränkt sich auf einen einzigen Punkt der ver- 
wickelten und mannigfaltigen Beziehungen zwischen Staat und Kirche, 
und behandelt ausführlich die Frage des Ritualwesens der anglikanischen 
Kirche, welche eine Reihe heftiger Streitigkeiten in der anglikanischen 
Kirche selbst, und in ihren Beziehungen zum Staate hervorgerufen 
hat. Der Verf., der gleichzeitig Geistlicher der anglikanischen Kirche 
und Advokat ist, untersucht besonders die Ergebnisse des bekannten 
parlamentarischen Berichts vom Jahre 1906 über die rituellen Fragen, 
und liefert somit einen neuen Beitrag für die künftige Staatsgesetz- 
gebung auf diesem sehr schwierigen und vielbestrittenen Gebiete. 

V. M. Falco, Le disposizioni „pro anima“, Torino, Bocca, 1911. 

In diesem ersten Teil einer größeren Arbeit über die Verfügungen 
pro anima, untersucht der Verf. die theologische Grundlage, auf wel- 
cher später die juristischen Theorien der Stiftungen „pro anima seu ad 
pias causas“ aufgebaut wurden. Er handelt zuerst von der Almosen- 
wirkung nach der Bibel, den heil. Vätern und den Pönitentialbüchern, 
stellt dann den Begriff der satisfactio im Bußsakrament fest, und unter- 
sucht zuletzt die Ablaßtheorien und ihre Stellung in den mittelalter- 
lichen Formelbüchern, wobei er gegen Gottlobs „Kreuzablaß und Al- 
, mosenablaß“ entschieden Stellung nimmt. Der Verf. verfügt über eine 
gründliche Kenntnis der einschlägigen Quellen und Literatur und be- 
weist, nebst guter juristischer und historischer Schulung, eine bemerkens- 
werte kritische Schärfe. 

V. Mario Falco, II riordinamento della proprietä ecelesiastica. 
Progetti italiani e sistemi germanici. Torino, Bocca, 1910. 
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Nach dem italienischen Garantiegesetze des Jahres 1871 (Art. 18) 
ist die Neuordnung des Kirchenvermögens einem späteren Gesetze vor- 
behalten worden, aber das betreffende Gesetz ist noch nicht zustande 
gekommen, sodaß die Frage der Regelung der vermögensrechtlichen 
Verhältnisse der katholischen Kirche in Italien noch immer aktuell 
ıst. Falcos Arbeit liefert einen verdienstvollen Beitrag zur Lösung 
der schwierigen Frage und gibt zunächst eine Uebersicht der ver- 
schiedenen italienischen Entwürfe von Borgatti-Scialoja (1867), Corsi 
(1865), Cortese-Sella (1865—66), Peruzzi (1871), Mauri (1872) und 
Cadorna (1886), betreffend die definitive Neuordnung des Kirchen- 
vermögens im Königreich Italien. Der Verf. studiert dann eingehend 
die kirchenvermögensrechtlichen Systeme von Baden, Hessen und Preu- 
ßen, und hebt besonders hervor, wie die italienische Wissenschaft wieder- 
holt auf die deutsche Gesetzgebung auf diesem Gebiete hingewiesen 
hätte. Besonders ausführlich wird dann vom Verfasser der bayerische 
Entwurf der bayerischen Kirchengemeindeordnung behandelt, mit 
kritischer Verwertung der Arbeiten von Meurer und Piloty, und der 
Verf. betont, daß die Bestimmungen über das Benefizialwesen, und die 
Pfründenverwaltung besonders interessante Vergleiche für Italien bieten 
können. Uebrigens meint er, daß die deutschen Systeme für Italien, 
keine Anwendung finden können infolge der separatistischen Tendenzen, 
die, wenn auch nicht immer konsequent durchgeführt, das italienische 
Staatskirchenrecht jedoch vorwiegend beherrscht haben. Der Verf. 
zeigt eine gründliche Kenntnis der betreffenden Gesetzgebung und der 
einschlägigen Literatur und liefert mit seiner gediegenen Arbeit einen 
sehr bemerkenswerten Beitrag zur Lösung der wichtigen Frage der 
Reorganisation des Kirchenvermögens in Italien, sowie der vergleichen- 
den Kirchenrechtswissenschaft. | 

V. M.Moresco, I censi di protezione. Studio di diritto finanziario 
ecclesiastico, Genova, Tip. della Gioventü, 1910. 

Moresco, der eine größere Arbeit über das Finanzwesen der ka- 
tholischen Kirche vom juristischen Standpunkt plant (vgl. Moresco, I 
tributi ecclesiastici nella scienza delle finanze, in „Kirchenrechtliche Bei- 
träge. Festschrift für Emil Friedberg“, Leipzig, 1908), behandelt in 
dieser Abhandlung die sog. Protektionszinsen, welche im steuer- 
rechtlichen System der Kirche eine so große Bedeutung gehabt haben. 
Er untersucht zuerst auf Grund des Liber censuum die verschiedenen 
Einnahmen der Kirche, und unterscheidet dieselben auf Grund ihrer 
juristischen Beschaffenheit, um dann eingehend das Wesen und die 
Hauptmerkmale der Protektiouszinsen zu behandeln. Mit scharfem 
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Blick stellt er fest die juristische Grundlage derselben und hebt ihre 
Beziehungen zur commendatio und zum Klientenwesen des römischen 
Rechtes, sowie ihren Zusammenhang mit den verschiedenen Einrich- 
tungen des deutschen Lehnrechtes hervor. Nach einer Darstellung der 
wichtigsten Formen des päpstlichen Schutzes, schreitet der Verf. zu einer 
kritischen Prüfung des juristischen Inhalts desselben und der ver- 
schiedenen Theorien, welche hauptsächlich von Thomassin, Muratori, 
Fabre und Halban aufgestellt wurden. Auf Grund einer historischen 
Untersuchung, wo besonders die Urkunde von Lucca vom Jahre 790 
und die Urkunden von Vezelay eingehend berücksichtigt werden, kommt 
V. zum Schlusse, daß der Protektionszins den Charakter einer be- 
stimmten Steuer, als Gegenleistung für den päpstlichen Schutz trägt, 
und neigt somit zu der Theorie von T'homassin und Halban hin, im 
Gegensatz zu den Hypothesen Muratoris und Fabres. Die Arbeit 
Moresco ist als wichtiger Beitrag zur kirchlichen Finanzgeschichte an- 
zusehen, und seine Untersuchungen zeichnen sich sowohl wegen der 
guten rechtshistorischen Methode, wie für die kritische Auffassung der 
finanzrechtlichen Probleme aus. 


_ Verlag von 3. E. B. Mohr (Paul Siebeck) in in Tübingen. 


Das öffentliche Recht der Gegenwart. 


In Verbindung mit einer grossen Anzahl hervorragender Schriftsteller 
des In- und Auslandes herausgegeben von 


Max Huber Georg Jellinek f Paul Laband Robert Piloty. 
Erscheint als Ersatz für das in absehbarer Zeit sich abschliessende 
„Handbuch des öffentlichen Rechts‘. 


Systematischer Teil. 


(Staatsrechte der einzelnen Staaten.) 

Bis jetzt erschienen 18 Bände. 

Ausführliches Verzeichnis zu Diensten. 
Der fortlaufende Teil 


besteht in einem 


Jahrbuch des öffentlichen Rechts. 


Band VI. 1912. M. 20.—. Gebunden M. 2.—. 


Abhandlungen: Die neue Reichsversicherung in ihren Grundzügen. Von Prof.Dr. H. 
Rosin. — Ueber isolierte und institutionelle Schiedsgerichte. Von Prof. Dr. H. Lammasch. — 
Die Zwischenziele der geschichtlichen Massenbewegung. Von Dr. Franz Oppenheimer. 

Berichte: Ueber das Deutsche Reich — Elsass-Lothringen — Württemberg — Meck- 
lenburg — Thüringische Staaten — Hamburg — Belgien — Frankreich — Grossbritannien — 
Monaco — Norwegen — Oesterreich — Türkei — Vereinigte Staaten von Amerika — China. 


Bei Subskription auf das ganze Sammelwerk (Systematischer Teil und Jahr- 


buch) tritt eine Ermässigung des broschierten Preises von 10 Proz. ein. 


Dr. Hans Kelsen: 


Hauptprobleme der Staatsrechtslehre 


entwickelt aus der Lehre vom Rechtssatz. 
Gross 8. 1911. M. 16.—, gebunden M. 18.50. 


Ueber Grenzen zwischen juristischer und 
soziologischer Methode. 


Vortrag gehalten in der soziologischen Gesellschaft zu Wien. 
Ä 8. 1911. M. 1.50. 


Zur Lehre von der N otverordnung. 
Von 


A. Menzel. 
Gross 8 198 M.1.-—. 
(Aus Staatsreehtliche Abhandlungen für Paul Laband.) 


Zur Lehre vom Willen des Gesetzgebers. 
Von 


J. Lukas. 
Gross 8. 1908. M. 1.—. 
(Aus Staatsrechtliche Abhandlungen für Paul Laband.) 


Verlag von 3 c. BN Mohr 'r (Paul Siebe) in Tübingen. 
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E. Troeltsch: 


Die Soziallehren 


der christlichen Kirchen und Gruppen. 


(Gesammelte Schriften. Band 1.) 


Ein Teil des Werkes ist ein veränderter Abdruck aus dem „Archiv 
für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik®. 


Gross 8 1912. 


Preis des vollständigen Bandes geheftet in 2 Hälften M. 2.—. 
In einen Halbfranzband gebunden M. 25.—. 


H. v. Schubert: 


Reieh und Reformation. 
Gross 8 1911. M. 1.—. 


Das älteste germanische Christentum 


‚oder der sog. „Arianismus* der Germanen. 
Vortrag. 
8. 1909. M. —.80. 


Daul Wernle: 


 Renailiance und Reformation. 


Sechs Dorträge. 
8 192. M. 3.—. Gebunden M. 4.-—. 


Aus der Einleitung: „Es gibt zwei gerade entgegengejette Auf- 
fafjungen vom Derhältnis der Reformation zur Renaijjancebewegung. Die. eine 
Auffafjung betont vor allem das Derwandte und Bemeinjame, die Emanzipationss 
tendenz : los von der Ratholijchen Superjtition, der hierarhiihen Swangskultur 
und der Askeje. Die Reformation würde dann auf dem religiöjen Gebiet den- 
jelben Befreiungskampf durhkämpfen, den die Renaijjance auf dem Gebiet der 
weltlichen Kultur eröffnet hat. Die andere Auffajjung will umgekehrt in der 
_ Reformation das Haupthindernis erbliken, warum die Emanzipationsbewegung 
der Renaijjance um 2 Jahrhunderte aufgehalten wurde. Wo die Reformation 
liegt, da entjtehen überall gejchlojjene kirchliche Kulturen, die von der Renaijjance- 
bildung nur das aufnehmen, was zu ihrer Selbjtbehauptung erforderlich ijt, im 
übrigen aber fie aufhalten, eindämmen und zurückdrängen. Die Renaijjance 
würde demnad) den Sortichritt bedeuten und die Reformation eher die Reaktion. 
Ic jtelle diefen Gegenjag der Auffajjungen voran, um die Aufmerkjamkeit von 
Anfang an auf den Punkt zu Ienken, der für unfere gegenwärtige RUE und 
ihre inneren Derwiclungen bejonders bedeutjam ijt.‘ 


rk von H. Laupp jr in Tübingen. 
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I. Abhandlungen. 


Die Kirchenbaulasten für inkorporierte Kirchen im 
Mainzer Erzbistum. 
Von 
Dr. Paul Wagner in Wiesbaden. 


II. Teil. 


Die Baulasten bei einzelnen inkorporierten Kirchen der 
Mainzer Erzdiözese. 


A. Kirchen im ehemaligen Archidiakonat S. Peter. 
a. Kirchen im Landkapitel Castel. 


1. Die Baubestimmungen der Statuten des Land- 
kapitels Castel von 1490. 


Im Folgenden mögen hier zunächst die Bestimmungen über 
den Bau von Kirchen und Pfarrhäusern in den vom Erzbischof 
Berthold von Henneberg bestätigten Statuten des Landkapitels 
Castel von 1490 im Wortlaut mitgeteilt werden!. 

Item statuimus, quod quivis pastor[es] decimas eujuseunque ec- 
clesie in nostra sede site percipientes summo altari de libro 
missalıi et ornamentis ad divinum officium in hujusmodi altarı 
peragendis necessariis providere et chorum, reliquam vero par- 
tem eeclesie, quam corpus dicunt, magistri fabrice de censibus 
et redditibus sive trunco ecclesie vel saltem illis non sufficienti- 


ı Würdtwein, Dioec., Mog. II. 162. 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XXII. 2. 11 
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bus communitas opidi vel ville per capitales incolarum contri- 
butiones in decenti structura servare teneantur. 

Item si quam domum cujuscumque ecclesie in nostra sede site 
violento seu casualı extraneo tamen igne consumi seu deterio- 
rari contingat, statuimus, ut decimatores ecclesiastici vel secu- 
lares ecelesie qui vel totam decimam vel illius partem seu partes 
pereipiant necessarias expensas totales vel saltem partem illa- 
rum vel partes in reedificationem domus factas vel faciendas 
jJuxta quotam se contingentis decime solvere teneantur. 

In der Uebersetzung lauten die Sätze wie folgt: 

Weiter bestimmen wir, daß jeder Pastor, der Zehnten von ir- 
gend einer Kirche in unserem Landkapitel bezieht, den Hoch- 
allar mit einem Meßbuch und den zum Gottesdienst dienenden 
notwendigen Geräten versorgt, und daß er den Chor, hingegen 
den übrigen Teil der Kirche, den man das Corpus nennt, die 
Fabrikmeister aus den Zinsen und Einnahmen oder dem Kapital- 
stock der Kirche, bezw. wenn diese nicht ausreichen, daß als- 
dann die Gemeinde der Stadt oder des Dorfes ihn durch Geld- 
steuern der Einwohner in ziemlichem Bau zu erhalten verbun- 
den sein soll. 

Weiter wenn das [Pfarr]haus irgend einer Kirche in unserem 
Landkapitel gewaltsam oder zufällig, jedoch durch einen von 
außen angelegten Brand zerstört oder beschädigt wird, so be- 
stimmen wir, daß die geistlichen oder weltlichen Zehnt- 
herren der Kirche, die entweder den ganzen Zehnten bezw. 
einen oder mehrere Teile davon beziehen, die nötigen Ausgaben 
zur Wiederherstellung ganz bezw. zu einem oder mehreren 
Teilen nach Maßgabe des auf sie fallenden Zehntanteils zu zah- 
len gehalten sein sollen. 


2.Mosbach-Biıebrich. 


Der Ort Mosbach mit dem dabei gelegenen Biebrich früh 
schon wirtschaftlich und politisch zu einer Gemeinde verbunden, 
gehörte territorial zur Herrschaft Nassau-Wiesbaden und mit ihr 


Wagner, Die Kirchenbaulasten für inkorporierte Kirchen etc. 161 


später zur Herrschaft Nassau-Idstein bezw. dem Fürstentum Nassau- 
Usingen. 

Die in Mosbach gelegene Pfarrkirche war durch den Eırz- 
bischof Eberhard von Trier (1047—1066) an das Trierer S. Si- 
meonsstift geschenkt, diesem aber entzogen worden und nachher 
an den Erzbischof Egilbert von Trier gelangt, der sie 1085 dem 
Stift zurückgab. Letzteres erhielt durch diese Schenkung, soweit 
wir sehen können, den Zehnten im Pfarrbezirk und das Patronats- 
recht!. Vornehmlich der Zehnte war dem Stift von hohem Wert; 
es ließ sich ihn ausdrücklich mitbestätigen, als ihm Kaiser Hein- 
rich VI. im Jahre 1195 seinen Besitzstand gewährleistete?. Doch 
bezog es ihn nicht allein, sondern nur zu zwei Dritteln; das dritte 
hatte es dem Pfarrer von Mosbach als Diensteinkommen über- 
lassen. Da aber die Einsammlung und Verwertung der Zehnt- 
früchte bei der Entfernung Mosbachs von Trier für das Stift er- 
schwert und wahrscheinlich auch mit mancherlei Verlusten ver- 
knüpft war, so verpachtete es wenigstens im 14. Jahrhunderte seinen 
Anteil um eine bestimmte Summe, in den Jahren 1383, 1386 und 
1389 z. B. an den Grafen Walram von Nassau-Wiesbaden °. 

Im Lauf der Zeit stellten sich mancherlei Unannehmlichkeiten 
ein, wie Reibungen mit dem Pfarrer bei der Teilung der Zehnt- 
früchte. Die Stiftsherren von S. Simeon fühlten sich dadurch 
beschwert und benachteiligt. Dazu gesellte sich bei ihnen der 
Wunsch, in den Genuß des ganzen Zehntens zu gelangen. Aus 
beiden Motiven heraus erwuchs der Gedanke, die relative Selb- 
ständigkeit der Pfarrer zu beseitigen und sich selbst in deren 
Besitz und damit in den Besitz der Kircheneinkünfte zu setzen. 
Als Mittel zur Erreichung dieses Zieles bot sich ihnen die Inkor- 
poration der Kirche, die rechtlich nur durch den zuständigen 
Bischof oder den Papst vorgenommen werden konnte und die 
Erledigung der Pfarrei zur Voraussetzung hatte. Zunächst er- 
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reichte das Stift, daß der damalige Pfarrer durch Urkunde vom 
1. Mai 1397 auf die Kirche Verzicht leistete. Dann wandte es 
sich an Papst Bonifaz IX. Dieser entsprach seinem Wunsche und 
inkorporierte ihm durch die Bulle vom 21. Oktober 1397 die 
Mosbacher Kirche?. Das Stift erhielt damit das Recht, von der 
Kirche cum tercia parte decimarum el aliis omnibus juribus et 
perlinentüis, also dem ganzen Kirchenvermögen, Besitz zu ergrei- 
fen, sie für ewige Zeiten zum Nutzen seines Tisches zu behalten 
und durch einen geeigneten Priester versehen zu lassen, der nach 
dem Willen des Stifts jederzeit absetzbar sein sollte, ohne daß 
der zuständige Bischof oder sonst jemand das Recht des Ein- 
spruchs dagegen hätte. Von der Verpflichtung zur Anweisung 
eines ausreichenden Diensteinkommens, einer Porcio congrua, wie 
sie sich in zahlreichen anderen Inkorporationsurkunden findet, ist 
hier nicht die Rede, und es entspricht dem, wenn die sonst dem 
Pfarrinhaber aufliegenden Lasten, die Abgaben an Papst, Bischof 
und Archidiakon, sowie gewisse subsidia caritativa von dem Stift 
getragen werden sollen. Die Inkorporation war darnach eine 
vollständige, eine incorporatio plenissima; sie umfaßte die Tem- 
poralia und die Spiritualia. 

Das Stiftskapitel ließ sofort von der Pfarrei Besitz ergreifen ® 
und war nun auch genötigt, einen Pfarrverweser, einen Vicarius, 
einzusetzen und dessen Verhältnisse za ordnen. Dabei ist es ihm 
auf zweierlei angekommen, nicht nur daß der Vikar die Seelsorge 
versah, sondern daß er auch den dritten Teil des Zehntens gegen 
einen von ihm zu entrichtenden Entgelt mitübernahm d. h. pachtete. 
Auf dieser Grundlage hat es im 15. Jahrhundert die Geistlichen 
angestellt und mit ihnen bestimmte Verträge geschlossen, von 
denen sich eine Anzahl erhalten haben. Sie sind von um so grö- 

! Urkunde vom 1. Mai 1397 im St.-Archiv zuWiesbaden, I.KI. 
Eberbach, Urkunden. 

? Original im St.-A. Wiesbaden, II. Kl. Eberbach. Gedruckt bei 
Niedner, Urkunden betreffend die Inkorporation der ecclesia von Mosbach S. 3. 
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ßerem Werte, als sie die tatsächlichen Verhältnisse, die bei der 
Inkorporation der Kirche obwalteten, und die damit verknüpften 
Rechte und Verpflichtungen, insbesondere auch die Baulasten, 
deutlich erkennen lassen. Es wird sich daher empfehlen, auf sie 
etwas näher einzugehen. | 

Der älteste stammt aus dem Jahre 1405, ist also 8 Jahre 
nach der Inkorporation geschlossen. Das Stift übertrug darin 
dem bis dahin an einem Altar der Mosbacher Kirche fungierenden 
Kaplan Peter von Coblenz diese Kirche mit den dazu gehörigen 
Aeckern, Weinbergen, Wiesen und allen ihren Einkünften (eccle- 
siam cum agris, vineis et pralis alque alis redditibus universis) 
d. h. mit der Dos auf Lebenszeit zur kichlich einwandfreien Ver- 
waltung mit der Verpflichtung, die herkömmlichen Lasten und 
Abgaben (subsidia caritaliva ac alia onera quecumque papalia, 
episcopalia aut archidiaconalia ordinaria vel extraordinaria) zu 
tragen. Außerdem verpachtete es ihm den dritten Teil des Pfarr- 
zehntens um einen jährlichen Zins von 70 Mainzer Gulden in den 
ersten drei Jahren und 80 Gulden in den späteren Jahren, zahl- 
bar in Trier innerhalb der Weihnachtsoktave jeden Jahres. Dem 
Geistlichen wurde weiter die Verpflichtung auferlegt, das Pfarr- 
haus und die Pfarräcker, Wiesen und den übrigen Pfarrbesitz in 
gutem Stande und Bau zu erhalten und vor jedem Abgang zu 
schützen (domum cum suis allinentiis spectantem ad ecclesiam 
cum celeris bonis, agris, praltis, censibus alque juribus quibus- 
cumque servare deberet in esse el in bonis culluris alque con- 
suelis absque defectu quocunque). Endlich sollten alle von ihm 
erworbenen Mobilien und Immobilien nach seinem Tode der Kirche 
verbleiben ausgenommen einiges Wenige, was er anderweitig ver- 
erben durfte’. 

Aus diesen Bestimmungen sieht man deutlich die Absicht des 
Stifts, die Verhältnisse so zu ordnen, daß es selbst nur die reinen 
Vorteile der Inkorporation hatte, die Lasten aber dem Inhaber der 


! Urkunde vom 9. Februar 1405 im St. -Archiv Wiesbaden, II.Kl. 
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Pfarrei auferlegt wurden. Von Interesse ist hier namentlich, daß 
es die Unterhaltung des Pfarrhauses dem Pfarrer überträgt, da- 
mit also seine eigene Verpflichtung anerkennt. Daß mit der 
Unterhaltung desselben seine baulichen Verpflichtungen erschöpft 
sind, wird hiermit allerdings nicht gesagt; allein auffallend ist 
doch, daß vom Bau und der Unterhaltung der Kirche keine Rede 
in der Urkunde ist. Hätte das Stift eine Verpflichtung hierzu 
gehabt, so hätte es sie vermutlich ebenfalls auf den Pfarrer zu 
übertragen versucht, wenigstens hätte das ganz in der Tendenz 
des Vertrages gelegen. 

Urkunden aus den Jahren 1410, 1439 und 1440 zeigen keine 
Veränderungen in diesen Verhältnissen. Erst ein Vertrag vom 
Jahre 1453 überträgt noch weitere Baulasten an den Pfarrinha- 
ber. Das Stift ließ den damals die Pfarrei versehenden Geist- 
lichen, Johann Stolezgin, auf Grund des ihm durch die Inkorpo- 
ration verliehenen Rechtes absetzen, bevollmächtigte aber seinen 
Sachwalter, ihn unter gewissen Bedingungen wiedereinzusetzen. 
Es kam darauf ein Vertrag zustande, kraft dessen sich der ge- 
nannte Geistliche verpflichtete, eine Summe von 40 Gulden, die 
er als rückständige Pacht aus seinem früheren Vertrage dem Stift 
schuldig war, binnen 4 Jahren an dem Pfarrhofe zu verbauen 
und weiter: /lem auch sal her Johann in diesen nechsten drien 
nacheinander volgenden jaren das obgenante husz, das 
servorfallenundbuwefeldigist, mit demkore 
der pfarkirchen zu Moisbach in seinen ersten slandi 
widder zu machen und furter in gqudem buwe halden, also das 
durch myner hern von sant Symeon botschafl, die sie zu der 
czyt dorczu schicken werden, erkant wurde, das das alles also 
volndbracht und geschehen wer. Zugleich übernahm er von neuem 
die Pacht des dritten Teils des Zehnten?”. Zum ersten Male er- 
scheint hier, soweit die vorhandenen Urkunden es erkennen lassen, 
die Baupflicht des Stifts auch auf den Chor ausgedehnt, und in 
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diesem Umfange entspricht sie der Verpflichtung, die später dem 
Decimator nach Mainzer Observanz oblag. 

Im Jahre 1471 hatte das Sinieonsstift einen neuen Pfarrver- 
weser in Mosbach einzusetzen. Es trug sich damals bereits mit 
dem Gedanken, sich der Kirche zu entäußern, und mochte Kennt- 
nis davon haben, daß sein etwaiger Besitznachfolger, das Kloster 
Eberbach im Rheingau, die Kirche wirtschaftlich anders, wie bisher, 
auszunutzen willens war. S. Simeon verpachtete mit Rücksicht 
hierauf dem neuen Pfarrverweser nicht mehr den dritten Teil des 
Zehnten, sondern betraute ihn nur mit der Seelsorge unter aus- 
drücklichem Hinweis auf sein Recht, der inkorporierten Kirche 
einen nach seinem Willen absetzbaren Priester als Vikar geben 
zu können. Zu seinem Unterhalt wies es ihm ein bestimmt fun- 
diertes Einkommen an und verpflichtete ihn, daraus die von der 
Kirche zu leistenden Abgaben an Papst, Bischof und Archidiakon, 
sowie die subsidia caritativa zu tragen, ferner für die Gemeinde 
Mosbach das Fasselvieh zu stellen, eine Verpflichtung, die auf 
dem ıhm mitverliehenen kleinen Zehnten, vermutlich dem Vieh- 
zehnten, ruhte, und endlich die Baulasten in einem bisher völlig 
unerhörten Umfange zu tragen, nämlich die Kirche mit allen ihren 
Gebäuden, Häusern, Scheunen, Ställen usw. in gutem baulichen 
Zustande zu erhalten. Die Worte der Urkunde sind die folgen- 
den: debei eciam ecclesiam cum omnibus edificiis, praediis, do- 
mibus, horreis et habilacionibus, quae ibidem sunt, in bona 
struclura conservare‘!. Die Worte sind so klar, daß sich an ihrem 
Sinn nicht deuteln läßt: auch das Kirchengebäude soll der Pfarr- 
inhaber neben dem Pfarrhof mit allen dazu gehörigen Gebäuden 
im Bau erhalten. Wie man in den früheren Fällen folgerte, wird 
man auch hier folgern müssen, daß nämlich das Stift nur eine 
Last auf andere Schultern abwälzte, die es selbst zu tragen hatte. 
Man hätte also in dieser dem Geistlichen auferlegten Last eine 
Anerkennung der ihm selbst obliegenden Verpflichtung zu er- 
blicken. Allein der Fall steht so völlig vereinzelt da, daß man 

I! St.-Archiv Wiesbaden, II. Kl. Eberbach. 
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versucht ist, anzunehmen, daß ein Irrtum des Schreibers der Ur- 
kunde oder des Koncipienten vorliegt, daß etwa statt ecclesiam 
zu lesen ist: domum ecclesiae, die Stelle also nur auf das Pfarr- 
haus zu beziehen ist. Denn kein anderer Fall ist mir bekannt 
geworden, in dem ein inkorporierendes Institut eine so. weit- 
gehende Verpflichtung zu Bauten jemals anerkannt hat. Sie ist 
hier auch um so auffallender, als sie auf den Pfarrinhaber, den 
vicarius, übertragen wird, dem in diesem Falle zwar ein Dienst- 
einkommen, aber kein Aequivalent für eine derartige Last zuge- 
wiesen wird, auch nicht der dritte Teil des Zehntens verpachtet 
wird, wie seinen Vorgängern, denen dafür nur die Last der Unter- 
haltung des Chors übertragen wurde. Die Vermutung ist daher 
nicht abzuweisen, daß hier, wenn anders der Fall wirklich so 
aufzufassen ist, wie der Wortlaut der Urkunde verlangt, beson- 
dere Umstände obgewaltet haben müssen, die nicht als normale 
anzusehen sind. Aber auch das verdient hervorgehoben zu wer- 
den, daß jene Verpflichtung ohne jede praktische Folge geblieben 
ist, und daß die Rechtsnachfolger von S. Simeon weit davon ent- 
fernt gewesen sind, sie einem Pfarrinhaber aufzuerlegen und sie 
damit auch für sich anzuerkennen. 

Sehr bald nämlich, nachdem jener Vertrag zwischen 8. Simeon 
und dem Geistlichen Heinrich Rodenberg zustande gekommen 
war, trat der in der Urkunde von 1471 bereits angedeutete Fall 
ein: das Stift S. Simeon verkaufte den Zehnten in der Gemarkung 
Mosbach an das Kloster Eberbach mittelst Urkunde vom 2. April 
1472 und schenkte darauf diesem die Mosbacher Kirche, die ohne 
den Zehnten keinen großen Wert für das Stift mehr hatte, mit 
allen Rechten und in dem Umfange, wie es selbst; sie besessen 
hatte, durch Urkunde vom 16. Juni desselben Jahres 14721. Es 
unterliegt nicht dem geringsten Zweifel und ist neuerdings mit 
Fug und Recht anerkannt worden, daß damit die Mosbacher Kirche 
als inkorporiert in das Kloster Eberbach anzusehen ist”. Unbe- 
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stritten hat sich dieses als Inkorporator gefühlt und hat Akte 
vorgenommen die es nur auf Grund der Inkorporation vornehmen 
konnte. Es hat, um nur eins hervorzuheben, die Pfarrei anfäng- 
lich durch seine eigenen Angehörigen verwalten lassen, wie sich 
aus Inventaren des Pfarrhauses zu Mosbach von 1488, 1499, 1501 
und 1505 nachweisen läßt’. Und als es später davon zurückkam 
und wieder Weltgeistlichen die Pfarrei übergab, hat es ihnen 
gegenüber immer betont, daß sie nach seinem Willen absetzbar 
seien — alles Verhältnisse, die ohne das Vorhandensein der In- 
korporation kirchenrechtlich undenkbar gewesen wären. 

Das Kloster Eberbach suchte sich nunmehr die Pfarrei er- 
tragreicher zu machen, wie sie für das Stift S. Simeon gewesen 
war, indem es den Pfarrzehnten nicht mehr verpachtete und, wie 
erwähnt, das Pfarramt mit eigenen, rasch wechselnden Kloster- 
geistlichen besetzte. Später, nachweisbar seit 1522, setzte es 
Weltgeistliche ein, denen es, wie S. Simeon, wieder ein bestimm- 
tes Einkommen, das teils in Naturalien und Geldzinsen, teils im 
Genuß der Kirchenländereien bestand, überwies. Dafür legte es 
ihnen auch wieder bestimmte Verpflichtungen auf. Man lernt sie 
dureh Schriftstücke des Jahres 1522 kennen, die zwar nicht die 
hergebrachte Form der Urkunden tragen, die aber, da die anzu- 
stellenden Geistlichen auf sie eidlich verpflichtet wurden, wie die 
darüber ausgefertigte notarielle Bescheinigung zeigt, doch ihrem 
Charakter nach als vollkommen beweiskräftige Urkunden zu be- 
trachten sind?. Unter den dem Pfarrverwalter auferlegten Ver- 
pflichtungen begegnet auch hier wieder die Unterhaltung des 
Pfarrhauses, dagegen nicht wieder die Verpflichtung zur Unter- 
haltung des Kirchenchors, geschweige der Kirche. Es wird dem 
Geistlichen auferlegt: dem das pfarrhuss mit ställen und anders, 
was er gebruchlen] sall, ußwendig und inwendig mit dachunge 
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in gullem bau und besserung hallen, wie ers ilzund findt‘. 

Blickt man an dieser Stelle zurück auf das, was sich aus 
Urkunden über Baulasten für die Kirchengebäude zu Mosbach- 
Biebrieh bis zur Mitte des 16. Jahrhunderts hat ermitteln lassen, 
so ergibt sich, daß der Inkorporator die Baulast an dem Pfarr- 
haus und den dazu gehörigen Gebäuden fortgesetzt dem Pfarrer 
aufgebürdet hat, in einem Falle auch die Baulast am Chor und 
in einem anderen Falle, der freilich einzig dasteht, als normal 
nicht angesehen werden kann und praktische Bedeutung nicht 
gewonnen hat, auch an der Kirche und allen zu ihr gehörigen 
Gebäuden. Das Verhältnis zu dem inkorporierenden Stifte und 
seinem Geistlichen kann nur als ein privatrechtliches angesehen 
werden, es war bestimmt durch die gegenseitigen Vereinbarungen 
im einzelnen Falle. Für das öffentliche Recht sind diese Verhält- 
nisse wichtig nur durch die Rückschlüsse, die man aus ihnen auf 
die Verpflichtung des Inkorporators gegenüber der inkorporierten 
Kirche ziehen kann. In dieser Hinsicht verdient es hervorge- 
hoben zu werden, daß das Stift S. Simeon sich verpflichtet ge- 
fühlt hat, für das Pfarrhaus mit den zugehörigen Gebäuden, auch 
für den Chor und ım einem Falle, der aber als normal nicht an- 
zusehen ist, sogar für die Kirche zu sorgen, das Kloster Eber- 
bach nur für das Pfarrhaus. Ob und inwieweit es, wenn es nur 
einen Teil dieser Lasten auf den Pfarrer wälzte, für den übrigen 
aus eigenen Mitteln sorgte, dafür liegen bis zum Ende des 16. 
Jahrhunderts keine direkten Zeugnisse vor. Die Statuten des 
Landkapitels Castel von 1490 verpflichteten es zum Chor- und 
Pfarrhausbau, und wir werden bald sehen, daß Eberbach später 
auch nur in diesem Umfange Baulasten getragen hat. Man wird 
also annehmen dürfen, daß es zu mehr auch ım Verlauf des 16. 
Jahrhunderts nicht verpflichtet gewesen ist. 

Naeh der Mitte des 16. Jahrhunderts, etwa ım Jahre 1559, 
wurde nun die bis dahin katholische Kirche in Mosbach unter dem 
Einfluß des Landesherrn, des Grafen von Nassau, protestantisch. 
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Damit erlitt das durch die Inkorporation geschaffene Verhältnis 
allerdings in wesentlichen Punkten eine Veränderung. Das Kloster 
Eberbach ist nicht mehr, wie bisher, als der eigentliche Pfarrer von 
Mosbach anzusehen, und von der Einsetzung eines nach seinem 
Belieben absetzbaren Geistlichen, wie bisher, ıst nun nicht mehr 
die Rede: die incorporatio plenissima besteht nicht mehr. Auch 
verlor Eberbach tatsächlich das Eigentum an dem Vermögen der 
Kirche. Was beim Uebergang zur Reformation im Besitz der 
Kirche und ihres Dieners war und bis dahin als Eigentum des In- 
korporators zu gelten hatte, schied sich nunmehr als selbständiges 
Kirchenvermögen aus. Allerdings verblieb dem Kloster auch ferner 
noch das Zehntrecht und das Patronat (Kollaturrecht); es ernannte 
also nach vorheriger Genehmigung durch den Grafen von Nassau 
den evangelischen Pfarrer von Mosbach, aber der Pfarrer war 
nicht mehr abhängig vom Kloster; das Pfarramt erhielt tatsäch- 
lich seine Selbständigkeit zurück, die es durch die Inkorporation 
eingebüßt hatte. 

Auf die Baulasten wirkten diese Verhältnisse nicht ein — 
auch ein Beweis dafür, daß die Inkorporation als Rechtstitel für 
Baulasten nicht angesehen wurde. — Das Kloster legte in den 
Bestallungsurkunden auch den evangelischen Pfarrern nach wie 
vor die Verpflichtung auf, für die Unterhaltung des Pfarrhauses 
und seiner Nebengebäude zu sorgen. Allein in Bestallungen von 
1579 und 1583 wird doch zuerst auch des Falles gedacht, daß 
Neubauten von Pfarrgebäuden notwendig werden könnten. Wie 
es damit in älterer Zeit gehandhabt worden war, läßt sich aus 
Mangel an Zeugnissen nicht sagen. Nunmehr aber wurde aus- 
drücklich erklärt, daß Neubauten das Kloster auf seine Kosten 
auszuführen hatte. Es heißt in den Bestallungen von 1579 und 
1583: Zum dritten soll er [der Pfarrer] den Pfarrhoif, Scheuern 
und Ställe in guelem wesentlichen Baue und Besserung erhalten 
an Dach und Gefach, an Turen, Fenstern, Laden und Ofen, wie 
ihm dan solches alles in seinem Aufzug in guelem Baue gestellt 
und geliefert worden, ausserhalb die halben Zehntscheuer und 
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Kelterhaus, so die Herren machen sollen. Was Grundbäue seindt, 
sollen die Herren zu machen schuldig sein, und der Pfarrherr 
mil seinem Gesind darsu die Handreichung Ihun . . .". 

Hält sich also das Kloster am Ende des 16. Jahrhunderts ver- 
pflichtet, für Neubauten bei den Pfarrgebäuden aus seinen Mitteln 
zu sorgen, so liegen aus wenig späterer Zeit auch Zeugnisse für 
seine Bauverpflichtung in Bezug auf die Kirche vor. Am Ende 
des 16. Jahrhunderts war die Kirche von Mosbach für die zuneh- 
mende Zahl der Bewohner zu eng geworden, und es wurde eine 
Erweiterung geplant. Aus diesem Grunde wandte sich der Graf 
von Nassau-Wiesbaden an den Abt von Eberbach mit der Mittei- 
lung, daß es der Gemeinde schwer falle, die Kosten aufzubringen. 
und erbat von ihm einen ansehnlichen Zuschuß. Man erfährt 
nicht, was das Kloster geantwortet hat; jedenfalls war es nur ein 
Zuschuß zum Erweiterungsbau des Langhauses der Kirche, den 
der Graf erbittet, und zwar ein freiwilliger”. Aus einem wenige 
Jahre später, 1602, an das Kloster gerichteten Schreiben des da- 
maligen nassauischen Amtmanns zu Wiesbaden ergibt sich, daß 
dieser das Kloster als Collator und Decimarius zum Bau von Chor 
und Pfarrhaus verpflichtet hält. Er schreibt: Beireffent dann die 
andere Sach, das ist des hoch- und wolgebornen meines gnädi- 
gen Herrn wohlseligen Gedächtnis abgegangenes Schreiben an 
seinem Ort recht zu verstehen, dass aber Ihr ein solches uf den 
Chor und Pfarrhoifbau gemeint zu sein ausdeulen wollet, in dem 
thuet Ihr weit verfehlen, und weil einmalen unleugbar, dass Ihr 
als Collatores und Decimarii den Chor und Pfarhoif allein schul- 
dig zu Iragen, so achte ich for ohnnölig, mich in weidere Wechsel- 
schriften vergeblich mit Euch ferners ein- und, diesem Baue 
dardurch Hindernuss zu Ihuen, zuzulassen, sondern habe dem- 
selbigen uffs nechste, als mir immer möglich, und, da es gleich 
meine gn. Herrschaft betroffen hätte, verantworllich wäre, da- 
hin verdingt, dass derselbe umb 200 f. Batzen in allem sich 
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ohngefährlich belaufen möchte!. Nach der Ausführung des Baus 
hat dann der Amtmann das Kloster energisch zur Zahlung der 
Kosten des Chorbaus gedrängt, und dieses ist der Forderung nach- 
gekommen und hat die Kosten mit 180 Gulden bezahlt?. Chor- 
bau und Pfarrhausbau sind dann die Verpflichtungen geblieben, 
für die Eberbach durch das ganze 17. und 18. Jahrhundert in An- 
spruch genommen worden ist, und die es tatsächlich auch erfüllt 
hat. So zahlte der Abt im Jahre 1649 der Gemeinde die Kosten 
eines Chorbaus, indem er nur die Höhe beanstandete °. Im Jahre 
1654 stellte sich die Notwendigkeit heraus, das Pfarrhaus zu bauen. 
Der Abt erklärte sich bereit dazu, nur schrieb er dem Amtmann, 
daß es dem Kloster schwer falle, alles in einem Jahre zu bauen‘. 
Eine Vergrößerung der Kirche war dann 1712 erforderlich; sie 
wurde von der Gemeinde vorgenommen, und hierauf Eberbach zur 
Bewilligung der Mittel für den Bau des Chors in Anspruch ge- 
nommen. Wann dann das Closter Eberbach als Collatores und 
Decimatores die Baukosten, so viel besagtes Chor betrifft, über- 
nehmen, so ersuchen Euer Hochwürden . . . schreibt die Ge- 
meinde anden Abt. Und dieser gibt zu, dass wir zwar obangeregter 
Motiven halber zu dasiges Chor noldürftiger respeclive Erbauung 
und Reparation in gewisses Mass und Ziel zu concurrieren schuldig 
seien, wie wir dan ein solches auf behöriges Remonstrieren ohne 
Clag bis hieher gethan zu haben niemand abläugnen wirdt ..... 
Er erhebt nur Schwierigkeiten, weil ihm von dem Bau vorher 
keine Kenntnis gegeben war, er die Notwendigkeit des Baus des 
Chors nicht zugab und endlich in dem Bau eine Erweiterung 
mehr des Kirchenschiffs, als des Chors, sah. Die Gemeinde wandte 
sich deshalb an die fürstliche Regierung in Wiesbaden, die vom 
Kloster die Zahlung der Kosten des Chorbaus verlangte. In dem 
betreffenden Schreiben heißt es: Denenselben [d. h. dem Abt und 
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Konvent des Klosters] ist sonder Zweifel bekannt, wasmassen 
die Nothwendigkeit erfordert hat, die Kirche zu Mossbach er- 
weilern und respective repariren zu lassen. Wunn nun einem 
wür(dligen Konvent und Gotteshause Eberbach wegen des der Orten 
herbrachten Jurispatronatus und daselbst habender staltlicher 
Zehenden oblieget, die Kosten zu Erbauung des Chors herzu- 
schiessen, sie, die Gemeinde, aber auf verschiedenes privalim ge- 
Ihanes Nachsuchen keine positive Resolution erhallen können .. .'* 

Von den weiteren Einzelheiten des Streitfalles kann hier ab- 
gesehen werden. Erwähnt sei nur, daß das Kloster der Gemeinde 
Mosbach 6 Stück Wein als Zahlung überließ *, und diese am 
11. Februar 1713 einen Revers ausstellte folgenden Inhalts: Wir 
Schultheiss und Gemeinde zu Mossbach und Biebrich urkunden 
und bekennen hiermit: Als bei jelztimahlen nöthigerweis vorgenom- 
mener unserer Kirchenerweiterung zwischen dem Kloster Erbach 
im Rheingau und uns andernteils des Chorbauens halber Irrun- 
gen entstanden, und daher ermeltes Closter die ihme als 
Collatoriund Decimalori von aliersher zukom- 
menden Obliegenheiten sothanen Chorbaus zu führen Bedenken 
gelragen, endlich sich aber beiderseits dahin verglichen worden, 
dass schongedachtes Gotteshaus statt der zum Chorbau erforder- 
lichen Kosten pro nunc diejenige sechs Stück Weine, welche das- 
selbe aus dem diesjährigen Zehnden gesamblet und noch dato 
zu Mossbach eingekeltert liegen, uns der Gemeinde gegen einen 
Revers de non praejudicando verabfolgen und überlassen wollen, 
dass wir solchem nach und absonderlich in der Absicht, weilen 
oftermeltes Gotteshaus sonsten sich zum Chorbau bekennel, hier- 
mit declariren und offentlich uns verbinden, dass dieser Actus 
zu allen denjenigen, wozu dasselbe nicht schuldig, noch wir, die 
Gemeinde, befugt gewesen, nicht ungezogen werde, sondern dass 
wir oder unser Nachfahren bei kunftig sich ereigneten Fällen 
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der Ordnung besser und gehörig geleben sollen und wollen‘. 

Auch in der Folgezeit hat sich keine Veränderung in dieser 
Hinsicht vollzogen: das Kloster blieb nach wie vor nur zum Bau 
des Pfarrhauses und des Kirchenchors verpflichtet, und in diesem 
Umfange ist die Verpflichtung nach der Aufhebung des Klosters 
an dessen Rechtsnachfolger, den herzoglich nassauischen Domänen- 
fiskus, übergegangen, der, um nur ein Beispiel anzuführen, im 
Jahre 1806, als eine Reparatur des Kirchendaches notwendig war, 
!/; der Kosten wegen des Chors trug, während ?/s die Kirchen- 
fabrik zahlte ’?. 

3. Bierstadt. 

Bierstadt, bei Wiesbaden in der ehemaligen Herrschaft Nassau- 
Wiesbaden und dem Fürstentum Nassau-Usingen gelegen, gehörte 
in vorreformatorischer Zeit zum Archidiakonat S. Peter und dem 
Landkapitel Castel des Mainzer Erzstifts. 

Die Kirche wurde durch Urkunde vom 16. Dezember 1351 
dem Mainzer Domkapitel inkorporiert?. Dieses aber trat durch 
Urkunde vom 7. Juni 1540 seine Zehnten daselbst an das Stift 
Bleidenstadt ab *. Eine Inkorporation in letzteres hat nicht statt- 
gefunden. Der Uebergang der Zehnten veranlaßte, daß Bleiden- 
stadt Chor und Pfarrhaus baute, was bis 1705 stets der Fall war. 
Durch Vertrag des Stiftes mit dem Fürsten von Nassau vom 
3l. Januar 1705 ging die Verpflichtung auf letzteren über’. 

Durch eine Verfügung des Konsistoriums für die Herrschaft 
Nassau-Idstein vom 14. Juli 1718 wurde die Kirchenbaulast, so- 
weit sie dem Stift Bleidenstadt obgelegen, und der Fürst sie seit 
1705 getragen hatte, auf die Kirchenkasse, die Gemeinde und den 
sogenannten Klarenthaler Klosterfonds abgewälzt ®. 
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4. Castel. 


Der Ort Castel, Mainz gegenüber, gehörte politisch zum 
Kurstaat; er war der Sıtz eines Landkapitels im Archidiakonats- 
bezirk S. Peter. | 

Seine Kirche war früh an den Propst des Stiftes gelangt und 
wurde 1148 dem Kapitel inkorporiert, um dessen Armut zu mil- 
dern (investituram ejusdem ecclesie praedictis fratribus nostlris 
iradidimus). Der Stiftsdechant sollte den Geistlichen ernennen !. 
Von der Verteilung der Baulasten ist mir bekannt geworden, daß 
1676 das Pfarrhaus vom Stift S. Peter, die Kirche lingegen von 
fallenden Zinsen, also der Kirchenfabrik, gebaut wurde °. Ergänzt 
wird diese auf amtlicher Quelle, dem sogenannten Kirchen- und 
Pfarrbuch des Erzstifts, beruhende Nachricht durch die Mitteilung 
in einer vom Stift S. Peter 1744 veranlaßten und von dem Stifts- 
dechanten Thelemann gemachten Aufzeichnung der Rechte und 
Pflichten des Stifts, dem „Compendium rerum praecipuarum et 
memorabilium in collegio S. Petri“, wonach S. Peter den Chor 
der Kirche und das Pfarrhaus zu bauen hatte: Odligatur aulem 
capitulum ad ezstruclionem chori et curiae parrochialis?. 


5. Flörsh rn: 


Flörsheim stand bis 1803 unter der Territorialhoheit des 
Mainzer Domkapitels und gehörte zum Landkapitel Castel. 

Die Kirche war an den Propst des Stifts S. Mariae ad gradus 
in Mainz gelangt. Da letzteres sehr verarmt war, schenkte sie 
dieser im Jahre 1184 seinem Kapitel, damit ihm die Sorge um 
das tägliche Brot genommen würde. Der Dechant sollte einen 
Priester als Pfarrer einsetzen, der vom zuständigen Archidiakon 
die Seelsorge übertragen erhielt. Zum Unterhalt bekam er die 
Dos der Kirche, die Opfergaben, den Blutzehnten, den Wein- 
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zehnten bis zu einem halben Fuder, 8 Malter Korn und 2 Malter 
Weizen. Davon hatte er auch die der Kirche aufliegenden Ab- 
gaben zu bezahlen. Das Stiftskapitel — der Inkorporator — 
erhielt den Fruchtzehnten, sowie vom Weinzehnten alles, was 
über das dem Priester zustehende halbe Fuder hinaus einkam !. 
Es handelte sich also um eine incorporatio minus plena; nur die 
Temporalien gelangten an das Mariengredenstift. 

Im Jahre 1266 bauten das Stift und der von ihm eingesetzte 
Priester auf gemeinsame Kosten und zu gemeinsamem Gebrauch 
eine Pfarrscheuer, die später dem Stift zu Eigentum verbleiben 
sollte?. Im Jahre 1685 baute das Stift auf seine Kosten das 
Pfarrhaus °. 

Fin Kirchenbau kam 1766 vor. Die Kirche mußte, weil sie 
für die angewachsene Bevölkerung zu klein geworden war, er- 
weitert werden. Die Gemeinde beschloß daher, sie abzureißen 
und an ihre Stelle eine neue aufzubauen. Sie verlangte hierfür 
die Beteiligung des Stifts als Decimator universalis an den Kosten 
und zwar zu einem Drittel, weil der Chor den dritten Teil der 
Kirche ausmache. Das Stift bestritt seine Verpflichtung zum Bau 
des Chors nicht, wohl aber zum Bau des Chors in dem beab- 
sichtigten Umfange. Der Streit wurde durch einen Vergleich vom 
9. April 1766 beendet, indem es die Gemeinde übernahm, die 
ganze Kirche, Langhaus, Chor und Sakristei, zu bauen, das Stift 
aber zum Bau die Summe von 5750 Gulden zahlte und damit sich 
seiner Verpflichtung entledigte *. 


6. Kloppenheim. 


Kloppenheim bei Wiesbaden lag in der Herrschaft des Grafen 
von Nassau-Wiesbaden, bezw. Nassau -Idstein, die später einen 
Teil des Fürstentums Nassau-Usingen ausmachte. 
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Die Kirche wurde durch Urkunde des Erzbischofs Gerlach 
von Mainz vom 23. Januar 1350 dem Kloster Bleidenstadt in- 
korporiert. Der von letzterem ernannte Vicarius erhielt jährlich 
18 Malter Korn aus dem großen Fruchtzehnten, ferner die Dos 
mit dem Pfarrhaus, den Weinbergen, Aeckern, Wiesen und sonstiger 
Zubehör, alle Zinsen, Geschenke, Legate und Opfergaben, ferner 
den dritten Teil des kleinen Zehnten, hatte aber davon die der 
Kirche aufliegenden Abgaben und Steuern zu tragen!. Mit der 
Herrschaft Nassau-Wiesbaden ging die Kirche um die Mitte des 
16. Jahrhunderts zum Protestantismus über. 

Ueber die Verpflichtung zu Baulasten sind Nachrichten erst 
aus der zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts erhalten. 1579 ver- 
langte die nassauische Regierung von den Stiftsherren von Bleiden- 
stadt den Bau des Pfarrhauses; 1650 zahlte das Stift zum Bau 
des Pfarrhauses 14 Malter Korn. Ebenso wurde es in den fol- 
genden Jahrzehnten, wie aus zahlreichen Stellen der Stiftsproto- 
kolle hervorgeht, zu Bauten am Pfarrhause in Anspruch genommen. 

Von der Kirche baute es den Chor. So bat die Gemeinde 
Kloppenheim wiederholt 1701 um Ausbesserung des Chors und 
des darauf stehenden Glockenturms, und das Stiftskapitel proto- 
kollierte darüber in semen Protokollen am 17. November: &e- 
meinde Kloppenheim per Supplicam bittet nochmalen umb Re- 
paration ihres Kirchenchors und darin stehenden Glockenthurns. 

Conclusum: 

1. fiat; jedoch weilen in dergleichen Fällen die Gemeind 
zum Glockenthurn zu concurrieren andern Orten üblichen Her- 
kommens gemäß schuldig, so will man verhoffen, sie sich dessen 
auch nit weigern werde”. 

Die übrige Kirche baute die Gemeinde, der Fürst Georg 
August Samuel die Einsammlung einer Kollekte zu diesem Zweck 
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gestattete, als sie 1706 ihre Kirche zu vergrößern beabsichtigte '. 

Durch den Vertrag des Stifts Bleidenstadt mit dem Fürsten 
Georg August Samuel von Nassau-Idstein vom 31. Januar 1705 
ging die Verpflichtung, die das Stift bisher gehabt, an die nassau- 
ische Hofkammer (Domäne) über, die aber durch das schon bei 
Bierstadt erwähnte Reskript des Idsteiner Konsistoriums vom 14. Juli 
1718 davon befreit wurde. Die Baulast wurde der Kirchenkasse, 
der Gemeinde und dem Klarenthaler Klosterfonds zugeschoben, 
später aber nach langen Streitigkeiten von der Domäne wieder 
übernommen. 


7. Kostheim. 


Kostheim gehörte politisch zum Kurstaat Mainz. Die Kirche 
besaß die Aebtissin des Altmünsterklosters in Mainz, die sıe 1239 
ihrem Konvent schenkte. Erzbischof Siegfried bestätigte die 
Schenkung durch Urkunde vom 18. Oktober 1239 ?; der zuständige 
Archidiakon von S. Peter erteilte 1241°, und das Domkapitel 
durch Urkunde vom 9. Dezember 1249 seine Zustimmung *. Das 
Kloster erhielt das Recht, einen Geistlichen zu ernennen, dem der 
Archidiakon die Seelsorge übergeben, und der ein anständiges 
Auskommen erhalten sollte. Alle darüber hinausgehenden Ein- 
künfte der Kirche sollten dem Kloster verbleiben. Im Jahre 1277 
wurde auf Bitten des damaligen Vikars Hermann von dem Archi- 
diakon genau die dem jedesmaligen Pfarrinhaber zustehende Porcio 
congrua dahin bestimmt, daß ihm die Aebtissin jährlich 50 Malter 
Korn, 10 Sack Hafer, 2 Malter Rüben und 100 Pfund Stroh aus 
ihrer Zehntscheuer liefern sollte. Weiter sollte er 2 Morgen und 
1 Rute Wiesen, die zur Dos der Kirche gehörten, zum Heuen 
erhalten, ferner den kleinen Zehnten vom Futter, wofür ihm eine 
ewige Lampe zu unterhalten, sowie die Sendabgabe und das Cathe- 
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draticum an den Bischof zu zahlen oblag. Endlich sollte er jähr- 
lich ein Fuder Wein und alle Erträge aus Meßstiftungen be- 
ziehen '. Es handelte sich bei der Schenkung um eine incorpo- 
ratio minus plena. 

Die Kostheimer Kirche ist eine der nicht sehr zahlreichen 
Kirchen, die ein Sendweistum hatte. Das Weistum liegt, wie im 
I. Teile bereits erwähnt, in einer Abschrift von 1590 vor, reicht 
aber ın viel ältere Zeiten hinauf und enthält auch die ım I. Teile 
ebenfalls schon erwähnten interessanten Bestimmungen über die 
Bauverpflichtungen für die Kostheimer Kirche. Sie sind von um 
so größerer Wichtigkeit, als sich die Schöffen darin auf Landes- 
gewohnheiten berufen, die mit den Statuten des Landkapitels 
Castel von 1490 übereinstimmen. Es heißt darin: /tem fragt der 
sendtiherr den pfarherr und glückner uf sein eyde, ob ihnen ihr 
gepürlich compelentz geruiglichen gereicht werde, wie dieselben 
gesetzt und constiluirt sindt. Item fragt darnach die schöpfen 
bey ihrem eydi, ob auch der kirchen gezierde dem pfarherr, 
chor und altar, dazu der pfarherr wonunge gehalten werde, wie 
gewonheil ist. Item fragt auch, wer solches zu lun schuldig 
sey. Der schöpffe gibt antwort, dass diesz uf sie kommen und 
geweiset von einem uf den andern, dass der convent zum 
Altenmünsler solle halten in bau und besse- 
rung denchor, messgezierde,kaseln, kilche, 
alban, chorröcke und bücher, darzu ein pfar- 
herr milseiner compelenz, wievon.aller,ilem 
den glöckner mit 10 malter korn und fünf säck habern und sein 
chorrock, darzu einem pfarherr seinpfarhof zu 
stellenundzu bauen, wie sich das gepüret, und 
dieses von wegen der paslorei des zsehends zu 
Costheim®. 

Als nun im Jahre 1590 die Gemeinde Kostheim mit der For- 
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derung an das Altmünsterkloster herantrat, den Glockenturm zu 
bauen, lehnte dies die Aebtissin unter Hinweis auf das Weistum 
entschieden ab und drückte in einem Schreiben an den Kurfürsten 
von Mainz ihr Beiremden über diese Zumutung aus: sintemal 
ihnen nicht allein des kirchbaues allgemeiner landbrauch, craft 
desselben der zehendenherr das chor, die fabrica das corpus, 
die gemeinde aber den glockenthurm zu bauen schuldig zweifels- 
ohne bewusst‘. 

Wie über die Forderung der Gemeinde in diesem Falle ent- 
schieden worden ist, ergeben die Akten nicht. Von Wichtigkeit 
aber ist, daß hier das Bestehen einer Observanz in bezug auf die 
Baulasten für das 16. Jahrhundert klar ausgesprochen, und die 
Gültigkeit dieser Observanz auch für die inkorporierte Kirche 
in Kostheim in Anspruch genommen wird. In späterer Zeit sind 
nach ihr die Baulasten wirklich verteilt gewesen. Denn aus den 
Jahre 1676 liegt in dem Mainzer Kirchen- und Pfarrbuche die 
Nachricht vor, daß das Kloster Altenmünster das Pfarrhaus stellt, 
die Gemeinde es aber neben der Kirche in Bau und Besserung 
halten muß ?. Inwiefern hier die Gemeinde die Verpflichtung zur 
Unterhaltung hat, ist nicht recht klar; später erscheint völlig ob- 
servanzgemäß das Kloster auch zur Unterhaltung verpflichtet. Vom 
Chor wird auch 1676 berichtet, daß ihn das Kloster baut. 

In der Mitte des 18. Jahrhunderts war ein Kirchenneubau 
erforderlich; er wurde auf Kosten der Gemeinde ausgeführt, der 
1756—57 gestattet wurde, zur Aufbringung der Mittel ihre Schaf- 
weide auf 10 Jahre zu verpachten, während das Altmünsterkloster 
als Decimator den Chor samt der Sakristei baute. Es heißt darüber 
in den Aufzeichnungen eines Kostheimer Kirchenbuches: Anno 
1766 d. 8. Augusti haben wir die Erlaubnis von dem hochwür- 
digen Generalvikariat erhalten, die alle Kirche niederzureissen 
und eine neue aufzubauen, womit auch d. 9. Septembris ejusdem 


ı Haus- und Staatsarchivzu Darmstadt aaO. 
®? Kreisarchiv Würzburg, Mainzer Jurisdictionalbuch No. 33. 
Vgl. Amrhein, Kultusbaurecht S. 79. 


180 Abhandlungen. 


anni angefangen wurde. Die Gemeinde hal müssen navim eccle- 
siae, das jungfräuliche Kloster Altenmünster zu Mainz als Deci- 
malor universalis das Chor [bauen]: die Sakristei muss das 
Kloster Altenmünster auch bauen und unterhalten, wie auch die 
Sakristeilhür. Auch hat das Kloster den Altarstein am hohen 
Altar una cum sepulchro müssen bauen und anschaffen‘. Dem- 
entsprechend bekundet auch Schultheiß und Gericht der Gemeinde 
am 9. Juni 1804: dass es eine unfürdenkliche Observanz und 
Herkommen sei, dass der jedesmalige Decimuator universalis die 
Verbindlichkeit auf sich habe, 1. das Kirchenkor zu bauen und 
zu unlerhallen, 2. das Pfarrhaus samt den dazu gehörigen üko- 
nomischen Gebäuden ... zu bauen und zu unterhalten, wogegen 
der Herr Pfarrer jährlich 5 Gulden im Haus verwenden muss’. 


8. Schierstein. 


Schierstein gehörte zur Herrschaft Nassau-Wiesbaden und mit 
ihr zur Herrschaft Nassau-Idstein bezw. zum Fürstentum Nassau- 
Usingen. Der Ort kommt früh vor, doch wird seine Kirche zuerst 
1295 erwähnt. Sie wurde damals dem Kloster Bleidenstadt inkorpo- 
riert, wenigstens gab durch Urkunde vom 23. Februar dieses Jahres 
der zuständige Archidiakon von S. Peter seine Zustimmung zur 
Inkorporation, während die eigentliche Inkorporationsurkunde des 
Erzbischofs Gerhard von Mainz nicht erhalten ist®. Zur Pfarrei 
gehörte der Ort Frauenstein mit der Burg gleichen Namens, dem 
Sitz des Geschlechts der Marschälle von Frauenstein. Dieser Ort 
besaß ein altes Dorfweistum, das in einer Aufzeichnung des 15. Jahr- 
hunderts erhalten, möglicherweise aber schon älter ist. Darin 
wird auch der Leistungen an die Kirche in Schierstein gedacht, 
wie folgt: /tem Frauenstein ist von alten zyden der ritterschaft 
gewest, die darin gewonet haint und hayt geheissen Huwestein, 
und dieselbe rilterschaft die hait unser pfarkirch. 

ı Extractus inatriculae parrochialis ad S. Chilianum Costhemüi d. d. 
Junii 1804. Haus- u. Staatsarchiv Darmstadt,a.a. 0. 


? Haus- u. Staatsarchiv Darmstadt, V 6. Rheinhessen, Kostheim. 
3 Saue r, Cod. diplom. Nassoicus I No. 1192 S. 704. 
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helfen stiften und buwen zu Schirstlein. Des- 
halber so haint die von Schirstein und mir [d. h. wir] ein 
. pfarrer; und welich zyt und wanne elwas noit ist zu buwen in 
derselben pfarkirchen, so musen mir von Frlauenstein] den 
dritten pfenning geben darzu, wan die pfar sus! kein gelt hat, 
wie sie uns underrichtent'. 

Es ergibt sich daraus, daß die Baulast dieser vor 1295 in- 
korporierten Kirche vielleicht schon im 14., sicher aber schon im 
15. Jahrhundert primär der Kirchenfabrik oder bei deren Insuffi- 
cienz der Gemeinde oblag, wobei die eingepfarrte Gemeinde Frauen- 
stein !/; der Kosten zu tragen hatte. Es ist anzunehmen, daß 
diese Last sich nur auf das Langhaus. erstreckte, nicht auch auf 
den Chor, den ohne Zweifel auch damals schon das Kloster Bleiden- 
stadt zu unterhalten hatte, wie es später stets der Fall war. Insofern 
bietet Schierstein das älteste Beispiel für die Verteilung der Kirchen- 
baulasten nach der im Landkapitel Castel herrschenden Rechts- 
gewohnheit. Die Verteilung der Lasten war später, wie bemerkt, 
durchaus observanzmäßig. Zwar war die Kirche um die Mitte 
des 16. Jahrhunderts protestantisch geworden und damit aus dem 
Mainzer Diözesanverbande herausgerissen, so daß die Möglichkeit 
einer abweichenden Entwickelung gegeben sein konnte. Allein 
da Bleidenstadt das Zehntrecht behielt, trat eine Aenderung nicht 
ein. Im Jahre 1560 drang z. B. Graf Philipp von Nassau-Wies- 
baden auf die Reparatur des Pfarrhauses bei dem Kloster ?. Zu 
Anfang des 17. Jahrhunderts (1609, 1629) wurde es wiederholt 
für den Bau des Chors in Anspruch genommen ?. 1642 baute 
das Kloster das Pfarrhaus; 1658 wurden neue Anforderungen des- 
wegen an Bleidenstadt gestellt, denen das Stift auch nachkam. 
Das Verzeichnis der Kosten befindet sich noch bei den Akten. 


ı Grimm, Weistümer, IV 568. Nassovia, XII. (1911) S. 199, 

2? St.-Archiv Wiesba q en, V 7. Herrschaft Wiesbaden, Schierstein 
No. 62. 

°s St.-A. Wiesbaden, V.7”. Herrschaft Wiesbaden Gen. X, 1 und 
Schierstein 62. 

“* St.-A. Wiesbaden, Il5. Kl. Bleidenstadt, Akten IIb No. 36 u. L 1. 
Protokolle des Stifts, Vol. I S. 71. 75. 
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Auch in den folgenden Jahren bis 1703 kamen fortgesetzt Aus- 
gaben für das Pfarrhaus vor, wie die Posten in den Kloster- 
rechnungen beweisen, daneben auch solche für Ausbesserung des 
Chors, dagegen keine einzige für Ausbesserung des Langhauses!. 
Durch den Vertrag des Stifts mit dem Fürsten Georg August 
Samuel vom 31. Januar 1705, der schon bei Bierstadt und Kloppen- 
heim erwähnt wurde, ging auch die Verpflichtung zum Chor- und 
Pfarrhausbau bei der Schiersteiner Kirche an den Fürsten über, 
dessen Konsistorium durch das mehrerwähnte Reskript vom 14. Juli 
1718 sie auf die Kirchenkasse und die Gemeinde in Schierstein, 
sowie den Klarenthaler Klosterfonds abwälzte. Die Verpflichtung 
der Kirchengemeinde ist neuerdings bestritten worden und unter- 
hegt z. Z. richterlicher Entscheidung. 


9. Wallau. 


Wallau gehörte zur Herrschaft Eppstein und kam nach dem 
Aussterben der Herren von Eppstein und deren Erben, der Grafen 
von Stolberg, an die Landgrafen von Hessen. 

Das Patronat der Kirche war mit deren Einkünften an 
den Abt des Klosters Bleidenstadt gekommen, der die Kirche 
seinem Kapitel wegen dessen unerträglicher Dürftigkeit und Armut 
schenkte. Der Erzbischof Gerhard von Mainz genehmigte diese 
Schenkung durch Urkunde vom 29. April 1258 unter der Be- 
dingung, daß der von dem Kloster einzusetzende und zu präsen- 
tierende Vicarius perpetuus ein ausreichendes Einkommen erhielt ?. 
Die Inkorporation war eine minus plena, sie erstreckte sich nur 
auf die Temporalien, darunter insbesondere den Zehnten. Von 
der Festsetzung einer Porcio congrua ist nichts bekannt. 

Nachrichten über Baulasten sind zuerst aus dem Jahre 1592 
erhalten, nachdem die Kirche unter dem Einfluß der Landgrafen 
von Hessen zur Reformation übergegangen war. Das Stift Bleiden- 
stadt hatte bei diesem Uebergang sein Zehntrecht und die Kollatur 


ı St.-A. Wiesbaden, 115. Kl. Bleidenstadt Akten Ila 7 u. IIb No. 36. 
2 Sauer, Cod. diplom. Nass. I 674 S. 407. 
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der Kirche behalten, wenn auch diese letztere mehr Formsache 
war, da tatsächlich der Landgraf den Pfarrer ernannte. Das Saal- 
buch der Herrschaft Eppstein vom Jahre 1592, d.h. die amtliche 
Beschreibung der Herrschaft mit besonderer Berücksichtigung der 
landesherrlichen Rechte begründet die Belassung der Kollatur bei 
dem Stift mit den Worten: dann sie auch den pfarrhof und 
chorbau in der kirchen bishero in bau und besserung erhalten 
mussen‘. Aus den Protokollen des Stifts ergibt sich, daß dieses 
dauernd seinen Verpflichtungen nachgekommen ist, so 1677, 1682, 
1683, als es Bauten am Pfarrhaus und den dazu gehörigen Wirt- 
schaftsgebäuden aufführen ließ ?, und 1678—-1681, als die Kirche 
abgebrannt war, und das Stift den Chor aufbauen lassen mußte°. 
In letzterem Falle kam es zu Streitigkeiten zwischen der Gemeinde, 
die von der hessischen Regierung unterstützt wurde, und dem 
Stift über die Frage, ob auch der Chorbogen von letzterem zu 
bauen sei. Ebenso wurde die Beschaffung der Chorstühle von dem 
Stift als Appertinenz des Chors gefordert‘. Als um 1741 die 
Kirche des Orts zu klein geworden war, führte die Gemeinde den 
Bau aus, erbat aber zu diesem Zweck die Bewilligung einer Kol- 
lekte, denn, wie der Wallauer Pfarrer am 28. Februar 1741 be- 
richtet °: die aedificalio navis ecclesiae ..... incumbirel dem 
hiesigen kirchenkasten. Die völlig observanzmäßige Verteilung 
der Baulasten zeigen auch Berichte von 1786 und 1803. Erwähnt 
sei der letztere, in dem es heißt: indem nach der Observanz die 
Gemeinde den Thurm, das vormalige S. Ferrutien-Stift zu Bleiden- 
stadt, nunmehr gnädigste Herrschaft (d. h. der nassauische Fis- 


1 St.-Archiv Wiesbaden, XIII 2. Herrschaft Eppstein Gen. IlIc 
No. 4. 

2 St,-Archiv Wiesbaden, Il. Kl. Bleidenstadt, Akten Il, Proto- 
kolle Bd. I BI. 100. 

3 Ebenda Bl. 112. 117. 

* St.-Archiv Wiesbaden, XIII 2. Herrschaft Eppstein, Gen. Xd 2, 
No 7. 8 und II 5 Kl. Bleidenstadt, Akten I 1 Vol. 3 Bl. 1. 43. 358. 

5St.-Archiv Wiesbaden, XIII 2. Eppstein, Gen. Xd 2 No. 16. 
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kus) das Chor und den Pfarrhof, der Kirchenkasten aber die 
Kirche zu erbauen und zu repariren hat!. 


10. Wicker. 


Der Ort Wicker, ursprünglich zur Herrschaft Eppstein ge- 
hörig, gelangte 1581 an den Kurstaat Mainz mit dem diesem zu- 
fallenden Teile von Eppstein. 

Im Besitz des Kirchenpatronats waren anfänglich die Grafen 
von Diez. Graf Gerhard IV schenkte es dem Stift ın Diez und 
wünschte 1294, daß die Kirche dem Stift inkorporiert würde’; 
aber erst 1326 kam Erzbischof Matthias von Mainz dem Wunsche 
nach und inkorporierte sie ihm durch Urkunde vom 23. Juni 
dieses Jahres? Das Stift sollte einen Vicarius perpetuus ein- 
setzen mit der Verpflichtung, die übliehen kirchlichen Abgaben 
und Steuern zu zahlen, sollte ihm aber zu diesem Zweck, sowie 
zu einem anständigen Unterhalt ein ausreichendes Einkommen 
aussetzen. Alle darüber hinaus reichenden Einkünfte sollten dem 
Stift verbleiben. 

Die Verhältnisse der Kirche sind aus Mangel an Urkunden 
nicht klar. Im 17. Jahrhundert sind je zu !/; das Karthäuser- 
kloster und das S. Stephansstift in Mainz, zur Hälfte der Erz- 
bischof zehntberechtigt‘. Die ersteren bewilligten 1522 aus- 
nahmsweise einen Beitrag zum Kirchenbau®. 1668 wird berichtet, 
daß die Kirche aus Renten unterhalten wird, ein Pfarrhaus aber 
nicht vorhanden ist®. Dagegen liegt aus dem Jahre 1694 die 
Nachricht vor, daß die Zehntherren den Kirchenchor und das 


ıSt.-Archiv Wiesbaden, XIII 2. Eppstein, Gen. Xd 2 No. 30. 

2? Sauer, Cod. diplom. Nass. I 1175 S. 694. 

:Sauer a. a, O. I. 1824 (13 S. 186/137). 

* Kreisarchiv Würzburg, Mainzer Jurisdictionalbuch No. 34. 

5 Trkunde vom 24. Juli 1522 im St.-Archiv Wiesbaden, IX. Kur- 
mainz, 2. Amt Höchst. 

° Jurisdictionalbuch von Höchst und Hofheim im Kreisarchiv Würz- 
burg, Mainzer Regierungsakten L. 660 H. 2891. 
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Pfarrhaus zu bauen haben!. 1709 erhebt die Gemeinde Umlagen 
zum Bau einer Pfarrscheuer ?. 


b. Kirchen im Landkapitel Eschborn. 


11. Kriftel. 


Der Ort Kriftel bei Höchst gehörte zum Kurstaat Mainz. 

Die Kirche war ım 9. Jahrhundert, wie es scheint um 890, 
an das Kloster Fulda geschenkt worden. Das Patronat gelangte 
von diesem durch Schenkung vom 14. September 1389 pleno jure 
an das Mariengredenstift in Mainz, das also den Pfarrer einsetzte 
und die Einkünfte bezog. Durch Urkunde vom 12. Oktober 1446 
inkorporierte der päpstliche Legat Nikolaus von Cusa die Kirche 
dem Stift wegen dessen bedrängter Vermögenslage. "Sie sollte 
durch einen Vikar verwaltet werden, dem ein anständiger Unter- 
halt zu gewähren war, und der die der Kirche aufliegenden Steuern 
und Abgaben zahlte‘. Papst Nikolaus V. beauftragte 1448 den 
Mainzer Dompropst mit der Vornahme der Inkorporation, und 
ein Kardinallegat Johann bestätigte diese durch Urkunde vom 
20. November 1448°. Endlich vollzog sie der Mainzer Domde- 
chant Heinrich von Greiffenklau durch Urkunde vom 30. Novem- 
ber 1452 ®. Infolge von Streitigkeiten zwischen dem Stiftskapitel 
und dem Vikar wurde durch Urkunde vom 8. März 1482 die 
Poreio congrua dahin festgesetzt, daß der Vikar 5 Mansen Acker- 
land, 2 Wingerte, Wiesen, einige Geldzinsen, den kleinen Zehnten 
von Kälbern, Hühnern und Gänsen, sowie die Opfergaben, dazu 
neu ferner den dritten Teil des Weinzehntens, den ganzen Heu- 
zehnten, den Gemüse- und den Obstzehnten erhalten sollte, wovon 
er nicht nur die von der Kirche geforderten Abgaben und Steuern 

ı Zehntbeschreibung von 1694, Mainzer Jurisdictionalbuch No. 34. 

® Kreisarchiv Würzburg, Mainzer Regierungsakten L. 660 
H. 2891. | 
s Würdtwein, Dioec. Mogunt. II S. 66. 
* St.-Archiv Wiesbaden, IX. Kurmainz, 2. A. Höchst. 


5 St.-Archiv Wiesbaden. Ebenda. 
°sSt.-Archiv Wiesbaden. FEbenda. 
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entrichten, sondern auch das Fasselvieh der Gemeinde stellen, im 
Pfarrhaus eine Weinkelter für den Weinzehnten des Stifts unter- 
halten sollte, und sonstige Auflagen zu leisten hatte!. Da in einer 
Urkunde davon gesprochen wird, daß die Kirche pleno jure an 
das Stift gelangt ist, so ist incorporatio plena anzunehmen, ob- 
wohl aus der eigentlichen Inkorporationsurkunde der Grad nicht 
genau hervorgeht. 

Was man von den Baulasten erfährt, beweist, daß ıhre Ver- 
teilung völlig observanzmäßig geordnet war. Bei einer Feuers- 
brunst, die das ganze Dorf im Jahre 1671 schwer schädigte, war 
auch die Kirche in Mitleidenschaft gezogen worden. Es ist der 
Vertrag über die Verdingung der Zimmerarbeiten amı Chor er- 
halten, und er ergibt, daß der Chor vom Stift S. Mariae ad gradus 
gebaut wurde, während die Gemeinde das Langhaus wiederher- 
stellte, wobei allerdings nicht genau gesagt ist, ob die Gemeinde 
den Bau aus ihren oder aus Kirchenmitteln bestritt?®. Im Jahre 
1676 hatte die Mainzer Regierung den Bericht erhalten und ent- 
nahm daraus in das Kirchen- und Pfarrbuch die Angabe, daß die 
Kirche aus Kirchenrenten gebaut wird, der Turm aber von der 
Gemeinde?. Das Pfarrhaus wurde nach derselben Quelle und nach 
Akten aus dem Jahre 1785 vom Stifte erbaut, ohne daß die Ge- 
meinde irgendwelche Lasten, auch nicht die Frohnden, zu leisten 
hatte*. 


12. Münster (Münsterliederbach). 


Münster war kurmainzisch. Die Kirche schenkte Erzbischof 
Willegis (975—1011) an das Stift St. Stephan, doch mit der Be- 
stimmung, daß zwei Drittel des Zehntens und alle anderen Ein- 


ı Würdtwein, Dioec. Mog. II 77. 

®St.-Archiv Wiesbaden, IX. Kurmainz, S. Maria ad gradus 
No. 27. 

°Kreisarchiv Würzburg, Mainzer Jurisdietionalbuch No. 33 
Bl. 245/246. Vgl. Amrhein, Kultusbaurecht, S. 94/95. 

*St.-Archiv Wiesbaden, IX. Kurmainz, 2. Amt Höchst $ 2 
Tit. HI No. 1 Fasc. 8. 
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künfte dem Stift, das dritte dagegen dem Pfarrer zufallen sollte. 
Nachdem die Kirche eine Zeitlang dem Stift entzogen gewesen, 
hat sie ihm Erzbischof Arnold unter den früheren Bedingungen 
zurückgegeben!. An diesem Verhältnis ist später nichts geändert 
worden. Die Incorporatio minus plena ist nicht zu einer plena 
geworden, erstreckte sich also nur auf die Temporalien, und von 
diesen behielt der Pfarrer ein Drittel des Zehntens.. Aus diesem 
Grunde baute er zu Anfang des 16. Jahrhunderts das Pfarrhaus 
aus eigenen Mitteln. Noch ist ein Ausgabebuch des Pfarrers 
Konrad Hausmann vorhanden, in das dieser alle von ihm bestrit- 
tenen Ausgaben für Ausbesserungen eintrug. Ego Conradus 
Hausman dictus Kolb possessor parrochialis ecclesie in Monster 
recepi personalem possessionem ejusdem ecclesie in die s. mar- 
tiris Barbare anno 1520 et immedialte incepi reslaurare veleres 
sirucluras ac novas edificare elc., ul inferius palebit. Das Büch- 
lein führt, allerdings von späterer Hand, die Aufschrift: Münster- 
liederbacher parrochialis domus et horrei reparalionis expense 
facte per parrochum ab anno 1520 usque ad annum 1532 propter 
Lerliam parlem decimarum’. Für den Bau und die Un- 
terhaltung der Kirche scheint im 16. Jahrhundert ein eigener 
Fonds vorhanden gewesen zu sein, den die Kirchenbaumeister 
namens der Kirchenfabrik verwalteten; hierzu zahlte das Stift 
S. Stephan 4 Achtel Weizen und 20 Pfund Oel. Als es 1574 
die Zahlung einstellte und den Betrag anderswohin überwies, legte 
die Gemeinde Beschlag auf den Zehntwein und gab ihn erst wieder 
frei, nachdem sich das Stift zur Fortzahlung bereit erklärt hatte°. 
Auch im 17. Jahrhundert hat dieser Fonds noch bestanden, und 
die Kirchenfabrik mag auch damals aus ihm die Unterhaltung 
der Kirche bestritten haben. Hiermit stimmt die Angabe des 
Mainzer Kirchen- und Pfarrbuchs von 1676 überein, daß die Kirche 
aus Renten und Zinsen gebaut wird“. 


! Sauer, Cod. dipl. Nass. I 240 S. 176/177. 

? St.-Archiv Wiesbaden, IX. Kurmainz, Stift S. Stephan No. 18. 
3 St.-A. Wiesbaden, IX. Kurmainz, S. Stephan No. 19, 

* Vgl. Amrhein, Kultusbaurecht, S. 96. 
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Auch aus einem Protokoll des kurmainzischen Hofrats vom 
1. September 1792 ergibt sich, daß die Kirchenfabrik Mittel zum 
Kirchenbau besaß. Es heißt darin: Man wolle sonach solchen 
[Bauriß] samt den Ueberschlägen einem erzbischoflichen Gene- 
ralvikariat in der Absicht mitieilen, um solchen dem Stephans- 
stift zu Vernehmung dessen allenfallsigen, so viel den Kohr 
betrifft, etwa dabei habenden Erinnerungen vorlegen zu lassen. 
Uebrigens aber, gleichwie die Münsterer Kirchenfabrik wohl 
vermögend und imstande sei, die Kosten dieses Kirchenlanghauses 
und Thurmbaus ganz ohne Beschwernis bestreiten zu können, 
so sei es allem Recht und Herkommen gemäß, die dortigen 
k/urfürstlichen] Untertanen ausgenommen der Frohnden zum 
Turm und Langhaus mil sonstigen allen Beträgen zu verschonen‘. 
Lag also der Bau des Langhauses der Kirchenfabrik auf, so baute 
den Chor das Stephansstift als Decimator. Das Kirehen- und 
Pfarrbuch spricht davon nicht; aber schon ein Schreiben des 
Pfarrers von Münsterliederbach an den Dechanten des Stifts vom 
1. Mai 1683 weist darauf hin?, und als in den Jahren 1722 und 
1723 Schritte zu einem Kirchenbau unternommen wurden, erklärte 
sich das Stift durchaus zum Chorbau bereit?. Im Jahre 1792 
war eine Erweiterung der Kirche notwendig. Auch damals war 
das Stift bereit, die observanzmäßig ihm obliegende Last des 
Chorbaus zu tragen. Es machte aber unter Hinweis darauf, daß 
die Kirchenfabrik vermögend sei, und nach allgemeinem Rechte 
der Heilige, wenn er hinreichendes Vermögen besitzt, sich ent- 
weder ganz oder zum Teil zu bauen schuldig sei, Anspruch. auf 
den dritten Teil des aus der Kirchenkasse entnommenen Baugeldes. 
Hierin unterstützte das Mainzer Generalvikariat die Stiftsherren 
von S. Stephan gegen die Mainzer Regierung, die eine Entschä- 
digung der letzteren aus der Kirchenfabrik nicht anerkennen 


ı Kreisarchiv Würzburg, Mainzer Regierungsarchiv L. 642 
H. 2452. Ä 
?2 St.-Archiv Wiesbaden, Kurmainz S. Stephan No. 19. 
»St.-Archiv Wiesbaden. Ebenda. 
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wollte. Das Generalvikariat erkannte in seiner Sitzung vom 
2. Juni 1794 an: daß der Heilige [d. b. die Kirchenfabrik] nach 
den Gesetzen sowohl, uls bestehenden erzstiftischen Ob- 
servanz sich selbsien, wenn er das Vermögen hierzu habe, 
ohne Concurrens deren Decimatoren oder sonstigen Baupflich- 
tigen bauen müsse. Da aber die Fabrik höchstens 6000 Gulden 
zum Kirchenbau hergeben könne, als haben die beiden Gemein- 
heiten Münster und Kelkheim zum Langhaus- und Thurmbau hie- 
von 4500, sowie Collegiata S. Stephani 1500 Gulden zum Chor- 
und Sacristei-Bau zu verwenden, dagegen aber beide Bauschul- 
dige die annoch darüber erforderlichen Kosten aus eigenen 
Mitteln beizutragen, damit auf sothune Art der annoch erübrigende 
Fonds der Fabrik erhalten werde‘. Die Entscheidung wird man 
als eine zutreffende nicht anzuerkennen vermögen, da sie von einer 
falschen Auslegung der Observanz ausgeht. Denn nach dieser 
hätte dem Stift primär die Baulast am Chor obgelegen, und die 
Kirchenfabrik lediglich nur den Bau des Langhauses bestreiten 
dürfen, wie die Mainzer Regierung sehr mit Recht behauptete. 
Indessen auch sonst bemerkt man zuweilen eine etwas einseitige 
Stellungnahme des Generalvikariats zu Gunsten der Klöster. Im- 
merhin beweist der Fall aber, daß das Stephansstift zum Bau 
des Chors verpflichtet war, worauf es hier allein ankommt, und 
daß es dieser Verpflichtung auch nachgekommen ist. 

Ebenso unterhielt es, zum mindesten seit dem 17. Jahrhun- 
dert, auch das Pfarrhaus, trotzdem, wie wir sahen, einst ım An- 
fang des 16. Jahrhunderts der Pfarrer aus seinen Mitteln seine 
Dienstwohnung unterhielt. Schon das Pfarrbuch von 1676 ent- 
hält die Angabe, daß das Stift das Pfarrhaus baut”. Dasselbe 
bestätigt auch ein Bericht des Oberamts Höchst an die Mainzer 
Regierung vom 29. Januar 1785°. 


ı Kreisarchiv Würzburg, Mainzer Regierungsarchiv L. 642 
H. 2452. 

? Kreisarchiv Würzburg, Mainzer Jurisdictionalbuch No. 33, 
Bl. 246/47. Vgl. Amrhein, Kultusbaurecht S. 96. 

3St.-Archiv Wiesbaden, IX. Kurmainz, 2. Amt Höchst s 2 
Tit. II No. 1 Fasc. 8. 
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13. Nied. 

Die Kirche in dem zum kurmainzischen Amt Höchst ge- 
legenen Orte Nied, an dem im 15. und 16. Jahrhundert auch die 
Grafen von Hanau Anteil hatten, wurde mit ihren Filialen Gries- 
heim und Sossenheim dem Kapitel des S. Marienstifts zu den 
Greden in Mainz von dessen Propst geschenkt. Die Schenkung 
begründete allein das Rechtsverhältnis. Sie wurde vorm Erzbi- 
schof Siegfried von Mainz durch Urkunde vom 21. Februar 1218 
bestätigt!. Zu einer weiteren Inkorporation war später keine 
Veranlassung. Das Kapitel erhielt den Zehnten, und der Erz- 
bischof bestimmte in der Bestätigungsurkunde die Porcio congrua, 
die in der Dos, den Geschenken (oblationes), dem kleinen Zehnten 
von Griesheim und Sossenheim, dem dritten Teil des Zehntens 
des ausgegangenen Ortes Breidenloch und den besonderen Gaben 
bestand. 

Die Verhältnisse der Kirche waren im 16. und 17. Jahrhun- 
dert sehr eigentümliche, und ihre ruhige Entwiekelung dadurch 
unterbrochen, daß 1554 von Seiten Hanaus die Reformation ein- 
geführt wurde, die der Erzbischof und das Mariengredenstift be- 
kämpften. Die Kirche blieb schließlich als Ruine liegen, indem 
die Katholiken sich zur Kapelle ın Sossenheim hielten, während 
die Evangelischen von Bockenheim aus pastoriert wurden?. Im 
19. Jahrhundert wurde eine Simultankirche erbaut °. 

Was man von der Verpflichtung zu Bauten erfährt, spricht 
dafür, daß sie observanzmäßig geregelt war. 

Im Jahre 1615 schwebten Verhandlungen über einen Kirchbau. 
Das Kapitel des Stiftes schrieb darüber am 1. Juni 1615: Sinte- 
mal wir aus denen vor nunmehro ohnerdänklichen Jahren hero 
unsern gehaltenen Fabrice-Rechnungen und Protocollen, dem alten 
Herkommenwundüblichen Observans|[nach] anders 
nicht befinden, auch bis dahero jederzeit disfalls ohne einige 


ı Sauer, Cod. dipl. Nass. I 351, S. 250. 
? Amrhein, Kultusbaurecht S. 103. 
® Vgl. Benner, Die Kirche in Nied. Nassovia 1907, S. 232 £. 
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Contradietion und ferneres Zumuthen in Erbauung und Repa- 
rierung ermelter Pfarrkirchen daselbsten derogestall gehalten 
worden, als das wir dieserseils in craft der orisberechtigten 
ohngezweifelten Univeraldecimation und Collatur mehr nicht, 
als den Chor erheischender Notdurftnach, den 
ubrigen Kirchenbau aber die Gemeinde und Kir- 
chenmeisterin gewöhnlichen wesentlichen Bau 
erhalten und uf jeden Teils Kosten ohne einiges Zuthun des 
andern versehen worden". 


14. Oberliederbach. 


Oberliederbach gehörte territorial zur Herrschaft Eppstein, 
und zwar zu demjenigen Teile, der 1492 an die Landgrafen von 
Hessen kam. 

Die Kirche war an den Mainzer Dompropst gelangt und 
wurde durch Urkunde vom 11. November 1351 vom Dompropst 
Wilhelm dem Domkapitel übertragen und durch Urkunde vom 
16. Dezember 1351 vom Erzbischof Gerlach von Mainz diesem 
inkorporiert zusammen mit einer Anzahl anderer Kirchen cum om- 
nibus juribus et pertinentiis®. Dem Pfarrverweser sollte, wie 
. üblich, die Porcio congrua angewiesen werden. Durch die Inkor- 
poration gelangte das Domstift in den Besitz des Zehntens. Das 
Patronatsrecht behielt sich der Dompropst ausdrücklich vor. Als 
dann die Reformation durch Hessen eingeführt wurde, ging das 
Recht, den Pfarrer zu bestellen, auf den Landgrafen über. Denn 
aus dem amtlich veranlaßten Eppsteiner Saalbuch von 1592 er- 
fährt man, daß der Kirchensatz dem Fürsten von Hessen zusteht 
wiewol das hohe Dumbstift zu Mainz, dieweil sie den Zehnden 
daselbst haben, vor pastores absentes gehalten und den pfarr- 
hof zu bauen schuldig sein?. 

! St.-Archiv Wiesbaden, IX. Kurmainz, S. Maria ad gradus. No. 34. 

? Joannes, Rer. Mogunt. II. 2831; vgl. Sauer, Cod. dipl. Nass. 
No. 2625 und 2629. 


® Eppsteiner Saalbuch im St.-Archiv Wiesbaden, XIII 2. Herr 
schaft Eppstein, Gener. IlIlc No. 4 Bl. 14. 
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Die Verpflichtung zum Bau des Pfarrhauses spricht auch 
ein Bericht des hessischen Superintendenten zu Langenschwal- 
bach von 1632 aus: Pfarrhaus [zu Oberliederbach], so adge- 
brannt, ist berechtigt zu bauen das Domcapitul zu Mainz‘. Ein 
Pfarrhausbau wurde 1650 notwendig. Damals schrieb ein hes- 
sischer Beamter (?) an den Dechanten des Domkapitels auf die 
Klage des Pfarrers von Oberliederbach über die Schadhaftigkeit 
des Hauses: Dieweilen nun ... sowohl dies Bauung des Pfarr- 
hauses, als auch der Kirchen dem hochadligen Thumbstift zu 
Mainz raltione selbigen Zehndiens zusteht und gepüret, er, Pfar- 
rer, auch... länger also nicht ermangeln lassen kann, noch 
schuldig, so möge das Domkapitel disponieren, was zu geschehen 
habe. Das Domkapitel hielt sich 1651 in einem Schreiben vom 
1. August an den kurmainzischen Amtmann von Königstein zu 
Baulasten, wie folgt, verpflichtet: Demselben bleibt hiemit un- 
verhalten, wie daß eines hochwürdigen Domcapiluls Präsenz den 
Chor und Pfarrhof zue Liederbach zu bauen verbunden’. 

Demgemäß baute es 1680 die Pfarrscheuer und 1756 das 
Pfarrhaus®, und 1780 wird in einem Inventar über die zeitlichen 
Gebäude der Pfarrei Oberliederbach bemerkt: Das Pfurrhaus zu 
Oberliederbach wird von der Dompräsenz zu Mainz gebaut und 
unterhalten‘. Wenn 1650 der hessische Beamte bemerkt hatte, 
daß auch der Bau der Kirche dem Domstift obläge ratione sel- 
bigen Zehntens, so erkannte dieses in dem Schreiben vom 1. Au- 
gust 1651 diese Verpflichtung nicht an und hat auch, so weit 
wir sehen können, sie niemals erfüllt. Im Jahre 1655 war die 
Kirche niedergebrannt. Um die Mittel zum Wiederaufbau zu 
erhalten, kam die Gemeinde um die Erlaubnis zu einer Kollekte 
ein, und der hessische Amtmann schrieb an die Regierung zu 
Darmstadt: daß zwar das hoge Thumstift zu Mayntz das Chor 


1St.-Archiv Wiesbaden, XIII. 2 Herrschaft Eppstein, Gen. X 
No. 26, 5. ö 

®? Kr.-Archiv Würzburg, Mainzer Regierungsarchiv, L. 642 H. 2452. 
e 38St-A. Wiesbaden, XIII. 2 Eppstein, Gen. Xd No. 26, 9 u. 52. 

* St.-A. Wiesbaden, XII. 2 Eppstein, Gen. Xd No. 26, 62. 
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zu machen und zu erhalten schuldig, das ubrige aber erfordert 
allein, was die Einlage weiset, welches diesen Gemeinden ohne 
Beihilf .. .!. Eine Kollekte wurde bewilligt, und die dadurch 
nicht gedeckten Kosten aus dem Kirchenfonds bestritten. Hier- 
mit stimmt es überein, wenn der hessische Amtmann zu Wallau 
am 21. Juli 1712 an seine vorgesetzte Behörde berichtet, der 
Kirchenkasten (d. h. die Kirchenfabrik) habe die Konservation 
der Kirche zu Oberliederbach ?. 

Streitig war damals, wie vorher bereits 1684, nur die Frage, 
wer den Kirchengiebel zu bauen hatte, den man für einen neuen 
Bau hielt, zu dessen Herstellung der Amtmann die Gemeinden für 
verpflichtet hielt. 1757 schloß die Gemeinde Oberliederbach mit 
der als Filiale zu ihrer Kirche gehörigen Gemeinde Niederhofheim 
einen Vertrag wegen Verteilung der Kosten zum Kirchenbau, und 
in dem schon genannten Inventar über die geistlichen Gebäude 
der Pfarrei Oberliederbach von 1780 heißt es: Das Schiff der 
Kirche wird erbaut von den beiden Gemeinden Oberliederbach 
und Niederhofheim (ersteres ?];, letzteres ‘J;) Thurn, Chor und 
Sakrislei wird von der Dompräsenz zu Mainz gebaut und un- 
terhalten?. Wenn hier das Domkapitel als verpflichtet erscheint, 
auch den Kirchturm zu erbauen, so ist anzunehmen, daß der Turm, 
wie oft, auf dem Chor der Kirche stand. | 

Es ergibt sich also, daß das Domkapitel den Chor mit Turm 
und das Pfarrhaus, die Kirchenkasse aber bezw. die Gemeinde 
das Langhaus zu bauen verpflichtet war und demgemäß auch ge- 
baut hat. | 


15. Oberursel. 


Oberursel gehörte zu der seit 1582 dem Kurstaat Mainz ein- 
verleibten Herrschaft Königstein. 
Die Kirche war vom König Ludwig dem Deutschen der Sal- 


ı St.-A. Wiesbaden, XII. 2 Herrschaft Eppstein, Gen. Xd 26, 5. 
» Ebenda, Gen. Xd 26, 35. 
3 Ebenda, No. 26, 62. 
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vatorkapelle in Frankfurt a. M., dem späteren Bartholomäusstift, 
geschenkt. Die Schenkung wurde 880 durch König Ludwig. 882 
durch Karl den Dicken bestätigt!. 

Am 20. März 1297 schenkte der Propst des genannten Stifts 
das Patronat der Kirche mit allem Zubehör seinem Kapitel pleno 
jure in der Weise, daß letzteres alle Einkünfte genießen, das 
Pfarramt aber durch einen geeigneten Geistlichen verwalten lassen 
sollte, der aus den Einkünften der Pfarrei die Porcio congrua 
zu beziehen hatte?. Einige Wochen später inkorporierte Erzbi- 
schof Gerhard von Mainz durch Urkunde vom 29. April 1297 die 
Kirche mit allen ihren Einkünften, Zinsen, Zehnten und Ver- 
mächtnissen dem Stiftskapitel und bestimmte, daß dieses nach Er- 
ledigung der Pfarrei dem zuständigen Archidiakon einen Vikar 
präsentiere, dem aus den Kircheneinkünften eine Porcio congrua 
zum Unterhalt und zur Entrichtung der hergebrachten Steuern und 
Abgaben an den Bischof zugewiesen werden sollte. Daß die In- 
korporation pleno jure erfolgte, unterläßt der Erzbischof zu be- 
merken. Sie erstreckte sich nur auf die Temporalien und gewährte 
nur das Recht, einen Geistlichen dem Archidiakon zu präsen- 
tieren. Nachdem dann im Jahre 1315 der bisherige Pfarrer (rec- 
tor) auf die Oberurseler Kirche Verzicht geleistet hatte, machte 
das Stift von dem Rechte Gebrauch und präsentierte in seinem 
Namen den seitherigen Vikar?. Inwieweit die 1297 rechtlich er- 
folgte und 1315 praktisch gewordene Inkorporation sofort auf 
das Kirchenvermögen eingewirkt hat, läßt sich nicht feststellen. 
Keineswegs aber hat sie, sei es den Bestand oder die Bildung 
eines Pfarrvermögens zu beseitigen vermocht. Schon 1319 gab das 
Kloster seine Zustimmung, daß die Einkünfte einer Meßstiftung 
in der zur Pfarrei gehörigen Burgkapelle in Bommersheim ledig- 
lich dem Vikar zufallen sollten‘, und 1351 besaß die Pfarrei 


ı Böhmer-Lau, Urkundenbuch der Reichsstadt Frankfurt 1. 7. 8, 
S.3 u 4 

2? Böhmer-Lau, a. a. O. I, 709 S. 353. 
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Oberursel ein sehr erhebliches Einkommen an jährlichen Frucht- 
gefällen und Geldzinsen, die teilweise aus Legaten stammten, dazu 
verschiedene Ländereien!. Unter den Geldzinsen werden aufge- 
führt 1!/; Mark Denare, die das Bartholomäusstift racione incor- 
porationis ecclesie in Ursule zahlte. Mehrfach wird der Zins von 
den Aeckern der Dos genannt, also Grundbesitz der Kirche, dessen 
Ertrag dem Vikar zustand. Auch eine Kirchenfabrik mit selb- 
ständigem Vermögen ist 1351 in Oberursel vorhanden, wie eine 
Stelle des Verzeichnisses der Einkünfte der Vikarie (Pfarrei) be- 
weist: /tem 1 octale siliginis primo anno, secundo anno unum 
oclale havene, tercio anno nichil plebano et fabrice simul 
rille Ursele predicte de agris Hartmudi dicti Rode sitis in ler- 
minis Caldebach jam nolatis?. Es ıst also keine Rede davon, 
daß die Inkorporation in Wirklichkeit die Existenz eines Kirchen- 
vermögens und die Fähigkeit der Kirche, Vermögen zu erwerben, 
ausgeschlossen hat. 

Ueber die Baulasten verlautet in älterer Zeit nichts. Aber 
1606 sorgte das Stift für einen Pfarrhof ?, und 1625 baute es den- 
selben‘. Im Jahre 1645 wurde das Haus mit der Kirche von den 
Franzosen eingeäschert; man mußte daher zum Wiederaufbau der 
letzteren schreiten®. Die Gemeinde behauptete, keine Mittel zu 
besitzen, erbat sich also dıe Erlaubnis, eine Wiese zu verkaufen; 
auch an den Verkauf der schönen Glocken der alten Kirche wurde 
gedacht. Endlich stand der Gemeinde ein Kapital von 2000 Gul- 
den aus Mitteln des Hospitals zur Verfügung, aus dem der Kir- 
chenbau tatsächlich bestritten wurde, doch zu keiner Konsequenz 
zu ziehen, wie das Pfarr- und Kirchenbuch des Erzstifts bemerkt ®, 
d. h. daß der Hospitalfonds nicht auch in Zukunft die Last zu 


ı Würdtwein, Dioec. Mog. II, 49. 

® Ebenda. 

®Stadtarchiv Frankfurt. Bartholomäusstift No. 4243. 

* Rechnung von 1627, ebenda No. 4244. 
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Sehr auffallend und wohl nur auf unsicherer Information be- 
ruhend ist ein Schreiben des Kaplans Adam Freyspach von Ober- 
ursel, der 1647 an den Erzbischof Johann Philipp von Mainz bei 
Ueberreichung des Antrags der Gemeinde auf Verkauf der Wiesen 
schreibt: Wan aber nach Anleiten der geistlichen Rechten und 
üblichen Observanz an den Orten, da sonsten absonderliche Pacla 
nit furhanden, der Kirchenbau nachvolgender maszen widerumb 
reparirt und angestellt soll werden, dass den Chor der Pfarr- 
herr, das lange Kirchengebäu die Decimatores, die Sakristei Fa- 
brica ecclesiae und den Kirchthurm sampt Glocken die Parrochiani 
schuldig sein, in wesentlichen Bau zu stellen, an denen Orten 
auch, da die Decimatores die Pfarrbestellung üblichen mit her- 
bracht, zugleich den Chor mit dem langen Gebäu reparieren und 
stellen müssen, so folge hieraus, daß der Erlös aus den Wie- 
sen zur Sakristei verwendet werden müsse!. Es liegt hier eine 
Erinnerung an die in anderen, insbesondere den linksrheinischen 
Landkapiteln der Mainzer Erzdiözese herrschend gewesene und 
bei manchen Kirchen dort auch damals noch bestehende Rechts- 
gewohnheit vor, von der der Kaplan Kenntnis haben mochte ?. 

Daß diese in dem Landkapitel, in dem die Oberurseler Kirche 
lag, niemals bestanden hatte, wird diesem Geistlichen, der mög- 
licherweise aus einem überrheinischen Landkapitel stammte und 
jene Rechtsgewohnheit von dorther kannte, unbekannt geblieben 
sein. Was wir im besonderen von den Kirchenbauverhältnissen 
der Oberurseler Kirche wissen, beweist, daß sie weder jemals hier 
bestanden, noch jemals in Anspruch genommen worden ist. 

Was den Chor anbelangt, so schrieb am 27. Oktober 1683 
der Erzbischof Anselm Franz von Mainz an das Bartholomäus- 
stift, als geklagt wurde, daß Paramente fehlten, die in der Zeit 
der französischen Kriege, als die Kirche eingeäschert wurde, mit- 
verbrannt seien, die Pfarrkirche könne keine Paramente anschaffen, 


ı!Kr.-Archiv Würzburg, Mainzer Regierungsarchiv, L. 649 
H. 2627 c. 
2 Vgl. oben S. 27—34. 
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die Bürgerschaft könne es ebensowenig; den Stiftsherren 
stehe die Reparation des Chores zu; sie hätten aber 
bisher nichts dazu beigetragen. Da ihre Schuldigkeit gewesen 
wäre, den Chor aus ihren Mitteln zu bauen, sie aber nichts ge- 
leistet, so sollten sie die Paramente anschaffen!. Es ergibt sich 
also, daß das Stift wohl die Verpflichtung hatte, den Chor zu 
bauen, ihr aber bei dem Bau der Kirche 1647 nicht nachgekom- 
men ist; dagegen hat es das Pfarrhaus, soweit wir sehen, stets 
unterhalten, während das Langhaus 1647 von der Gemeinde er- 
baut worden ist, ausnahmsweise mit Zuhilfenahme der Mittel, die 
ihr der Hospitalfonds bot. 


16. Praunheim. 


Der Ort Praunheim war Gemeinschaft zwischen den Land- 
grafen von Hessen und den Grafen von Solms-Rödelheim. 

Die Kirche hatte Erzbischof Adelbert von Mainz von Gott- 
fried von Bruch gekauft und 1132 dem Domkapitel geschenkt mit 
ihrer Dos (investitura) und den Zehnten der zu ihrem Pfarrbe- 
zirk gehörigen Dörfer?”. Die Schenkung scheint aber in Verges- 
senheit geraten zu sein, oder sie kam aus sonstigen Gründen dem 
Domkapitel abhanden. Da sie noch zu Anfang des 14. Jahrhun- 
derts auf Reichsgut lag, so schenkte sie König Ludwig 1318 
pleno jure dem 8. Leonhardsstift in Frankfurt a. M. mit dem 
Wunsche, daß sie diesem inkorporiert würde. Zur Inkorporation 
kam es indessen nicht sogleich, da das Domstift nunmehr seine 
Ansprüche wieder geltend machte. Erst als diese Streitigkeiten 
beigelegt waren, wurde sie durch Urkunde vom 18. Juni 1336 
vom Erzbischof Balduin von Trier als Verweser des Mainzer Erz- 
bistums vorgenommen. Das Stift erhielt das Recht, die Pfarrstelle 
durch einen Vicarius perpetuus zu besetzen, hatte aber dessen Per- 
son dem zuständigen Archidiakon zu präsentieren. Der Erzbischof 

ı Stadtarchiv Frankfurt, Bartholomäusstift No. 4266. 
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bestimmte die Porcio congrua, die aus 5 mansi pflugbaren Ackers, 
aus der Dos, 9 Morgen Wiesen, 2 Pfund Heller Zins, 12 Gänsen, 
10 Hühnern, dem kleinen Zehnten von Praunheim, sowie den der 
Kirche schon gemachten und etwa später noch zu machenden Ge- 
schenken, Beerdigungsgeldern und Legaten bestehen sollte!. 

Das Pfarrhaus baute ständig das S. Leonhardsstift, wie die 
im Archiv des Stifts heute noch vorhandenen Baurechnungen von 
1586, 1722—1725 und 1739 beweisen ?. 

Der Bau der Kirche wurde aus Kirchenmitteln bestritten. 
Vom Chor behauptete das Stift, daß er von der Familie von Praun- 
heim gebaut und unterhalten worden sei; doch ist dies eine An- 
gabe, die nicht kontrolliert werden konnte, und an der jedenfalls 
so viel richtig sein mag, daß das Stift niemals Ausgaben dafür 
gemacht hat. Im Juli 1748 brannte die Praunheimer Kirche in- 
folge der Fahrlässigkeit eines darin arbeitenden Schreiners nieder. 
Nunmehr verlangten die Gemeinde und das fürstlich Hanausche 
Konsistorium, daß das Stift den Wiederaufbau der ganzen Kirche 
auf seine Kosten vornehme, da die Kirchenfabrik die Mittel hierzu 
nicht besitze, und die Kircheneinkünfte, insbesondere die Zehnten, 
an das Stift gelangt seien, dieses aber nach den Bestimmungen 
des Tridentiner Konzils zum Bau verpflichtet sei. Allein die 
Stiftsherren weigerten sich, der für sie unerhörten Forderung nach- 
zukommen. Sie meinten, es habe die Gewohnheit und Observanz 
über die Baupflicht zu entscheiden, und nie habe das Stifts- 
kapitel auch nur einen Heller zum Kirchenbau gezahlt, nicht ein- 
mal zur Unterhaltung des Chors, wozu jedoch nur allein der 
Decimator nach notorisch hergebrachter Observantz hiesiger Lan- 
den in subsidium gerufen werden mag. Sie hielten den Deci- 
mator also nur subsidiär zum Chorbau verpflichtet, bestritten die 
Mittellosigkeit der Kirchenfabrik und betonten schließlich auch 
noch, daß die dem Stift durch die kaiserliche Schenkung von 1318 
zugefallenen Zehnten keine geistlichen, sondern Laienzehnten seien, 
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auf denen Baulasten nicht ruhen sollten. 

Da indessen die Gemeinschaftsherren und das Hanauer Kon- 
sistorium die Forderung der Gemeinde lebhaft unterstützten, so 
bequemte sich das Stift zunächst zu dem Zugeständnis des Chor- 
baus. Die Gemeinde aber bestand auf der Forderung des Baus 
der ganzen Kirche durch das Stift und begann 1752 damit, die 
Zehnten einzubehalten. Lebhaft klagten die Stiftsherren über 
diese Beeinträchtigung ihrer Rechte; sie schienen sogar bereit, 
den Streit gerichtlich entscheiden zu lassen. Indessen kam Ende 
1755 ein Vergleich dahin zustande, daß das Stift unter gewissen 
Bedingungen hinsichtlich der von der Gemeinde beschlagnahmten 
Zehnten zum Kirchenbau ein Kapital von 3000 Gulden zahlte, 
während die übrigen Baukosten anderweitig aufgebracht wurden. 
Eine Regelung der Baupflicht wurde durch den Vergleich nicht 
herbeigeführt!. Nach der Aufhebung des Stifts gingen die Zehn- 
ten an die Stadt Frankfurt über, mit ihnen das Patronatsrecht 
und die Bauverpflichtung für das Pfarrhaus ?. 


17. Schloßborn. 


Schloßborn gehörte zur Herrschaft Eppstein und wurde nach 
dem Aussterben der Herren von Eppstein und ihrer Erben, der 
Grafen von Stolberg, kurmainzisch. 

Die Kirche war sehr früh, im 10. Jahrhundert, vom Erzbischof 
Willegis (975—1011) erbaut und dem Mainzer Stephansstift ge- 
schenkt. Anfänglich ein Holzbau, wurde sie im 11. Jahrhundert 
in Stein gebaut, und ihr Besitz mit dem Zehnten in dem sehr 
großen Pfarrbezirk dem Stift vom Erzbischof Bardo 1043 von 
neuem bestätigt®. Ueber ihre Entwickelung konnte nicht viel er- 
mittelt werden. Durch die Erhebung von Kapellen, z. B. der von 
Öberjosbach zu einer Pfarrkirche im Jahre 1196, wurde der Pfarr- 
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bezirk verkleinert!. Unter dem Einfluß des Grafen von Stolberg 
wurde die Kirche protestantisch, allein Erzbischof Johann Schweick- 
hard führte sie zum Katholizismus zurück. Ob durch diese Ver- 
änderung, oder wie sonst es gekommen, daß auch die Zehntherr- 
schaft sich änderte, ist nicht bekannt. Jedenfalls war im 17. Jahr- 
hundert, und zwar bereits 1619, der Erzbischof zu ?/s, der Pfarrer 
zu !/s am Zehnten beteiligt. 

Was die Baulast anbelangt, so unterhielt das Pfarrhaus der 
Kurfürst. Ueber die Kirche lauten die Angaben verschieden. 
Einerseits wird berichtet, daß die Kirche aus ihren eigenen Ein- 
nahmen unterhalten wird (1676)? Im Jahre 1712 baute aber der 
Erzbischof aus seinen eigenen Mitteln eine neue Kirche. 

Für die Frage der Kultusbaulasten bei inkorporierten Kirchen 
lassen sich aus den Verhältnissen dieser Kirche keine Schlußfol- 
gerungen ziehen. 


B. Kirchen im Archidiakonat S. Mauritii 
(Landkapitel Rheingau). 


18. Eltville. 


Die Stadt Eltville, der Hauptort des Rheingaus, gehörte terri- 
torial zum Kurstaat Mainz. 

Die Kirche ist die älteste des oberen Teils vom Rheingau, 
der in seiner ganzen Ausdehnung ihren Pfarrbezirk ausmachte. 
Erst allmählich entstanden in den einzelnen eingepfarrten Orten 
Kapellen, die dann im Lauf der Zeit zu selbständigen Pfarreien 
wurden. 

Die Eltviller Kirche kommt schon im 10. Jahrhundert vor, 
ist aber sicher viel älter. Bei der Stiftung des S. Petersstifts in 
Mainz wurde sie diesem durch den Erzbischof Friedrich (937—954) 
zur Ausstattung samt den Dörfern Walluf (Ober- und Nieder- 
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walluf), Steinheim, Kiedrich, Erbach und Hattenheim überwiesen 
mit der Bestimmung, daß dem Stift alle Frucht- und Viehzehn- 
ten zustehen sollten. Der Erzbischof überließ dem Stiftspropst 
auch die Ausstattung der Kirche (die Dos) und das Patronatsrecht 
dergestalt, daß er einen Priester nach seinem Belieben einsetzen 
sollte, dem zu seinem Unterhalt der Zehnten in Hattenheim zuge- 
wiesen wurde. Die Schenkung des Erzbischofs Friedrich wurde 
1069 durch Erzbischof Siegfried I. bestätigt‘. Sie war eine in- 
corporatio pleno jure. Im 12. Jahrhundert wurde die Kirche dem 
Stift durch das inzwischen gegründete Kloster Tiefenthal streitig 
gemacht, jedoch Erzbischof Konrad I. sprach ersterem den Besitz 
in dem vom Erzbischof Friedrich gewährten Umfange durch Ur- 
kunde vom 17. November 1183 zu ?, und als bald darauf, im Jahre 
1196, zwischen dem Propst von S. Peter und seinem Stiftskapitel 
ein Streit wegen des Besitzes der Kirche ausbrach, wußte Erz- 
bischof Conrad ersteren zu bewegen, seinerseits darauf zu ver- 
zichten und das Eigentum dem Kapitel zu überlassen ®. Die Porcio 
congrua wurde nach einem Streit zwischen dem Pfarrer und dem 
Kapitel durch Urkunde vom 18. April 1363 dahin abgeändert, 
daß der Pfarrer 60 Malter Korn aus dem Zehnten von Hatten- 
heim, ferner 2 Fuder hunnischen, 1 Fuder Franzwein und eın 
Drittel vom kleinen Zehnten im Zehntbezirk der Eltviller Kirche 
erhalten und das Pfarrgut in der Eltviller Gemarkung genießen 
sollte. Eine noch engere Verbindung zwischen dem Stift und 
der Kirche wurde 1438 dadurch geschaffen, daß der Pfarrer von 
Eltville Stiftsherr von S. Peter mit dem vollen Einkommen eines 
solchen sein sollte, was dann unter Papst Sixtus IV. (1471—1484) 
wieder dahin ergänzt wurde, daß das Stift bezw. der Pfarrer das 
Pfarramt auch durch einen nach seinem Belieben absetzbaren Priester 

! Sauer, Cod. dipl. Nass. I 127 S. 68/69. 
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verwalten lassen durfte!. Wenig ist in den Akten über Bauten 
an der Kirche erhalten; was sıch aber erhalten hat, beweist, daß 
die Bauverpflichtung bei dieser pleno jure inkorporierten Kirche 
durchaus nach der allgemeinen Rechtsgewohnheit, und nicht nach 
der Gewohnheit des Stuhles zu Oestrich, d. h. der früher im Land- 
kapitel Rheingau herrschenden Gewohnheit geregelt war ?. 

Ein „Registrum receptorum et expositorum ad structuram 
edifieii parrochialis in Eltvil ex commissione dominorum de capi- 
tulo S. Petri Moguntini per me Henricum Albach canonicum de 
anno 1570 inceptum“ beweist, daß das Pfarrhaus vom Stift unter- 
halten wurde *. Dasselbe bestätigt das Jurisdictionalbuch des Rhein- 
gaus von 1671: Pfarrhaus wird vom Stift S. Petri gebaut, Pfarr- 
herr darf nicht mehr als nur 5 Gulden verbauen*, sowie das 
Mainzer Kirchen- und Pfarrbuch von 1676, das allerdings nur die 
Angaben des ersteren wiederholt ®. Eine Ausbesserung des Pfarr- 
hauses kam z. B. 1710 vor und wurde vom Stift ausgeführt ®. 
Wie das Pfarrhaus baute das Stift auch den Chor, wie die eben 
erwähnten Jurisdietionalbücher zeigen, von denen das des Rhein- 
gaus bemerkt: Das Chor soll das Stift S. Peter gleich an 
anderen Orten erhalten. 

Allerdings bezweifelte der Dechant des Stiftes Thelemann in 
seinem „Compendium“ der Rechte und Pflichten seines Stifts jeg- 
liche Bauverpflichtung, aber nur deshalb, weil er in den Stifts- 
protokollen von 1467 an keine Nachrichten über beschlossene 
Bauten des Chores fand. Er bemerkt nämlich in dem Abschnitt 
De restauratione ecclesie sive chori: Hucusque neque ad restau- 
rationem neque ad reedificationem chori concurrisse capiltulum 
testanlur prolocolla de anno 1467 usque in hunc diem neque 
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ullam syllabum alicujus restauralionis a capilulo factae in do- 
cumentlis nostris inveni!. Allein eine andere Hand bemerkt dazu: 
Ego lamen judico, capiltulum obligatum esse, quia est ecclesia 
malriz. Und tatsächlich ist im 18. Jahrhundert das Stift seinen Ver- 
pflichtungen in Bezug auf den Chor auch nachgekommen. Denn 
als 1753 die Kirche in Chor und Langhaus ausgebessert werden 
sollte, wandten sich Pfarrer und Schultheiß an das Kapitel des 
Stifts mit der Bitte, es möge als Decimator den Chorbau aus- 
führen lassen. Dieses scheint eine Verpflichtung nicht ohne wei- 
teres zugegeben zu haben; es wollte sich nur herbeilassen, einen 
Beitrag zu zahlen, also eine freiwillige Leistung zu übernehmen, 
wenn die Gemeinde ihm einen Revers de non praejudicando aus- 
stellte?. Vielleicht daß die Thelemannschen Feststellungen in dem 
Compendium von 1744 auf seine Entschlüsse eingewirkt haben. 
Allein später hat es die Reparaturen am Chor regelmäßig auf 
seine Kosten ausführen lassen, so z. B. 1773 und 1782°. Insofern 
ist die Kirche in Eltville ein sehr bezeichnendes Beispiel für die 
Rechtsverbindlichkeit der Observanz; denn obwohl das Stift über 
Bauten für die Kirche in seinen Protokollen nichts fand und in- 
folgedessen seine Verpflichtung bestritt, ist es ihr doch nachge- . 
kommen, weil sich die Ueberzeugung gebildet hatte, daß der De- 
cimator den Chorbau zu bestreiten hatte. 

Was endlich das Langhaus, sowie Turm und Glocken anbe- 
langt, so bemerken die Jurisdictionalbücher: Aörchendau wird von 
den Zinsen, die jährlich 100 Gulden betragen, bestritten... . 
Turm und Glocken muss der Rat conserviren und versehen lassen. 

Es ergibt sich also, daß in Eltville die Baulasten durchaus 
observanzmäßig verteilt gewesen sind. 

19. Erbach. 

Erbach, im kurmainzischen Rheingau gelegen, war eine Filiale 

!Thelemann, Compendium Bl. 91. H. u. St.-Archiv Darm- 
stadt, Mainzer Stifter, S. Peter. 
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der Mutterkirche Eltville, der der Ort schon durch die Urkunde 
des Erzbischofs Friedrich (937—954) zugewiesen wurde. 
Zehntherr war das S. Petersstift. Eine Kapelle bestand wohl 
schon im 10. Jahrhundert‘. Wann sie zur selbständigen Pfarr- 
kirche erhoben wurde, ist ungewiß, vielleicht um die Mitte des 
13. Jahrhunderts”. Das Patronat hatte das S. Petersstift, später 
der Erzbischof von Mainz. Eine Inkorporation hat nicht statt- 
gefunden, da die Kirche eine Filiale der inkorporierten Eltviller 
Kirche war. Obwohl also streng genommen die Entwickelung der 
Baulasten bei dieser Kirche hier nieht zu verfolgen wäre, ist es 
doch von Interesse, sie kennen zu lernen, weil die Rechtsverbind- 
lichkeit der Mainzer Observanz grade auch hier klar zutage tritt. 
Im Jahre 1564 veranlaßte das Stift die Testamentsvollstreeker 
‚eines verstorbenen Pfarrers, das Pfarrhaus herzustellen. Es scheint 
also schon damals eine Verpflichtung zum Bau und zur Unter- 
haltung desselben nicht anerkannt zu haben, mag aber deswegen 
doch öfters angegangen worden sein und entschloß sich darum 
durch einen Vertrag mit der Gemeinde vom 7. Juli 1589 zu einem 
freiwilligen Beitrage, ohne daß ihm dadurch ein Präjudiz für später 
geschaffen werden sollte. Dem Pfarrer wurde die Verpflichtung 
zur Unterhaltung auferlegt. Zugleich wurde ihm ein Dienstein- 
kommen von 2 Fuder Wein, 12 Malter Korn und 5 Gulden bar 
angewiesen®. Infolge des Vertrages lehnte das Stift die Repara- 
turen des Pfarrhauses in den Jahren 1601 und 1615 ab; auch 
die Gemeinde hielt sich 1615 dazu nicht für verpflichtet. Wenn 
gleichwohl das amtliche Rheingauer Jurisdietionalbuch von 1671, 
dessen Angaben auf den Mitteilungen der Ortsbehörden beruhen, 
die Bemerkung enthält: Pfarrhaus baut als Decimator univer- 
salis Stift St. Petri, so hat doch das Stift in einem Schriftstück 
vom 4. Februar 1671 bestimmt erklärt unter Hinweis auf den 
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Domkapitel in Mainz geschenkt, um die Einkünfte der Domherren 
zu bessern und ihrer Armut zu steuern (sedula enim meditatione 
fraclavimus, quali modo benigne consulendo defectum ipsorum 
susienlaremus el penuriam stipendiorum ... . relevare non omilte- 
remus) ‘. Der von dem Kapitel zur Besorgung der Pfarrei gewählte 
Priester sollte ein zureichendes Auskommen aus den Kirchenein- 
künften erhalten; er sollte vom Domdechant in sein Amt einge- 
wiesen und vom zuständigen Archidiakon die Seelsorge empfangen. 
Alle über seine Congrua hinaus eingehenden Einkünfte fielen dem 
Kapitel zu. Die Inkorporation war eine minus plena. 

Als im Jahre 1510 ein Neubau der Kirche erforderlich war, 
verlangte die Gemeinde vom Domkapitel als Pastor den Bau des 
Chors und als Zehntherr den Bau des Langhauses. Sie stützte 
sich für diese Forderung auf ein Weistum des Stuhles zu Oestrich, 
d. h. auf ein altes Sendweistum des Landkapitels Rheingau, des- 
sen Sitz (Stuhl = sedes) Oestrich war. Das Weistum ist leider 
verloren und trotz aller Nachforsehungen bis jetzt nicht zu er- 
mitteln gewesen. Aber das Vorhandensein dieser Rechtsgewohn- 
heit ist um so sicherer, die Behauptung der Gemeinde also um so 
glaubhafter, als sie, wie wir sahen, in anderen Landkapiteln vor- 
handen war ?. 

Sehr zu bedauern ıst, daß sich auch über Bauten bei inkor- 
porierten Kirchen des Rheingaus keine ausführlicheren Nachrich- 
ten erhalten haben, da sich aus ihnen die Verteilung der Bau- 
lasten nach den Bestimmungen des Oestricher Weistums ergeben 
müßte. 

Das Mainzer Domkapitel war nicht willens, seiner weistums- 
mäßigen Verpflichtung nachzukommen. Wir kennen leider die 
Gründe nicht, die es geltend machte, um sich ihr zu entziehen, 
sondern wissen nur, daß es behauptete, zu dem Bau in dem ge- 
forderten Umfange nicht schuldig zu sein, und daß es dies nach- 
wies. Vielleicht hat es sich auf die anderweitig, z. B. im be- 


! Sauer, C. dipl. Nass. 1. 219 S. 156. . 
2 5. oben 8. 27—34. 


Wagner, Die Kirchenbaulasten für inkorporierte Kirchen etc. 205 


Vertrag von 1589: Capitulum ad eam |d. bh. Reparation des 
Pfarrhauses] non obligari, sed er proventibus parrochialibus ... 
eam reparandam esse; hic si quid ex fabrica libeat solvere |[d. 
h. aus der Fabrik des Stifts], ez gratia, non ex debito et absque 
ulla consequentia !. 

Trotzdem unterlag das Stift mit dieser Ansicht in einem Pro- 
ceß vor dem Generalvikariat ın Mainz ım Jahre 1708, als der 
Neubau eines Pfarrhauses in Frage stand. Es appellierte des- 
wegen an die römische Kurie. Ehe aber ein endgültiges Urteil 
erfolgte, wurde der Streit durch einen Vergleich. beendet, durch 
den das Stift den Bau übernahm *. Auch hinsichtlich des Chor- 
baus lehnte das Stift eine Verpflichtung 1721 ab, als die Gemeinde 
die Kirche vergrößern und deswegen auch den im Wege stehen- 
den alten Chor abbrechen wollte. Letztere berief sich darauf, 
daß das Stift Decimator generalis sei, so nach dem allgemeinen 
christlichen Tridentinischen Concilio schuldig, das Chor sogleich 
baue und anhängen mögle. Das Stift machte Ausflüchte, bestritt 
die Notwendigkeit des Baus und meinte, die Gemeinde wollte nur 
ihres Wohlgefallens wegen den alten Chor niederreißen und einen 
neuen bauen. Es brauche die Kosten dafür nicht zu tragen, auch 
wenn es rechtlich dazu verpflichtet wäre, was es nicht sei. End- 
lich erging am 10. Juli 1724 ein Urteil des Generalvikariats in 
Mainz, das das Stift allerdings zum Bau des Chores zwang’. 
Wohl auf Grund dieser Vorgänge bemerkt darum der Dechant 
des Stifts in seinem Compendium: Capitulum qua decimator 
universalis obligatur ad ezstructionem el conservationem chori 
ei curiae parrochialis. | 


20. Geisenheim. 


Geisenheim lag im kurmainzischen Vicedomamt Rheingau. 
Die Kirche wurde vom Erzbischof Heinrich I. im Jahre 1146 dem 
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nachbarten Landkapitel Castel, eingeführte Rechtsgewohnheit be- 
rufen. Jedenfalls kam zwischen Domkapitel und Gemeinde ein 
Vergleich auf dieser Grundlage zustande. Das Domkapitel ver- 
pflichtete sich durch Urkunde vom 14. Juli 1513, einen neuen 
Chor samt der dazu gehörigen Sakristei auf seine Kosten zu 
bauen und ihn für ewige Zeiten imstande zu erhalten; dagegen 
übernahm die Gemeinde die Last, das Langhaus zu bauen. Gleich- 
zeitig verziehtete sie ausdrücklich auf das Weistum!. Das Pfarr- 
haus ist in dem Vergleich nicht erwähnt. Seine Unterhaltung 
und sein Bau lag dem Domkapitel ob. Zu einer Reparatur be- 
willigte es z. B. im Jahre 1546 eine Summe von 30—40 Gulden‘. 

Mit den so ermittelten Verhältnissen stimmen die Angaben 
des Rheingauer Jurisdiktionalbuchs von 1671 und des darauf be- 
ruhenden Mainzer Kirchen- und Pfarrbuchs von 1676 überein, 
die lauten: Ein hochwürdiges Domcapitel als Decimalores haben 
das Chor und Sacristei der hiesigen Kirchen, wie auch den 
Pfarrhof zu hauen und in esse zu halten. 


21. Hattenheim. 


Der Ort Hattenheim gehörte, wie Erbach, zu denjenigen, 
die Erzbischof Friedrich von Mainz (937—954) dem Pfarrbezirk 
der Kirche in Eltville zugewiesen hatte. Die Ueberweisung wurde 
1069 vom Erzbischof Siegfried bestätigt. Eine Kapelle war jeden- 
falls früh hier vorhanden‘. Schon vor 1232 ist sie zur Pfarr- 
kirche erhoben worden. Das Kirchengebäude wurde 1239 aus 
Stein aufgeführt”. Den Zehnten bezog infolge der Schenkung 
des Erzbischofs Friedrich das Petersstift; eine Inkorporation hat 
daher nicht stattgefunden. Das Recht der Kollatur besaßen erst 


! Urkunde vom 14. Juli 1513 im Kr.-A. zu Würzburg; neuere Ab- 
schrift darnach im St.-A. zu Wiesbaden. 

? Kr.-A. Würzburg, Protokolle des Mainzer Domkapitels Bd. No. 8 
Bl. 377. 

® Amrhein, Kultusbaurecht, S. 92. 

* Sauer, C. dipl. Nass. I. 23 S. 65. 

5 Rossel, Eberbacher Urkundenbuch I. 330. 

Deutsche Zeitschr. f, Kirchenrecht. XXII. 2. 14 


908 Abhandlungen. 


die Herren Langwerth von Simmern und die Gemeinde Hattenheim 
gemeinschaftlich, später die ersteren allein. 

Das Pfarrhaus brannte 1521 ab und wurde dann nicht weiter 
benutzt, sondern das einem Altar gehörige Haus (U. L. Frauen- 
Hof) diente fortan als Pfarrhaus!. Als dieses um 1590 baufällig 
geworden war, wandte sich die Gemeinde an das Stift S. Peter 
als Zehntherrn mit dem Gesuch um Wiederherstellung. Letzteres 
entzog sich zunächst einer bestimmten Aeußerung, so daß die 
Gemeinde gezwungen war, beim Kurfürsten von Mainz vorstellig 
zu werden, und als das Stift zum Bericht aufgefordert war, be- 
zeichnete es das Ansınnen als eine unerhörte Neuerung. Nie 
habe es bisher etwas beigetragen, auch sei es nur potior deci- 
mator neben anderen Partikulardeeimatoren. Hattenheim sei nur 
Filiale der Eltviller Kirche und habe sich von dieser freiwillig 
getrennt, müsse daher auch alle für seine Kirche notwendigen 
Kosten selbst tragen. Das Stift habe bereits genug getan, als 
es unter Erzbischof Sebastian (1545—1555) einen Beitrag zur 
Pfarrkompetenz gegeben habe. Trotzdem habe es jetzt um des 
Friedens willen zum Bau des Pfarrhauses einen Beitrag von 50 
Gulden angeboten. Das Stift stellte sich hier auf einen Stand- 
punkt, der von seiner Seite wohl verständlich ist. Es lehnte die 
Bauverpfliehtung für eine Filialkirche ab, die sich freiwillig von 
der Mutterkirche getrennt hat. Denn in der Regel hat das in- 
korporierende Kloster, wie wir früher sahen, keine Baulasten für 
die separierte Kirche zu tragen?. Nach längeren Verhandlungen 
war endlich die Gemeinde mit dem Anerbieten des Stifts, 60 
Gulden zum Bau beizusteuern, zufrieden, mußte aber anerkennen, 
daß die Bewilligung nur aus gutem Willen erfolgt sei, und das 
Stift keine Verpflichtung dazu gehabt habe?. Trotzdem wurde 
dieses in den folgenden Jahrhunderten immer wieder hierfür in 
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Anspruch genommen, so z. B. in den Jahren 1683 und 1687. 
Es widersprach aber fortgesetzt jedem derartigen Ansinnen, auch 
als mit Zwangsmaßregeln vorgegangen wurde. Namentlich der 
Erzbischof Anselm Franz von Mainz hielt ein energisches Vor- 
gehen gegen das Stift für geboten, indem er betonte, daß das 
Tridentiner Konzil klar verordnet habe, der Bau und die Reparie- 
rung der Kirchen und Pfarrhäuser und der dazu gehörigen Ge- 
bäude liege den Decimatoren ob, wenn bei dem Patron oder der 
Fabrik die Mittel dazu nicht vorhanden seien. Im Jahre 1725 
hat dann das Stift das Pfarrhaus neu aufbauen lassen, ohne daß 
es seinen Rechtsstandpunkt aufgegeben hätte, und noch 1782 hat 
es sich nur dazu verstehen können, einen Teil der erforderlichen 
Kosten einer Reparatur beizusteuern. Zu einer rechtlichen Ent- 
scheidung ist die Angelegenheit nicht gediehen. 

Hinsichtlich der übrigen Bauverpflichtungen bemerkt das 
Rheingauer Jurisdiktionalbuch von 1671: Das Süft S. Petri als 
Decimatores seint das Chor zu underhalten schuldig, ubrigs wird 
aus der Gemeinde gehandhabt‘. Als die Hattenheimer Kirche 
1739 von der Gemeinde neu gebaut wurde, nahm sie für.den 
Chor das Stift in Anspruch. Dieses lehnte die Forderung nicht 
ganz ab, glaubte aber, daß auch die übrigen Decimatoren nach 
Maßgabe ihres Zehntanteils dazu beitragen müßten. Schließlich 
verstand es sich dazu, seine Baupflicht anzuerkennen, nachdem es 
durch Urteil vom 19. November 1752 dazu gezwungen worden 
war?. 


22. Kıedrich. 


Kiedrich im kurmainzischen Rheingau gehörte ebenfalls zu 
den 5 Dörfchen (viculi), die Erzbischof Friedrich mit der Kirche 
in Eltville dem S. Petersstift überwies. Eine Kapelle war hier 
wohl schon im 10. Jahrhundert vorhanden. Ursprünglich Filiale 
von Eltville, wurde die Kirche dann zu einer selbständigen 
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Pfarrkirche erhoben, vermutlich schon vor 1275!. Das Zehnt- 
recht behielt auch hier das Petersstift, das Patronat aber ging 
zu einer nicht näher anzugebenden Zeit an den Erzbischof 
über. Eine Inkorporation hat nicht stattgefunden; trotzdem seien 
auch die Verhältnisse dieser im Bezirk einer inkorporierten Kirche 
entstandenen Filiale hier mitgeteilt. 

Durch einen Vertrag vom 28. Mai 1535 verpflichtete sich 
das Stift, zur Aufbesserung des Pfarreinkommens 12 Gulden, die 
Gemeinde 14 Gulden zu zahlen, und hinsichtlich des Pfarrhauses 
wurde bestimmt: es soll auch ein iglicher pfarher zu zeiten... 
darzu in dem pfarhof personlich wonen, die pfarbehausung 
in gulem wesen und besserung halten ...; wo aber in der pfarr 
gruntbene zu machen sich zutragen wurde, die sollen gemacht 
und getan werden, wie von alters’. 

Wie es vor alters mit der Verteilung der Lasten eines Neu- 
baus gewesen, ist nicht bekannt. Mit der Verpflichtung des Pfar- 
rers zur Unterhaltung des Pfarrhauses machte man aber schlechte 
Erfahrungen, da die geistlichen Herren bei ihren spärlichen Ein- 
künften jedenfalls nicht viel verbaut haben. Das Pfarrhaus ver- 
fiel darum auch immer mehr, und als nun der Zustand dringend 
einer Abhilfe bedurfte, richteten diejenigen, die darunter am 
meisten zu leiden hatten, Pfarrer und Gemeinde, ihr Augenmerk 
auf die, die den Hauptvorteil aus den Kircheneinkünften hatten, 
die Stiftsherren, trotzdem diese den Vertrag von 1535 für sich 
hatten. Sie wandten sich 1570 an den erzbischöflichen General- 
vikar in Mainz und stellten ihm vor: dieweil dan unsers ge- 
ringen verstandes wir anderst nicht trachlen können, das von 
rechtswegen billich sein sollte, das von denjenigen, so den zehnt 
entfangen, der pfarhoff in bauung und er, pfarrher, mil gepür- 
licher competenz erhalten werde, ohnangesehen daß unser gne- 
diger churfürst und her pfarrkirchen-collator ist, darnehben aber 
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ihr churfürstliche|n] gnaden nichts an dem zehendenfrucht oder 
-wein bei uns fallen. 

Mit Rücksicht hierauf baten sie, das Stift zu veranlassen, 
den Pfarrhof instand zu setzen und auch den Pfarrer mit einem 
auskömmlichen Unterhalt zu versorgen. Begreiflicherweise berief 
sich das Stift auf den Vertrag von 1535; auch wandte es ein, 
daß es nicht Kollator und nicht alleiniger Zehntherr in der Ge- 
markung Kiedrich sei, da vermutlich gewisse Zehntanteile an an- 
dere übergegangen waren. Mit Recht aber konnte die Gemeinde 
dem entgegenstellen, daß jenes den Zehnten doch fast vollständig 
besitze. Auch erinnerte sie das Stift an den von Theologen und 
Kanonisten aufgestellten Grundsatz: quod decima debetur par- 
rochiali ecclesiae, in cujus districlu est posita, also daß dem 
pfarrhern die geburliche unterhaltung, gnant congrua porcio seu 
compelentia, davon gereicht werden soll, wie auch die decrete 
s. synodi dioecesis Magunlinae solche versehen und mandirt 
und uffgelegt..... darunder dann auch die bauung des pfarr- 
hofs verstanden, wie meniglich bewust, daß die sublevatores 
decimarum die pfarrhoffe beinahe allenthalben unterhalten mussen. 
Allein damit verkannte sie doch ganz den Ursprung der Zehnt- 
berechtigung. Dem Stift war es natürlich leicht, die Unterstel- 
lung zu widerlegen, als ob die Pfarrkirche von Kiedrich einen 
besonderen Zehnten besessen habe. Es wies darauf hin, daß der 
Zehnte, den es bezöge, auf der Schenkung des Erzbischofs Fried- 
rich beruhte, und daß sich die Kiedricher Kirche freiwillig von 
der Mutterkirche in Eltville getrennt habe, wie die Kirchen der 
übrigen vier Dörfer, die im Pfarrbezirk der Eltviller Kirche ent- 
standen seien. Auf jenen Zehnten lag einst keine weitere Be- 
schwerde, als die, den Pfarrer von Eltville zu unterhalten. Wenn 
die Ortschaften eigene Pfarrkirchen besitzen wollten, so haben 
sie diese auch auf ihre Kosten erbaut und dotiert. Die Mutter- 
kirche habe das geduldet, denn sie habe keinen Schaden davon 
gehabt. Die gutwillig zugelassene Trennung könne dem Stift 
nicht zum Nachteil gereichen; es sei doch gänzlich unzulässig, 
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ihm zuzumuten, daß es den Unterhalt des Pfarrers in jeder Kirche, 
die sich freiwillig getrennt habe, trägt. Die Pfarrkirche sei dem 
Stift nicht uniert und inkorporiert, darum sei das Stift auch nicht 
verpflichtet, den Pfarrer zu unterhalten. Trotzdem sei diesem 
im Jahre 1535 ein Einkommen durch Vertrag ausgesetzt worden. 
Auch der Bau des Pfarrhauses könne dem Stift nicht auferlegt 
werden, weil der Zehnten von Kiedrich ıhm ohne diese Last über- 
lassen worden sei, und die Kiedricher Kirche sich freiwillig ge- 
trennt habe. Nie habe auch das Stift zum Bau irgendetwas her- 
gegeben. Es mag sein, daß der Standpunkt, den das Stift mit 
diesen Ausführungen einnahm, bei dem Mainzer Generalvikariat 
und der Gemeinde Zustimmung fand; vielleicht auch daß man 
von einer grundsätzlichen Entscheidung absah. Es kam jedenfalls 
am 8. Juni 1580 ein Vertrag zustande, in dem das Stift noch- 
mals das Einkommen des Pfarrers verbesserte. Es verpflichtete 
sich, ihm jährlich noch 12 Malter Korn und 4 Ohm Wein zu 
zahlen. Aber auch die Gemeinde stellte ihrerseits einen Zuschuß 
zu dem Einkommen in Aussicht, hielt daher das Stift nicht mehr 
allein zum Unterhalt des Pfarrers verpflichtet. Was dann den 
Bau und die Unterhaltung des Pfarrhauses betraf, so bewilligte 
das Stift eine Summe von 20 Gulden dazu, verwahrte sich aber 
dagegen, daß ıhm damit irgendwelche Verbindlichkeiten für die 
Zukunft erwüchsen. Die Gemeinde aber verpflichtete sich, das 
Pfarrhaus jährlich besichtigen zu lassen und den Pfarrer zur Er- 
haltung anzuhalten. Sollte es abbrennen, so sollte es auf ge- 
meinschaftliche Kosten des Stiftes und der Gemeinde wiederauf- 
gebaut werden!. Der Vertrag behielt auch in der Folge Geltung. 
Das Jurisdiktionalbuch von 1671 wiederholt seine Bestimmungen 
hinsichtlich des Pfarrhauses, und auch das im Jahre 1744 ver- 
faßte Compendium des Dechanten Thelemann vom Petersstift, 
das über die Rechte und Pflichten des Stifts Auskunft gibt, be- 


ı St.-A. Wiesbaden, IX. Kurmainz Stift S. Peter No. 54. Kr.-A. 
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ruft sich für diese Baupflicht auf den Vertrag vom 8. Juni 1580. 

Von einer weiteren baulichen Verpflichtung sind mir Nach- 
richten erst wieder durch das Jurisdiktionalbuch bekannt gewor- 
den. Es findet sich darin die Angabe, daß das Stift auch den 
Chor zu bauen habe. Dagegen bestreitet das Compendium von 
1744 jede Beitragspflicht hierzu: ad ecclesiam sive chorum ez- 
iruendum nunquam concurrisse docent prolocolla. Der Fall ge- 
wann 1761 praktische Bedeutung, als die Gemeinde den Bau des 


Chores vom Stift verlangte. Da letzteres sich weigerte, zog 


sich die Angelegenheit hin, bis die Gemeinde 1765 das General- 
vikariat in Mainz um eine Entscheidung anrief, und ein Prozeß- 
verfahren eingeleitet wurde. Das Stift begründete auch jetzt 
wieder seinen Standpunkt mit den schon im 16. Jahrhundert vor- 
gebrachten Gründen, daß es unmöglich belastet werden könnte, 
wenn Kirchen ohne sein Zutun in seinem Zehntbezirk gebaut 
würden. Dadurch könnte es wohl kommen, daß die Lasten höher 
als der Ertrag des Zehntens wären. Bei derartigen Filialkirchen 
ginge der Chor den Decimator nichts an, und Kiedrich sei eben 
nur eine Filialkirche. Demgegenüber betonte die Gemeinde, daß 
die Kirche keine Mittel zum Chorbau besitze, und daß das in der 
Mainzer Diözese bestehende Gewohnheitsrecht 
die Zehntbesitzer zum Chorbau verpflichtete. 
Auch bestritt sie das Filialverhältnis der Kiedricher Kirche. Ihre 
Einwendungen wurden aber doch nicht als stichhaltig anerkannt. 
Das Generalvikariat wies die klagende Gemeinde durch Urteil 
vom 24. März 1768 ab und sprach das Stift St. Peter von der 
Verpfliehtung zum Chorbau frei®. Was das Kirchenschiff anbe- 
langt, so berichtet das Jurisdiktionalbuch von 1671, daß der Bau 
desselben aus Kirchenmitteln erfolgt ?. 


23. Lorch. 


Die Kirche in dem zum kurmainzischen Rheingau gehörigen 
! H. u. St.-A. Darmstadt, Mainzer Stifter, S. Peter. 

2 St.-A. Wiesbaden, IX. Kurmainz, Stift St. Peter No. 54. 

®s Amrhein, Kultusbaurecht, S. 93. 
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Orte Lorch besaß der Dompropst ın Mainz, doch ist eine Schen- 
kungs- oder Inkorporationsurkunde nicht erhalten. Der Dom- 
propst besetzte die Pfarrei selbständig mit einem Vicarius perpe- 
tuus!. Er bezog den Hauptzehnten, während kleinere Anteile daran 
das Domkapitel, das Viktorsstift und einige adlige Familien hatten. 
Nach dem Rheingauer Jurisdiktionalbuch baute er das Pfarrhaus, 
während das Kirchengebäude aus den der Kirche gehörigen Wein- 
zehnten und Zinsen unterhalten wurde. | 

Aus den Akten ergibt sich, daß der Dompropst 1712 das 
Pfarrhaus baute, vermutlich auch den Chor; denn als 1742 eine 
Reparatur der Kirche notwendig war, wurde das Domkapitel um 
Wiederherstellung des Chors ersucht. Pfarrer und Gemeinde 
setzten es von dem schlechten Zustand der Kirche in Kenntnis: 
Wann nun auch das Chor, wie das Langhaus eben solche Re- 
paralion am mehrisien und in specie an denen Fenstern bedarf 
und... reparirt werden muß, solches aber, wie Hochdenenselben 
bekunnt, denen Orts Herrn Decimatoren zukombt und sich nicht 
rorgreifen lassen, so bitten sie, zur Ausbesserung von Chor und 
Fenstern beizutragen. Das Domkapitel lehnte das Ansinnen nicht 
rund ab, sondern forderte nähere Auskunft, auch wegen der Kosten, 
und der Beamte in Lorch, der Faktor des Dompropsts, berichtete, 
daß die Kirchenbaukosten, worzu die Herren Decimaltores de 
jure communi pro rala zu concurrieren sich auf 300 Gulden 
belaufen würden’. 


24. Neudorf. 


Der Ort Neudorf im Rheingau gehörte ursprünglich zur 
Pfarrei Eltville und lieferte dorthin auch seinen Zehnten ab. Die 
vermutlich hier früh schon vorhandene Kapelle wurde 1429 zur 
Pfarrkirche erhoben und mit allen Rechten einer solchen ausge- 
stattet, ausgenommen dem Taufrecht, das der Mutterkirche in 
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Eltville noch verblieb und erst 1511 der Neudorfer Kirche ver- 
liehen wurde. Zwei jährliche Prozessionen nach der Eltviller 
Kirche, verbunden mit Opfergaben, sollten das ehemalige Abhängig- 
keitsverhältnis zum Ausdruck bringen. Das Patronat erhielt die 
Gemeinde, das Zehntrecht blieb dem Petersstift. In einer Urkunde 
von 24. Februar 1429 wurden die Bedingungen, unter denen die 
Trennung von der Eltviller Mutterkirche stattgefunden hatte, fest- 
gesetzt, und dabei auch die Baulasten geordnet. Die (femeinde 
verpflichtete sich zu ewegen gezylen ire kirchen, kore und 
thorne in allen sachen, wes darzu noit ist, buwen unde machen 
unde in gudem buwe und besserunge halden, alse dicke des noit 
ist, unde auch alle meßegewande, kilche, buchere, glocken, mon- 
strancien unde andere alle ornamenta, was sie der bedurjfen 
seinde, wie die genant sin, ylzunt unde furter zu ewegen ge- 
sylen bestellen ojff iren kosten unde auch das heilige sacra- 
mente beluchten. Zugleich tibernahm die Gemeinde den Unter- 
halt des Pfarrers!. Pfarrhaus und Kirche sind demgemäß stets 
von der Gemeinde unterhalten worden. Noch 1744 bemerkte das 
mehrfach genannte Compendium des Dechanten Theleman vom 
S. Petersstift? guod capitulum qua decimator non obligetur ad 
reslaurationem sive reaedificationem ecclesiae el curiae parro- 
chialis. Wenn das Stift ın der Folgezeit, wie z. B. 1783, eine 
Beisteuer zum Kirchenbau gab, so geschah dies lediglich aus freiem 
Willen als Geschenk. 


25. Nisdessn lit 


Niederwalluf im Rheingau war gleichfalls einer der Orte, die 
Erzbischof Friedrich dem Petersstifte mit der Eltviller Kirche zu- 
wies, weil sie zum Zehntbezirk der Kirche gehörten. Auch er hatte 
früh eine Kapelle, jedenfalls auf dem linken Ufer der Walluf, wo 
der Ort zuerst lag, die dann von der Mutterkirche getrennt und 


ı Würdtwein, Dioec. Mog. Il. 386. 379. 
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zur selbständigen Pfarrkirche erhoben wurde. Als die Bewohner 
von Niederwalluf sich um die Wende des 13. Jahrhunderts auf 
das rechte Ufer des Baches zogen, wurde auch hier eine Kapelle 
gebaut, während die auf dem linken Ufer gelegene die Pfarrkirche 
blieb. Erst im 17. Jahrhundert wurde jene Kapelle als Pfarr- 
kirche benutzt. Das Zehntrecht besaß das Petersstift, das Patronat 
erlangten die Herren von Lindau. Eine Inkorporation hat nicht 
stattgefunden!. Im Jahre 1555 verlangte die Gemeinde den Bau 
des Pfarrhauses vom Stift als Decimator und zugleich die Be- 
willigung einer Kompetenz für den Pfarrer, dessen bisheriges 
Einkommen völlig ungenügend war. Das Stift lehnte die Ver- 
pfliehtung hierzu ab, da es die Kollatur nicht habe, und ander- 
wärts die Gemeinden bauten, die Gemeinde sich auch freiwillig 
von der Eltviller Kirche losgesagt habe?. Einige Jahre später, 
1576, bat die Gemeinde nur um eine Beisteuer zum Pfarrhausbau. 
Das Stiftskapitel war zu einer freiwilligen Gabe wohl bereit, ver- 
langte aber die Ausstellung eines Reverses, durch den die Ge- 
meinde das Kapitel als jeder Verpflichtung zum Pfarrhausbau 
ledig anerkannte’. Im dreißigjährigen Kriege wurde das alte 
Pfarrhaus zerstört; die Gemeinde kaufte darauf ein Haus, ın dem 
der Pfarrer Unterkommen fand. 1683 bat sie den Kurfürsten, 
das Stift zum Bau desselben zu veranlassen; dieses aber lehnte 
es wieder ab, obwohl der Kurfürst Anselm Franz für die Gemeinde 
eintrat. Es entwickelte sich daraus ein Prozeß, in dem 1703 
das Stift unterlag. Als es sich aber 1706 an die römische Kurie 
wandte, wurde ihm hier Recht gegeben. Nunmehr appellierte 
auch die Gemeinde*. Der Streit wurde erst 1772 zuungunsten 
des Stifts entschieden, das nicht nur das Pfarrhaus, sondern auch 
den Chor zu bauen hatte. 


ı Zaun, Landkapitel Rheingau, S. 71. 
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26. Destrieh. 


Die Kirche in Oestrich, ohne Zweifel die älteste des unteren 
Rheingaus, gelangte frühzeitig an das Stift S. Viktor in Mainz, 
und zwar an dessen Propst. Im Jahre 1254 schenkte sie Propst 
Ludwig seinem Kapitel, um die sehr verringerten Stiftspräbenden 
aufzubessern. Ihre Einkünfte, darunter die Zehnten, sollten dem 
Kapitel zur freien Verfügung stehen abzüglich der Porcio congrua 
des Vicarius perpetuus!. Der zuständige Archidiakon von S. Moritz 
und sein Kapitel erteilten der Schenkung ihre Genehmigung, und 
auch der Erzbischof bestätigte sie. Dem Propst blieb die Ein- 
setzung des Vikars vorbehalten, jedoch sollte sie nach dem Rate 
des Erzbischofs vorgenommen werden?. Die Inkorporation war 
damit nur eine minus plena. Erst durch Urkunde vom 14. März 
1494 inkorporierte Papst Alexander VI. die Kirche dem Kapitel 
von S. Viktor vollständig?, und Erzbischof Berthold von Mainz 
wies durch Urkunde vom 6. Nov. 1498 aus dem Kirchenvermögen 
die Porcio eongrua dem Vicarius an‘. Was von den Baulasten 
bekannt geworden ist, zeigt, daß die Verteilung die nach der 
Rechtsgewohnheit der Mainzer Erzdiözese übliche gewesen ist. 

Im Jahre 1625 wünschte die Gemeinde vom Stift neue Chor- 
kappen für den Priester und berief sich darauf, daß nach der 
Aussage alter Leute, früher alle Ornate und Vestimenta, so viel 
das Chor belangt, vom Capitel die als unser gnedige Herren 
und Decimalores [hierzu verpflichtel| ohne Zutun [der] Ge- 
mein|de] Oestrich in die Kirch verschafft und überschickt wor- 
den. Das Kapitel lehnte die Forderung aber ab, dann wir es 
davor halten, das die Pfarr zu Oestrich zum Kirchenbaue und 
priesterlichen Ornalten und Vestlimentis sacris ihre jährlichen 
Zinse und Gefälle und dem Ende die Kirchenjura haben®. Das 
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Beispiel ist, obwohl es Chorgewänder betrifft, doch auch für 
die Baulasten heranzuziehen, da die Gemeinde das Ansinnen an 
das Stift nur deshalb gestellt hatte, weil diesem der Chorbau 
oblag, und die Gewänder als Zubehör des Chors galten. Wichtig 
ist in der Antwort des Kapitels der Hinweis, daß die Oestricher 
Kirche zum „Kirchenbau“ Zinsen und Gefälle, also Kirchenver- 
mögen, besaß, aus denen der Bau bestritten werden konnte. 

Die Angaben des Rheingauer Jurisdiktionalbuchs ! bestätigen 
diese aus dem Einzelfall sich ergebende Verteilung der Lasten. 
Sie lauten: Das Pfarrhaus zu erbauen gehörte denen Decimato- 
ribus, welche inlerimsweis sich einer bürgerlichen Behausung 
bedienen. Kirchenbau belangend ist das große Haus die Gemeinde, 
das Chor aber die Decimatores zu erbauen und zu unterhalten 
schuldig. 

Wenn früher der Stuhl zu Oestrich, d. h. das Rheingauer 
Landkapitel ein Sendweistum hatte, in dem die Bestimmung ent- 
halten war, daß der Pastor die Kirche, der Decimator das Lang- 
haus zu bauen hatte, so sehen wir also, daß diese Rechtsgewohn- 
heit nicht nur in Geisenheim durch den Vertrag von 1513 beseitigt, 
sondern allgemein, auch in Oestrich selbst, durch die im Juris- 
diktionalbuch fixierte verdrängt worden war. 


27. Winkel. 


Der Ort Winkel im Rheingau besaß eine sehr alte Kirche. 
Ob sie älter, als die Oestricher, gewesen ist, wie man gemeint hat, 
kann hier ununtersucht bleiben?. Vielleicht daß Oestrich, der Sitz 
des Landkapitels (sedes christianitatis), doch die ältere, und die 
in Winkel anfangs nur Filiale gewesen ist. Jedenfalls gehörte 
auch die in Winkel dem Propst des Mainzer S. Viktorsstifts. Daß 
sie 1218 vom Rheingrafen Wolfram dem Kloster Johannisberg 
geschenkt worden ist, beruht lediglich auf dem Zeugnis einer ge- 
fälschten Urkunde?. Im Jahre 1219 wurden aus Anlaß eines 
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Streits zwischen dem Propst einerseits und dem Kapitel sowie 
der Gemeinde von Winkel andererseits hinsichtlich der Besetzung 
der Pfarrstelle besondere Vorschriften über die Art und Weise 
der Besetzung erlassen!. Später ging das Patronat an die Herren 
von Greiffenklau auf Vollrads über, während das Zehntrecht bei 
S. Viktor verblieb. Von einer Inkorporation ist daher nicht die 
Rede. 

Am Ende des 16. Jahrhunderts entstand über die Baupflicht 
Streit zwischen dem Stift als Zehntherrn einerseits und den Herren 
von Greiffenklau als Pfarrkollatoren, sowie der Gemeinde Winkel 
andererseits, der fast ein Jahrhundert dauerte. Das Stift lehnte 
1589 jede Verpflichtung zum Bau des Pfarrhauses ab, bewilligte 
aber 1590 freiwillig und völlig unverbindlich einen Beitrag mit der 
Maßgabe, daß die Unterhaltung dem Pfarrer obliegen solle. Würde 
der Bau durch höhere Gewalt zerstört, so sollte wieder ein Ver- 
gleich zwischen dem Kapitel, dem Patron und der Gemeinde ge- 
schlossen werden?. 

Als 1660 die Kirche mit dem Chor baufällig geworden war, 
auch das Pfarrhaus sich sehr schadhaft erwies, suchte der Pfarrer 
mit Rücksicht auf die im Erzstift herrschende Observanz beim 
Stift um Wiederherstellung von Chor und Pfarrhaus nach ?. Dieses 
aber lehnte wieder jede Verbindlichkeit ab unter Hinweis, daß 
es die Unterhaltungspflicht des Pfarrhauses nie gehabt, daß es 
zum Bau desselben nur freiwillig einmal einen Beitrag geleistet, 
und daß es zum Bau der Kirche nie etwas beigetragen; es be- 
stritt auch rundweg seine Verpflichtung aus dem Zehntrecht und 
behauptete, daß es die Kirche nicht pleno jure besitze, da ja das 
Patronat die Herren von Greiffenklau hätten. Die Gemeinde 
wurde beim Kurfürsten in Mainz vorstellig, aber auch ihm gegen- 
über verfocht das Stift seinen Standpunkt mit den gleichen Grün- 
den. Der Prozeß dauerte fast zwei Jahrzehnte, und es wurden von 
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den juristischen Vertretern der Parteien mehrfach Rechtsdeduk- 
tionen bei den zuständigen Behörden eingereicht. Von Interesse 
sind darin die Gesichtspunkte, die das Stift geltend machte, z. B. 
in einer Deduktion von 1660!. Es behauptete eine Verpflichtung 
zum Bau könne auf Gewohnheitsrecht beruhen. Wenn ein solches 
fehlt, dann seien der Rektor der Kirche und die Benefiziaten 
verpflichtet, weiter die Patrone und in letzter Beziehung endlich 
die Pfarreingesessenen. Nun habe das Viktorsstift nach Ausweis 
seiner Stiftsprotokolle seit undenklichen Zeiten niehts zum Bau 
der Winkeler Kirchengebäude gezahlt. Die Ausgaben seien von 
der Gemeinde bestritten worden, die damit anerkannt habe, daß 
sie auch zum Chorbau verpflichtet wäre, wie das bei Filialkirchen 
ımmer der Fall sei; denn Winkel sei keine Parochialkirche, son- 
dern nur eine Tochterkirche von Oestrich. Dazu komme noch, 
daß das Stift die Zehnten von Adligen durch Kauf und Tausch 
titulo oneroso erworben, und daß diese Adligen sie olıne irgend- 
welche Lasten besessen habe. Diese vielfach außerordentlich 
anfechtbaren Behauptungen fanden keineswegs Billigung beim 
Kurfürsten. Er entschied vielmehr durch Urteil vom 30. Juli 
1671: quod decanus et capitulum s. Victoris ad reaedificationem 
choriecclesiae parrochialis in Winkel et aedium parro- 
chialium ibidem ac praestantliam sufficienlis compelentliae pa- 
rocho loci teneatur?. Das Urteil ist von Interesse, weil es einen 
Beweis für die allgemeine Anerkennung der Rechtsverbindlichkeit 
der Mainzer Observanz enthält. Es nimmt durchaus keine Rück- 
sicht auf das Filialverhältnis der Winkeler Kirche, das die Herren 
von S. Viktor geltend gemacht hatten. Nicht der Umstand, daß 
diese bisher keine Baulasten getragen haben wollten, sondern 
allein der Besitz der Zehnten fiel ins Gewicht für die Bauver- 
pflichtung, deren Umfang durchaus nicht nach den Bestinımungen 
des Tridentiner Konzils, sondern lediglich nach der Mainzer Ob- 
servanz bemessen wurde. 
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Als sich das Stift weigerte, dem Urteil Folge zu leisten, blieb 
dem Kurfürsten nichts anderes übrig, als den Zehntwein des Stifts 
mit Beschlag belegen zu lassen, da Chor und Pfarrhaus in völ- 
ligen Verfall gerieten. Das Stift appellierte nunmehr an den Papst, 
erhielt aber auch nicht Recht. Der Auditor der Rota entschied 
vielmehr durch Urteil vom 12. März 1679, daß zu Unrecht ap- 
pelliert sei. Auch jetzt verflossen noch Jahre, ehe sich das Stift 
hequemte, seinen Verpflichtungen nachzukommen. Erst 1688 wurde, 
nachdem inzwischen von den Beteiligten mit dem Bau von Chor 
und Pfarrhaus begonnen war, ein Vertrag mit dem Kollator, dem 
Herrn von Greiffenklau, und der Gemeinde geschlossen, durch 
den sich das Stift zur Zahlung der Kosten bezw. einer näher ver- 
einbarten Summe verpflichtete!. Im Jahre 1720 scheint dann ein 
neuer Vertrag wegen des Baus des Pfarrhauses abgeschlossen 
zu sein?, 
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Kaiser Heinrichs I]. kinderlose Ehe mit Kunigunde. 


Zugleich ein Beitrag zur Geschichte der weiblichen Impotenz im 
kanonischen Eherecht. 


Von 


Universitätsprofessor Dr. Hugo Koch, München. 


Es besteht zwischen dem Tübinger Kanonisten Sägmüller 
und mir eine literarische Kontroverse über die Ehe Heinrichs II. 
mit Kunigunde und über die damit zusammenhängende Frage, 
wie weit die Kenntnis weiblicher Impotenz als Ehehindernisses 
oder Scheidungsgrundes zurückreiche. Daß die mehrere Jahrzehnte 
nach Heinrichs Tode auftauchenden Erzählungen von einer von 
Anfang an jungfräulichen Ehe, einer sog. Josefsehe des Kaisers 
der Legende angehören, davon ist auch Sägmüller überzeugt. 
Aber er sucht als historischen Kern der Legende nachzuweisen, 
daß auf Kunigundens Seite von Anfang an Impotenz vorgelegen 
habe, der Kaiser also, nach deutschem Kirchenrecht, seine Ge- 
mahlin hätte entlassen und eine andere zur Frau nehmen können, 
daß er es aber vorgezogen habe, nach römisch-kirchlicher Praxis 
auf ehelichen Verkehr zu verzichten und mit Kunigunde wie 
Bruder und Schwester zusammen zu leben!. Dagegen kam ich 
zum Ergebnis, daß der Ausgangspunkt jener Legende nicht in 
einer Impotenz Kunigundens, sondern nur in ihrer Sterilität, in 
der Kinderlosigkeit der kaiserlichen Ehe liege, da eine impotentia 
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coeundi bei der Frau bis ins 12. Jahrhundert hinein unbekannt 
geblieben sei und die ältesten Zeugen auch wirklich nur von der 
Kinderlosigkeit der Ehe Heinrichs mit Kunigunde sprächen!. 
Sägmüller sucht nun in einer erneuten Untersuchung meinen Be- 
weisgang zu widerlegen und seine These zu behaupten?. So 
wenig verlockend es nun ist, mit dem reizbaren Tübinger Kano- 
nisten eine wissenschaftliche Kontroverse auszufechten, so glaube 
ich doch, eine Prüfung seiner als absolut stringent hingestellten 
Beweise der wissenschaftlichen Welt vorlegen zu sollen, einmal 
um den Schein zu vermeiden, als ob ich mich durch sie wirklich 
für widerlegt hielte, sodann aber, und noch viel mehr, um andere 
vor einer Täuschung durch Sägmüllers Siegerpose zu bewahren. 

Eine Bemerkung vorauszuschicken sei mir gestattet. Zum 
Schluß nennt Sägmüller meine „Auffassung von Heinrichs ehe- 
lichen Verhältnissen“ eine „präkonzipierte, rein negativ-kritische“ ? 
und begründet diesen Vorwurf mit der Skizze, die ich am Ende 
meiner Untersuchung von der Entstehung und Entwicklung der 
Legende? von Heinrichs Josefsehe gegeben habe. Die darin 
liegende Unterstellung, die unter andern Umständen einer Denun- 
ziation gleichkäme, muß ich entschieden zurückweisen. Die Frage, 
ob die Ehe Heinrichs II. nur kinderlos blieb, oder ob sie von 
Haus aus eine Josefsehe war, oder erst nach einiger Zeit, nach 
Konstatierung einer Impotenz Kunigundens, eine solche wurde, 
hat für mich noch nie ein anderes als ein wissenschaftlich histo- 
risches Interesse gehabt. Meine Anschauung von der Entstehung 
und Ausgestaltung der Legende habe ich auch nicht zu der Unter- 
suchung der Quellen mitgebracht, sondern daraus gewonnen. 


! Die Ehe Kaiser Heinrichs II. mit Kunigunde (Görresgesellschaft, Sek- 
tion für Rechts- und Sozialwissenschaft 5. Heft) Köln 1908. 20 S. 

?2 Theol. Quartalschr. 1911, 90—126. (Vgl. 1909, 151£.); S. 92 A. 1 zählt 
Sägmüller die mir beipflichtenden Stimmen auf, darunter auch diese 
Ztschr. 1909, 133. 

3 Theol. Quartalschr. 1911, 124. 

* Sägmüller selber redet von einer „Genesis der Entstehung der Le- 
gende“. 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XXII. 2. 15 
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Mit mindestens gleichem Recht könnte ich sagen, Sägmüller wolle 
eben um jeden Preis den „großen Zug der teilweisen Josefsehe 
im Bilde des Heiligen“ retten, und so den Kaiser Heinrich immer 
noch in kirchlich günstiger Beleuchtung erscheinen lassen!, nach- 
dem er es immerhin für unstatthaft hält, den „eigenen und fremden 
frommen Herzenswünschen und Gefühlen, die einen eher auf die 
Seite der hernach bestimmt auftretenden Zeugen für die Josefsehe 
des heiligen Kaiserpaares ziehen möchten“, nachzugeben?. Aber 
ich sehe davon ab und nehme — obwohl ihn nach einem be- 
kannten Sprichwort der Verdacht, den er gegen mich so grund- 
los ausgesprochen hat, des Anspruches darauf beraubt — an, 
daß es auch Sägmüller lediglich um Herausstellung der geschicht- 
lichen Wirklichkeit zu tun ist. 


I. 


Der noch vor 1048 schreibende Mönch Rudolf Glaber von 
Cluny sagt von Heinrich: „Ex qua (Kunigunde) etiam cernens non 
posse suscipere liberos, non eam propter hoc dimisit, sed omne 
patrimonium, quod liberis debebatur, Christi ecclesiae contulit?.“ 

Gegen die Sägmüllersche Deutung dieser Stelle von einer impo- 
tentia antecedens Kunigundens wandte ich ein, daß man eine solche 
Impotenz bis in die Mitte des 12. Jahrhunderts gar nicht kannte, 
vielmehr eine Unmöglichkeit des geschlechtlichen Verkehrs nur 
auf den Mann zurückführte, sei es auf seine natürliche frigiditas, 
sei es auf malefieium, auf frigiditas, wo ihm ein Geschlechtsver- 
kehr überhaupt nicht, auf maleficium, wo er ihm nur mit einer 
bestimmten Frau nicht glückte, also auf frigiditas bei absoluter, 
auf maleficium bei relativer Impotenz des Mannes*. Dem gegen- 
über sucht nun Sägmüller zu beweisen, daß weibliche Impotenz 
dem kanonischen Rechte seit dem 8. Jahrhundert durchaus ge- 
läufig sei°. 

1 Ygl. Theol. Quartalschr. 1905, 92. 

? Theol. Quartalschr. 1907, 575. 3 Mon. Germ. SS. VII, 62. 

* Die Ehe Kaiser Heinrichs S. 5—13. 

5 Theol. Quartalschr. 1911, 93—111. 
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Um nieht an einander vorbeizureden, muß vor allem festge- 
stellt werden, was unter Impotenz der Frau zu verstehen sei. 
In seinem „Lehrbuch des katholischen Kirchenrechts* schreibt 
Sägmüller selber (2. Aufl. 1909, 593 f.): „Die Impotenz kann sein 
eine angeborene, natürliche (impotentia naturalis, intrinseca), auf 
einem organischen Fehler beruhend, oder eine zufällige (i. acciden- 
talis, extrinseca) infolge von Krankheit, Operation, Verstümmelung. 
Sodann kann sie sein eine dauernde (i. perpetua, incurabilis), die 
sich durch kein natürliches oder sittlich erlaubtes Mittel oder 
wenigstens nicht ohne Lebensgefahr beseitigen läßt. Weiterhin 
teilt man die Impotenz ein in eine absolute und in eine relative. 
Erstere besteht gegenüber jeder andern Person, letztere nur ge- 
genüber gewissen Personen. Endlich gibt es eine der Ehe vor- 
ausgehende und eine ihr nachfolgende Impotenz (i. antecedens, sub- 
sequens).“ In der Anmerkung erklärt er mit Scherer, beim Weibe 
genüge zur Gültigkeit der Ehe eine „äußere oder mechanische 
Beischlafsfähigkeit“. 

In seinen Abhandlungen aber drückt sich Sägmüller über die 
Impotenz Kunigundens auffallend ungenau und mehrdeutig aus. 
So schrieb er in der Theol. Quartalschrift 1905, 82: „Wir sagen 
allgemein ‚Impotenz‘; denn es läßt sich darüber weiter nichts 
ausmachen, ob es Sterilität im engeren Sinne war, ob die Im- 
potenz eine vorausgehende oder nachfolgende gewesen ist. Auf 
jeden Fall lag, rund gesprochen, Impotenz bei Kunigunde vor.“ 
In der Anmerkung dazu notierte er aber „die ganz richtige 
Bemerkung“ Bre&ßlaus: „Man sieht: hier wird die Kinder- 
losigkeit des Kaisers deutlich genug auf die Unfruchtbarkeit seiner 
Gattin zurückgeführt.“ Nun sind aber „Impotenz“ und „Un- 
fruchtbarkeit“ (Sterilität) keine sich deckenden Begriffe. Bei 
Breßlau! steht die „Unfruchtbarkeit“ Kunigundens geradezu im 
Gegensatz zu einer jungfräulichen Ehe oder dem Verzicht auf 
Geschlechtsverkehr. Nach Sägmüllers ganzem Beweisgang aber 

ı Hirsch, Jahrbücher des deutschen Reiches unter Heinrich II. 
Ill. Band, herausg. und vollendet von Harry Breßlau 1875. S. 360 A. 3. 

15 * 
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nicht Kunigundens Mangel nicht „Unfruchtbarkeit“, sondern 
impotentia co&undi antecedens gewesen sein. Wirklich redet er 
auch fernerhin in seiner Abhandlung von 1905 wenigstens von 
einer impotentia antecedens, aber ohne sie genau als impotentia 
co&undi zu bezeichnen. In seiner Abhandlung von 1907 führt er 
die „physische Unmöglichkeit der Kindererzeugung, die Impo- 
tenz der Kaiserin“ als Untergrund der Worte des Mönches von 
Cluny an (S. 575), womit dem Wortlaut nach ebenso die im- 
potentia generandi, wie die impotentia co&undi gemeint sein kann. 
In der Rezension meiner Schrift (Theol. Quartalschr. 1909, 152) 
erklärt er, in direktem Widerspruch mit seiner früheren Aeuße- 
rung (1905, 82): „Heinrich konnte seine Gemahlin, wenn sie steril 
war, nach dem für ihn als Christen geltenden kirchlichen Recht 
gar nicht entlassen. Glaber würde in diesem Fall mit einem ab- 
surden Gedanken spielen, während bei Impotenz die Aeußerung 
Glabers durchaus vernünftig ist.“ In der Abhandlung von 1911 
spricht er deutlich von einer impotentia co&undi bei der Frau, 
aber wieder nicht von Anfang an, nicht bei der Behandlung der 
angeblichen Zeugnisse vom achten bis elften Jahrhundert, sondern 
erstmals bei der Erörterung von Stellen aus dem Ende des elften 
Jahrhunderts (S. 101f.), während er bis dahin sich mit dem all- 
gemeinen Ausdruck impotentia antecedens begnügt. 

Dieses Schillern und Schwanken ist nicht zufällig, vielmehr hat 
sich Sägmüller dadurch den Beweis für seine These nicht nur wesent- 
lich erleichtert, sondern überhaupt erst ermöglicht. Sein Beweis 
beruht, wie wir sehen werden, auf einer Be- 
griffsverschiebung. Nach seiner ganzen Argumentation 
setzt Sägmüller bei Kunigunde eine solche physische Beschaffen- 
heit der Genitalorgane, eine solche arctatio vaginae voraus, daß 
ein Vollzug der copula mit ihrem Gemahl von Anfang an un- 
möglich war. Ob diese impotentia co&undi Kunigundens eine ab- 
solute, oder nur eine relative, sich nur auf Heinrich erstreckende 
war, kann und muß hierbei natürlich außer Betracht bleiben. Es 
fragt sich nun: War im 11. Jahrhundert, wo der Mönch von 
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Cluny schrieb, eine solche weibliche Impotenz, eine mulier natura- 
liter carens instrumento ad co&undum idoneo, um mit einem 
noch zu erwähnenden Traktat des 12. Jahrhunderts zu reden, be- 
kannt? Sägmüller bejaht diese Frage, ich verneinte sie und bleibe 
bei meiner Verneinung. 

In meiner früheren Studie suchte ich den Grund, warum dem 
Mittelalter die aretatio mulieris so lange unbekannt blieb, im 
römischen Recht, das nur Kastraten für eheunfähig erklärt und 
der Frau bei Impotenz des Mannes nach bestimmter Frist Schei- 
dungsklage gestattet habe, von weiblicher Impotenz aber völlig 
schweige und einen solchen Fall gar nicht kenne (S. 6 A. 1). 
Es wundert mich, daß Sägmiüller, der es für angezeigt hält, zwei- 
mal meine Unbekanntschaft mit den Kanonisten des zwölften 
Jahrhunderts hervorzuheben (Theol. Quartalschr. 1911, 98 und 
108), nicht hierauf die Hand legte, um auch meine Ignoranz im 
römischen Recht an den Pranger zu stellen. Ohne Zweifel hätte 
er es auch getan, wenn er dazu in der Lage gewesen wäre. Meine 
Annahme ist nämlich in dieser Form nicht richtig. Sie rührte 
daher, daß mir die Schrift Sehlings über „Die Wirkungen 
der Geschlechtsgemeinschaft auf die Ehe“ (1895), die Sägmüiller 
(1905, 83 A. 3) anführte, damals nicht selber zugänglich war. 
Sehling tut S. 4 ff. dar, daß in den Novellen expressis verbis nur 
das Unvermögen des Ehemannes als ein Grund einseitiger und 
nachteilloser Ehescheidung genannt werde und daß man diese Be- 
stimmungen mit Unrecht auch auf die weibliche Untüchtigkeit 
ausgedehnt habe; Justinian habe vielmehr die alten Bestimmungen 
der Pandekten über Sterilität der Frau aufgehoben. Mit sterilitas 
aber bezeichnete man nach Sehling (S. 1) „ Untüchtigkeit der Frau, 
sei es zur Beiwohnung überhaupt oder zur fruchtbaren Beiwoh- 
nung“. Er verweist dafür auf „L. 1483 D. de aedil. edict. 21,1 
verbunden mit L. 14 $ 7 eod. und Gell. IV, 2. Val. Maxim. II 
c. 1, 4°. An der erstgenannten Stelle der Pandekten wird bei 
Sterilität der Frau unterschieden, ob sie natura sterilis sei, oder 
vitio corporis, im ersten Fall hat sie als sana zu gelten, im 
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zweiten Fall nicht. Unter dem vitium corporis muß nicht gerade 
arctatio gemeint sein, es kann auch an das Fehlen eines inneren 
zur Fruchtbarkeit unentbehrlichen Organs gedacht sein. Dagegen 
erklärt dıe zweite Stelle: mulierem ıita artam, ut mulier fieri 
non possit, sanam non videri constat. Hier ist in der Tat mit 
klaren Worten von einer Frauensperson die Rede, bei der die 
Enge der vagina eine Defloration unmöglich macht, und eine solche 
Abnormität wird als Krankheit im Sinne des Gesetzes und damit 
als Ehescheidungsgrund betrachtet!. Andererseits scheint mir 
Sehling überzeugend nachgewiesen zu haben, daß der unter Theo- 
doras Einfluß stehende Justinian nur noch die männliche Bei- 
schlafsunfähigkeit als Ehescheidungsgrund anerkannte, wie er ja 
auch, in grellem Widerspruch mit der Geschichte des römischen 
Ehescheidungsrechtes, auf den Ehebruch des Mannes die Todes- 
strafe, auf den Ehebruch der Frau dagegen nur Verweisung in 
ein Kloster setzte, aus dem sie der Mann binnen zwei Jahren 
wieder holen konnte. 

Weniger überzeugt hat mich Sehlings, von Sägmüller (1911, 
92 A. 4) gebilligte Annahme, daß Augustin wiederholt von Im- 
potenz der Frau rede (S. 13 f.). Richtig ist, daß Augustin mehr- 
mals die Unfruchtbarkeit der Frau, die nach römisch - weltlichem 
Rechte einen Scheidungsgrund bilde, als christlich-kirchlichen 
Scheidungsgrund ausschließt. So schreibt er De bono conjug. c. 15 


! Die Stelle wird auch von Dr. München angeführt in seinem Auf- 
satz „Ueber Unvermögen (impotentia) als Ehehindernis*, Ztschr. f. Philo- 
sophie u. kath. Theologie. N. F. 1. Jahrg. Köln 1840, 2. Heft S. 72. Bei 
der sog. ersten Ehescheidung in Rom (vgl. darüber Wächter, Ueber 
Ehescheidungen bei den Römern 1822, 79ff. München &2.0.S. 72f, 
Sehling S. 3 A. 2) handelte es sich allem nach nicht um Beischlafs- 
unfähigkeit, sondern nur um Unfruchtbarkeit der Frau, Gellius Noct. 
Att. IV, 3: divortium cum uxore fecit, quia liberi ex ea corporis vitio 
non gignerentur, XVII, 21: divortium cum uxore fuit, quod sterilis esset, 
Val. Max. II, 1, 4: uxorem sterilitatis causa dimisit, qui quamquam tole- 
rabili ratione motus videbatur, repehensione tamen non caruit, qui ne 
cupiditatem quidem liberorum conjugali fidei praeponi debuisse arbitra- 
bantur, Plutarch Comp. Thes. c. Romul. c. 6: dnaıdia. 
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(Migne 40,385): „Manet enim vinculum nuptiarum, etiamsi proles 
cujus causa initum est, manifesta sterilitate non sub- 
sequatur, ita ut jam scientibus conjugibus non se filios 
habituros,separare se tamenvel ipsa eausa filiorum atque 
aliis copulare non liceat.“ Nach dem ganzen Beweisgang handelt 
die Stelle nicht von der Möglichkeit, sondern von der Frucht- 
barkeit des ehelichen Umganges und sie hat daher nicht die im- 
potentia co&undi, wie Sehling meint, sondern die Unfruchtbarkeit 
im Auge, wie c. 7 (40,380): „. . dimittere sterilem uxorem 
et ducere de qua filios habeat, et tamen non licet“, und 
De nupt. et concup. I, 10 (Migne 44, 420): „nee sterilem con- 
jugem fas sit relinquere, ut alia fecunda ducatur“ (vgl. noch De 
bono conjug. c. 24, Migne 40, 394). Die einzige Stelle, die von 
Beischlafsunmöglichkeit spricht, ist De conjug. adult. ad Pollent. II, 10 
(Migne 40,477): „Quid si enim aliquo diuturno et insanabili 
morbo eorporis teneatur conjux, quo concubitus impedi- 
tur? Quid si captivitas, vel vis aliqua separet, ita ut sciat vivere 
maritus uxorem, cujus sibi copia denegatur? Censesne admittenda 
incontinentium murmura et permittenda adulteria?“ Sehling glaubt, 
daß diese Stelle dem Wortlaut und dem Zusammenhang nach 
von Impotenz rede, und zwar nicht etwa bloß von impotentia 
superveniens, wie man diese Stelle gedeutet habe, um sie mit dem 
heutigen Kirchenrecht ın Einklang zu bringen, sondern von im- 
potentia überhaupt, auch von impotentia antecedens, da der einzige 
von Augustin gegen die Trennung angeführte Grund die von ihm 
so hochgepriesene Enthaltsamkeit sei. Allein die Enthaltsamkeit 
ist ihm nicht Beweisgrund, sondern Beweisthema ; Beweisgrund ist 
die lex Christi, und Augustin führt Beispiele an, wo auch in der 
Ehe die Enthaltsamkeit zur Pflicht werden kann: Krankheit, Ge- 
fangenschaft u. ä& Mir scheint, daß Sehling mehr, als durch den 
Zusammenhang, durch den vermeintlichen „Wortlaut“ zu seiner 
Auffassung verleitet wurde. Er schreibt nämlich irrigerweise 
„modo“ statt „morbo“: ein diuturnus et insanabilis modus corporis 
der den Beischlaf verhindert, könnte allerdings nur physische Im- 
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potenz, aretatio mulieris, sein. Dagegen braucht eine den ehe- 
lichen Umgang hindernde langwierige und unheilbare Krankheit 
nicht gerade impotentia co&undi im technischen Sinne zu sein: 
diese kann damit auch gemeint sein, muß es aber nicht. Das 
kann man wohl sagen: nach all dem, was er über Ehe und Ent- 
haltsamkeit schreibt, hätte Augustin die Frage, ob impotentia 
co&undi ein Ehescheidungsgrund oder ein Ehehindernis sei, höchst- 
wahrscheinlich verneint. Aber eine ausdrückliche Aeußerung 
findet sich bei ihm hierüber nicht. Wenn er dann an der ange- 
führten Stelle weiter sagt: „ Nonne lex Christi incontinentibus displicet, 
qui uxores litigiosas, injuriosas, imperiosas, fastidiosas et ad 
reddendum debitum conjugale difficillimas repudio interposito 
abicere volunt et alias ducere?*, so führt er nach den Fällen, wo 
vis major den ehelichen Verkehr hindert und den Unenthaltsamen 
eine neue Verbindung wünschenswert macht, solche Fälle an, 
wo ein derartiger Wunsch in den ethischen Mängeln oder im 
Temperament der Ehegattin seinen Grund hat. 

Die angelsächsichen Bußbücher kennen, wie Sehling S. 18 
mit Recht sagt und auch Sägmüller zugibt, ebenso wie ihre Quelle, 
das römische Novellenrecht, nur die Impotenz des Ehemannes als 
Ehescheidungsgrund. Dagegen findet Sägmiller „vorausgehende 
Impotenz“ der Frau in dem vielverhandelten Brief Papst Gregors Il. 
an Bonifaz vom Jahre 726: „Nam quod proposuisti, quod si mulier 
infirmitate correptanon valuerit debitum viro reddere, 
quid ejus faciat conjugalis? Bonum esset, si sic permaneret, ut 
abstinentiae vacaret. Sed quia hoc magnorum est, ille, qui se non 
poterit continere, nubat magis; non tamen subsidii opem subtrahat 
ab illa, quam infirmitas praepedit et non detestabilis culpa ex- 
cludit“!, Während er früher (1905,85) den Wortlaut „keines- 
wegs ganz klar“ nannte, findet er jetzt (1911, 96) die Aeußerung 
Gregors II. wie die zur Erklärung herangezogene Aeußerung 
Stephans II. „durchaus nicht so dunkel“. Das aus dieser Mischung 


ı Mon. Germ. Epp. III (1891) 276 (= ce. 18, C. XXXII, q. 7). 


Koch, Kaiser Heinrichs II. kinderlose Ehe mit Kunigunde. 231 


sich ergebende Helldunkel spiegelt sich auch in der delphischen 
Erklärung Sägmüllers: „Gregor redet sicherlich von einer der 
Ehe vorausgehenden Krankheit bezw. Impotenz.“ Redet er nun 
von einer Krankheit oder redet er von der Impotenz? Wie ich, 
so ıst auch Zehntbauer der Ansicht, daß es sich hier „dem 
Wortlaute nach nicht um impotentia im technischen Sinne des 
Wortes handelt, sondern um eine durch Krankheit bewirkte Un- 
möglichkeit, die eheliche Pflicht zu leisten*!. Sägmüller er- 
klärt dies kurzerhand für einen „Streit um Worte“. „In letzter 
Instanz und wesentlich handelte es sich im fraglichen Falle eben 
doch darum, daß diese Frau ‚non valuerit debitum viro reddere‘ 
oder daß sie faktisch impotent war, oder es handelte sich im 
fraglichen Falle um impotentia antecedens bei der Frau“ (S. 96 £.). 
In Wirklichkeit handelt es sich hier durchaus nicht um Worte, 
sondern um Begriffsunterschiede. Für jenen Ehemann lag freilich 
einfach die schmerzliche Tatsache vor, daß er von seiner Frau 
nichts hatte, aber für unsere Streitfrage kommt es gerade darauf 
an, ob impotentia im technischen Sinne des Wortes vorlag oder 
nicht. Beim Manne hätte in ähnlicher Lage eine Unterscheidung 
allerdings keine Bedeutung, er wäre einfach „impotent“ geworden. 
Aber eine Frau, die wegen andauernder Krankheit, Siechtums, 
allgemeiner Schwäche etc. den ehelichen Umgang nicht gewähren 
kann, wird dadurch nieht impotent im technischen Sinne, nicht 
eine mulier arcta, eine mulier naturaliter carens instrumento ad 
co&undum idoneo. Allerdings könnte an sich unter der infir- 
mitas bei Gregor II. wie oben bei Augustin unter dem diuturnus 
et insanabilis morbus (De conjug. adult. II, 10), auch eine abnorme 
arctatio mulieris verstanden werden?, aber gesagt oder auch nur 


! Das Kirchenrecht bei Bonifatius, dem Apostel der Deutschen 1910, 128. 

? Vgl. die oben zitierte Pandektenstelle: Mulierem ita artam, ut 
mulier fieri non possit, sana m non videri constat. Allein hier bedeutet 
sanus, wie ich oben sagte, gesund im Sinne des Gesetzes und des römischen 
Rechtes, es ist sozusagen die juristische, nicht die medizinische Gesundheit 
gemeint. Eine mulier arta kann kerngesund sein; jedenfalls ist es 
nicht wahrscheinlich, daß sie als infirmitate correpta, ihr Zustand als mor- 
bus bezeichnet wird. 
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nahegelegt ist es in keiner Weise, und diese abstrakte Möglich- 
keit zur Tatsächliehkeit und Gewißheit zu stempeln, wäre 
Willkür. So handelt die Stelle in der Tat, wie der von Sägmüller 
zitierte Scherer zur Entscheidung Gregors bemerkt, „nach dem 
Wortlaut keineswegs von der durch Impotenz bedingten Unmög- 
lichkeit der ehelichen Pflicht, ohne freilich das Unvermögen dazu 
auszuschließen“!. Aber für Sägmüllers These ist damit, wie 
gesagt, nichts gewonnen, da sie daran hängt, daß die impotentia 
co&undi antecedens nicht bloß nicht ausgeschlossen, sondern geradezu 
mitgemeint, bewußt eingeschlossen sei. Das kann aber nicht 
bewiesen werden. 

Bezüglich der Entscheidung Gregors II. genügt für unsere 
Zwecke die Feststellung, daß ihr Wortlaut für eine den Beischlaf 
hindernde Krankheit der Frau, nicht für impotentia co&undi ante- 
deus im technischen Sinn spricht, daß diese Impotenz jedenfalls 
nicht gemeint sein muß. Ob dabei eine vor oder nach Vollzug 
der Ehe eintretende Beischlafsunmöglichkeit vorausgesetzt sei, 
kann auf sich beruhen bleiben. 

Die von Sägmüller zur Stütze seiner These herangezogene 
Entscheidung Papst Stephans II. aus dem Jahre 754 lautet: „Si quis 
se in conjugio copulaverit et uni eorum contigerit, ut de- 
bitum reddere non possit, non liceat eos separare, nec pro 
alıa infirmitate, excepto si daemonii infirmitas aut leprae macula 
supervenerit. Caeterum si ab his duabus infirmitatibus liberi fuerint, 
invicem conjuncti unus alteri servitium exhibeat.*“ Ich bemerkte 
dazu: „Papst Stephan unterscheidet in seinem Erlaß, wenn anders 
er logisch sein soll, eine infirmitas, die die Leistung der ehelichen 
Pflicht unmöglich macht — das braucht nicht Impotenz im eigent- 
lichen Sinne zu sein —: und irgend eine alia infirmitas, sc. bei 
der die copula immer noch möglich wäre. In beiden Fällen ist 
die Trennung nicht erlaubt. Nur bei Besessenheit und Aussatz, 
die zur zweiten Art von infirmitas gehören, ist zeitweilige Tren- 


ı Handbuch des Kirchenrechts II (1898) 267 A. 10. 
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nung angezeigt, bis das Uebel gehoben ist.“ (S. 8). Sägmiüller 
betont die Allgemeinheit der Wendung „et uni eorum contigerit, 
ut debitum reddere non valeat“ (1911,96). Diese verlangt aber 
nicht, daß die Stelle bei der Frau von technischer Impotenz ver- 
standen werde, wie beim Mann. Kann der Mann die eheliche 
Pflieht nicht leisten, so ist er impotent; ist aber die Frau bei- 
schlafsunfähig, so braucht sie deshalb nicht gerade arcta zu sein, 
das Hindernis kann auch in Krankheit und Siechtum liegen. Ob 
die Beischlafsunfähigkeit vor oder nach Vollzug der Ehe eintretend 
gedacht sei, kann wieder dahingestellt bleiben. Die Sachlage ist 
also bei Stephan II. dieselbe wie bei Gregor 1I.: beidemal fehlt 
ein zwingender Grund, impotentia co&undi antecedens der Frau 
anzunehmen. | 

Sägmüller beruft sich dann noch auf Scherers Aeußerung: 
„Zuerst in den kirchlichen Rechtsquellen des 8. Jahrhunderts, nicht 
immer der lautersten Art, geschieht der Impotenz eines Gatten, 
meist des Mannes, Erwähnung“! und bemerkt dazu: „Nach 
Scherer kennen also die Rechtsquellen des 8. Jahrhunderts auch die 
Impotenz der Frau (1911, 97, vgl. 1909, 151). Einen Beweis dafür 
hat aber Sägmüller auch bei Scherer nicht gefunden: keiner hat 
eine Stelle vorgebracht, die von der weiblichen impotentia co&undi 
antecedens verstanden werden müßte. Somit ist Sägmüllers Be- 
hauptung: „Unter diesen Umständen darf man sicher sagen, daß 
man im 8. Jahrhundert die Impotenz der Frau kannte*, in keiner 
Weise begründet. 

Aus der langen Zeit von 726 bezw. 754 bis zum Ende des 
elften Jahrhunderts, also aus vierthalbhundert Jahren, in denen 
der Impotenz des Mannes oft genug Erwähnung geschah (vgl. 
meine frühere Studie S.10ff., Sägmüller 1905, 86 £., 1911, 88—100) 
weiß Sägmüller nicht eine einzige Stelle anzuführen, die er von 
der weiblichen Impotenz deuten könnte?. Erst aus den am Ende 


ı Handbuch des Kirchenrechts II, 266. 
® 1911, 100 A. 4 versäumt Sägmüller nicht, auf Sehling zu verweisen, 
der S. 28 sagt, daß Hinkmar von Rheims „fast nur die frigiditas des Ehe- 
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des elften Jahrhunderts entstandenen Kanonensammlungen des 
Ivo von Chartres! macht er zwei Stellen zu seinen Gunsten 
namhaft. Im Decretum Ivos Pars VII trägt nämlich c. 78 die Ueber- 
schrift: „Quid viro faciendum sit, si mulier nulla ratiane ei 
debitum reddere poterit“?. Und in seiner Panormia findet 
sich in Liber VI die Ueberschrift „De impotentia co&undi*. Darauf 
folgt e. 112 mit dem Summarium: „Licet ducere aliam viro, cui 
sua ob infirmitatem corporis debitum reddere non 
valeat“?. Beidemal wird dann unter der Ueberschrift „Gregorius 
junior Bonifacio episcopo“ die Entscheidung Gregors II. im Briefe 
an Bonifatius angeführt. 

Was folgt daraus? Sägmüller sagt: „Aus dem Vorstehenden 
ergibt sich der glatte Schluß, daß man in der zweiten Hälfte des 
11. Jahrhunderts ebenso von einer Impotenz (impotentia co&undi) 
der Frau wie des Mannes sprach, und zwar speziell auf Grund 
der Aeußerung Gregors II. an Bonifaz aus dem Jahre 726“ (S. 102). 
Dabei merkt Sägmüller nicht, daß das, was er zur Bekräftigung 
seiner Anschauung beifügt, zu ihrer Entkräftigung dient. Der 
Kanonensanımler findet am Schluß des elften Jahrhunderts aus 
der ganzen kirchenrechtlichen Vergangenheit nichts als die Aeuße- 
rung Gregors II. vom Jahre 726! An diese Stelle reiht er dann, 
wie Sägmüller selber bemerkt, lauter Stellen, die von der Impotenz 
. des Mannes handeln. Die Entscheidung Gregors II. bringt der 
Sammler allerdings unter die Rubrik „De impotentia co&undi“, daß 
er aber in dem zuerst erwähnten Falle, wo der Grund der Bei- 
schlafsunmöglichkeit auf seiten der Frau liegt, gerade impotentia 
im technisch-anatomischen Sinne, also arctatio mulieris meine, 


mannes in Erwägung ziehe“. Indes ist das „fast“ bei Sehling ebensowenig 
begründet wie das „meist“ oben bei Scherer. Hinkmar berücksichtigt 
nur männliche Impotenz und gewährt bei Auflösung der Ehe wegen Im- 
potenz nur der Ehefrau die Befugnis, eine neue Ehe einzugehen. 

ı Nach Fournier (zitiert bei Sägmüller S. 101 A. 4) sind Ivos Kanonen- 
sammlungen gegen 1094 oder 1095 entstanden. 

?2 Migne PL 161, 600. 

83 Migne PL 161, 1273. 
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ist damit noch nicht gesagt. Das „nulla ratione* im Deeretum 
würde noch eher dafür sprechen als das „ob infirmitatem corporis“ 
in der Panormia. Aber selbst wenn Ivo die Aeußerung Gregors II. 
wirklich von spezifisch weiblicher Impotenz verstünde, so folgte 
daraus nur, daß sie am Einde des 11. Jahrhunderts bekannt war, 
nicht auch, daß schon Gregor II. sie im Auge hatte. Bewiesen 
ist keines von beiden. Es hilft auch nichts, wenn das ganze 
Schreiben Gregors II. schon vor Ivo bekannt war, wenn es sich in 
der kirchenrechtlichen Sammlung von Saint-Amand findet und von 
Pseudo-Isidor, Benedikt levita, Hinkmar von Rheims, Regino 
von Prüm, verwendet wird, da gerade die Stelle, um die es sich 
handelt, nirgends erwähnt wird. Es ist doch ein sonderbares, 
ins Reich der unbegrenzten Möglichkeiten führendes Verfahren, 
wenn Sägmüller schreibt: „Wenn dann gerade unsere Stelle vor Ivo, 
abgesehen von einem überaus merkwürdigem Anklang bei Burchard 
von Worms, nirgends angezogen wird, so darf bei der so er- 
wiesenen weit verbreiteten Kenntnis des Schreibens nicht gefolgert 
werden, daß man diesen Passus vor Ivo nicht gekannt und nicht 
in dessen und unserem Sinn aufgefaßt habe“ (S. 103). Das heißt 
also: die von der Beischlafsunfähigkeit der Frau handelnde Stelle 
bei Gregor IIl., von der man nicht sagen kann, daß sie die im- 
potentia im technischen Sinne im Auge hatte, wird zwar bis 1095 
nirgends verwendet, aber man kann sie trotzdem gekannt und von 
spezifischer Impotenz verstanden haben, weil andere Stellen dieses 
Briefes, die von etwas ganz anderem handeln, verwertet wurden! 
Und diese Möglichkeit wird dann im Sinne Sägmüllers durch eine 
illatio a posse ad esse sofort auch zur Wirklichkeit !. 

Der „merkwürdige Anklang“ oder der „offenbare Anklang“ 
an die Entscheidung Gregors II., den eine Stelle bei Burchard 

! Außer bei Ivo von Chartres steht die Entscheidung Gregors Il. auch 
am Ende des 7. Buches der Kanonensammlung Anselms von Lucca (f 1086). 
„Da aber die ursprüngliche Gestalt dieser Sammlung und damit die Ori- 


ginalität der Stelle bezw. ihre Aufnahme durch Anselm selbst noch nicht 


festgelegt ist“, will Sägmüller keinen weiteren Nachdruck darauf legen 
(S. 101). 
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von Worms nach Sägmüller (S. 100 und 103) zeigen soll, 
beruht auf einem merkwürdigen und offenbaren Mißverständnis 
Sägmüllers. Im 44. Kanon des 9. Buches mit der Ueberschrift 
„Ex epistolis Gregorii“ heißt es nämlich: „De his requisistis, qui 
ob causam frigidae naturae se dicunt non posse in invicem operam 
carnis dantes eommisceri. Iste vero, si non potest uti pro uxore, 
habeat quasi sororem“!. Hier ist aber nicht der geringste Anklang 
an das Schreiben Gregors II. zu entdecken. Burchard handelt, 
wie Sägmüller selber sagt, von der Impotenz des Mannes, während 
Gregor Il. von der durch infirmitas verursachten Beischlafs- 
unfähigkeit der Frau spricht. Die Stelle, die Burchard zitiert 
und die er und nach ihm Gratian? und Roland? einem Gregor 
zuschreiben, ist in Wirklichkeit unbekannten Ursprungs‘. 

Gerade Burchards Behandlung der Impotenz ist ungemein 
lehrreich. Er spricht davon lıb. 1 c. 95 n. 32 (Migne 140, 575), 
lib. 9 ec. 40—44 (821 £.), lib. 19 c. 5° (967), aber stets ist männ- 
liche Impotenz gemeint. Beim Send soll an die Zeugen die Frage 
gestellt werden: „Est aliqua mulier quae dicat, quod vir ejus non 
possit cum ea coire, et ob hanc causam dissidium quaerit et alıium 
virum velit accipere ?“ (1, 94, 32). Eine entsprechende Frage über 
weibliche Impotenz findet sich nicht, obwohl man bei der sicher 
nicht dominierenden Stellung der Frau im elften Jahrhundert 
meinen möchte, daß in erster Linie das Recht des Mannes ge- 
schützt worden wäre. Daß 9, 40—43 nur von der männlichen 
Impotenz handeln, ist unbestritten. Die Ausführungen 9, 44 zeigen 
vollends schlagend, daß Burchard weibliche Impotenz im techni- 
schen Sinne überhaupt nicht kennt. Nach den oben schon ange- 


1 Decret. lib. IX c. 44, Migne PL 140, 822. 

?0.2,C.33, q. 1. 

3 Gietl, Die Sentenzen Rolands, nachmals Papst Alexander III. 1891, 
280 f. 

* Jaffe ?n. 1934. Friedberg zu c. 2, C. 33, q. 1: Caput incertum. 
Sehling S. 30 A. 4. Auch 9,40 wird von Burchard auf Papst Gregor (Brief 
an Johannes von Ravenna) zurückgeführt, stammt aber in Wirklichkeit aus 
einem Briefe des Hrabanus an Heribald. 

5 Nicht c. 104, wie es bei Sägmüller heißt. 
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führten Sätzen schreibt er weiter: „Quod si retinaculum jugale 
volunt rescindere, maneant utrique innupti; nam si huie non po- 
tuit naturaliter concordare, quomodo alteri conveniet? Igitur si 
vir aliam vult accipere uxorem, manifesta ratio patet, quia suc- 
cendente diabolo odii fomitem exosam eam habuit et ideirco 
illam dimittere mendacıi falsitate molitur. Quod si mulier cau- 
satur et dieit: volo mater esse et filios procreare, uterque eorum 
septima manu propinquorum tactis sacrosanctis religquiis jure- 
jurando dicat, ut nunquam per commistionem carnis conjuncti una 
caro effecti fuissent, tunc videtur mulierem secundas posse contra- 
here nuptias.. Humanum dico propter infirmitatem carnis eorum. 
Vir autem, qui frigidae naturae est, maneat sine conjuge. Quod 
si et ille aliam copulam acceperit, tunc hi, qui juraverint, per- 
jurii crimine rei teneantur et, poenitentia peracta, priora cogantur 
recipere conubia. 

Während die Kanones 40—43 solche Fälle im Auge haben, 
wo nur die Frau den Nichtvollzug der Ehe behauptet, zum Teil 
sogar im Widerspruch mit der Aussage des Mannes !, stimmen in 
unserm Kanon 44 die Aussagen der Eheleute über den Nicht- 
vollzug überein?. Man erwartet nun eigentlich die Entscheidung: 
liegt die Schuld auf seiten der Frau, so darf der Mann, liegt sie 
auf seiten des Mannes, so darf die Frau wieder heiraten. Statt 
dessen wird zuerst das römisch kirchliche Ideal in Erinnerung 
gebracht: iste vero, si non potest uti pro uxore, habeat quasi 


! c. 40 (von Burchard auf einen Brief des Papstes Gregor an Johannes. 
von Ravenna zurückgeführt) aus einem Briefe des Hrabanus an Heribald, 
c. 41 = can. 17 der Synode von Verberie (758/68), c. 42 = can. 20 von 
Compiegne (752), c. 43 = can. 3 von Tribur (895). 

 ? Sehling 8. 32 und A. 1. 

® Königer findet auch wirklich, aber mit Unrecht, als Anschauung 
Burchards: „Bei nachgewiesener Impotenz war die Trennung der Ehe und 
die Wiederverheiratung des gesunden Teils ohne weiteres gestattet (Bur- 
chard I. von Worms und die deutsche Kirche seiner Zeit 1905, 162). Aehn- 
lich auch Sehling S. 31: „Erweist sich der für impotent befundene Teil, 
dem also auch die Eingehung einer neuen Ehe nicht geradewegs verboten 
war, in neuer Verbindung als fähig etc.“ 
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sororem. Immerhin wird einem etwaigen Verlangen nach Tren- 
nung stattgegeben, aber nur quoad mensam et thorum, ohne 
Wiederverheiratung. Die Begründung mit namsi huic etc. steigt 
dann auf einmal von der Höhe asketischer Betrachtung zu natür- 
lichen Erwägungen herab, verrät aber mit der Voraussetzung, daß 
ein Mann, der bei einer Frau impotent ist, es notwendig auch 
bei einer andern sein müsse, eine bezeichnende physiologische 
Unkenntnis. Das vorausgehende iste vero etc. und das unmittel- 
bar nachfolgende igitur si vir ete., sowie die nachträgliche Ge- 
stattung einer Ehe für die Frau! lassen es nämlich erkennen, 
daß auch in dem Satz nam si huic etc. der Mann Subjekt ist. 
Will also der Mann wieder heiraten, so ist das nur ein Beweis, 
daß er seiner Frau überdrüssig ist und eine andere begehrt. Be- 
steht aber die Frau auf dem Verlangen, Mutter zu werden, so 
darf sie nach Beibringung von sieben Eideshelfern für den Nicht- 
vollzug der Ehe sich wieder verheiraten. Der Mann aber muß 
ehelos bleiben; sollte er sich wieder verheiraten, so muß die erste 
Ehe wieder hergestellt werden. Es wird nicht einmal gesagt, daß 
das nur dann zu geschehen habe, wenn der betreffende Mann in 
der zweiten Ehe erfolgreicher war; schon die Tatsache oder der 
Versuch einer neuen Eheschließung gilt als Beweis, daß die An- 
gaben über die erste Ehe meineidig waren. Sollte aber auch die 
gelungene copula carmalis in der zweiten Ehe gemeint sein, soviel 
geht aus dem verworrenen Kanon? klar hervor: wer den Fall 
des Nichtvollzuges einer Ehe so einseitig zu Ungunsten des Mannes 
beurteilt und entscheidet, kennt keine Impotenz des Weibes, keine 
femina clausa. Der Mann ist in diesem Kanon ebenso benach- 
teiligt wie im Novellenrecht; aber während dieses einfach von der 
Impotenz der Frau schweigt, verrät die Begründung bei Burchard, 


! Damit korrigiere ich das in meiner früheren Studie S. 12 Gesagte. 

? Sehling sagt S. 31 Anm. mit Recht, daß 9, 44 in zwei durchaus nicht 
zusammengehörige Bestandteile zerfalle, von denen der erste mit Bestimmt- 
heit auf eine Entscheidung der römischen Kirche hinweise, der zweite 
aber fränkischen Ursprunges und höchstwahrscheinlich Burchards eigenes 
Werk sei. 
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daß ihm eine solche Impotenz ganz unbekannt ist. Er kennt ja 
auch keine körperliche Untersuchung als Beweismittel, sondern 
nur die Erhärtung durch den Siebenhändereid (9, 44) oder die 
Kreuzprobe (9,41). Und da er an eine Störung des ehelichen 
Verkehrs durch den Teufel ebensowenig glaubt als an Hexen, 
gibt es für ihn auch keinen Unterschied zwischen absoluter und 
relativer Impotenz des Mannes, wie für jene Theologen, die die 
absolute Impotenz aus natürlicher Kälte, die relative aber aus 
maleficium erklärten und so dem Manne immer noch gerechter 
wurden als Burchard, der ihren Aberglauben! ablehnte, ohne ihn 


! Daß es sich hier wirklich un einen Aberglauben handelt, muß leider 
katholischen Theologen gegenüber immer noch betont werden. Während 
Scherer (Handbuch des Kirchenrechts II [1898] 269 A. 23) darüber freier 
urteilt, glaubte Sägmüller, daß „die Möglichkeit und Wirklichkeit einer 
Impotenz infolge dämonischer Einwirkung auf christlichem Standpunkt 
nicht geleugnet werden sollte* (Lehrbuch des kath. Kirchenrechtes 1904, 
519 A. 2). Ich bemerkte dazu in meiner Studie S. 14 A. 1: „Sollte der 
christliche Standpunkt wirklich diesen Glauben fordern? Die Hexenbrenner 
glaubten ihren Wahn und ihr Wüten auch dem christlichen Standpunkt 
schuldig zu sein. Man kann jene Vorstellung zeitgeschichtlich verstehen 
und würdigen. Wenn aber irgendwo, so verschließt hier nur ein entschie- 
denes, auch theologisch wohl zu begründendes, Impossibile dem Aberglauben 
Tore und Ritzen.“ Dagegen schreibt Böckenhoff mit sichtlicher Vor- 
liebe für „Sägmüllers vorsichtige Stellungnahme“: „Nur die theologische 
Begründung des Impossibile hätte dasselbe erweisen können, falls sie bei- 
gegeben wäre, nicht die Berufung auf seine pastoral-pädagogische Oppor- 
tunität (Theol. Revue 1909, 185).“ Demgegenüber erinnere ich nur an die 
nahe Verwandtschaft dieser Vorstellung mit dem Glauben an maleficium 
— die dämonische Verursachung der Impotenz wird ja zumeist durch 
maleficium vermittelt gedacht — und verweise auf die Erklärung des Dom- 
kapitulars Dr. München in der Ztschr. f. Philosophie u. kath. Theologie 
1840, 3. Heft, S. 82: „Diese Meinung ist nicht begründet, und alle Er- 
scheinungen lassen sich natürlich, aus physischen, moralischen und psycho- 
logischen Gründen erklären; auch kann manches auf die Rechnung der 
Leichtgläubigkeit der Parteien und ihrer Richter geschrieben werden.“ In 
der Anmerkung sagt er noch: „Die Aeußerung des hl. Thomas von Aquin 
Sent. 4 dist. 34 art. 3 resp.: Procedit autem haec opinio [die Leugnung 
dämonischer Impotenz] ex radice infidelitatis sive incredulitatis, quia non 
eredunt esse daemones nisi in aestimatione vulgi tantum, ist unrichtig; 
denn bei dem Glauben an das Dasein böser Geister kann noch der Glaube 
bestehen, daß sie auf die Gläubigen keinen solchen unmittelbaren oder 


Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XXII. 2. 16 


940 Abhandlungen. 


durch bessere physiologische Kenntnisse ersetzen zu können. Wenn 
es 19,5 vom Manne heißt „frigidae naturae, ita ut non potuisses 
coire cum ea nec cum alia aliqua“, so könnte man allerdings 
meinen, daß Burchard doch eine doppelte Möglichkeit in Betracht 
ziehe und demnach zwischen absoluter und relativer Impotenz des 
Mannes unterscheide. Gleich nachher aber wird dem Manne in 
jedem Falle der Wiederverheiratung gesagt: reus perjurii dijudi- 
ceris et iterum, post actam poenitentiam, priora conubia renovare 
debebis. Damit fällt jede Unterscheidung zwischen absoluter und 
relativer Impotenz beim Manne und ebenso jede Kenntnis einer 
arctatio mulieris. 

Dieser Befund bei Burchard ist für unsere Frage sehr wichtig. 
Denn Burchard ist ein Zeitgenosse Heinrichs Il., sein Decretum 
ıst zwischen 1012 und 1020, also ın der zweiten Hälfte der Re- 
gierungszeit Heinrichs entstanden und wir dürfen dem Bischof 
von Worms, der auch sonst als Zeuge für die kirchlichen und 
kulturellen Anschauungen und Zustände seiner Zeit angerufen 
wird!, wohl zutrauen, daß er die damalige eherechtliche Doktrin 
keinen mittelbaren Einfluß durch Zauberei haben, und daß namentlich 
Zauberei nur Betrug schlechter Menschen sei.“ Daraus geht zum minde- 
sten hervor, daß der Glaube an dämonische Impotenz nicht zur Konsequenz 
des katholischen Credo gehört, auch wenn man sonst des Teufels und der 
Dämonen nicht entraten zu können glaubt. In der zweiten Auflage seines 
Kirchenrechts modifiziert übrigens Sägmüller seinen früheren Satz dahin, 
daß die Möglichkeit und Wirklichkeit dämonischer Einwirkung auf christ- 
lichem Standpunkt „nicht ganz“ geleugnet werden sollte (1909, 594 A. 4). 
Es ist aber ein Gemisch von dogmatischer Befangenheit und Aufklärung, 
wenn er einerseits auf Tob. 6, 14 verweist, im übrigen aber der Ansicht 
ist, daß „in den meisten Fällen, wo die Alten maleficium annehmen, der Grund 
in körperlich krankhafter Disposition, namentlich Nervosität liegt“. Das ist 
ebenso, wie wenn man die Energumenen der alten Kirche zum größten Teil 
als Geisteskranke, Hysteriker und Epileptiker, die Dämonischen des Neuen 
Testamentes aber alle als wirkliche Besessene faßt — als ob die allgemein 
kulturellen Anschauungen und Voraussetzungen in den „inspirierten® Büchern 
nicht dieselben wären wie in den „nichtinspirierten‘“. 

ı Vgl. Königer, Burchard I. von Worms und die deutsche Kirche 
seiner Zeit, ein kirchen- und sittengeschichtliches Zeitbild. München 1905. 


Fournier, Le decret de Burchard de Worms, ses caracteres, son influence. 
Revue d’histoire ecclesiastique XII (1911) 451—473, 670—701. 
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und Praxis gekannt habe. Daß er aber mit seiner kirchenrecht- 
lichen Sammlung nicht archäologisch wissenschaftliche, sondern 
praktisch kirchliche Zwecke verfolgte, zeigt sein ganzes Verfahren, 
zeigen die Aenderungen, die er bei alten Texten vornahm, um 
sie den jüngsten kirchlichen Anschauungen und dem geltenden 
Rechte anzupassen!. Wenn also ihm eine spezifische Impotenz 
der Frau unbekannt ist, so ist sie es der Kirche Heinrichs II. 
auch gewesen. 

Aber auch Ivo von Chartres verrät, wie wir sahen, im 
letzten Jahrzehnte des 11. Jahrhunderts noch keine unzweideutige 
Kenntnis einer aretatio mulieris. 

Ebenso steht es bei Hugo von St. Viktor. Dieser schreibt 
in seiner Summa sententiarum VII, 20 (Migne PL. 176, 170): 
„De iis qui, legitime conjuncti, postea nequeunt carnaliter misceri, 
si alter eorum vel quod uterque reclamaverit, ideo 
guod nequeant sibi carnis debitum reddere, Gallicana 
judicat ecclesia, juxta tenorem legum et quorundam decretorum, et 
inde suscepta fide et legitima probatione discedant et aliis si velint se 
conjungant“. Darnach könnte es allerdings scheinen, als ob Hugo 
auch eine Klage des Mannes über Impotenz der Frau berück- 
sichtige. Bei näherem Zusehen aber zeigt sich, daß er nur eine 
einseitige oder auch eine beiderseitige Aussage über die Unmöglich- 
keit der geschlechtlichen Vereinigung im Auge hat, den Grund 
aber mit den Stellen, die er anführt (10 C. 5, 17, Decret. Ver- 
meriense c. 17 und Burchard 9, 44), lediglich beim Manne sucht. 
Wie Sehling (S. 37) darlegt, lehnt Hugo das maleficrum ab und 
sucht die bei Burchard 9, 44 sich findende, vermeintlich vom „gro- 
ßen Gregor“ (Gregor I.) stammende Entscheidung mit der Rechts- 
praxis der gallikanischen Kirche so ın Einklang zu bringen, daß er 
die päpstliche Entscheidung nur auf relatives Unvermögen (des 


! Vgl. Hauck in den Sitz.-Ber. d. sächs. Gesellsch. d. Wiss. 1894, 86. 
Kirchengeschichte Deutschlands III * (1906) 439. Diederich, Das Dekret 
des Bischofs Burchard von Worms. Beiträge zur Geschichte seiner Quellen. 
I. Teil (Breslauer theol. Doktordissertation) Jauer 1908, 59. 


16 * 
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Mannes) bezieht: auch dieser Ausweg verrät, daß ihm der Ge- 
danke einer mulier areta noch nicht aufgegangen war, obwohl er 
fast unmittelbar vor dem Tore der Erkenntnis stand. 

Petrus Lombardus bemerkt in seinen Sentenzen IV, 
34,1 (Migne PL. 192, 926): „Plene legitimae sunt quibus non obviat 
votum continentiae, vel ordo sacer, vel cognatio, vel dispar cultus, 
vel conditio vel naturae frigiditas et si quid est aliud. 
Unter dem Titel *De frigidis separandis“ führt er dann in n. 2 
die canones Burchards 9, 40. 44 und 42, in n. 3 die Stelle aus 
dem Gutachten Hinkmars von Rheims an, ein Beweis, daß auch 
er über eine frigiditas des Mannes nicht hinausgekommen ist. 
Und selbst wenn er die frigiditas ebenso von der Frau wie vom 
Manne verstände, wäre, wie sich weiter unten zeigen wird, für 
eine spezifische weibliche Impotenz, eine arctatio, nichts gewonnen. 

Bei Abaelard, Epitome Theologiae christianae c. 31 (Migne 
PL. 178, 1746 B) heißt es nur: „Multa sunt, quae conjugium im- 
pediunt, cognatio, votum, ordo, frigiditas... Item si quis 
frigidus uxorem duxerit et eam habere non potue- 
rit, Leo papa dicit, quod eam dimittere non potest. Gre- 
gorius vero dieit esse conjugium, etsi non potest eam habere ut 
uxorem, habeat ut sororem et non minus erit conjugium, sicut 
conjugium Mariae et Joseph. Si vero mulier non poterit con- 
tinere, et hoc dixerit, non propter hoc separanda, quia necesse 
est eam continere. Auch hier wird also nur männliche Impotenz 
berücksichtigt. 

Noch Gratian ist die weibliche Impotenz unbekannt, so sehr 
Sägmüller das Gegenteil zu beweisen sucht. Daß die Herüber- 
nahme des Kanons Gregors Il. aus Jvos Panormia unter der Ueber- 
schrift „Licet ducere alıiam viro, ceui sua ob infirmitatem 
corporis debitum reddere non valet“ (ce. 18, C. 32, q. 7) dafür 
kein Beweis ist, braucht nach dem Bisherigen nicht weiter erörtert 
zu werden. In C. 33 q. 1 lautet die I. pars: „Quod propter im- 
possibilitatem reddendi debitum mulier a viro suo 
separarı non possit auctoritate evangelica et apostolica probatur... 
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Unde datur intellegi, quod impossibilitas reddendi debitum non 
facit conjugii dissidium ... Verum antequam confirmetur, im- 
possibilitas offieii solvit vinculum conjugüi“. Dann kommen drei 
canones, von denen c. 1 = Burchard 9,40, c. 2 = B. 9,44, c. 3 
= B. 9,42 ist, hierauf die Bemerkung: Eece quod impossibilitas 
reddendi debitum vinculum solvit conjugii. Sed hoc de naturali 
impossibilitate statutum est. Haec autem malefieii impe- 
dimento, non frigiditate naturali debitum conjugale prohibente, 
a viro suo separata est. Unde quaeritur: Si liceat ei etiam in 
hoc casu a viro suo discedere et alii se copulare?“ Dann führt 
Gratian als can. 4 eine Stelle aus Hinkmar von Rheims an, die 
von dämonisch verursachter Impotenz handelt und mit den Worten 
schließt: „Quod si forte sanari non potuerint, separari valebunt: 
sed postquam alias nuptias expetierint, illis in carne viventibus, 
quibus juncti fuerant, prioribus quos reliquerant, etsiamsi possi- 
bilitas concumbendi eis reddita fuerit, reconciliari nequibunt“. 
Dazu bemerkt Gratian: „Sed in hoc videtur contrarius praemisso 
capitulo Gregorii. Ibi enim post possibilitatem redditam jubetur 
separari ab eo, cui secundo nupserat, et redire ad primum. Hie 
autem vivente eo, cui secundo eopulata fuerat, primo reconeiliari 
non poterit*. Eine weibliche Impotenz im technischen Sinne ist 
hier nirgends zu entdecken. | 
Auch die nächsten Schüler und Zeitgenossen Gratians sollen 
nach Sägmüller die weibliche Impotenz „als eine durchaus be- 
kannte Sache behandeln“. In seiner Summa zum Dekret Gratians 
bemerkt Paucapalea (um 1143 oder 1153) zu c. 18, C. 32, 
q. 7: „lud vero Gregorii ad Bonifacium Anglicis pro tempore 
permissum est, quibus beatus Gregorius in IV. et V. generatione 
conjugia contrahi permisit, ne timendo austeriora a fide recederent. 
Vel etiam de frigidis loquitur, ut sit sensus: Quod posuisti, 
sı mulier sub infirmitate frigiditate correptaetec.*! 


ı Ed. Schulte 1890, 129. Die Einleitung zu c. 33 lautet: Dixerat in 
praecedenti causa, quod vir, cujus uxor infirmitate corrupta (sic) debitum 
non valens reddere, licite poterat aliam ducere (Schulte S. 130). 
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Er läßt also für die Entscheidung Gregors II. zwei Möglich- 
keiten offen: entweder ist eine den ehelichen Umgang hindernde 
Krankheit der Frau gemeint und der Papst, der ja auch von dem 
sonst geltenden Eheverbot im vierten und fünften Verwandtschafts- 
grad Abstand nimmt, gestattet vorerst, um die Angeln nicht durch 
zu große Strenge vom christlichen Glauben abzuschrecken, eine 
Wiederverheiratung des Mannes; oder es handelt sich um frigidae, 
um krankhafte frigiditas. Im ersten Falle kommt eine konsummierte, 
im zweiten Falle eine nichtkonsummierte Ehe in Betracht. Im 
ersten Falle ist die Beischlafsunfähigkeit der Frau nur eine Be- 
gleiterscheinung, eine sekundäre Folge der Erkrankung. Im 
zweiten Falle dagegen bezieht sich die Krankheit der Frau auf 
ihr Sexualleben direkt, ihre infirmitas ist sexuelle frigiditas. 
Darunter versteht nun Sägmüller ohne weiteres weibliche Im- 
potenz im technischen Sinne. Richtig ist, daß Paucapalea eine 
abnorme sexuelle Veranlagung der Frau im Auge haben muß. 
Wenn er diese aber frigiditas nennt, so wendet er einen Begriff, 
der sonst nur vom Manne gebraucht wurde und nur beim Manne 
einen richtigen Sinn hat, auf die Frau an, bei der er gar nicht 
dieselbe Bedeutung haben kann wie beim Manne. Denn die durch 
frigiditas veranlaßte Beischlafsunfähigkeit ist nur beim Manne 
eine mechanisch-physiologische, beim Weibe dagegen höchstens 
eine psychologische. Ist der Mann frigidus, so kann er den Bei- 
schlaf überhaupt nicht vollziehen, ist aber die Frau frigida, so 
kann der Mann trotzdem die copula vornehmen, es sei denn, daß 
die Frau sich ihm geradezu verweigerte. Gerade der Umstand, 
daß Paucapalea von einer frigiditas der Frau spricht, zeigt zur 
Genüge, daß er in Fällen, wo eine Ehe nicht vollzogen werden 
konnte, zwar unterschied, ob die anormale Veranlagung auf seiten 
des Mannes oder auf seiten der Frau liege, daß er aber den Be- 
griff einer arctatio mulieris noch nicht gewonnen, von einer ana- 
tomischen Impotenz der Frau noch keine Vorstellung hatte. 
Dasselbe gilt von Stephan von Tournai, der zu Beginn 
der sechziger Jahre des 12. Jahrhunderts zu c. 18, C. 32, q. 7 
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bemerkt: „C. 18. Quod prop. Hoc cap. sacris canonibus est ad- 
versum; nam quod dicitur Anglicis datum stare non potest, cum 
nec iste fuerit ille Gregorius, nee Augustino eorum episcopo scribat, 
per quem eis fidem evangelizibat. Vel, ut quidam dieunt, hie 
agitur de illa uxore, quae nondum cognita est, velinfirmitatem 
vocat hic frigiditatem“!. Bei der weitverbreiteten schrift- 
stellerischen Gepflogenheit, von Mehreren zu reden, wo man nur 
Einen im Auge hat, geht aus dem „ut quidam dieunt“ gar nicht 
so klar, wie Sägmüller (1911, 104 A 4) meint, hervor, daß vor 
Stephan schon verschiedene von der frigiditas mulieris gesprochen 
hätten. Es ist gar nicht unmöglich, daß Stephan lediglich Pau- 
capalea vor sich hat?, gegen den auch seine Polemik wegen des 
angeblich den Angeln zugestandenen Privilegs offensichtlich ge- 
richtet ist. Aber selbst wenn es mit den „quidam“ seine Richtig- 
keit hat, so folgt daraus nur, daß sie, wie Paucapalea und Stephan, 
bei der Unmöglichkeit des Ehevollzuges den Grund zwar nicht 
ausschließlich beim Manne suchen, aber eine weibliche Impotenz 
im technischen Sinne doch nicht kannten. 

Auch Johannes von Faäönza schreibt in seiner vor 1171 
verfaßten, von Stephan von Tournai stark abhängigen Summa zu 
c. 18, C. 32, q. 7: „Quidam dicunt hic agi de ea uxore, que nondum 
cognita est, vel infirmitatem vocat hic frigiditatem“?. Er „kennt 
also die Impotenz der Frau gerade so wie Stephan“ (Sägmüller 
S. 105, A. 1), von dem wir sahen, daß er sie, wie Paucapalea, 
im spezifischen Sinne nicht kennt. 

Dagegen spricht, wie Gillmann * gezeigt hat, Cardinalis 


ı Summa ed. Schulte 1891, 245. Zu C. 33 lautet die Einleitung: Osten- 
sum est in superiori c. propter infirmitatem vel languorem uxorem non 
posse dimitti. 

2 Vgl. Fahrner, Geschichte der Ehescheidung im kanonischen Recht 
I, 144. 

® Gillmann im Archiv f. kath. Kirchenrecht 1910, 244 A. 1. 

. * Archiv f. kath. Kirchenrecht 1909, 773 f. 

5 Summa Huguccionis ad. c. 17, C. 27, q. 2 adv. ad matrimonium, 

Nouvelle Revue historique 27 (1903) 765. 
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von der aretatio der Frau, und Hugueeio!, dessen Summa 
„wohl nicht vor 1187 vollendet“ wurde, ist die Erscheinung einer 
mulier arcta wohlbekannt; es gibt nach ihm auch „quidam“, die 
c. 18, C. 32, q. 7 „de strietis“ auslegen. Auch in einem dem 
12. Jahrhundert angehörigen Tractatus de sacramento conjugii 
(Migne PL 176, 153—174) heißt es in c. 17: „Quod frigidi non 
possunt facere conjugium. Si vir frigidae naturae est, vel si mu- 
lier naturaliter carens instrumento ad coeundum ıdoneo, ut nullo 
modo possint commisceri, tales personae nee inter se nec cum aliis 
possunt facere eonjugium“ (Migne p. 166). Daß dieser Traktat 
aber „wohl von Walter von Mortagne zu Ende der vierziger Jahre 
des 12. Jahrhunderts verfaßt“ sei, wie Gillmann und Sägmüller 
annehmen, kann füglich bezweifelt werden. 

Papst Alexander Ill. gibt (zwischen 1159 und 1178) folgenden 
Bescheid: „Consultationi tuae, qua Nos consuluisti, utrum feminae 
clausae, impotentes commisceri maribus, matrimonium possint 
contrahere et, si contraxerint, an debeat rescindi, taliter respondemus, 
quod, licet incredibile videatur, quod aliquis cum talibus 
contrahat matrimonium, et quamvis dehujusmodi expressum 
canonem non habeamus, sacrosancta Romana tamen ecclesia con- 
suevit inconsimilibus judicare, ut quas tanquam uxores habere 
non possunt, habeant ut sorores. Verumtamen talibus artificio 
aliquando consuevit succurri, ut valeant apte reddere debitum et 
accipere“ *. Wenn der Papst Zweifel darüber äußert, ob einer 
überhaupt mit einem solehen Weibe eine Ehe eingehe, so setzt 
er offenbar beim Manne Kenntnis der sexuellen Beschaffenheit 
der betreffenden Frauensperson voraus. Böckenhoff meint 
geradezu, es handle sich um notorische aretatio von Frauen 
und dem Papste erscheine als neu und ungewohnt die Unter- 
stellung des anfragenden Bischofs, daß notorisch untaugliche 
Frauen noch einen Ehemann fänden?. Wie sich aber Böckenhoff 


ı Nouvelle Revue hist. 1908, .765 u. 788. . 
®” Jaffe ?n. 14125; c. 4, X de frigidis etc. IV, 15. 
3 Theol. Revue 1909, 184 f. 
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das Zustandekommen der Notorietät denkt, ist mir nicht recht 
klar. Etwa durch eine frühere Ehe, worin sich die Betreffende 
schon als elausa erwiesen hatte? Aber dann müßte ja diese Ehe 
bereits gelöst sein, und es handelt sich doch gerade darum, ob 
eine solche Ehe gelöst werden dürfe. Und eine neue Ehe zu 
schließen, um sie gleich wieder zu scheiden, hat auch keinen Sinn. 
Welche kulturellen und sittlichen Zustände aber sonst eine „no- 
torische arctatio“ von Frauen oder Mädchen voraussetzte, scheint 
Böckenhoff bei seiner Behauptung nicht zum Bewußtsein gekommen 
zu sein, auch wenn man zugeben muß, daß das Mittelalter in 
sexueller Beziehung derber und — ehrlicher war als die Gegen- 
wart!. Darum findet auch Sägmüller „notorisch* „etwas zu stark“ 
(S. 107. A 1) und schließt sich der Exegese der Glosse an: „Quia 
condicionem corporis sui sciens non contraheret delevi.“ „Alexander 
will also sagen, es werde schwerlich eine solche Frauensperson 
trotz des doch in der Regel von selbst gegebenen Bewußtseins 
von ihrem Zustande eine Ehe schließen.“ 

Diese Deutung ist aber weit davon entfernt, „allein richtig“ zu 
sein. Denn Alexander sagt nicht, es sei unglaublich, daß eine 
solche Frau eine Ehe eingehe, sondern daß ein Mann eine so 
beschaffene Frau zur Ehe nehme, setzt also, wie Fahrner? richtig 


ı Der Brautwerber Karls IV. von Frankreich, der 1322 an den arago- 
nischen Hof kam, um die Prinzessin Violante anzusehen, sollte Gelegenheit 
bekommen „ad videndum personam et ad sciendum quantitatem stature, 
qualitatem figure, pulcritudinem et condiciones, que in tali negocio com- 
muniter requiruntur“, und speziell darauf bedacht sein, „quod videat pectus 
ejus nudum. Nam secundum iudicia (indicia?) sibi data cognoscetur, an 
sit apta ad prolem, quam multum desiderat dominus rex“ (Finke, Acta 
Aragonensia Nrr. 318 u. 319). Zu noch indiskreteren Nachforschungen hatte 
er keinen Auftrag, obwohl dem König alles an sicherer Nachkommenschaft 
lag. Einfacher lag die Sache in manchen Kreisen beim Manne. Der Infant 
Jayme erklärt seinem Vater, dem König Jayme II. von Aragon, der ihn 
verheiraten wollte, mit merkwürdiger Ungeniertheit, daß er niemals Lust 
zum Heiraten gehabt habe, was schon daraus hervorgehe, daß er seit seiner 
Geburt noch nie mit einem Weibe geschlechtlich verkehrt habe (Finke, 
Acta Arag. p. CLXXXVI). 

?2 Geschichte der Ehescheidung I, 192. 
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annimmt, die Kenntnis dieser Beschaffenheit bei beiden voraus. 
Nun könnte ja der Bewerber, ohne daß man an „Probenächte* 
oder Aehnliches zu denken brauchte, durch das Geständnis des 
Mädchens oder seiner Eltern unterrichtet sein, wenn — das Mäd- 
chen selber sich dessen bewußt geworden ist. Aber gerade die 
dabei gemachte Voraussetzung, daß das „Bewußtsein von ihrem 
Zustand“ bei der Frauensperson „in der Regel von selbst gegeben“ 
sei, trifft eben nicht zu. Wenn Alexander III. im zwölften Jahr- 
hundert diese Voraussetzung macht, so ist das allerdings begreif- 
licher, als wenn Sägmüller im zwanzigsten nichts dagegen ein- 
zuwenden hat. Die Erfahrung hat nämlich gelehrt, daß das 
Bewußtsein von einem solchen Zustand beim Mädchen in der 
Regel nicht von selbst gegeben ist, sondern erst in der Ehe oder, 
vorsichtiger ausgedrückt, bei wiederholt versuchtem Geschlechtsver- 
 kehr gewonnen wird, ganz abgesehen von den nicht seltenen Fällen, 
wo das Weib nicht absolut, sondern nur relativ, für einen be- 
stimmten Mann, zu eng ist. 

Gerade die Voraussetzung, die dem Papst Alexander III. so 
selbstverständlich ist, läßt erkennen, daß die gerichtliche und 
wissenschaftliche Erfahrung über diesen Punkt damals noch nicht 
sehr groß war. Daß ein derartiger Fall aber anderseits nicht 
‘so neu und ungewohnt war, wie ich früher angenommen habe, 
zeigt der von mir leider übersehene Satz: „Verumtamen talibus 
artificio aliquando consuevit succurri, ut valeant apte reddere de- 
bitum et accipere“. Wenn aber der Papst erklärt, daß ein „expres- 
sus canon“ hierüber nicht vorliege, so kann das nichts anderes 
besagen, als daß ein solcher Fall in Rom noch nie vorgelegt und 
entschieden worden sei. 

Sägmüller will das freilich nicht gelten lassen und stimmt 
wieder der Glosse zu, die zu „Nubat“ ce. 8, C. 27, q. 7 be- 
merkt: „Vel loquitur de arcta et illud erit consilium: non 
enim opem etc. Sed contra hoc obicitur Extra de frigidis et 
maleficiatis c. Consultation. Nam ibi dieit, quod non in- 
venitur aliquis canon de arcta. Sed certe bene invenitur, sed non 
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expresse*. Allein die Glosse ist eben geneigt, jene Entscheidung 
Gregors Il. von einer arcta zu verstehen und sucht nun das in 
der Aeußerung Alexanders III. liegende Hindernis wegzuräumen, 
und Sägmüller ist in derselben Lage. Wir haben keinen Grund 
gefunden, jene Entscheidung vom Jahre 726 auf arctatio zu be- 
ziehen, und stehen deshalb dem Worte Alexanders III. unbefangener 
gegenüber. Und, was hier die Hauptsache ist, Alexander III. 
selbst verstand die Entscheidung Gregors II. nicht von einer 
mulier arcta, sondern von einer mulier aegrota, näherhin von der 
ins Haus des Sponsus übergeführten Sponsa, die „aegritudine prae- 
venta“, „jugi aegritudine detenta sponso debitum reddere non valuit“, 
„infirmitatis gravamine detenta per carnalem copulam viro suo minime 
fuerit sociata“, wobei auch keine Hoffnung auf Genesung besteht 
(interveniente desperatione salutis). Die Entscheidung Gregors II. 
ist also für Alexander III. weder ein expressus canon de arcta, 
noch ein canon non expressus de arcta, wohl aber ein canon „de 
consimilibus“, wie der ebenfalls einem Papst Gregor zugeschriebene 
e. 2, C. 33, q. 1, den er in seinem Bescheid verwertet. Die con- 
similia“ sind Fälle, in denen es sich zwar nicht um spezifische 
weibliche Impotenz (arctatio), aber ebenfalls um die Unmöglichkeit 
der copula carnalis handelte, mochte der Grund in unheilbarer 
Krankheit der Frau oder in Impotenz des Mannes gelegen haben. 
In solchen Fällen pflegte die römische Kirche dem Grundsatze 
zu folgen: „ut quos tangquam uxores habere non possunt, habeant 
ut sorores*, und diesen Grundsatz wendet nun Alexander III, auf 
die feminae clausae an. 

„Aus alledem“ geht also nicht „mit der wünschenswertesten 
Stringenz hervor, daß Alexander III. die weibliche Impotenz als 
eine in Rom alte und wohlbekannte, schon oft verhandelte Sache 
bezeichnet“ (Sägmüller S. 108), sondern das gerade Gegenteil. 

Wenn Alexander Ill. in einem andern Dekret nur die männ- 
liche Impotenz „propter naturalem frigiditatem aut propter alia 


ı Die Summa Magistri Rolandi, nachmals Papstes Alexanders III. ed. 
Thaner 1874, 181 und 186. 
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maleficia“ erwähnt, so darf daran allerdings kein weiterer Schluß 
geknüpft werden, da sich der Papst eben, wie Sägmüller 8. 109 f. 
darlegt, an die auf männliche Impotenz gehende Anfrage hält und 
keinen Grund hat, sich über weibliche Impotenz zu verbreiten. 
Auffallender aber ist sein Schweigen in den Sentenzen, wo Roland, 
wie auch Sägmüller bemerkt (S. 109 A. 1), nur von der Impotenz 
des Mannes redet. Denn da lautet sein Thema in c. VIII: „Im- 
possibilitas etiam co&undi dirimit matrimonium contractum, impedit 
quoque et contrahendum“, und er spricht von den verschiedenen 
Möglichkeiten von Impotenz. Die sich widersprechenden Ent- 
scheidungen des vermeintlichen Gregor (c. 2, C. 33, q. 1) und 
Hinkmars (c. 4, C. 33, q. 1) sucht er nämlich so auszugleichen: 
„Ad quod notandum est, quod impossibilitas alia est ex naturali 
frigiditate, alia ex maleficio. De his ergo, qui naturalem pretendunt 
fragilitatem, dieit Gregorius papa: quibus post peractam poeni- 
tentiam priora sunt redintegranda conubia. De maleficio vero im- 
peditis loquitur Ygmarus dicens quod non possunt priora recipere 
illis in carne viventibus, quibus in secundo se junxerint, et red- 
dita possibilitate co&undi ; quod ideo factum credimus, quia qui natu- 
ralem proponit frigiditatem, videtur decepisse ecclesiam et in odium 
uxoris tale mendacium composuisse, presertim cum modo inveniatur 
co&undi possibititatem habere. Quod enim natura negat, reddere 
nemo potest, ideoque in odiıum ejus est institutum, ut dimissa 
secunda reciperet primam. Qui vero maleficium proponit, si pos- 
tea reddita ei fuerit co&undi facultas, non videtur ecelesiam dece- 
pisse neque in uxoris odium hoc fecisse, quia multociens accidit, 
quod maleficio impedita redditur co&undi facultas, et quod non 
potest cum una potest cum alia, quod de frigido minime solet 
accidere; impossibile est enim, ut quidam de naturali frigiditate 
ad naturalem redeat calorem“?. Wenn hier also nur von absoluter 
und relativer Impotenz des Mannes gesprochen, die Möglichkeit 


10.2, X de frigidis etc. IV, 15. Jaffe? n. 11866. 
? Gietl, Die Sentenzen Rolands, nachmals Papstes Alexanders III. 1891, 
280— 282. 
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einer (absoluten oder relativen) arctatio der Frau aber gar nicht 
in Rechnung genommen wird, so ist das sicher auffallend. 
Dafür glaubt Sägmüller, daß man aus der allgemeinen Fas- 
sung, die er in der etwas früher entstandenen Summa bei Dar- 
legung der Wirkung der Impotenz auf die Ehe in seiner Erklärung 
zu C. 33, q. 1 wähle, „ablesen“ könne, daß er sie doch auch bei 
der Frau als möglich ansehe, so gut wie den Ehebruch. Die 
Erklärung laute nämlich: „Q. I. Primo quaeritur, an propter 
impossibilitatem eo&undi uxor a viro sit separanda. Praemissa causa 
uxorem a viro separarl non posse rationibus et auctoritate probari 
posse videtur. Si enim vivente viro uxor alligata est ei i. e. legi 
viri et e converso, ergo praedictis non lieet divertere nisi eausa 
fornicationis vel ex consensu utriusque ad tempus causa continen- 
tiae. Item Dominus praecepit in evangelio, uxorem a viro non 
discedere et e converso nisi causa fornicationis. Unde datur 
intelligi, quod impossibilitas reddendi debitum non facit conjugüi 
diseidium“!, Soweit zitiert Sägmüller (S. 109) und soweit scheint 
die Stelle auch für seine Anschauung zu sprechen. Aber schon 
der unmittelbare Fortgang zerstört diesen Schein: „Quod de con- 
jugio carnali officio confirmato interpretandum non dubito. Quod 
autem liceat, sequentibus canonibus potest probari: ait enim 
Gregorius: Quod proposuisti etc. (e. 18, C.32,q.7.) Hujus autem 
decreti contrarietatem atque contrarietatis remotionem in superiori 
causa sufficienter assignatam poteris invenire“. Wo er demnach von 
der Unauflösliehkeit der Ehe auch bei impossibilitas eo&undi spricht, 
meint Roland eine konsummierte Ehe, läßt also keinen Raum für 
spezifische Impotenz der Frau, die ja die Konsummation von vorn- 
herein ausschließt. Sobald er aber auf die Möglichkeit einer 
Wiederverheiratung des gesunden Teiles bei nichtkonsummierter 
Ehe eingeht, verweist er auf seine Erklärung des c. 18, C. 32, 
g. 7, den er nicht von spezifischer Impotenz, sondern von unheil- 
barer Krankheit der Frau versteht. So steht es beim Kardinal 


ı Ed. Thaner 188 sq. 
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und Kanonisten Roland!. Erst der Papst und Gesetzgeber 
Alexander III. entscheidet wegen feminae clausae, weiß aller- 
dings bereits, daß man solchen schon durch ärztliche Kunst 
geholfen hat. 

Wie steht es nun mit meiner These angesichts der neu vor- 
gebrachten Stellen? Sägmüller verkündet triumphierend, daß 
„Koch die betreffende Aeußerung Alexanders III. total miß- 
verstanden hat, und zwar einfach deswegen, weil er die Lehre 
der Kanonisten des 12. Jahrhunderts über das Ehehindernis der 
Impotenz viel zu wenig berücksichtigt hat und daher nicht kennt“ 
(1911, 98), daß „Koch deswegen nicht in der Lage war, c. 4 
[Alexanders IIL.] richtig zu werten, weil er nicht wußte, daß Ivo, 
Gratian und zahlreiche Dekretisten zur Zeit Alexanders die Impotenz 
auch der Frau ganz gut kennen“ (S. 108). 

Vor allem kann ich Sägmüller kein Recht zuerkennen, mir 
in einer die Absicht so deutlich verratenden Weise Unkenntnis 
der kanonistischen Literatur des 12. Jahrhunderts vorzuwerfen 
und meinen „engsten Anschluß an Freisen“?, aus dem ich nicht 
im geringsten ein Hehl gemacht habe, so hervorzuheben 3. 
Für einen, der über die Geschichte des kanonischen Eherechtes 
keine Spezialstudien gemacht hat und sie auch nicht als Selbst- 
zweck, sondern als Mittel zur Beleuchtung einer anderen geschicht- 
lichen Frage heranzieht, wird es doch wohl wissenschaftlich er- 
laubt sein, vorerst den in dem besten Spezialwerk hierüber 
gegebenen Richtlinien zu folgen. Sägmüller selber, der ein mit 
Recht geschätztes Lehrbuch des katholischen Kirchenrechts heraus- 


! Die Summa Rolands ist, wenn Gratians Dekret ca. 1140 entstand, 
noch vor 1148 erfolgt, wenn das Dekret erst ca. 1150 fertig war, ent- 
sprechend später. Die Sentenzen Rolands sind eine etwas spätere Er- 
gänzung zur Summa. Vgl. Sägmüller 1911, 104 A. 1 und 108 A. 3. 

? Freisen, Geschichte des kanonischen Eherechtes bis zum Verfall 
der Glossenliteratur 2 1893. 

® Theol. Quartalschr. 1909, 151 (2 mal). 1911, 108. Selbst in der 2. Auf- 
lage seines Kirchenrechts 1909, wo Sägmiüller S. 594 A. 4 meinen nach seiner 
Meinung „mißlungenen“ Beweis registriert, darf der stereotype „Anschluß 
an Freisen“ nicht fehlen. 
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gegeben hat, weiß in seiner Rezension meiner Studie (1909, 151) 
noch nicht mit Spezialkenntnissen der „zahlreichen Dekretisten 
zur Zeit Alexanders III.“ zu prunken, sondern verweist „nur auf 
Scherer, Kirchenrecht II, 266: ‚Zuerst in kirchlichen Rechts- 
quellen des 8. Jahrhunderts, nicht immer der lautersten Art, 
geschieht der Impotenz eines Gatten, meist des Mannes, 
Erwähnung’* und bemerkt dazu: „Also nach Scherer doch auch 
der Frau’. Und Sch. kennt das mittelalterliche Eherecht zum 
mindesten so gut wie Freisen.“ Inzwischen hat ein wirklicher 
Kenner der Glossenliteratur, Gillmann in Würzburg, im Archiv 
f. kath. Kirchenrecht 1909, 772—774 und 1910, 244 A. 1 neues. 
Material beigebracht, das nun Sägmüller 1911, ohne eine Stelle 
ex propriis beizufügen, überlegen gegen mich ausspielt. Seine 
Argumentation beruht also nach seinem eigenen Sprachgebrauch 
auf „engstem Anschluß“ an Gillmann, Scherer und Sehling“. 
Daß mit Ivo, Gratian, Paucapalea, Stephan von Tournai und 
Johannes von Faönza niehts anzufangen ist, glaube ich dargetan 
zu haben. Es bleiben aber Cardinalis, Huguceio und der Tractatus 
de sacramento conjugii, die, wie Alexander Ill, eine spezifische 
Impotenz der Frau kennen und als bekannt voraussetzen. Meine 
frühere Behauptung, daß eine aretatio mulieris von der kanoni- 
stischen Wissenschaft erst seit der Glossa ordinaria im Anfang 
des 13. Jahrhunderts berücksichtigt werde, ist demnach falsch. 
Dagegen ist meine Anschauung, daß eine arctatio erstmals unter 
Alexander III. vom römischen Stuhl richterlich behandelt und 
entschieden wurde, in keiner Weise widerlegt worden. Jedenfalls 
wurde keine Stelle vorgebracht, aus der hervorginge, daß man 
schon vor der Mitte des 12. Jahrhunderts oder gar schon im 


ı Daß Scherer diese Behauptung so wenig als Sägmüller bewiesen hat, 
habe ich oben gezeigt. 

2 Wie oben schon bemerkt wurde, zitiert Sägmüller aus Burchards 
Dekret 19 c. 104, Migne 140, 967. Die Angabe ist bezüglich der Seiten- 
zahl bei Migne richtig, der Kanon ist aber dort der 5., nicht der 104. wie 
bei — Sehling (S. 30f. 43), der nach Wasserschleben zitiert. Dies ist je- 
doch nicht der einzige „Anschluß“ an Sehling. 
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Anfang oder gegen Mitte des 11. Jahrhunderts, zur Zeit 
Heinrichs II. oder Rodulf Glabers von Cluny, eine Impotenz der 
Frau im Sinne einer mulier arcta oder stricta oder clausa gekannt 
hätte. Das war aber in meinem Beweisgang die Hauptsache, 
nicht etwa, wie Gillmann ! und Böckenhoff * meinen, die Anschau- 
ung, daß gerade bei Alexander III. die arctatio erstmals zur Sprache 
komme. Uebrigens sind bei den mit Alexander Ill. gleichzeitigen 
Autoren, die der arctatio gedenken, die Daten so unsicher, daß 
nıan über die Priorität immer noch streiten kann. 

Wir haben also folgenden Tatbestand: Der Brief Gregors II. 
an Bonifaz vom Jahre 726 spricht von einer Frau, „die infirmitate 
correpta“ dem Manne die eheliche Pflicht nicht leisten kann. Dann 
tiefes Schweigen über — allgemein gesprochen — Beischlafs- 
unfähigkeit der Frau, während der männlichen Impotenz so oft 
gedacht wird, bis zum Ende des elften Jahrhunderts. Im letzten 
Jahrzehnt des elften Jahrhunderts taucht bei Ivo von Chartres jene 
Entscheidung Gregors II. wieder auf. Gratian registriert die Stelle 
ebenfalls. Bei Paucapalea, Stephan von Tournai, Johannes von 
Faönza ist in merkwürdiger Begriffsverschwommenheit mit einem 
nur beim Manne zutreffenden Ausdruck von „frigiditas“ der Frau 
die Rede. Dann aber erscheint der Begriff einer „arctatio“ und 
. wird der „frigiditas“ beim Manne gegenübergestellt („Si vir frigidae 
naturae est, vel si mulier naturaliter carens instrumento ad co&un- 
dum idoneo“) und fernerhin ist von „feminae clausae“*, „arctae*, 
„strietae* reichlich die Rede °. 


! Arch. f. kath. KR. 1909, 772. 

2 Theol. Revue 1909, 184. 

3 In einem anderen Dekret Alexanders III. (c. 3, X de frigidis etc. 
IV, 15) heißt es: Quod quidam sedecim annorum vel eo amplius quandam 
annorum tredecim duxit in uxorem, qui cum debitum reddere deberet et 
non posset, mulier tam gravem infirmitatem contraxit, ut omnino viro sit 
facta inutilis et instrumentum ejus sit impeditum ita, quod vir ei commis- 
ceri non possit. In einem von Innocenz III. entschiedenen Falle (c. 6, X 
de frigidis etc. IV, 15) war eine Ehe geschieden worden, weil dem Weibe, 
wie man glaubte „naturale deerat instrumentum“, mit der Folge, daß der 
Mann wieder heiraten durfte, während die Frau ins Kloster gehen sollte. 
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Diese Tatsachen sprechen für sich selber. Während bis ins 
zwölfte Jahrhundert bei Beischlafsunmöglichkeit der Grund ein- 
seitig beim Manne oder in Verhexung gesucht wurde und weib- 
liche Beischlafsunfähigkeit nur als Folge einer Krankheit der Frau 
bekannt war, kam man um die Mitte oder in der zweiten Hälfte 
des 12. Jahrhunderts zur Erkenntnis, daß der Grund auch in 
einer abnormen Veranlagung der Frau liegen könne. Diese weib- 
liche Abnormität der Frau nannte man zunächst unsicher tastend 
frigiditas, wobei der spezifische Unterschied vom Manne nicht 
zur Geltung kam, demnach eine klare Anschauung noch nicht 
gewonnen war. Erst dann fand man, daß die Abnormität in 
einer arctatio vaginae liege. 

Woher mag. diese Wendung in der Behandlung der hanetenz 
gekommen sein? Wie schon oben bemerkt wurde, suchte ich 
den geschichtlichen Grund für die Unbekanntschaft mit der weib- 
lichen Impotenz im römischen Recht, das von dieser Impotenz 
schweige. Das gilt aber nur vom Novellenrecht, das in der Tat 
eine weibliche Impotenz nicht berücksichtigt, während in den 
Pandekten eine „mulier arta* vorgesehen war. Vielleicht daß man 
beim Aufblühen des Rechtsstudiums an den seit dem zwölften 
Jahrhundert sich bildenden Hochschulen gerade durch die Pan- 
dekten auf die arctatio aufmerksam wurde, und so hätten die Pan- 
dekten nachträglich wieder gut gemacht, was die Novellen ver- 
schuldet hatten. Auch die Medizin mag das Ihrige zur Aufklärung 
beigetragen haben. In meiner früheren Studie habe ich zu Unrecht 
gemeint, daß man im zwölften Jahrhundert noch nicht an Okular- 
inspektion gedacht, sondern sich mit Ordale oder Siebenhändereid 
begnügt habe (S. 13). Wie ebenfalls Gillmann gezeigt hat, er- 
wähnt Simon de Bisiniano in seiner zwischen 1174 und 1179 


Sie fand aber einen Mann, für den sie nicht, wie für den ersten, arcta war, 
der „seras hujusmodi reseravit“, den sie dann heiratete. Nun wurde sie aber 
„per frequentem usum secundi etiam apta primo“, und der Papst sollte 
darum entscheiden, wem sie fernerhin angehören solle. Hier treten also 
auch die Begriffe einer absoluten und einer relativen arctatio deutlich 
hervor. 


Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XXII. 2 17 


956 Abhandlungen. 


verfaßten Summa den „aspectus corporis conjugis“, und ebenso 
Huguceio!. Dagegen kennen ihn Stephan von Tournai und Johannes 
von Faönza nicht. Jener erklärt c. 1, C. 33, q. 1 ad v. justum 
judicrum: „Quidam dicaunt candentis ferri vel aque calide, alii, 
quod melius est, sacramentum intelligunt“ ?; und dieser zur selben 
Stelle: „non utique candentis ferri, non utique ferventis aque et 
hujusmodi, quod prohibetur, sed VII manu propinquorum“?. Hier 
mußten sie als Beweismittel die Vornahme des Augenscheins 
nennen, wenn sie ihnen bekannt war. Wir sehen demnach, daß 
das Aufkommen der Okularinspektion und die Erkenntnis einer 
arctatio mulieris zeitlich so ziemlich zusammenfallen, und so wırd 
man wohl einen ursächliehen Zusammenhang zwischen beiden 
annehmen dürfen. Jedenfalls war das ganze elfte Jahrhundert 
hindurch beides noch völlig unbekannt. 


II. 


Es ist Sägmüller nicht gelungen, eine Kenntnis der spe- 
zifischen weiblichen Impotenz im 11. Jahrhundert nachzuweisen. 
Im Gegenteil: wenn nicht alles täuscht, kam diese Kenntnis erst 
um die Mitte oder in der zweiten Hälfte des 12. Jahrhunderts 
auf. Daraus folgt, daß der gegen Mitte des 11. Jahrhunderts 
schreibende Mönch Rodulf Glaber von Cluny, wo er von den ehe- 
lichen Verhältnissen Heinrichs II. sprieht, nicht eine Impotenz, 
sondern nur die Sterilität Kunigundens meinen konnte. Dafür 
spricht auch der ganze Wortlaut: „Ex qua etiam cernens non posse 
suscipere liberos, non eam propter hoc dimisit, sed omne patri- 
monium, quod liberis debebatur, Christi ecclesiae contulit“ ®. 
„Wir haben da, wo es sich um Möglichkeit oder Unmöglichkeit, 


1 Arch. f. kath. KR. 1909, 773. 

?2 Gillmann a. a. O. 

® Gillmann in Arch. f. kath. KR. 1910, 244 A. 1. 

* Jene Zeit suchte, wie es scheint, den Grund der Kinderlosigkeit trotz 
erfolgten Ehevollzuges ebenso einseitig bei der Frau, wie den Grund der 
Unmöglichkeit des Ehevollzuges beim Manne. Daran, daß der Mann bei 
Koitusfähigkeit doch zeugungsunfähig sein könne, scheint man nicht ge- 
dacht zu haben. 
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Ausübung oder Nichtausübung des ehelichen Verkehrs als solchen 
handelte, in den Quellen überall ganz spezifische und bezeichnende 
Ausdrücke gefunden: commisceri, debitum reddere, servitium 
exhibere, commercium maritale reddere, manere cum muliere, nubere 
cum muliere, uxorium opus implere, coire, coitus, conjugalis co- 
pulatio, carnalis commixtio, operam carnis dantes conımiscern, 
naturaliter concordare, feminae cognitio, cognoscere mulierem. 
Glaber aber wählt keine dieser Wendungen, sondern sagt nur, 
Heinrich habe gesehen, daß er von Kunigunde keine Kinder be- 
kommen könne, d. h. daß seine Gemahlin unfruchtbar sei. Der 
Cluniacenser redet also von Sterilität, nicht von Impotenz. Er sagt 
auch nicht, Heinrich habe fortan mit seiner Gemahlin wie Bruder 
und Schwester gelebt, habe Enthaltsamkeit geübt — abstinentiae 
vacare, se continere, habere ut sororem sind wieder, namentlich 
das letztgenannte, spezifische Wendungen der Rechtsquellen —, 
sondern nur, er habe die Kindesteile der Kirche vermacht. Und 
doch ist schon Glaber darauf bedacht, die Tugenden und Ruhmes- 
titel des verewigten Kaisers ins Licht zu rücken“!. 

Dieser Deutung tritt nun Sägmüller mit folgenden Gedanken 
entgegen. „Bei der Entschiedenheit, mit welcher die Kirche von 
Anfang an dafür eintrat, daß eine Trennung der Ehe dem Bande 
nach unzulässig und die Schließung einer neuen Ehe bei Lebzeiten 
des geschiedenen Gatten nicht nur stndhaft, sondern nichtig sei, 
bei der notorischen Tatsache, daß die Kirche schon ım karo- 
lingischen Reiche ihre Jurisdiktion in Ehesachen wirksam geltend 
machte, bei der allbekannten Energie, mit welcher die Päpste auch 
gegen die mächtigsten Herrscher — Nikolaus I. gegen Lothar II. 
863, Gregor V. gegen Robert von Frankreich 999, Gregor VI. 
gegen Heinrich IV. 1069 — die Untrennbarkeit des Ehebandes 
vertraten, bei der bekannten streng kirchlichen, reformerischen 
Richtung von Cluny, welchem Kloster Glaber angehörte, bei 
Glabers offensichtlicher Tendenz, den in Cluny und auch ihm, 


ı S. 14 meiner früheren Studie. 
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dem Zeitgenossen, wohlbekannten Heinrich II. als einen frommen, 
ja heiligmäßigen Mann darzustellen, der seine Güter an Christus 
dahingab (obgleich er sie hätte auch für sich und seine, mit einer 
andern Frau erzeugbaren Kinder verwerten können) — bei dieser 
ganzen Sachlage kann Glaber mit den angeführten Worten un- 
möglich sagen wollen, Heinrich hätte seine Gemahlin Kunigunde, 
von der er keine Kinder erhalten konnte, weil sie unfruchtbar 
war — was aber keine Auflösung der Ehe nach kirchlichem, 
sondern höchstens nach weltlichem, aber bereits seit Ende des 
10. Jahrhunderts strengstens verpöntem Rechte zuließ —, nicht 
zu behalten gebraucht, er hätte sie vielmehr entlassen können, 
um mit einer anderen, fruchtbaren Gattin Kinder und Thronerben 
zu erzeugen. Das ist für Glaber einfach ein absurder' Gedanke. 
Wie absurd er ist, zeigt sich besonders dann, wenn man auf die 
ein paar Dezennien nach dieser Niederschrift Glabers sich ab- 
spielende Eheaffäre Heinrichs IV. hinsieht. Es verlangte nämlich 
Heinrich IV. von den versammelten Fürsten zu Worms im Jahre 
1069 ohne stichhaltigen Grund, aber mit der auch für unseren 
Fall höchst charakteristischen Begründung — die Sache sei leicht, 
weil er Berta noch nie berührt und sie unversehrte Jungfrau sei 
— von seiner Gemahlin Berta getrennt zu werden, ‚quia non 
posset ei tam naturali quam maritali coitus foedere copuları‘. 
Aber der päpstliche Legat Petrus Damiani heilte ihn von seiner 
‚ungezogenen Laune‘.“ (S. 113 £.). 

Vor allem läßt mich hier Sägmüller etwas in Glabers Worte 
hineinlegen, was ich nicht hineingelegt habe und auch jetzt nicht 
Sägmüller zuliebe hineinzulegen gesonnen bin, nämlich daß 
Heinrich seine Gemahlin „nicht zu behalten gebraucht hätte“. 
Glaber spricht von einer Tatsache, nicht von einem Rechte, nicht 
davon, was Heinrich hätte tun dürfen, sondern was an seiner 
' Stelle manch einer getan oder wenigstens versucht hätte: Heinrich 
hat seine Gemahlin nicht entlassen, obwohl er es de facto hätte 
tun können. Wenn das für Glaber ein „absurder Gedanke“ ist, 
so ist es auch absurd, wenn in einer Leichenrede, einem Nekro- 
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loge, einer Biographie von einem Manne gerühmt wird, daß er 
die Gebote Gottes und der Kirche gewissenhaft erfüllt habe, ein 
treuer Ehemann gewesen sei etc, da ihm doch wahrlich das 
Gegenteil nieht erlaubt war!, und ebenso absurd, wenn in der 
hl. Schrift der Mann gerühmt wird, „qui potuit transgredi et non 
est transgressus, facere mala et non fecit“ (Sirach 31, 10). 

Daß aber ein Heinrich II. seine Gemahlin hätte entlassen und 
eine andere nehmen können, ist mir nicht zweifelhaft. Sägmüller 
selber sagt unter Verweis auf Fahrner ?, daß das eine Auflösung 
der Ehe bei Unfruchtbarkeit der Frau gestattende weltliche Recht 
vom kirchlichen Standpunkte seit Ende des 10. Jahrhunderts 
strengstens verpönt war. „Seit Ende des 10. Jahrhunderts“, und 
wir stehen in den Anfängen des 11., und man weiß, wie lange 
es damals noch brauchte, bis eine bestehende Anschauung durch 
eine strengere verdrängt, wieviel länger, bis die strengere aus 
der Theorie in die Praxis, aus der Idee in die Wirklichkeit um- 
gesetzt war. Man braucht nur an die Geschichte des Zölibates 
und der Laieninvestitur zu erinnern °. Die Fälle Lothar II. und 
Nikolaus I., Robert von Frankreich und Gregor V. oder gar 


! So hebt Ambrosius in seiner Leichenrede auf Theodosius zweimal 
hervor, daß der heimgegangene Kaiser für seine Sünde (das Blutbad von 
Thessalonich) öffentliche Kirchenbuße geleistet habe (De obitu Theodosii 
nr. 27 u. 34, Migne PL 16, 1394 C u. 1396 C), obwohl diese Buße das 
einzige Mittel war, ihm die verwirkte kirchliche Gemeinschaft wieder zu 
verschaffen. 

? Geschichte der Ehescheidung im kanonischen Recht I, 120, 

3 Fahrner schreibt übrigens a. a. O. näherhin: „Da die gänzliche 
Depossedierung des Staates durch die Kirche auch in diesem Punkte [der 
Gesetzgebung in Ehesachen] die Folge einer allmählich fortschreitenden 
Entwicklung war, ist es bei dem Fehlen positiver Nachrichten schwer, 
genau den Moment zu bestimmen, in dem derselbe eintrat. Der innere 
Zusammenhang zwischen Ehejurisdiktion und Ehegesetzgebung indes wird 
uns zur Annahme führen, daß die Kirche bereits zu Ende des 10. Jahr- 
hunderts ausschließlich das Scheidungsrecht normierte, wie denn auch aus 
dieser Zeit staatliche Bestimmungen über das Scheidungswesen uns nicht 
mehr überliefert sind. Sicherist, daß zur Zeit des Erscheinens des 
Decretum Gratiani die Kirche längst als allein kompetent für Ehegesetz- 
gebung und Ehejurisdiktion galt.“ 
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Heinrich IV. und Gregor VII. beweisen für unsere Frage nichts. 
Das Papsttum war bis auf Gregor VII. noch eine recht schwan- 
kende Größe, die in ihren Lebensäußerungen sehr von der Per- 
sönlichkeit ihres Trägers abhing und im Kaisertum noch eine 
ernstliche Konkurrenz hatte, unter Heinrich II. speziell vom 
Kaisertum stark in den Hintergrund gedrängt war. Wenn man 
eine Parallele zu Heinrich II. in seinem Verhältnis zu den gleich- 
zeitigen Päpsten sucht, so kann sie nur in Karl dem Großen ge- 
funden werden, bei dem sich das Papsttum bekanntlich wohlweislich 
hütete, „mit der Fackel des Evangeliums in seine dunklen ehe- 
lichen Verhältnisse hineinzuleuchten“!. Was Hadrian I. sich nicht 
erlaubte, brauchte ein deutscher König wie Heinrich II. von einem 
Johann XVIL, Johann XVIIL, Sergius IV., Benedikt VIII. nicht 
zu befürchten und der deutschen Kirche war er ohnehin sicher ?. 

Diese von den allmählich aufsteigenden Idealen so verschie- 
denen realen Verhältnisse kannte man auch in dem reformeifrigen 
Kloster von Cluny zu gut, als das Rodulf Glaber sie in seinem Lobe 
auf Heinrich II. nicht hätte berücksichtigen dürfen. So konnte er 
ganz gut sagen: was bei manchem Anlaß zur Sünde und zum 
Konflikt mit dem kirchlichen Eherechte geworden wäre, die Kinder- 
losigkeit, wurde bei Heinrich Anlaß zu einer hochherzigen Schen- 
kung an die Kirche. Gewiß will Glaber den Kaiser — trotzdem 
dieser übrigens oft genug in das Vermögen und die Privilegien der 
Kirche eingriff, Bischöfe einsetzte, richtete und absetzte etc. — 
als einen „frommen, ja heiligmäßigen Mann“ darstellen, gerade 
darum aber wäre es bei Sägmüllers Anschauung sehr auffallend, 
daß er nur Heinrichs Verzicht auf Leibeserben und die Hingabe 
seiner Güter an Christus, nicht auch den Verzicht auf die ehe- 
lichen Freuden — für einen mittelalterlichen Mönch die höchste 
asketische Leistung und der glänzendste Heiligentitel — rühmend 


1 S. 10 Anm. meiner früheren Studie. 

? Ueber Heinrichs U. Stellung zur Kirche und zum Papsttum vgl. 
Hauck, Kirchengeschichte Deutschlands III* (1906) 394 ff., 407 ff., 516 ff., 
923 ff. 
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hervorhebt. Wir dürfen ruhig sagen: Glaber hätte es nicht ver- 
säumt, diesen Zug im Bilde des Kaisers leuchtend hervortreten 
zu lassen, wenn er ihn gekannt und gemeint hätte. 

Es ist darum unrichtig, wenn Sägmüller (1911, 115) meint, ich 
könne die Stelle Glabers deshalb nicht von der Impotenz Kunigun- 
dens verstehen, weil ich von der Voraussetzung ausginge, daß erst 
Alexander III. die weibliche Impotenz kenne. Wie wir in erneuter 
Untersuchung gefunden haben, ist diese Impotenz in der Tat vor der 
Mitte des 12. Jahrhunderts unbekannt. Die ins Feld geführten früheren 
Zeugen entbehren der Beweiskraft, die Sägmüller ihnen zuschreibt, 
und erhalten diese auch dadurch nicht, daß er sie im zweiten 
Teile seines Aufsatzes nochmals (S. 115) zusammenfassend aufführt. 
Aber selbst wenn eine weibliche Impotenz damals schon bekannt 
gewesen wäre, müßten die Worte Glabers nicht so verstanden 
werden, wie Sägmüller will, weil auch meine Deutung einen guten 
Sinn gibt und den Wortlaut nicht, wie Sägmiüllers Deutung gegen, 
sondern für sich hat. 

Zum Schluß meiner Erörterung der Glaberschen Stelle 
und zur Ueberleitung auf die Besprechung früherer Berichte 
bemerkte ich in meiner Studie: „Soviel hat die bisherige 
Darstellung ergeben, daß mehr als eine Unfruchtbarkeit Kuni- 
gundens aus Glabers Worten nicht gefolgert werden darf. Was 
er sich dabei aber auch gedacht haben mag: sein Zeugnis ist 
nicht das älteste und nicht das wichtigste, und es ist methodisch 
falsch, darauf einen Beweis zu gründen, obwohl uns ältere und 
ursprünglichere zur Verfügung stehen. Daran können auch die 
guten Beziehungen des Klosters Cluny und seines Abtes Odilo 
nichts ändern“ (S. 16). Wenn $ägmüller daraus folgert: 
„Uebrigens gesteht Koch zu guter Letzt doch selbst, daß er an seine 
Erklärung der Glaberstelle auch nicht recht glauben könne“ 
(S. 116), so überlasse ich die Charakterisierung einer solchen 
Methode dem unbefangenen Leser!. Mein Beweisgang verlief 


ı Diese Entdeckung gefällt Sägmüller so gut, daß er sie S. 125 noch- 
mals bringt. | 
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und verläuft wieder deutlich in folgenden Stufen: 1. Glaber kann 
eine Impotenz Kunigundens nicht gemeint haben, weil eine 
spezifisch weibliche Impotenz im 11. Jahrhundert noch unbekannt 
war. 2. Aber selbst wenn eine solche Impotenz damals schon 
bekannt gewesen wäre, spricht immer noch der Wortlaut der 
Glaberschen Stelle gegen ihre Deutung auf Impotenz Kunigundens. 
3. Selbst wenn Glaber wirklich eine Impotenz Kunigundens ge- 
meint hätte, so wäre diese damit noch nicht bewiesen, da man 
nicht von Glaber, sondern von dem ältesten Berichte auszugehen hat. 

Diesen ältesten Bericht verdanken wir dem Bischof Arnold 
oder Arnulf von Halberstadt, der den Kaiser auf der 
Frankfurter Synode am 1. November 1007 sagen läßt: Si se Deus 
privaret fructu ventris sui et humana prole exheredaret, se 
Deum, si dignareter, libenter sibi haeredem facturum“!. Ich 
erklärte diese Stelle: „Das heißt doch nur: wenn Gott ıhm keine 
Nachkommen gewähre, so werde er Gott selbst zum Erben ein- 
setzen. Wer so spricht, der rechnet nur mit der Möglichkeit oder 
höchstens mit der Wahrscheinlichkeit, ohne Nachkommenschaft zu 
bleiben, der hat die Hoffnung noch nicht aufgegeben. 
Also lebt er in vollzogenem, bis dahin freilich un- 
fruchtbar gebliebenem ehelichen Verkehr und ist 
gesonnen, ihn fortzusetzen. Hätte sich der Kaiser be- 
stimmter ausgedrückt, so hätte Arnold es berichtet, da er gar 
keinen Grund hatte, etwas zu unterdrücken“ (S. 16). 

Dagegen wendet nun Sägmüller (S. 119 ff.) ein: man brauche 
die Worte „Si se Deus ete.“ nieht notwendig condieionate zu nehmen, 
sondern könne sie ganz gut auch kausal fassen, wie „si“ im 
klassischen und mittelalterlichen Latein sıch oft finde, und auch 
das Futurum „facturum“ sei aus der historischen Sachlage heraus 
präsentisch zu verstehen. Die historische Situation schildert dann 
Sägmüller mit den Worten Heinrich Günters?”, um dann zu 
schließen: „In dieser gefährlichen Situation also vom 1. November 


ı Jaffe, Bibl. rer. Germ. V, 478. 
? Kaiser Heinrich II. der Heilige 1904, 701. 
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1007 zu Frankfurt hat Heinrich die von Armulf von Halberstadt 
als Ohrenzeugen überlieferten Worte gesprochen: Sı se Deus pri- 
varet fructu ventris ete. Das kann unter diesen Umständen doch 
nur heißen: Da ihn Gott der Leibeserben beraube und ihm leib- 
liche Nachkommenschaft versage, so setze er jetzt, wenn es 
Gott gefalle, Gott gern zum Erben ein. Wie hätte etwa Heinrich 
in diesem schweren Augenblick den Widerstand des deutschen 
Episkopates gegen die Beeinträchtigung des Bischofs von Würz- 
burg durch die Gründung des Bistums Bamberg überwinden können 
durch eventuell doch eitle Versprechungen einer reichen Aus- 
stattung des neuen Bistums bei noch zu erwartender Geburt von 
Leibeserben. Auch hat er ja tatsächlich an demselben Tag einen 
großen Teil seines Hausgutes in fast dreißig Urkunden an Bam- 
berg vergabt.e. Da war alles, aber auch gar alles 
aktuellste Gegenwart“ (S. 122). 

Diese Schlußfolgerung ist aber durchaus nicht so zwingend, 
wie Sägmüller glaubt. Vor allem änderte die reiche Ausstattung 
des Bamberger Bistums, mochte sie nun sofort oder erst später 
erfolgen, nichts an der Tatsache, daß durch die neue Gründung 
das Gebiet des Würzburger Bischofs geschmälert werden mußte. 
Nicht etwa die Aussicht auf sofortige: reiche Dotation des neuen 
Bistums war es, was den Widerstand des Episkopates brach, 
sondern die Rücksicht auf den König, der aus der Not eine Tu- 
gend machen und seine bisherige und aller Wahrscheinlichkeit 
nach bleibende Kinderlosigkeit zur Bezeugung seines frommen 
kirchlichen Sinnes wenden wollte. Richtig ist, daß Bamberg sofort 
reich ausgestattet wurde und „an einem Tage erhielt, was andere 
Bistümer im Verlauf vieler Jahrzehnte erworben hatten“ !. Dies 
war aber doch nur ein Anfang, dem andere, noch reichere Schen- 
kungen in gewissen zeitlichen Zwischenräumen nachfolgten. In 
den MGH. Dipl. III. finden sich zwei Schenkungsurkunden für 
Bamberg vom Mai 1007 und 24 Urkunden vom 1. November 1007 


ı Hauck, Kirchengeschichte Deutschlands. Ill. Teil 3. u. 4. Aufl. 1906, 
425 £. | 
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— außer der Gründungsurkunde (Nr. 143) —, also 26 Sehen- 
kungen vom Jahre 1007, dagegen 36 Schenkungsurkunden aus der 
Folgezeit, die letzte (Nr. 458) vom November 1021. Außerdem für 
das Domkapitel drei Schenkungen vom 1. November 1007, und vier 
Schenkungen später, die letzte (Nr. 506) vom März 1024!. Das 
„facturum* schließt also Gegenwärtiges und Zukünftiges zugleich 
ein, wie ja überhaupt, wo es sich um „Erbschaft“ handelt (haere- 
dem facturum), die Gegenwart in die Zukunft weist. Davon, daß 
„alles, aber auch gar alles aktuellste Gegenwart“ wäre, kann keine 
Rede sein. Es bleibt auch dabei, daß in Heinrichs Worten die 
Hoffnung auf Nachkommenschaft wenn auch bedeutend verringert, 
so doch nicht ganz ausgeschlossen erscheint”. 

Aber selbst wenn in Heinrichs Worten bei Arnulf schon die 
vollendete Hoffnungslosigkeit läge, so ist damit der Verzicht auf 
eheliehen Verkehr in keiner Weise ausgesprochen 
oder auch nur angedeutet, und es streitet gegen jede gesunde 
Exegese und Methode, wenn Sägmüller von dem gleich nachher zu 
erwähnenden späteren Berichte Thietmars von Merseburg und von 
dem noch späteren Rodulf Glabers her verfügt: „Vielmehr hatte 
Heinrich auch nach Arnulf schon lange alle Hoffnung auf 
Leibeserben aufgegeben, ebenso den ehelichen Verkehr 
und schenkte das Seinige Gott zu eben dieser Stunde“ (8. 123). 
Wo in aller Welt versteht man einen Mann, der erklärt, daß er 
keine Hoffnung auf Nachkommenschaft habe und darum über die 
Kindesteile anderweitig verfügen wolle, dahin, daß er mit seiner Frau 
überhaupt keinen ehelichen Verkehr mehr pflege? 

Thietmar von Merseburg läßt den Kaiser zu Frankfurt 


ı Dipl. III ed. Breßlau und Bloch (Hannover 1900—1903), Quellenregister 
s. v. Bamberg S. 727. Vgl. auch Hauck a. a. O. Anm. 1. 

2 Man vergleiche, wie Giesebrecht in dieser Hinsicht immer vor- 
sichtiger wurde. In der 1. Aufl. seiner Geschichte d. deutschen Kaiserzeit 
1858 leitet er die Gründung des Bistums Bamberg mit den Worten ein: 
„Als ihm dann mehr und mehr die Hoffnung schwand, Leibeserben von 
Kunigunde zu erhalten usw.“ (II, 50), in der 4. Aufl. 1875 dagegen: „Als 
ihm dann die Hoffnung, Leibeserben von Kunigunde zu erhalten, zu schwin- 
den anfing“ (II, 54). 
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sagen: „Ob recompensationem futuram Christum haeredem elegi, 
quia in sobole acquirenda nulla spes remanet mihi, 
et quod praecipuum habui, me ipsum cum modo acquisitis seu 
acquirendis in sacrificium Patri ingenito jam dudum secreto 
mentis obtuli“!. Daß hier die Worte Heinrichs bereits in eine 
andere Tonart transponiert sind, fällt ohne weiteres ins Ohr und 
es kann über die ursprüngliche und riehtige Fassung kein Zweifel 
bestehen. „Der Berieht Arnulfs von Halberstadt ist wenige Tage 
oder Wochen nach der Frankfurter Synode, der Thietmars von 
Merseburg erst sieben Jahre später, im Jahre 1014, nieder- 
geschrieben. Der Halberstädter Bischof hat die Worte mit eigenen 
Ohren aus des Kaisers Munde gehört. Thietmar aber, 1007 noch 
Propst zu Walbeck, war allem nach nicht auf der Frankfurter 
Synode und ist demgemäß auf fremde Berichterstattung angewiesen. 
Arnulf hat keinen Grund, die Worte des Kaisers irgendwie ab- 
zuschwächen. Bei Thietmar erklären sich die volleren Töne psycho- 
logisch aus der rückwirkenden Kraft der Geschichtsbetrachtung. 
Als der Merseburger Bischof schrieb, waren sieben weitere Jahre 
vergangen und die Ehe Heinrichs war immer noch kinderlos und 
die Hoffnung auf Nachkommenschaft bei Kaiser und Volk ge- 
schwunden: was Wunders, wenn da der Chronist diese absolute 
Hoffnungslosigkeit zurückdatiert und in die kaiserliche Rede vom 
Jahre 1007 hineinlegt — groß waren die Aussichten in der Tat 
schon damals nicht mehr — und den Entschluß Heinrichs als 
kategorisch und schon lange fertig erscheinen läßt! Auch die 
geschäftige Fama mag sich inzwischen der kaiserlichen Rede 
bemächtigt und ihr eine stärkere Färbung verliehen haben“ ?. 
Es stimmt selber nicht „aufs beste zusammen“, wenn Säg- 
müller einerseits behauptet, daß „Arnulf von Halberstadt und 


ı VI], 31 ed. Kurze 1889, 152. : 

®?S. 17f. meiner früheren Studie. Vgl. Hirsch: „Etwas bedingter 
erscheint nach Arnold, der dabei gewesen, das Wort: Si se Deus privaret 
etc., als nach Thietmar, in dessen Bericht sich schon etwas von dem Mo- 
ment der Tradition durchfühlt: Ob recompensationem etc. (Jahrbücher des 
deutschen Reiches unter Heinrich IL. II, 67 Anm. ]). 
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Thietmar von Merseburg aufs beste zusammenstimmen“, da auch 
nach Arnulf Heinrich „schon lange alle Hoffnung auf Leibes- 
erben, ebenso den ehelichen Verkehr aufgegeben“ habe, 
anderseits zugibt: „Aber bei Thietmar sagt Heinrich noch mehr. 
Er redet davon, daß er schon seit langer Zeit die Hoffnung 
auf Nachkommenschaft aufgegeben, sich selbst und sein Eigen- 
tum Gott insgeheim zum Opfer gebracht habe“ 
(S. 123 £.). Wo bleibt denn da noch ein Plus in Thietmars Aus- 
sage, wenn Arnulf schon dasselbe sagt? In Wirklichkeit sagt 
Thietmar freilich mehr als Arnulf, aber gerade das Plus bei 
Thietmar ist im höchsten Maße verdächtig. Wie sollte der sieben 
Jahre später schreibende Bischof von Merseburg, der auf der 
Frankfurter Synode nicht zugegen war, die Rede Heinrichs besser 
wissen als der unmittelbar nach der Synode beriehtende Ohrenzeuge 
Arnulf von Halberstadt, der sich doch auch schon Mühe gibt, 
die kaiserliche Rede von ihrer rührendsten Seite zu zeigen? Da 
ıst es doch viel wahrscheinlicher, daß das, was Thietmar mehr 
bringt, seiner eigenen Phantasie oder der wachsenden Fama 
angehört. Das „libenter* bei Arnulf ist inzwischen zum „saeri- 
fiium“ geworden, das der allverehrte Kaiser schon lange insgeheim 
gebracht hat. Ob Thietmar schon an einen Verzicht auf ehe- 
lichen Verkehr denkt, ist mehr als zweifelhaft. Sägmüller meint 
freilich: „Bei Unfruchtbarkeit oder Sterilität Kunigundens und 
Fortsetzung des ehelichen Verkehrs hätte das prononcierte Hervor- 
heben des ‚Opfers‘ keinen Sinn gehabt“ (S. 124). Allein wenn 
ein König, für den Nachkommenschaft wichtiger zu sein pflegt 
als für andere Sterbliche, sich so christlich ergeben in die Un- 
fruchtbarkeit seiner Ehe findet, auf Nachkommenschaft Verzicht 
leistet und die Kindesteille der Kirche vermacht, so kann das 
wahrlich als ein „Opfer“ bezeichnet werden, zu dem der König 
sich selbst mit seinem Hab und Gut gemacht habe, ohne daß 
auch noch der Verzicht auf ehelichen Verkehr eingeschlossen zu 
sein braucht. 

Methodisch und sachlich vollends verkehrt ist es, wenn 
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Sägmüller fortfährt: „Was ist das nun für ein altes, persönliches, 
geheimes Opfer? Die Antwort gibt Glaber: Heinrich hätte, nach- 
dem er anfänglich mit seiner Gattin ehelichen Umgang versucht, 
sich aber dann deren geschlechtliche Unfähigkeit erwiesen hatte, 
nach der Praxis der deutschen Kirche (ecclesia Gallicana) Kuni- 
gunde entlassen können, um aus einer anderen Ehe die erwünschte 
Nachkommenschaft zu erhalten. Er hat es aber nicht getan. Er 
hat vielmehr nach dem Gebrauch der römischen Kirche von der 
Zeit an, wo er sich der ganzen Sachlage bewußt geworden, sich 
des ehelichen Umgangs mit Kunigunde enthalten, mit ihr von da 
ab wie Bruder und Schwester zusammengelebt und so das Opfer 
gebracht, welches Gregor II. schon 726 in dem schönen und seit- 
dem nimmer vergessenen Wort charakterisierte: ‚Hoc magnorum 
est‘* (S. 124). 

In Wirklichkeit redet Glaber nur von der Unfruchtbarkeit 
Kunigundens, der Tatsache ihrer Nichtentlassung und der Hin- 
gabe der Kindesteile an die Kirche durch Heinrich. Von einer 
eigentlichen Impotenz Kunigundens, dem Verzicht Heinrichs auf 
ehelichen Verkehr, dem Zusammenleben wie Bruder und Schwester 
ist bei Glaber nichts gesagt und nichts angedeutet. Die Sache 
verhält sich nunmehr so: Der älteste Zeuge, Arnulf von Halber- 
stadt, weiß nıchts von einem Verzicht auf ehelichen Verkehr, der 
dritte Zeuge, Rodulf Glaber von Cluny, weiß auch nichts davon. 
Beide reden lediglich von Verzicht auf Nachkommenschaft und 
der Hingabe des Kindsvermögens an Gott und die Kirche. Zwischen 
drin liegt Thietmar von Merseburg, der von einem „Opfer“ redet, 
das der Kaiser mit sich und seiner Habe Gott dargebracht habe. 
Ist es da nicht wahrscheinlich, daß Thietmar eben auch den 
Verzicht auf Leibeserben und die Schenkung an die Kirche im 
Auge hat? 

Sägmüller hat zuerst etwas in Glabers Worte hineinkon- 
struiert, was nicht drinsteht, und von da aus dann die Berichte 
Thietmars von Merseburg und Arnulfs von Halberstadt umgedeutet!. 


ı Eis ist ein logischer Fehler, wenn Sägmüller 1909, 152 behauptet, daß 


268 Abhandlungen. 


Er hat also das Roß glücklich am Schwanz aufgezäumt, den Bau 
von oben nach unten gemacht, die Geschichte rückwärts behandelt 
und zugleich mit einer falschen Voraussetzung begonnen. Nach- 
dem er auf diese Weise alle Treiber hinaufgeschossen hat, ver- 
sichert er zum Schluß mit unschuldiger und siegreicher Miene: 
„So und nur so ist alles, aber auch gar alles und zwar un- 
gezwungen in schönster Harmonie erklärt, was Arnulf von Halber- 
stadt, Thietmar von Merseburg, Rodulf Glaber, die Zeit- und 
Altersgenossen, die Freunde und Bekannten Heinrichs über dessen 
Ehe berichten.“ Dabei wirft er mir vor, meine Darstellung der 
Entstehung der Legende von Heinrichs Josephsehe sei nach dem 
„fungiblen Typ“ gemacht und „präkonzipiert“! (S. 125) !. 


bei der Verwandtschaft von Impotenz und Sterilität die ältesten Zeugnisse 
ebenso für die erstere sprächen wie für die letztere. Impotenz schließt 
naturgemäß Sterilität ein, aber nicht umgekehrt. Auch hier zeigt sich die 
Verschwommenheit und Dehnbarkeit des Sägmüllerschen Begriffes von 
„Impotenz“. 

ı Da ich in meiner Studie S.19 sage: „Thietmar schlägt aber mit den 
Worten ‚me ipsum Patri jam dudum secreto mentis obtuli‘ zugleich eine 
Saite an, deren Klang in immer stärkeren Schwingungen durch die lau- 
schende Nachwelt tönt“, erklärt Sägmüller S. 126: „Ferner kann ich bei 
Thietmar noch keinen Ansatz zur Legende von der Josephsehe sehen. Er 
redet klar von einem alten, persönlichen und geheimen Opfer Heinrichs, 
eben vom freiwilligen Verzicht, sich bei der Unfähigkeit Kunigundes ander- 
weitig zu verehelichen. Auch geht es gegen Begriff und Art der Legenden- 
bildung, wenn man solchen Ansatz schon bei Thietmar, dem persönlichen 
Freund, und noch bei den besten Lebzeiten des Kaisers, 10 Jahre vor seinem 
Tode annimmt.“ Einen „Ansatz zur Legende von der Josephsehe* sollte mich 
Sägmüller bei Thietmar nicht finden lassen, wo ich doch S. 17 deutlich erklärte, 
daß man seinen Worten genügend gerecht werde, wenn man sie von der völli- 
gen Ergebung in den Willen Gottes, dem inneren Opfer des Verzichtes 
auf Nachkommenschaft, ohne Verzicht auf ehelichen Verkehr, verstehe. In 
dem oben angeführten Satze aber rede ich nicht von einem „Ansatz“, son- 
dern von einem „Klang“, nicht davon, was Thietmar meint, sondern wie 
er später verstanden wurde. Sein „Opfer“ verstand man nämlich seit Ende 
des elften Jahrhunderts sexuell, aber nicht etwa von einer Aufgabe des ehe- 
lichen Verkehrs nach Erkenntnis der Impotenz Kunigundens, sondern von einer 
ursprünglichen und prinzipiellen Josephsehe. Uebrigens scheint Sägmüller 
sich noch wenig mit Legenden befaßt zu haben und selber von einem 
„präkonzipierten* Legendenbegriff auszugehen, sonst meinte er nicht, daß 
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II. 

Unsere bisherige Untersuchung hat dargetan, daß eine 
spezifische weibliche Impotenz im 11. Jahrhundert noch unbekannt 
war, daß aber auch, selbst wenn eine solche schon bekannt ge- 
wesen wäre, die ältesten Zeugen über die ehelichen Verhältnisse 
Heinriehs und Kunigundens daran nicht gedacht haben. Nun 
können wir aber noch einen Schritt weiter gehen und sagen: 
Selbst wenn Rodulf Glaber, ja schon Thietmar von Merseburg 
und Arnulf von Halberstadt eine Impotenz Kunigundens im Auge 
gehabt hätten, wäre diese damit noch nicht bewiesen, weil Hein- 
richs urkundliche Aussagen dagegen sprechen. 

Es war Leibniz, der zuerst auf die Formel „pro conjugis 
prolisque regalis incolumitate“ in einer die Grenzen der 
Hildesheimer Diözese regelnden Urkunde Heinrichs II. aufmerksam 
machte!. Gemeint ist die Urkunde Nr. 256a bei Breßlau und 
Bloch Diplomata III (Hannover 1900—1903) pag. 300 (= Stumpf 
Reg. 1575, Böhmer Reg. 1091). Die Formel findet sich in der 
Variation „pro nobis et conjuge proleque nostra“ noch in 
Nr. 256b (III, 299), in der Wendung „pro nobis proque incolu- 
mitate nostrae contectalis vel regiae prolis“ in Nr. 260 (III, 307) 
und in der Variation „pro nobis et conjuge prole quogue 
regia“ in Nr. 261 (III, 309). Alle vier Urkunden sind von 
Werla 1013 datiert. Günter meint allerdings, es sei mit dieser 
Formel nicht mehr zu rechnen, seitdem man wisse, dass den 
betreffenden Urkunden karolingische Formulare zugrunde lagen. 
Allein man muß sich doch fragen, ob Heinrich Il, der doch 
sicher Herr seiner Kanzlei und gebildet genug war, um eine latei- 
nische Urkunde zu verstehen®?, diese Formel zugelassen hätte, 


sich zu Lebzeiten eines Heiligen oder Helden und in seinem Freundeskreise 
nie Legenden über ihn gebildet hätten und bilden könnten. 

ı Hirsch-Breßlau, Jahrbücher des deutschen Reiches unter Hein- 
rich II. III. Bd. 1875, 359. 

? Kaiser Heinrich I. S. 81. Vgl. die Bemerkung bei Hirsch-Pabst 
(Jahrbücher II. Bd. S. 408 A. 2), die Formel scheine einen Moment in der 
Kanzlei Mode gewesen zu sein. 

3 Vgl. Hauck, Kirchengeschichte Deutschlands III * (1906) 395. 
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wenn sie durch seinen angeblichen Verzicht auf ehelichen Verkehr 
nach Erkenntnis der Impotenz Kunigundens jeden Sinn verloren 
gehabt hätte!. 

Aehnlich verhält es sich mit der Fürbitte für die „nobilissima 
proles regalis“ im Bamberger Gebetbuch Heinrichs. Giese- 
brecht bemerkt dazu: „Das sind allerdings gewöhnliche Formeln, 
doch in diesem Falle wohl nicht ohne alle Bedeutung. Der 
Hemrich der Legende hätte sie mindestens nicht stehen lassen 
und seinen Bamberger Klerikern zu beten empfohlen“? Und 
vom Heinrich Sägmüllers dürfte dasselbe gelten: hätte er auf den 
ehelichen Verkehr verzichtet, so hätte er kaum für einen könig- 
lichen Sprossen beten lassen. 

Indes kann man darüber noch streiten. Dagegen muß 
jeder Zweifel verstummen angesichts der klaren Selbst- 
aussagen Heinrichs in verschiedenen Urkunden. So er- 
klärt er in einer Schenkung an die bischöfliche Kirche in Paderborn 
vom Jahre 1017: „Omnium Christi fidelium industria noverit, 
qualiter nos divini amoris respectu et dilectissime conjugis nostre, 
qui duo sumus in carne una, ÜCunigunde videlicet imperatricis 
auguste rogatu et instinctu ete.* (Dipl. Nr. 368. III 470 = Stumpf 
1686, Böhmer 1165). Ferner in fünf Schenkungsurkunden für 
das von Kunigunde gestiftete Nonnenkloster zu Kaufungen aus 
den Jahren 1017 bis 1019: „Quanto speeialius monemur illi au- 
xilio esse, ut bona perficiat incepta, cum qua sumus caro 
et anima una .... dilecta contectalis nostra Cunigunde 
videlicet imperatrix augusta“ (Dipl. Nr. 375, 376, 394, 406a, 407). 
In zwei weiteren Schenkungen für dasselbe Kloster sagt Heinrich 
von sich und Kunigunde: „Quiin Christo sumus una caro*“ 
(Nr. 409, Mai 1019), „Cum qua una caro divina existi- 

! Bei Hıirsch-Breßlau (Jahrbücher III, 360) ist die Vermutung 
ausgesprochen, die wiederauflebende Hoffnung auf Nachkommenschaft 
könnte mit den Visionen Heinrichs zu Werla — Thietmar VI, 55: Rex ad 
Werla veniens, diu colica passione ibi infirmatur, et multa per visionem 


sibi revelata sunt — in Zusammenhang stehen. 
? Gesch. d. deutsch. Kaiserzeit Il* (1875) 598. 
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mus copulatione* (Nr. 411, aus den Jahren 1015/21). 

Das ıst durchaus keine neue Entdeckung, vielmehr haben 
schon Giesebreeht! und Hirsch-Breßlau? darauf auf- 
merksam gemacht. Allein mir sind diese Stellen bisher ebenso 
entgangen, wie Günter und Sägmüller, und es ist in der Wissenschaft 
nicht so selten, daß man nur verschüttete Erkenntnisse auszugraben 
braucht, um die Wahrheit wieder zu gewinnen. Bei Hıirsch-Breßlau 
heißt es ganz richtig, daß man über die Bedeutung der angeführten 
Wendungen auch im Mittelalter nicht im Zweifel war. Und in 
einer Anmerkung wird beigefügt: „Denn sonst würde der Ver- 
fasser des Additamentum zu Adalberts Biographie Heinrichs nicht 
gerade von Heinrich und Kunigunde sagen (c. 3): Erant duo 
nontamincarne una quam in uno spiritu. Wie sehr 
er sich dadurch mit dem eignen Worte seines Helden in Wider- 
spruch setzte und also der Sache schadete, die er vertritt, ahnt 
er freilich nicht.“ 

Auch Sägmüllers Hypothese wird von Heinrichs eigenen 
Worten widerlegt: nach Sägmüller wäre Heinrichs Ehe wegen 
Impotenz Kunigundens niemals vollzogen worden und der Kaiser 
hätte, nachdem er sich von der Unmöglichkeit eines Geschlechts- 
verkehrs mit seiner Gemahlin überzeugt, freiwillig darauf verzichtet. 
Heinrich selber aber erklärt, daß er mit Kunigunde „una caro“ sei, 
und was das bedeutet, wußte der Kaiser so gut wie seine Mitwelt. 
„Una caro“ wurde noch nie anders als bei einer durch die copula 
carnalis vollzogenen Ehe gebraucht. Der Ausdruck geht bekannt- 
lich auf Gen. 2, 24 zurück und wird von Paulus Ephes. 5, 31: 
von der christlichen Ehe gebraucht. Wie sehr aber die copula 
carnalis dabei in Betracht kommt, zeigt der Umstand, daß Paulus 
ihn sogar auf die Fornikation anwendet und dem Ev nveönx ent- 
gegenstellt (I. Kor. 6, 16f.). Augustin betont im Interesse der 
Ehe Josephs und Marias, daß auch die wahre Eheleute seien, die 
„non sıbı carnaliter commiscentur sed cordibus conectuntur* 

ı Gesch. d, deutsch. Kaiserzeit IL* (1875) 602. 

? Jahrbücher d. deutschen Reiches unter Heinrich II. II (1875) 360. 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XXI. 2. 18 
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(Serm. 51, 13 Migne PL. 38, 344, cf. De bono conjug. c. 3 
Migne 40, 375). In der von Gratian! und von Roland? 
angeführten und Gregor zugewiesenen Stelle, von der schon oben 
die Rede war, erklären die Eheleute: „quod nunquam per com- 
mixtionem ecarnis conjuncti una caro effecti fuissent“. 
Aehnlich wie Augustin sagt auch Petrus Lombardus, 
Joseph und Maria seien wahrhafte Eheleute gewesen „mente 
non earne* (Sent. IV, 26 Migne 192, 909). Bei Thomas 
von Agquin heißt es Lib. 4 dist. 41 Q. 1 art. 1 ad 2: „Vir 
et mulier effieiuntur in carnali copula una caro per 
commixtionem seminum“. Um endlich noch aus der Zeit 
Heinrichs selber einen Beleg anzuführen, so zitiert Burchard 
von Worms die schon genannte angebliche Stelle aus Gregor, 
die nachher von Gratian aufgenommen wurde, mit der Erklärung 
der Eheleute: „ut nunguam per commixtionem carnis 
conjunctiuna caro effecti fuissent“ (Decret. IX, 44 Migne 
140, 822). 

Heinrich Il. wußte also genau, was er sagte, wenn er sich 
und Kunigunde „una caro“ nennt. Hier würde die Formel zur Lüge, 
wenn ihre Voraussetzung nicht zuträfe. Die Formel trägt hier 
sogar eine warme persönliche Note, und es ist nicht Zufall, daß 
sie gerade in den Schenkungen für Kunigundens Lieblingsstiftung, 
das Nonnenkloster Kaufungen, uns immer wieder begegnet: hier 
bricht eben die volle Liebe Heinrichs zu seiner Gemahlin, mit der 
er in glücklicher, wenngleich kinderloser Ehe lebt, hervor. Darum 
begnügt er sich nicht mit den Wendungen, wie er sie sonst ge- 
braucht, Chunigundg# regina (Nr. 267), dilecta conjunx (Nr. 277. 
334 u. ö.), dilectissima eonjunx (Nr. 63—67. 283. 342. 346. 347 
u. ö.), contectalis nostra (Nr. 363), dilectissima contectalis (Nr. 
263, 343), sondern wählt eine Wenduug, die ihre volle eheliche 
Gemeinschaft, ihre leibliche und seelische Einheit ausdrückt. Fast 
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Koch, Kaiser Heinrichs II. kinderlose Ehe mit Kunigunde. 973 


könnte man meinen, der Kaiser wolle einer beginnenden Legen- 
denbildung vorbeugen. 

Soviel ist sicher: selbst wenn Heinrichs Mitwelt und unmittel- 
bare Nachwelt, wenn ein Arnulf von Halberstadt, Thietmar von 
Merseburg, Rodulf Glaber von Cluny an eine Enthaltsamkeit des 
Kaisers wegen Impotenz Kunigundens gedacht hätten —- der 
Kaiser selbst weiß nichts davon, sondern sagt in klaren Worten 
das Gegenteil. In Wirklichkeit dient dies aber nur zur Bestätignng 
dafür, daß wir jene Zeugen richtig gedeutet haben. 

Heinrichs Ehe mit Kunigunde war kinderlos. Die Gottergeben- 
heit und Opferwilligkeit, mit der sich der Kaiser dareinfand und 
auf Leibeserben verzichtete, das stille Glück, das trotzdem aus 
dieser Ehe hervorstrahlte, setzten Mit- und Nachwelt ın Ver-. 
wunderung und schufen in Verbindung mit dem wirksamen 
Heiligentyp die Legende von der jungfräulichen Ehe des Kaiser- 
paares. Diese Legende ist längst als solche erkannt worden. 
Aber auch Sägmüllers Annahme einer Impotenz Kunigundens und 
eines Verzichts des Kaisers auf ehelichen Verkehr nach Erkenntnis 
dieser Impotenz ist eine Konstruktion, die vor den Tatsachen, vor 
der Geschichte der weiblichen Impotenz im kanonischen Rechte, 
vor den ältesten Zeugen über Heinrichs eheliche Verhältnisse und 
vor der Selbstbezeugung des Kaisers nicht bestehen kann. Heinrich 
lebte in voller körperlicher und geistiger Ehegemeinschaft mit 
seiner geliebten Gemahlin Kunigunde. 
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kin Beitrag zur Lehre vom Patronat nach bayerischem 
Recht. 


Von 


Dr. H. Hellmuth, Würzburg. 


A. 


Pfarrer König von Alteich begab sich im Sommer 1911 auf 
eine Reise nach Rom. Von dorther gelangte anfangs Julı 1911 
die private Mitteilung nach Alteich, daß Pfarrer König gelegentlich 
eines Unglücksfalles getötet worden sei. — Sofort bewarb sich 
Benefiziat Moser bei dem Gutsbesitzer von Stetten in Alteich, dem 
beı der katholischen Pfarrei Alteich das Patronatsrecht zustand, 
um die Präsentation auf diese Pfarre. von Stetten, der den 
Benefiziaten Moser schon längere Zeit kannte, händigte diesem 
noch am gleichen Tage, den 7. Juli 1911, ein ziemlich formloses 
Schriftstück aus des Inhalts, daß er den Benefiziaten Moser auf 
die katholische Pfarrei Alteich präsentiere. 

Einige Tage darauf traf in Alteich die amtliche Mitteilung 
ein, daß Pfarrer König in Rom an jenem Unglücksfalle nicht sofort 
gestorben, sondern erst kurze Zeit später, am 9. Juli 1911, den 
Folgen dieses Unfalles erlegen sei. 

Als nunmehr Benefiziat Moser die ihm ausgestellte Präsen- 
tationsschrift des Gutsbesitzers von Stetten der zuständigen Kreis- 
regierung mit der Bitte um landesherrliche Bestätigung der Prä- 
sentation vorlegte, wies diese den von Stetten darauf hin, daß die 
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Präsentation vor dem Ableben des Pfarrers König erfolgt sei. 
Hierauf erwiderte von Stetten am 25. Juli 1911, er könne in diesem 
Umstande einen Grund für die Unwirksamkeit seiner Erklärung 
vom 7. Juli 1911 nicht erblicken. Die Kreisregierung glaubte 
hieraus die Fortdauer der Präsentationsabsicht ersehen zu können 
und erteilte der Präsentation des Benefiziaten Moser auf die 
Pfarrei Alteich, nach Einvernahme des Ordinariats, unterm 10. Au- 
gust 1911 die landesherrliche Bestätigung. Gleichzeitig aber 
forderte die Regierung den Gutsbesitzer von Stetten auf, nunmehr 
eine rechtsförmliche Präsentationsurkunde auszufertigen. Allein 
von Stetten erwiderte, er wünsche sich mit dieser Angelegenheit 
nicht mehr zu befassen, da er sein Gut in Alteich in diesen Tagen, 
es war am 3. September, seinem Sohne übergeben habe. — Der 
neue Patronatsherr stellte aber dem Benefiziaten Moser sofort 
unterm 5. September 1911 eine förmliche Präsentationsurkunde 
für die Pfarrei Alteich aus. | 

Nunmehr erhob das bischöfliche Ordinariat Bedenken, ob ım 
gegebenen Falle überhaupt eine wirksame Präsentation erfolgt sei, 
der sich die kirchliche Institution auf die Pfarrei Alteich als 
Schlußakt der Pfründebesetzung anreihen könne. — Aus diesem 
Grunde zogen sich die Verhandlungen in die Länge; erst am 
10. November gl. J. erfolgte die kirchliche Institution des Bene- 
fiziaten Moser auf die Pfarrei Alteich. | 

Erschienen die Bedenken des Ordinariats begründet ? 


B. 


Unter Patronatsrecht versteht man den Inbegriff von 
Rechten und Pflichten, welche dritten Personen, die nicht schon 
nach ihrer hierarchischen Stellung dazu berufen sind, in bezug auf 
die Besetzung von Kirchenämtern als Begünstigungen gewährt 
sind. Das Patronatsrecht als solches ist ein kirchlich-weltliches 
Recht. Ueber die aus diesem Rechte herrührenden Ver- 
pfliehtungen haben die Gerichte zu entscheiden, besonders 
in Ansehung der Kirehenbaulast. (Näheres siehe im Handwörter- 
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buch des Bayer. Staatskirchenrechtes von E. Girisch, Dr. H. Hell- 
muth und H. Pachelbel, München 1912, Verlag M. Steinebach, 
sub verbo: „Patronatsrecht‘“.) 

Eines der wichtigsten Rechte aus dem Patronat ist 
das Präsentationsrecht, d. h. die Befugnis, bei Erledi- 
gung eines Kirchenamtes dem verleihungsberechtigten kirchlichen 
Oberen einen geeigneten geistlichen Kandidaten in der Art wirk- 
sam zum Vorschlag zu bringen, daß die zuständige Kirchenbehörde 
dem Präsentierten die Einsetzung in der Regel nicht verweigern 
darf. Die Ausübung dieser Befugnis hat somit die Erledigung 
des Kirchenamtes, auf das präsentiert werden soll, zur notwendigen 
Voraussetzung. Im bayerischen Verfassungsrechte ist das Pa- 
tronats- und Präsentationsrecht ausdrücklich anerkannt; Artikel 11 
Abs. 3 des Konkordats; Seydel Bd. 3 S. 561. 

Der Art nach unterscheidet man landesherrlichen und 
Privat-Patronat; letzterer kann wieder sein: dinglicher oder per- 
sönlicher Patronat, Laien-, geistlicher oder gemischter Patronat, 
Allein- oder Kompatronat; näheres siehe cit. Handwörterbuch 
s. v. „Patronatsrecht“ Ziffer III. 

Vorliegenden Falles könnte es sich um einen dinglichen 
Patronat handeln, d. h. um ein auf einem bestimmten Gut als 
Realgerechtsame ruhendes Recht, so daß der jeweilige Eigentümer 
des Gutes auch der Patron ist. Hierfür spricht aber niemals die 
Vermutung. Vielmehr wird im Zweifel angenommen, daß es sich 
um ein persönliches Patronatsrecht handelt. In dieser Form steht 
das Patronatsrecht einer Person als solcher zu und beruht 
auf einem persönlichen Erwerbsgrund.. Es geht mit seiner 
wichtigsten Befugnis, dem Präsentationsrecht, jeweils auf die 
Erben über. 

Was das Präsentationsverfahren selbst anbelangt, 
so muß der Patron, bevor er die förmliche Präsentation an die 
kirchliche Behörde vornimmt, die landesherrliche Genehmigung 
zur Präsentation erwirken. Die Erteilung dieser landesherrlichen 
Bestätigung ist der Kreisregierung übertragen; $$ 20, 35 Abs. 2 
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der Formations-V.O. v. 17. XI. 1825. — Erst nach Vollzug 
dieser landesherrlichen Bestätigung kann der Patron seinen Kan- 
didaten der geistlichen Behörde wirksam für die betr. Pfründe 
bezw. das erledigte Kirchenamt präsentieren. 

Ueber die Form der Präsentation an die kirchliche 
Oberbehörde hat das katholische Kirchenrecht lediglich dahin 
Bestimmung getroffen, daß dem kirchlichen Obern ein Kandidat 
vorgeschlagen werden muß. Ob das mündlich oder schriftlich, 
ob dem kirchlichen Obren direkt oder durch Vermittlung einer 
anderen Behörde geschieht, bleibt für das katholische Kirchen- 
recht gleichgültig. 

Anders das bayerische Staatskirchenrecht. Da hier zur förm- 
lichen Präsentation die Erholung der landesherrlichen Genehmigung 
vorgeschrieben ist, muß die Präsentationserklärung mindestens in 
schriftlicher, wenn auch sonst ungebundener Form, ent- 
weder unmittelbar oder durch Vermittlung der Distriktspolizei- 
behörde der zuständigen Kreisregierung zu diesem Behufe vor- 
gelegt werden. — Die Kompetenz der Kreisregierung beschränkt 
sich dabei nicht auf die formelle Bestätigung der Präsentations- 
urkunde, sondern umfaßt auch die Prüfung der Berechtigung des 
Patrons zur Präsentation, sowie die Würdigung der Tauglichkeit 
des Präsentierten und die Beobachtung der Qualifikationsbestim- 
mungen. Glaubt die Regierung, die Genehmigung verweigern zu 
müssen, so legt sie die Präsentation dem Ministerium zur Ent- 
scheidung vor. Außerdem ist vor Erteilung der Bestätigung das 
bischöfliche Ordinariat mit seinen Erinnerungen zu hören; aber 
eine förmliche Zustimmung desselben ist nicht erforderlich. — 
Erst nach unbeanstandeter Erfüllung dieser Erfordernisse erfolgt 
zwecks Vornahme des eigentlichen Präsentationsaktes die Vorlage 
einer förmlichen Präsentationsurkunde an den 
Bischof. — Da es sich bei der Präsentation um ein gegenüber 
dem kirchlichen Obern auszuübendes Recht handelt, sind die zu- 
ständigen kirchlichen Stellen nicht behindert, diese Präsentations- 
erklärung an bestimmte Formen zu kntipfen ; es haben aber solche 
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Formvorschriften nur Geltung, wenn sie ordnungsgemäß bekannt 
gemacht worden sind. — Doch hätte die Nichteinhaltung solcher 
Formvorschriften lediglich Zurückweisung der betreffenden 
Präsentation, nicht aber den Verlust des Präsentationsrechtes 
zur Folge. 

Zu dem vorliegenden Fall ist zu sagen: das am 7. Juli 1911 
ausgestellte formlose Schriftstück ist als eine Präsentations- 
erklärung des Gutsbesitzers von Stetten aufzufassen, nicht aber 
als eine den kirchlichen Obern gegenüber in die Erscheinung 
tretende Präsentationsurkunde. Das gen. Schriftstück ist nur eine 
Anzeige, daß der Benefiziat Moser auf die Pfarrei Alteich prä- 
sentiert werden soll, damit auf Grund dieser Anzeige die landes- 
herrliche Bestätigung erfolge. Eine formelle Präsentations- 
erklärung ist es schon deshalb nicht, weil es nicht an die kirch- 
lichen Obern gerichtet ist. 

Es fragt sich nun, ob dieses formlose Schriftstück vom 7. Juli 
1911 überhaupt als Präsentationserklärung zwecks Erholung der 
landesherrlichen Bestätigung aufgefaßt werden darf. Wie schon 
betont, setzt die Ausübung des Präsentationsrechtes die Er- 
ledigung eines Benefiziums voraus, z. B. durch den Tod des 
bisherigen Pfründeinhabers. Zur Zeit der Präsentationserklärung 
vom 7. Juli 1911 war Pfarrer König von Alteich noch gar nicht 
gestorben, die Pfarrei somit noch nicht erledigt. — Anwart- 
schaften auf nicht vakante Benefizien sind aber als dem Be- 
griffe des Präsentationsrechtes widerstreitend nicht anerkannt. 
Nach den Grundsätzen des katholischen Kirchenrechtes wird die 
Verleihung einer solchen Antwartschaft als ungültige Präsentation 
betrachtet und führt für den Patronatsherrn den Verlust des 
Präsentationsrechtes im konkreten Fall (also nicht für 
künftige Erledigung) mit sich. — Allein dieser Verlust des 
Präsentationsrechtes hat zur Voraussetzung, daß bewußt und 
in Kenntnis der noch nicht erfolgten Pfründeerledigung eine 
solche Präsentationserklärung abgegeben wird. Das war bei Guts- 
besitzer von Stetten nicht der Fall, der zudem auch nach dem Tode 
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des Pfarrers König auf seiner Präsentationserklärung vom 7. Juli 
1911 beharrte.e Auf Grund dieser Erklärung hatte nun die Re- 
gierung die Präsentationsberechtigung des von Stetten und die 
Tauglichkeit des präsentierten Benefiziaten zu der betreffenden 
Pfründe zu prüfen. 

Nach erteilter landesherrlicher Bestätigung der Präsentation 
durch die Kreisregierung wäre es nun Sache des von Stetten ge- 
wesen, dıe rechtsförmliche Präsentationsurkunde an das bischöfliche 
Ordinariat auszustellen. Das geschah nicht. Erst der Sohn und 
Rechtsnachfolger des von Stetten stellte eine förmliche Präsen- 
tationsurkunde am 5. September 1911 aus. Dieser Akt kann sich 
‚aber nicht ergänzend der Präsentationserklärung des Vaters vom 
7. Juli 1911 anschließen, danur eine Person den ganzen Vor- 
gang bewerkstelligen kann. Die Tätigkeit des Gutsbesitzers von 
. Stetten in der Besetzungsangelegenheit ist also unvollkommen, 
somit ohne Bedeutung und Gültigkeit. Der Sohn hat zwar eine 
Präsentationsurkunde ausgestellt, allein es fehlt zu ihrer Wirksam- 
keit noch die landesherrliche Bestätigung seines Präsentations- 
rechtes durch die Kreisregierung; denn wo es sich, wie hier, um 
den Präsentationsakt eines neuen Patrons handelt, muß auch selb- 
ständig die Präsentationsbefugnis des neuen Patrons, hier des jungen 
Gutsbesitzers von Stetten, geprüft und nach richtigem Befund der- 
selben für dieses Präsentationsvorhaben die landesherrliche Ge- 
nehmigung erteilt werden. Dieser staatliche Akt mußte nach- 
geholt werden. 

Die Bedenken des bischöflichen Ordinariats gegen die sofortige 
Pfründeverleihung und Amtseinsetzung des Benefiziaten Moser 
waren demnach wohlbegründet. 

Nach dem Tatbestande wurden aber die einer Amtseinsetzung 
des Benefiziaten Moser entgegenstehenden Hindernisse, wenn auch 
unter Verzögerung, beseitigt. — Die Frist, innerhalb welcher beim 
Laienpatronat die Präsentation vorgenommen werden muß, beträgt 
vier Monate; sie wird von der dem Patron zugekommenen Nach- 
richt der Erledigung berechnet. — Aus unserem Falle läßt sich 
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ohne Schwierigkeit die Rechtzeitigkeit der Präsentation 
durch den jungen von Stetten (5. IX. 1911) ersehen. 

Ihrer rechtlichen Natur nach erscheint diese Präsen- 
tation durch den Privatpatron als eine Verleihung der Pfründe, 
bezüglich des Kirchenamtes aber nur als ein Vorschlag. Die 
Einsetzung in das Kirchenamt selbst ist Sache der kirchlichen 
Behörde, des bischöflichen Ordinariates: sog. kanonische (Amts-) 
Einsetzung; Artikel XI. Abs. 4 des Konkordats. 

Der Pfründebezug beginnt mit dem Tag der Ausstellung 
der Präsentationsurkunde, dem 5. IX. 1911, ohne Rück- 
sicht darauf, daß zu diesem Zeitpunkte die landesherrliche Be- 
stätigung noch ausstand; denn diese wirkt hier auf den Tag der 
Ausstellung der Präsentationsurkunde zurück. Der Tag der 
Amtseinsetzung durch die kirchliche Behörde kommt für 
den Beginn des Pfründebezugs sowenig in Betracht wie der 
Tag des wirklichen Amtsantrittes auf Grund der In- 
stallation. Der Tag der Amtseinweisung (Institution) ist aber 
insofern bedeutsam, als erst mit ihm das Pfründegenußrecht tat- 
sächlich, wenn auch zurückgreifend auf den Tag der Aus- 
stellung der Präsentationsurkunde, beginnt (cf. über diese Fragen 
das cit. Handwörterbuch s. v. „Beginn und Ende des Pfründerechts‘). 

Der Pfründebezug des neuen Pfarrers Moser läuft also vom 
5.1X. 1911, kann aber erst ab 10. XI. 1911 geltend gemacht werden. 
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Der Anspruch einer Pfarrkirche auf die Rentenüber- 
schüsse ihrer Filialkirche. 


Von 


Dr. H. Hellmuth, Würzburg. 


I. 


Bei den Kirchenstiftungen der Filialkirchen Oberfeld und 
Unterfeld, die der Pfarrei Hochkirch zugeteilt sind, ergeben sich 
alljährlich Erübrigungen. Die Pfarrkirchenverwaltung Hochkirch 
reichte i. J. 1910 rechtzeitig in Ansehung der Rentenüberschüsse 
jener beiden Filialkirchenstiftungen zunächst für das Jahr 1911 
beim vorgesetzten Bezirksamt ein Gesuch ein des Inhalts, es 
möchten die beiden Kirchenstiftungen Oberfeld und Unterfeld von 
der Konkurrenzleistung an auswärtige Kirchenstiftungen befreit 
und angehalten werden, ihre gesamten jährlichen Erübrigungen 
an die Pfarrkirchenstiftung Hochkirch zu dem bei letzterer be- 
stehenden Turmbaufond abzuliefern. Der Turm der Pfarrkirche 
bedürfe nämlich nach technischem Gutachten ın 10 bis 15 Jahren 
einer Erneuerung. — Die beiden Filialkirchenstiftungen bezeich- 
neten diesen Anspruch der Pfarrkirchenstiftung als unbegründet. 
Außerdem brachte die Filialkirchenverwaltung Oberkirch vor, es 
seien die gemachten Erübrigungen für die eigenen Stiftungsbe- 
dürfnisse erforderlich; nach Sachverständigengutachten würde etwa 
1. J. 1912 an der Filialkirche eine Dacherneuerung notwendig, 
wofür trotz Admassierung der Erübrigungen Kapitalien eingezehrt 
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werden müßten. — Die Kirchenverwaltung Unterfeld erklärte, es 
müsse ein i. J. 1908 eingezehrtes Stammkapital refundiert werden. 
Der Refundierungsplan gestatte zwar die Leistung von 25°/, Kon- 
kurrenzquote, eine derartige Leistung sei aber gesetzwidrig, jeden- 
falls unbillig. — Würden alle Erübrigungen zur Refundierung 
verwendet, so sei diese schon in vier Jahren vollendet. Der Re- 
fundierungsplan laute dagegen auf viel längere Zeit. — Aus diesen 
Gründen baten beide Filialkirchenstiftungen um Freilassung von 
der Konkurrenz zu den Bedürfnissen der Pfarrkirchenstiftung 
Hochkirch. 
II. 

Den Ausgangspunkt zur Beantwortung der in dem geschilderten 
Tatbestande enthaltenen Rechtslage hat eine Klarstellung von Be- 
griff und rechtlicher Natur der Rentenüberschüsse zu bilden. 

Rentenüberschüsse sind Ueberschüsse, die sich bei dem 
Kirchenstiftungsvermögen in einzelnen Gemeinden nach 
hinlänglicher Deckung der Lokalkirchenbedürfnisse ergeben; $ 48 
des Religionsedikts (= RE.). — Rentenüberschüsse in diesem Sinne 
gibt es also nur beim Kirchenvermögen i. e. S., dem eben ge- 
nannten Kirchenstiftungsvermögen; nicht aber beim sogen. Pfründe- 
vermögen, d. i. bei dem mit einem Kirchen-, z. B. Pfarramt dauernd 
verbundenen, aus kirchlichem Vermögen fließenden, fest radizierten 
Einkommen desselben. Das Pfründegut als die vermögensrechtliche 
Ausstattung eines Kirchen-, insbesondere Pfarranıtes, fällt niemals 
unter die Zweckbestimmung der 83 48, 49 RE., mögen die Pfründe- 
einkünfte noch so reichlich sein; sie gehören stets dem Pfründe- 
inhaber. 

Die Rechtsquellen der geltenden Konkurrenzpflicht mit Renten- 
überschüssen sind die $8 48, 49 RE. nebst den in der Ministerial- 
entschließung (= ME.) vom 24. April 1857 (W. V. 47 £.) hierzu 
ergangenen Vollzugsvorschriften. 

Darnach kann erst nach hinlänglicher Deckung der 
Lokalkirchenbedürfnisse, nicht aber vorher, von dem Vor- 
liegen etwaiger Rentenüberschüsse gesprochen werden. 
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Unter Lokalkirchenbedürfnissen sind lediglich die 
Kultusbedürfnisse der betreffenden Kirchengemeinde, woselbst 
Rentenüberschüsse in Frage kommen sollen, zu verstehen; denn 
nur diese Kirchengemeinde ist es, welche in bezug auf das Kirchen- 
stiftungsvermögen das berechtigte Subjekt repräsentiert; cf. $ 6 
der zit. ME. Dabei ist der Begriff des „eigenen Bedürfnisses“ 
erweiternd auszulegen; 8 1 der zit. ME. — Die Lokalkirchenbe- 
dürfnisse betreffen inhaltlich den Unterhalt der Kirchendiener, die 
Ausgaben für den Gottesdienst (sowohl bei Pfarr- wie Neben- 
kirchen derselben, außer bei Filialkirchen mit eigenem Vermögen) 
sowie die Errichtung und Unterhaltung der nötigen Gebäude; arg. 
ex $ 88 RE. — Eine hinlängliche Deekung der Lokal- 
kirchenbedürfnisse ist aber erst dann bewerkstelligt, wenn in den 
Kirchenstiftungen nicht nur für die Gegenwart, sondern auch für 
eine nachhaltige Sicherung rücksichtlich der Zukunft gesorgt ist; 
$ 1 der zit. ME. — Demgemäß sind keine Rentenüber- 
schüsse vorhanden: 

1. wenn die Kirchenstiftung ihre Renten zur Bestreitung 
größerer außerordentlicher Ausgaben nach Maßgabe der Etats- 
varianten (über deren Zweck und Inhalt sich „Handwörterbuch 
des bayer. Staatskirchenrechts“ von E. Girisch, Dr. H. Hellmuth 
und H. Pachelbel, München 1912, Verlag v. M. Steinebach, sub 
verbo „Etat“ Ziff. IH 1 c) selbst bedarf; 8 11 Ziff. 2 der zit. 
ME.; z. B. zur Ansammlung von Geldern für größere Baufälle, 
die in absehbarer Zeit notwendig und geplant sind; 

2. wenn die Renten der betr. Kirchenstiftung nach Vorschrift 
der Stiftungsurkunde oder überhaupt behufs Erreichung des 
Stiftungszweckes vorerst noch kapitalisiert werden müssen; $ 11 
Ziff. 3 der zit. ME.; 

3. wenn die Kirchenstiftung Schulden hat; $ 11 Ziff. 4 ME. 
— So bei früherer Einzehrung von Stammkapitalien und nunmehr 
notwendiger Wiedererneuerung durch Refundierung. In solchen 
Fällen dürfen sämtliche Rentenüberschüsse zur Schuldentilgung 
verwendet werden, wenn auch in dem Schuldentilgungsplan nur 
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ein geringerer Betrag der Verzinsung und Abtragung eingestellt 
ist; 3 9 ME. — Doch hat dieser Befreiungsgrund von der Kon- 
kurrenzpflicht mit Rentenüberschüssen zur notwendigen Voraus- 
setzung, daß die Mittel der Stiftung auch tatsächlich zur Schulden- 
tilgung bzw. zur Refundierung verwendet werden. 

4. Auch kleinere Ueberschüsse, nämlich bis zu 50 Gulden 
(= 85,71 Mk.) pro Jahr sind von der Konkurrenzpflicht der 
8S 48 und 49 RE. befreit; $ 11 Ziff. 5 ME. 

Enthalten nun die von den Filialkirchenverwaltungen Ober- 
feld und Unterfeld vorgebrachten Einwände einen der oben an- 
geführten Momente, welche das Vorhandensein. von Rentenüber- 
schüsssn und damit eine Konkurrenzpflicht ausschließen? Daß 
diese Frage zuerst geprüft werden muß, erhellt aus der Erwägung, 
daß mit der Verneinung des Vorhandenseins von Bentenüber- 
schüssen sich das Gesuch der Kirchenverwaltung Hochkirch ohne 
weiteres erledigt, namentlich auf eine Untersuchung der weiteren 
Voraussetzungen eines Rentengesuches (s. unten!) nicht mehr ein- 
gegangen zu werden braucht. 

Die Filialkirchenverwaltung Oberfeld benötigt die Erübri- 
gungen des Kirchenstiftungsvermögens zu einer i. J. 1912 not- 
wendig werdenden Dacherneuerung der Filialkirche, zu welchem 
Behufe außerdem noch Kapitalien eingezehrt werden müssen. — 
Diese außerordentliche, in nächster Zeit anfallende Ausgabe dient 
zur Unterhaltung eines zum Gottesdienst bestimmten Gebäudes 
der Filialkirchenverwaltung Oberfeld. Die Stiftungsüberschüsse 
können für diesen Baufall aufgespart werden; sie dienen zur - 
Deckung eines der vornehmsten Lokalkirchenbedürfnisse, ein Zweck, 
der eine nachhaltige Sicherung nicht bloß für die Gegenwart, 
sondern auch für die Zukunft umfaßt. — Mangels hinlänglicher 
Deckung der Lokalkirchenbedürfnisse in Oberfeld — es müssen 
sogar Kapitalien für den Dachbau eingezehrt werden! — kann 
daher in dieser Filialkirehenstiftung nicht von Rentenüberschüssen 
gesprochen werden. 

Die Kirchenverwaltung Unterfeld erklärt, es müsse ein ı. J. 
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1908 eingezehrtes Stammkapital refundiert werden. — Wie schon 
bemerkt, kann bei einer Kirchenstiftung nicht von Rentenüber- 
schüssen i. S. der $$ 48 und 49 RE. gesprochen werden, wenn 
die Kirchenstiftung Schulden hat, insbesondere wenn eingezehrte 
Stammkapitalien refundiert werden müssen. Der Tilgungsplan läßt 
aber eine 25 prozentige Erübrigung zu, die nur bei einer beschleu- 
nigten Refundierung von weiteren vier Jahren, wie sie aber im 
Plane nicht vorgesehen ist, mit in die Kapitalserneuerung einbe- 
zogen werden müßte. Die Kirchenstiftung Unterfeld hat es nun 
in der Hand, sämtliche Erübrigungen — entgegen dem Plane — 
zur Refundierung zu verwenden. — Alsdann sind keine Ueber- 
schüsse vorhanden. — Nach dem Tatbestande scheint aber die 
Stiftungsverwaltung sich an die im Plane vorgesehene Erneuerungs- 
zeit halten zu wollen; mithin ergeben sich auch trotz der Refun- 
dierung jährliche Erübrigungen, deren Heranziehung zu den 
Zwecken der $$ 48 und 49 RE. nichts im Wege steht. 

Wie schon oben bemerkt, hängt die Entscheidung des Ge- 
suches um Ueberweisung der Erübrigungen zunächst von dem 
Vorhandensein von Rentenüberschüssen ab. — Die Kirchenver- 
waltung Hochkirch beansprucht aber alle Erübrigungen des betr. 
Jahres kraft ihrer Stellung als Mutterpfarrkirche, ohne Rücksicht 
auf die eigenen Bedürfnisse der beiden Filialkirchenstiftungen. — 
Ist dieser Anspruch nun begründet oder gelten zwischen Mutter- 
pfarrkirche und Filialkirche die gleichen Grundsätze über Renten- 
überschüsse wie bei jeder anderen Stiftung, deren Gesuch an die 
oben entwickelten Voraussetzungen über das Vorliegen von Renten- 
überschüssen gebunden ist? 

Die zit. ME. bestimmt zwar in $ 6 Absatz Il: „Befinden sich 
außer der Pfarrkirche auch Filial- oder Nebenkirchen innerhalb 
einer Pfarrgemeinde, so ist das gemeindliche Kirchenbedürfnis nur 
dann als hinlänglich gedeckt zu erachten, wenn bei keiner der 
gedachten Kirchen ein Ausfall besteht“. Die Auslegung dieser 
Stelle kann nun nicht dahin gehen, daß auf die an irgend einer 
zur Pfarrgemeinde gehörigen Kirchenstiftung entstehenden 
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Rentenüberschüsse jede der übrigen zugehörigen Stiftungen einen 
Rechtsanspruch hat; daß in unserem Falle die Bedürfnisse 
der Pfarrkirche Hochkirch als Lokalkirchenbedürfnisse 
auch der beiden Filialstiftungen zu erachten seien, die 
mit den Ueberschüssen der letzeren ohne Einschränkung des Bei- 
trags voll und ganz gedeckt werden müßten. — Vielmehr ist mit 
Meurer, Bd. I. S. 256 nach Anmerkg. 10 ff. anzunehmen, daß 
$ 6 Abs. II keinen Rechtsanspruch der Pfarrkirchenstiftung 
auf die Ueberschüsse der Filialkirchen geschaffen hat, daß man 
vielmehr unterscheiden muß: Ein Rechtsanspruch der 
Mutterkirche auf die Erübrigungen der Filialkirchen zur Befriedigung 
von Lokalkirchenbedürfnissen der Mutterkirche kann sich nur auf 
besondere Verträge und andere Privatrechtstitel gründen, niemals 
auf das Vorhandensein eines Filialitätsverhältnisses allein. — Eine 
Konkurrenzpflicht der Mutterkirche gegenüber der Filiale besteht 
mangels eines Rechtstitels erst recht nicht. — Mangels eines be- 
sonderen Rechtstitels kann die Hauptkirche von der Filialkirche 
Beiträge zur Deckung der lokalen (Pfarr-) Kirchenbedürfnisse nur 
wie alle anderen bedürftigen Kirchenstiftungen in Form von 
wirklichen Rentenüberschüssen i.S. der $$ 48, 49 RE. 
verlangen. Der unmittelbaren Zweckbestimmung einer Filıal- 
kirchenstiftung ist Genüge geschehen, wenn die lokalen Bedürf- 
nisse der Filialkirchengemeinde befriedigt sind. Die Erfüllung 
von Bedürfnissen der Hauptkirche liegt außerhalb dieser Zweck- 
bestimmung. Der 5 6 der zit. ME. gibt lediglich Ver- 
teilungsdirektiven für die zuständige Verwaltungsbehörde 
bei Würdigung der Rentengesuche. Hiernach hat — aber nur 
im Rahmen der Rentenüberschußverteilung — die Mutter- bzw. 
Pfarrkirche bei Konkurrenz anderer bedürftiger Kirchenstiftungen 
um die Rentenüberschüsse der Filialkirchenstiftung allerdings den 
Vorrang, und zwar auf Grund der nahen Beziehungen zwischen 
Haupt- und Filialkirche. 

Die Pfarrkirchenstiftung Hochkirch stützt ihren Anspruch 
auf Ueberweisung aller Erübrigungen ihrer beiden Filialkirchen- 
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stiftungen nicht auf einen Rechtstitel, sondern lediglich auf die 
Tatsache der Filialität. Ihr Anspruch ist somit seiner recht- 
lichen Natur nach unberechtigt. — Denn die Pfarrkirche wird 
mangels eines besonderen Privatrechtstitels wie jede andere be- 
dürftige Kirchenstiftung behandelt, besitzt also so wenig wie 
letztere einen irgendwie gearteten Rechtsanspruch auf die Renten- 
überschüsse. — Die Zuweisungen von letzteren sind rein vom 
kuratelamtlichen Ermessen der betr. Kreisregierung, die 
über die Gesuche entscheidet, abhängige Zuwendungen; 
sie tragen den Charakter von Unterstützungen, um die man 
bitten muß. 

Das Gesuch der Pfarrkirche Hochkirch kann daher nur im 
Rahmen und unter den gesetzlichen Bedingungen der Rentenüber- 
schußverteilung gewürdigt werden. Die Filialkirchenstiftung Ober- 
feld besitzt, wie gezeigt, keine Rentenüberschüsse i. S. der $$ 48 
und 49 RE. — Wohl aber die Kirchenstiftung von Unterfeld. — 
Der Unterstützungsbeitrag der Stiftungen mit Ueberschüssen an 
andere bedürftige Stiftungen ist jedoch begrenzt; er soll 25% 
der jährlichen etatmäßigen Rentenüberschüsse nicht übersteigen ; 
$ 12 Abs. I der zıt. ME. 

Sonach hat die Pfarrkirchenstiftung von der Filialkirche 
Öberfeld überhaupt nichts zu bekommen; von den Erübrigungen 
der Filiale Unterfeld könnte sie nur 25% erhalten. — Für die 
tatsächliche Zuteilung dieses Betrags muß aber noch einer der in 
dem $ 48 RE. genannten Zwecke vorliegen, der durch die Zu- 
weisung eines Rentenbeitrags erfüllt werden soll. Als solche ge- 
setzliche Verwendungszwecke, die ein Rentengesuch rechtfertigen, 
kommen nach $ 48 RE. in Betracht u. a.: Erhaltung und Wieder- 
herstellung der Kirchen und geistlichen Gebäude in anderen 
(Kirchen-) Gemeinden. — Die Pfarrkirchenstiftung Hochkirch be- 
nötigt die Ueberschüsse für ihren Turmbaufond, der die Mittel 
zu einer in 10—15 Jahren nötig werdenden Kirchturmerneuerung 
beschaffen soll. Nun sind aber die in $ 48 RE. aufgeführten 
Zwecke genau auszulegen ; soweit sie nicht in dem $ 48 (bzw. 
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& 49, der nicht interessiert) enthalten sind, kommen sie für die 
Rentenüberschußverteilung überhaupt nicht in Betracht; namentlich 
fällt eine Vermögensansammlung aus Rentenüberschüssen nicht 
unter die gesetzlich möglichen Verwendungszwecke der $$ 48, 
49 RE. Die Ansammlung eines Turmbaufonds gehört nicht zu 
den Zwecken des gen. $ 48 RE.; es fehlt dabei namentlich an 
einem gegenwärtigen Bedürfnis, etwa für einen zurzeit an- 
fallenden Turmbaufall. Mangels dieser Voraussetzung ist auch 
gegenüber der Filiale Unterfeld eine Genehmigung des Renten- 
gesuches, selbst in der Höhe von nur 25% der jährlichen Er- 
übrigungen, nicht möglich. — 

Dieses Ergebnis erscheint keineswegs unbillig. Die Filial- 
kirchen mit eigenem Vermögen bestreiten selbst ihre Ausgaben 
für alle kirchlichen Bedürfnisse, ohne hierzu einen Beitrag von 
der Mutter- oder Pfarrkirche beanspruchen zu können. Dabei 
ist nicht abzusehen, weshalb die Pfarrkirche einen einseitigen 
Vorrang besitzen soll. Dem Filialitätsverhältnis ist mit einem 
Vorrang der Pfarrkirche bei Berücksichtigung von Rentengesuchen 
vollauf Genüge geschehen. 
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II. Miszellen. 


Der kirchenrechtliche Unterricht an den italienischen 
Universitäten. | | 


Von 


Universitätsprofessor Dr. A. Galante (Innsbruck). 


Der kirchenrechtliche Unterricht an den Universitäten des 
Königreichs Italien hat verschiedene Wechselfälle gehabt. Nach 
dem Verfall desselben an den Hochschulen der alten italienischen 
Staaten wurden im neuen Königreich die kirchenrechtlichen Lehr- 
kanzeln öfters nieht mehr besetzt, und infolge der separatistischen 
Tendenzen, welche im Jahre 1873 zur Aufhebung der staatlichen 
Fakultäten der Theologie geführt hatten (vergl. Scaduto, L’abo- 
lizione delle facoltä teologiche in Italia, Torino, 1886) wurden 
auch an den juridischen Fakultäten die kirchenrechtlichen Studien 
vernachlässigt (darüber eingehend Ruffini, Lo studio e il concetto 
moderno del diritto ecclesiastico, Torino, 1892, auch in Rivista 
italiana delle seienze giuridiche desselben Jahres). Es war Fran- 
cesco Seadutos Verdienst, die kirchenrechtliche Wissenschaft in 
‘ Italien wieder hergestellt zu haben, und auf ihn folgte Francesco 
Ruffini, ein Schüler Friedbergs, dem die italienische Rechts- 
wissenschaft nebst verschiedenen ausgezeichneten Arbeiten auch 
die italienische Uebersetzung des Friedbergschen Lehrbuchs ver- 
dankt. Aber trotzdem hatte noch nicht das Kirchenrecht an allen 
Universitäten des Königreichs die Stellung einer selbständigen 
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Disziplin und wurde öfters nur als Nebenfach, meistens von den 
Rechtshistorikern, vorgetragen. In dieser Beziehung ist nunmehr 
im Jahre 1910 eine erfreuliche Aenderung eingetreten, indem mit 
der Berufung Scadutos nach Rom die römische Lehrkanzel wieder 
besetzt wurde, und an verschiedenen Universitäten neue Extra- 
ordinariate für Kirchenrecht errichtet wurden. So wird nun das 
Kirchenrecht in Italien von Fachmännern vorgetragen in Rom 
(Scaduto), Bologna (Brandileone), Neapel (Schiappoli), Turin 
(Ruffini), Macerata (Faleo), Genua (Moresco), Messina (Ambrosini), 
Pavia (Solmi) und die Wiederherstellung von kirchenrechtlichen 
Lehrkanzeln ist auch für die wissenschaftliche Forschung auf 
dem Gebiete des Kirchenrechts sehr günstig gewesen. 
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Das Urheberrecht des Index der verbotenen Bücher. 
Von 
Universitätsprofessor Dr. A. Galante (Innsbruck). 


P. Esser, welcher auf Anordnung Leos XIII. nach den 
Bestimmungen der Bulle „Officiorum .et munerum“ im Jahre 1900 
die neue Auflage des Index librorum prohibitorum verfaßte (Index 
librorum prohibitorum Smi D. N. Leonis XIII. iussu et auc- 
toritate recognitus et editus. Praemittuntur Constitutiones Aposto- 
licae de examine et prohibitione librorum, Romae, Typis Vaticanis, 
1900) verklagte verschiedene italienische Buchdrucker und Verleger, 
welche ohne seine Genehmigung Ausgaben des Index veranstaltet 
hatten. Mit Entscheidung des 2. April 1910 bat das Landesgericht 
(Tribunale) von Neapel gegen die Buchdrucker und Verleger zu 
Recht erkannt und dabei einige interessante Grundsätze festgestellt. 
Es wurde anerkannt, daß der Index keinen bloßen Katalog, son- 
dern ein selbständiges Werk des Verfassers bildet, wofür die 
Bestimmungen des ital. Gesetzes über geistiges Eigentum Anwen- 
dung finden. Es wurde weiter angenommen, daß die Bestimmungen 
desselben Gesetzes, wodurch der Neudruck von Gesetzen und Ver- 
ordnungen der öffentlichen Behörden jedermann freisteht, auf die 
Erlässe der päpstlichen Kurie nicht erweitert werden könnte, und zu- 
letzt wurde entschieden, daß der Mangel von lukrativen Bewegungs- 
gründen seitens des päpstlichen Stubles bezüglich seiner Publi- 
kationen keineswegs das geistige Eigentum des Verfassers beein- 
trächtigen könnte. (Vergl. Alberto Musatti, L’indice dei Libri 
proibiti e il diritto d’autore, in Rivista di diritto commerciale, 
Milano, Vallardi, Anno VIII, Fase. 8, welcher gegen die Entschei- 
dung Stellung nimmt.) 
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III. Literaturübersicht. 


— 


Uebersicht über die französische Literatur. 
Von 


Universitätsprofessor Dr. R. Genestal in Caen. 


I. 
Allgemeines, Lehrbücher, Enzyklopädien, Quellen. 
Lehrbücher und Enzyklopädien. 


J. Tixeront, Histoire des dogmes dans l’antiquite chretienne, 
III La fin de l’äge patristique (430—800). Paris, Gabalda, 1912, in 
18 jes., 591 p. 

Le droit public de l’Eglise. S&minaire de Besancon. Besancon, 
Jacques et Demontrond, 1912, 8°, 228 p. 

A. d’Ale&s, Dictionnaire apologetique de la foi catholique, 4° 
edition, I (fin, col. 1921—8), Il, fasc. 1 (col. 1—30). Paris, 
Beauchesne, 1911, gr. in 8°. 

Baudrillart, Vogt et Rouzi2s, Dictionnaire d’histoire et de 
geographie ecclesiastiques, fasc. 5, 6, 7 (Aix la Chapelle — Alidosi). 
Paris, Letouzey et Ane, 1912, gr. in 8°. 

Cabrol et Leclercq, Dictionnaire d’arch&ologie chretienne et 
de liturgie, fasc. 25, 26, 27 (Chapelle — chäteau). Paris, Letouzey 
et Ane, 1912, gr. in 8°. 

Vacant et Mangenot, Dictionnaire de theologie catholique, 
fasc. 35, 36, 37, 38, 39 (Epoux [devoir des) — Extreme Onction). 
Paris, Letouzey et An&, 1912, gr. in 8°. 
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Vigouroux, Dictionnaire de la Bible, fasc. 37, 38 (Sinai-Tuteur). 
Paris, Letouzey et An&, 1912, gr. in 8°. 


Katholische Quellen. 


F. Nau, La version syriaque de l’Octateuque de Ülement, 
Sixieme livre. Can. contemp., 1912, p. 370—9. | 

F. Nau, La didascalie des douze apötres traduite du syriaque 
pour la premiöre fois, 2° edition augmentee de la traduction de la 
Didache de l’apötre Addai et des empöchements de mariage pseudo- 
apostoliques (Ancienne litterature canonique syriaque, fasc. 1). Paris, 
Lethielleux, 8°, 264 p. 

M. Briere, Les homeliae cathedrales de Severe d’Antioche, 
traduction syriaque de Jacques d’Edesse, homelies LVIII a LXIX 
editees et traduites en francais par M. Briere (Patrologia Orientalis, 
VIII, fasc. 2). Paris, Firmin Didot, 1912, gr. in 8°. 

J. et A. P6rier, Les 127 canons des apötres, texte arabe en 
partie inedit et traduction francaise d’apres les manuscrits de Paris, 
de Rome et de Londres (Patrologia -orientalis publi6e sous la direction 
de Graffin et Nau, VIII, fasc. 4). Paris, Firmin Didot, 1912, gr. in 
8° p. 551—710. 

F. Nau, La didascalie de Jacob, texte grec original de Sargis 
d’Aberga (P. O., III, 4), premiere assemble&e (Patrologia orientalis 
publiee sous la direction de Graffin et Nau, VIII, fasc. 5). Paris, 
Firmin Didot, 1912, gr. in 8°, p. 711--782. 

R. HB. Connolly, O.S.B., Anonymi auctoris expositio officiorum 
ecclesiae Georgio Arbelensi vulgo adscripta (Corpus scriptorum 
christianorum orientalium curantibuss I. B. Chabot, I. Guidi, 
H. Hyvernat; Scriptores Syri, Textus, series secunda, tomus XCJ). 
Paris, Poussielgue, 1911, 8°, 245 p. 

Palladius, Histoire lausiaque (vies d’ascetes et de Peres du 
desert). Texte grec, introduction et traduction frangaise par A. Lucot 
(Textes et documents pour l’&tude historique du christianisme publies 
sous la direction de Hemmer et Lejay, No. 15). Paris, Picard, 1912, 
in 16, 428 p. 

P. Monceaux, Histoire litt6raire de l’Afrique chretienne depuis 
les origines jusqu’& l’invasion a IV, Le donatisme. Paris, 
Leroux, 1912, 8°, 521 p. 

A. Fliche, Les vies de saint Savinien, premier evöque de Sens. 
Etude critique suivie d’une €dition de la plus ancienne vita (Th£se 
lettres). Paris, Soc. frane. d’imprimerie et de libr., 1912, 8°, 114 p. 
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‚ Pierre Gautier, Note sur des diplömes carolingiens des archives 
de la Haute Marne. Moyen äge, 1912, p. 77—89. 

Clovis Brunet, Bulle sur papyrus de Benoit III pour l’abbaye 
de Corbie, 855 (Societe des antiquaires de Paris. Fondation Henri 
Debray. Documents inedits sur l’abbaye, le comte et la ville de 
Corbie). Paris, Picard, 1912, in fol., 19 p. et atlas de 20 planches. 

P. Bouvier, Remarques sur deux bulles du pape Alexandre III 
en faveur de l’hötel Dieu d’Orl&ans. Bull. Soc. hist. Orleanais, XV], 
1911, p. 109—116. — Diese Jaffe unbekannten Bullen sind von 
Cuissard unter dem Titel „Chartes originales de l’ancien Hötel-Dieu 
d’Orleans“ in den Memoires de la Soc. hist. de l’Orl&anais“ (XXVIII, 
1902, p. 278) gedruckt worden. 

E. Laurain, Un acte faux de Marmoutiers. Bull. hist. et 
philolog., 1911, p. 127—130. 

G. Mollat, Gregoire XI vidime une bulle de Gregoire X datee 
de Lyon le 5 avril 1275 portant confirmation des possessions de 
l’abbaye de Saint Sauveur de Redon et lui accordant l’exemption 
moyennant un cens de 3 besants d’or et de nombreux privilöges. 
Ann. de Bretagne, 1912, p. 407. 

G. Mollat, Sur les instances du duc, Jean XXII charge l’eveque 
de Nantes de faire continuer l’aumöne dite de la Comtesse distribuee 
au temple de Clisson trois fois par semaine en pain ou en argent ä 
raison d’une obole par pauvre (Etudes et documents sur l’histoire de 
Bretagne). Ann. Bretagne, 1912. | 

Guynemer, Cartulaire de Royallieu. Paris, Champion, 1911, 
4°, 316 p. 

E. Anquetil, Le livre rouge de l’&vech& de Bayeux, manuscrit 
du XVe siöcle, II. Bayeux, Tueboeuf, 1911, 8°, 418 p. 

Cartulaire de l’abbaye de Sainte Croix de Quimperle, feuille 21 
(Analyse). Ann. de Bretagne, 1912, tome XXVII. 

Prou et Vidier, Recueil des chartes de l’abbaye de Saint 
Benoit sur Loire, II, fasc. 1, p. 1—28 (Documents publies par la 
Societe historique et archeologique du Gätinais, VI). Paris, Picard, 
1912, 8°. 

J. Ch. Roman, Les chartes de l’ordre dauphinois et provengal 
de Chalais (Positions des thöses de l’Ec. des Chartes 1911). Paris 
Picard, 1911, 8°, 

- J. M. Alliot, L’obituaire d’Etiolles (Seine et Oise). Ann. de 
la Soc. hist. et arch. du Gätinais, 1911, p. 189—191. 
E. Vernay, Le „liber de excommunicatione“ du cardinal Berenger 
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Fredol pre&cede d’une introduction historique sur l’excommunication 
et l’interdit en droit canonique de Gratien ä la fin du XIIIe siecle 
(These droit). Paris, Rousseau, 1912, LXXXVI + 165 p. 

Heutzutage wird Berengarius Fredoli zum besonderen Gegenstand 
der gelehrten Forschungen. Nachdem P. Viollet seine merkwürdige 
Arbeit „Berenger Fredol canoniste* für den XXXIV. Band der 
Histoire litt&raire de la France vorbereitet hatte, hat Vernay die 
Schriften des B£renger über Kirchenbann studieren und herausgeben 
wollen. Die Traktate Berengers sind im Mittelalter sehr berühmt 
gewesen, was die große Zahl der noch erhaltenen Handschriften be- 
weisen kann. Es waren auch die ersten über jene wichtige Materie 
geschriebenen, und B. ist zur richtigen Zeit erschienen, die Vorarbeiten 
der ersten großen Dekretalisten zu benützen und eine systematische 
Darstellung der Materie des Kirchenbanns zu bringen. Das sogenaunte 
„liber de excommunicatione“ besteht aus zwei ganz unabhängigen Trak- 
taten, I De absolutione ad cautelam, II De excommunicatione 
et interdicto, die beide von B. geschrieben worden sind, als er Bischoı 
von Be£ziers war. Die Werke sind von V. sorgfältig herausgegeben. 
Eine Uebersicht der Geschichte des Kirchenbanns vor dem XIV. Jahr- 
hundert geht dem Text der Traktaten voraus. Im ersten Kapitel hat 
der Verfasser die Geschichte des Bannes und der Buße bis zur Mitte 
des XII. Jahrh. sehr kurz zusammengefaßt. Eine starke Einwirkung 
der Sohmschen Theorien ist hier leicht erkennbar. V. stellt nachher 
dar, wie die klassischen Kanonisten die Klassifikation der verschiedenen 
Arten und Grade des Kirchenbanns festgesetzt haben. Der große 
Bann ist ausschließlich Zwangsmittel geworden und wird nicht mehr 
als reine Strafe gebraucht. Strafe ist nur die excommunicatio latae 
sententiae geblieben. Diese letzte wird vom V. besonders studiert, 
und er ist der Meinung, die excommunicatio latae sententiae sei nichts 
anderes als der fortbestehende uralte Begriff der excommunicatio: die 
Sünde allein schließt den Sünder aus und das Exkommunikationsurteil 
kann diese Ausschließung nur verkündigen. Daher konnte man leicht 
die mit der Exkommunikation bedrohenden canones als im voraus 
ausgesprochene Urteile betrachten. Es ist zu wünschen, daß der V. 
jene Frage später mit einem größeren Beweismaterial wieder unter- 
suche, 

Ren& AncelO. S. B., Nonciatures de France. Nonciatures de 
Paul IV (avec la derniere annee de Jules III et Marcel II), I, Non- 
ciatures de Sebastiano Gualterio et de Cesare Brancatio, mai 1554 — 
juillet 1557 (Archives de l’histoire religieuse de la France). Paris, 
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Gabalda, 1911, 8°, p. 257—666. 

G. Gavet, Diarium universitatis Mussipontanae (1572—1764). 
Nancy, Berger Levraut, 1911, 4°, 747 p. 

P. Ubald d’Alencon, Lettres de missionnaires interessant le 
departement de l’Orne (XVIIe s.). Bull. Soc. hist. Orne, XXXI, 1912, 
p. LVIII—-LXVI. 

Emile de Heeckerenu, Üorrespondance de Benöit XIV pre- 
cedee d’une introduction et accompagnee de notes et tables, I, 1742—49, 
Il, 1750—56. Paris, Plon Nourrit, 1912, 2 vol. in 8°, 569 et 587 p. 

Ch. Urbain. Dissertation de l’abbe Pirot sur le concile de 
Trente. Rev. d’hist. Egl. Fr., 1912, p. 78—99, 174—178, 317—339. 

de Montifault, Les deux &eveques de Poitiers (1791). Bull. 
Soc. hist. Perigord, XXXIX, 1912, p. 185—187. — Ein spottsüchtiges 
Lied über den konstitutionellen Bischof Montault. | 

Lettre de M. de Cheylus &veque de Bayeux a MM., les cures de 
son diocese (1791). Bajocana, 1912, p. 283—298. 

Dom Leclercgq, Les Martyrs, recueil de pieces authentiques 
sur les martyrs depuis les origines du christianisme jusqu’au XXe 
siecle, tome XI, la Revolution (1791—94). Paris, Oudin, 1911, 8°, 
521 p. 

E.M. Riviere, Corrections et additions & la bibliotheque de la 
Compagnie de Jesus, suppl&ment au De Baeker-Sommervogel, fasc. 1. 
Toulouse, chez l’auteur, 7 rue Boulbonne, 1911, gr. in 4°, col. 1—38. 

Constitutions et directoire des religieuses de la Compassion de 
Marie etablies & l’ermitage de Villersexel, diocese de Besancon. 
Besangon, Bossanne, 1912, in 16, 187 p. 

Constitutions des religieuses cisterciennes de N. D. de Consolation 
approuvees et confirmees par S. G. Mer Francois L&on Gauthey, 
archeve&que de Besancon. Besancon, imprimerie cath. de l’Est, 1912, 
8°, 45 p. 

Protestantische Quellen. 

Paul E. Martin, Unelettre inedite de Guillaume Farel relative 
aux Vaudois du Piemont (8 mars 1538). Bull. Soc. hist. protest. 
francais, 1912, p. 204—213. 

M. Luthard, Remontrances de l’assemblee politique d’Anduze 
aux Etats de Languedoc (30 nov. 1579). Bull. Soc. hist. prot. franc., 
1912, p. 213—237. 

Recueil officiel des actes du synode general et des synodes par- 
ticuliers de l’Eglise &vangelique lutherienne de France. Nouvelle Serie, 
III, 1910—12. Cahors, Coueslant, 1912, 8°, p. 153—209. 
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Union regionale des &glises r&formees de Normandie, Compte rendu 
de la 34° session, 6° de l’union regionale, tenue au Havre le 26 avril 
1911. Bolbec, Yvon, 1911, 8°, 11 p. 

Eglises reformees unies. Actes du synode national (restreint) tenu 
a Royan les 14 et 15 juin 1911. Paris, agence de l’Union nationale, 
20 rue Vivienne, 1911, 68 p. 

Reglements des facultes de theologie de Paris et de Montauban. 
R. droit et jurisp., 1911, p. 267 — 285. 

Statuts de la caisse des retraites pour les pasteurs de l’eglise 
reformee de France. R. droit et jurisp., 1912, p. 11—19. 


II. 
Kirchenrechts- und Kirchenkulturgeschichte. 


R. Parayre, Jesus Christ et l’&tude comparee des religions. 
Universite cath., 1912. 

E. Jacquier, Notre Seigneur Jesus Christ d’apres les saints 
€vangiles, 3° edition. Lyon, Vitte, 1912, 8°, 201 p. 

L. Fillion, Jesus ou Paul. Rev. du clerg& france, 1912. 

A.Sabatier, L’apötre Paul, esquisse d’une histoire de sa pens6e, 
4e edition par Eug. de Faye. Paris, Fischbacher, 1912, 8°, 424 p. 

H. Lesetre, La croyance des apötres A l’imminence de la fin du 
monde. Rev. prat. d’apologetique, 1912. 

C. Jullian, Quelques remarques sur la lettre des chretiens de 
Lyon. Rev. etudes anciennes, 1912. | 

P. Monceaux, Timgad chretien. Journal des savants, 1912, 
p. 20—34 et 55—62. 

Abbe Chaillan, Saint C&saire, 470—543. (Les Saints.) Paris, Ga- 
balda, 1912, in 18, 240 p. 

J. Callen, Saint Seurin de Bordeaux d’apres Tortunat et Gre- 
goire de Tours. Paris, Picard, 1912, 8°, 257 p. 

E. Magnin, L’Eglise wisigothique au VIIe siecle, I. (Biblioth. 
d’hist. religieuse.) Paris, Picard, 1912, 8°. 

A. Dufourcgq, Le passe chretien, vie et pensee. VI Epoque 
occidentale, histoire de L’Eglise du XIe au XVIII® s., le christianisme et 
Vorganisation f&odale (1049—1300). (L’Avenir du christianisme I Par- 
tie.) Paris, Bloud, 1911, in 16, 462 p. 

Delarone, La vie et l’enseignement d’Abelard a Melun. Bull. 
soc. hist. Brie-Comte-Robert, 1911, p. 30—34 et 54—57. 

L. Maitre, Situation du dioc&se de Nantes aux XI® et XIIe siecles. 
Ann. Bretagne, XXVII, 1912, p. 342—62. 


— 
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Abbe C. Bernois, Histoire de Lorris. Ann. Soc. hist. Gätinais, 
1911, p. 29—125. 

A. Clergeac, Chronologie des archeveques, &v&ques et abbes de 
l’ancienne province ecclösiastique d’Auch et des dioceses de Condom et 
de Lombez, 1300—1801. (Archives hist. de la Gascogne, 19° annee, 
2° et 3° trimestre, 2e serie, fasc. 16.) Abbeville, Paillart, 1911, 8°, 223 p. 

G. Mollat, Les papes d’Avignon, 1305—78. (Bibliothöque de 
l’enseignement de l’histoire ecclesiastique.) Paris, Gabalda, 1912, in 
12, 424 p. 

A. Coville, La mission de Jeanne d’Arc, 2: art. J*! des Sa- 
vants, 1912, p. 249—259. 

E. Saulnier, Le röle politique du cardinal de Bourbon (Char- 
les X), 1523—1590. Paris, Champion, 1912, 8°, 335 p. 

Marquis de Beauchesne, Christophe et Roland de Chauvign6, 
eveques de Saint Pol de Leon, 1521—62. (Memoire lu & l’assocation 
bretonne en sept. 1911.) Saint Brieuc, Prudhomme, in 8°, 27 p. 

L. Celier, Saint Charles Borrom6&e 1538—84. (Les Saints.) Paris, 
Gabalda, 1912, in 18, 207 p. 

E, Griselle, Profils de jesuites du XVIIe siecle, I, Le P. Coton, 
le P. Arnoux, le P. Suffren et Louis XIII, 1617—1620; II, Le P. Adam 
et les protestants, 1608—84. Paris, Soc. St. Augustin, 1911, 8°, 320 p. 

J. Mathorey, Notes sur les pretres irlandais refugies a Nantes 
aux XVII et XVIIIe siecles. R. hist. Eglise Fr., 1912, p. 164—174, 

G. Fonsegrive, Saint Francois de Sales et Sainte Chantal. 
R. Paris, 1912. 

L. N. Prunel, Sebastien Zamet &v&que duc de Langres, pair de 
France, 1588—1655. Sa vie et ses oeuvres; les origines du janse- 
nisme. Paris, Picard, 1912, 80, 569 p. 

J. Brucker, Sebastien Zamet, une victime des jans£nistes. 
Etudes, CXXXI, 1912, p. 74. (& propos du livre de Prunel.) 

J. Vincent, Aux origines du jansenisme, Sebastien Zamet. 
R. prat. d’apologetique, 1912. 

Bligny-Bondurand, Statistique des opinions religieuses du 
futur diocese d’Alais (1688—9). Bull. hist. et philol. 1910. 

Comte M. de Sars, Un confesseur de la foi, Etienne Joseph 
de la Fare, &v&que duc de Laon, 1691—1741. Bull. soc. academique 


Laon, XXXIII, 1910, p. 73—123. 


Th. Malley, Guichenon, historien de Camille de Neuville, arche- 


veque de Lyon. Universit& cath., 1912. 
Th. Malley, Un commencement, premieres pages de l’histoire 
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d’un archeveque (Mgr. de Villeroy). Universite cath., 1912. 

Uzureau, Mgr. Ponat de la Riviöre &veque d’Angers (1706 bis 
30). Les actes de.son &piscopat. Ann. flechoises, X, 1908. 

E. Fourier de Bacourt, Mr. Brigeat de Lambert, grand 
doyen d’Avranches, mort en döportation, 1733—94. R. cath. de Nor- 
mandie, 1911. 

P. de la Gorce, Histoire religieuse de la Revolution frangaise, 
II. Paris, Plon-Nourrit, 1912, 8%, 544 p. 

Abbe Sicard, Le clerg& de France pendant la Re&volution, I. 
L’effondrement (Nouvelle edition). Paris, Lecoffre, 1912, 8%, 610 p. 

P. Pisani, Un chapitre de l’histoire religieuse de la Revolution 
(M. Le Blanc de Beaulieu.) R. clerg6 franc., 1912. 

B. Bresson, Joseph Didier Voillerant, cur& de Montargis et 
victime de la Rövolution. Bull. Soc. hist. Langres, VI, 1912, p. 337 
bis 349. 

Le clerg& du bourg d’Ir6 et de Noyant la Gravoyöre pendant la 
Revolution. Anjou hist., 1912. 

Donat, Le culte et la crise religieuse a Larrazet pendant la 
periode rövolutionnaire, 1789—95. R. Pyrendes, 1912, p. 1—30. 

Les 28 vicaires de la ville d’Angers pendant la Revolution. Anjou 
hist., 1911. 

Les 19 cures de la ville d’Angers pendant la Re&volution. Anjou 
hist., 1911. 

Monternot, l’Eglise de Lyon pendant la Re£volution. Yves 
alexandre de Marboeuf, ministre de la feuille des benefices, archevöque 
de Lyon, 1734—99. Lyon, Lardauchet, 1911, 8%, 436 p. 

E. Sevestre, Le: clerg& breton en 1801 d’apres les enquötes 
prefectorales de l’an IX et l’an X conservees aux archives nationales. 
Paris, Picard, 1912, 8°, 96 p. 

E. Sevestre, L’enquöte gouvernementale et l’enquöte ecolösias- 
tique sur le clerge de Normandie et du Maine de !’an IX a l!’an XII. 
R. cath. de Normandie 1910. 

Abbe Pauthe, Lacordaire d’apres des documents nouveaux, son 
oeuvre, sa survie, son actualite. Paris, Gabalda, 1911, 8°, 476 p. 

C. Latreille, Un tömoin de la rupture de Lamennais avec 
V’Eglise. Lettres inedites du marquis de Coriolis, 1832—1834. R. bleue, 
1912, p. 207—212. 

C. Lapeyre, Le mouvement religieux dans les pays de langue 
allemande. R. clerg& frane., 1912. ir 
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Joseph Wilbois, !’Eglise russe et le Revolution. R. synthese 
hist., XXIV, 1912, p. 161—180. 

XXXXX, Ce quon a fait de ’Eglise. Etude d’histoire religieuse 
avec une humble supplique AS. S. le pape Pie X. Paris, Alcan, 1912, 
in 12, 559 p. 

J. Rocafort, Autour des decisions de Pie X; un Episode per- 
sonnel. Paris, Victorion, 1912, in 16, 327 p. 

Jean Lestrade, Jses Huguenots en Comminges, nouvelle s£rie. 
(Archives historiques de la Gascogne.) Paris, Champion, 1910—11, 
8°, 356 p. 

H. Guilgard, l’histoire du protestantisme dans la senechaussee 
de Gu6erande en Bretagne. Bull. soc. hist. protest. franc., 1912, p. 13 
A 27. 

H. Patry et N. W., Frere Nicolle Maurel, apostat celestin dit le 
„Predicant“, 15..—1546. Bull. soc. hist. protest. frang., 1912, p. 193 
a 204. 

Desilve, le protestantisme dans la seignemie de Saint Amand 
de 1562 a 1584. Valenciennes, Giard, 1911, 8°. 

N. Weiss, Note sommaire sur les debuts de la Reforme en Nor- 
mandie, 1523—47. Rouen, Gy, 1911, gr. in 8%, 25 p. (Extrait du 
congr&es du Mill&naire normand.) 

Oursel, La reforme en Normandie, Ises „placards“ de Marcourt 
ä Rouen en 1535. Bull. hist. et philolog., 1911, p. 123—126. 

E. Le Parquier, Extraits des registres du parlement de Nor- 
mandie, 1562, 1563 et 1564. Bull. soc. hist. protest. frang., 1912, 
p. 27—45. 

R. N. Sauvage, la vicomte d’Auge en 1564. Bull. soc. hist. 
Lisieux, 1911, p. 27—48. 

Roger Luzu, Essai sur la Reforme et la Ligue dans le Maine 
jusqu’au 2 dec. 1589. (Positions des thöses Ecole Chartes, 1911.) Paris, 
Picard, 1911, 8°. 

P. Benzart, Le protestantisme a Douai dans la premiere moitie 
du XVIlIe siecle. Bull. soc. hist. protest. frang., 1912, p. 45—56. 

Baronne de Charnisay, Les chiffres de M. l’abb& Rouquette, 
etude zur les fugitifs du Languedoc. Bull. soc. hist. protest. frang., 
1912, p. 156—172. 

A. Galland, Le protestantisme A Conde sur Noireau (Calvados) 
et dans le Bocage normand de la Re&vocation aA Napoleon Ir, 1685 Aa 
1812. Bull. soc. hist. protest. frang., 1911, p. 97—140. 
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III. 
Staat und Kirche. 


L. C&ezard, Histoire juridique des pers&cutions contre les chre- 
tiens de Neron A Septime Severe, 64—202. Paris, Larose, 1911, 8°, 
129 p. 

GC. Boucand, La premiere ebauche d’un droit chretien dans 
l’antiquit& romaine. Universite cath., 1912. 

P. Robert, La doctrine sociale de Saint Thomas et sa re&ali- 
sation dans les faits. R. thomiste, 1912. 

Mazeran, Essai sur la politique religieuse de Philippe le Bon 
dans les Pays Bas (Positions des thöses Ecole Chartes 1911). Paris, 
Picard, 1911, 8°. 

A. Mousset, Les pre&minences d’eglise de la maison de Ker- 
gorlay ä Plougouwer et ä Bulat-Pestiviers. Paris, impr. Collemant, 
1912, in 14, 28 p. 

H. Pissard, La guerre sainte en pays chretien, essai sur 
V’origine et le developpement des theories canoniques (Bibliotheque 
d’histoire religieuse). Paris, Picard, 1912, 12°. 195 p. 

Das Dekretum Gratiani drückt schon ganz deutlich die Meinung 
aus, der Krieg gegen die Ketzer sei nicht nur zulässig, sondern auch 
löblich, und tatsächlich hat die Kirche fast immer zum Kriege gegen 
Heiden und Ketzer angefeuert. Schon im X. Jahrh. hat der Papst 
Krieg für die Verteidigung des Kirchenstaates selbst geführt. In 
einem Gesamtblicke der Kirchengeschichte zeigt der V. den dauernden 
Gebrauch des im Interesse der Kirche geführten Kriegs, sei es, daß 
der Papst allein oder mit Bundesgenossen Krieg führe, sei es, daß er 
die Hilfe eines weltlichen Fürsten und überhaupt des Kaisers, des 
Vogtes der Kirche verlange. Die einzige Einschränkung dieses Rechtes 
der Kirche ist, daß die Geistlichen nicht persönlich an die Waffen 
greifen können. 

Was aber der V. unter dem Namen „heiliger Krieg“ studiert hat, 
ist etwas eigentümliches. Der heilige Krieg ward von der Kirche, 
speziell vom Papste selbst verwaltet und geführt, der alle Christen, 
abgesehen von ihren verschiedenen Nationalitäten, zur Hilfe herbeiruft. 
Das Vorbild dieses Kriegs ist die Kreuzfahrt gegen die Albigenser. 
Nur in Ermangelung der Hilfe des weltlichen Herrschers, d. h. des 
Lehnsherrn der zu bestrafenden Ketzer hat übrigens der Papst durch 
seine Legaten die Leitung des Kriegs untergenommen. Er hat die Land- 
güter der Ketzer als Beute dargeboten (terram exponit occupantibus; 
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der Ausdruck „exposition en proie* ist bei unseren alten Gallikanern 
der übliche geworden), nur sind die Rechte des Lehnsherrn vorbehalten 
(salvo jure domini principalis). Zugleich nimmt er die Leitung der so 
durch die Hoffnung der Beute gelockten Kriegsleute, denen er auch 
die gewöhnlichen Kreuzfahrerprivilegien bewilligt hat. Als die Länder 
der ketzerischen Herren erobert worden waren, verfügte die Kirche, 
die den Krieg geleitet hatte, trotz des Widerspruchs des Königs über 
die Güter der Ketzer salvo jure domini capitalis. Diese Kreuzfahrt 
hat aber keinen dauernden Erfolg gehabt und erst der französische 
König hat endgültig Süd-Frankreich unter seine Gewalt bringen können. 
Jetzt gehörte das Recht, über die eroberten Länder zu verfügen, nicht 
mehr der Kirche und dem Papste, sondern dem weltlichen Herrn, dem 
die den ketzereischuldigen Vasallen entzogenen Lehne zurückkehren. 

Die Kanonisten haben die Theorie dieser schon vorher von der 
Kirche ausgeübten Rechte zusammengesetzt und P. kann nach ihren 
Darstellungen vier Kategorien entscheiden: erstens verlangt die Kirche 
die Hilfe des weltlichen Armes, d. h. ermahnt den weltlichen Fürst, 
seine ketzerischen Untertanen selbst zu bestrafen; zweitens darf die 
Kirche die Länder der Ketzer als Beute darbieten, d. h. ausländische 
Fürsten gegen die von Ketzerei verpesteten Gegenden bewaffnen;; dritte 
Kategorie ist der sog. heilige Krieg, d. h. der durch die kirchlichen 
Obrigkeiten selbst geleitete und geführte Krieg; endlich wird der heilige 
Krieg eine Kreuzfahrt, wenn der Papst den Kriegsleuten die eigent- 
lichen Kreuzfahrerprivilegien bewilligt. Die communis opinio hat dem 
Papste allein das Recht, den heiligen Krieg zu führen, vorbehalten. 
In den letzten Kapiteln zeigt. der Verfasser, wie diese Theorie in der 
Geschichte der päpstlichen Politik bis in die Zeit Pius IX und des 
Syllabus ohne wesentliche Aenderung angewendet worden ist. 

G. Constant, Les eveques Henriciens sous Henri VIII. R. 
Questions hist., 1912, p. 384—426. 

Lucien Romier, La crise gallicane de 1551 (fin). R. hist., 
CIV, 1912, p. 27—55. 

Louis Batiffol, Une descente de police & Port-Royal (mars 
1656). R. Paris, 1912, p. 321—339. 

Eugene Guitard, Seignelay contre les protestants. R. des 
Pyrenees, 1912, p. 106—140. 

E. Griselle, Avant et apres l’&dit de Nantes. Chronique des 
evenements relatifs au protestantisme de 1682 & 1687 (fin). Bull. soc. 
hist. protest. franc., 1912. p. 68—71. 

Comte Boulay de la ame Me, de Saint Georges 
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archeve&que nomme de Tours. Bull. trimestriel soc. arche&ol. Touraine, 
XVII, 1912, p. 169— 212. 

P. Coulon, Jacobin, gallican et appelant, le P. Noel Alexandre. 
R. sciences philos. et the&ol., I, 1912. 

P. Pierling, La Russie et le Saint Siege. Tome V: Catherine II, 
Paul I, Alexandre I. Paris, Plon-Nourrit, 1912, 8°, 486 p. 

P. Armel, Etude sur le recrutement du clerge EonEuILIOnne" 
Etudes ae 1912. 

Rod. Reuss, La constitution civile du clerge et le Directoire 
du departement du Bas-Rhin, juillet 1791—juillet 1792. R. hist., CX, 
1912, p. 1. 

Abbe Le Male, Les embarquements des prötres inserment6s du 
Calvados en 1792. Baiocana, 1911. 

Arthur Prevost, Le regime de la separation de l’Eglise et 
de V’Etat dans la ville de ee en 1794. R. hist. Eglise Fr., 1912, 
p. 249—276. 

Edmond Campagnac, Les debuts de la dechristianisation 
dans le Cher. Ann. r&volutionnaires, 1912, p. 41—49, 206—211, 359 
bis 373, 511—520. Ä 

Les &glises et les usages civils.. Revolution fr., 1912, p. 425—8. 

Georges Goyau, Bismarck et la Bapauie, R. deux Mondes, 
1912, p. 526—567, 613— 647. 

Ms Herscher, Bismarck et l’Eglise, Is Culturkampf. R. prat. 
d’ apologetique, 1911. 

Manuel des cultes, legislation, jurisprudence (Manuel Dalloz). 
Paris, librairie Dalloz, 1911, in 18 jes., 461 p. 

L. Crouzil, Le gardiennage des cathedrales.. R. inalituklons 
cultuelles, 1912, p, 72—84. 

L. Crouzil, Le conseil d’etat et les cer&monies exterieures du 
culte. R. clerg& frang., 1912. 

L. Crouzil, Entretien des eglises et de leur mobilier. R. clerge 
franc. 1912. 

Daudenarde, Le monopole des inhumations.. NR. pratique 
d’administration, 1912, p. 255 —256. 

C. Jacquier, L’usage des &glises et leur affectation legale dans 
le nouveau regime cultuel. Universit& cath., 1912. 

Lacroix, Des presbyteres.. R. Dratigue d’administration, 1912, 
p. 92—98. 

Lods, Les associations cultuelles .ont droit & la jouissance gra- 
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tuite des temples et des salles annexes. R. droit et jurisp., 1911; 
p. 241—244. 

Lods, Les ministres du culte et la loi sur les retraites ouvrieres. 
R. droit et jurisp., 1912, p. 3—6. 

Lods, Les quetes pour les pauvres dans je: eglises. R. droit et 
jurisp., 1912, p. 25—27. 

Lods, De la propriete des eglises et des presbyteres daus l’ancien 
comte de Montbeliard. R. droit et jurisp., 1912, p. 73 

Lods, De la devolution des biens provenant d’un ancien &tablis- 
sement public du culte. R. droit et jurisp., 1912, p. 97—99. 

Lods, Une spoliation legale. R. droit et jurisp., 1912, p. 121—123. 

R. Macaigne, L’Eglise et l’Etat. Ann. philosophie chret., 
1912, p. 496—515. 


J. de Narfon, Un programme de revendications catholiques. 
R. clerge franc., 1912. 

Perreau, Examen doctrinal de jurisprudence civile, 1911 (I Actions 
en restitution de biens eccl&siastiques en cas de clause r&solutoire ex- 
presse. II Fins de non recevoir aux actions en nullite de liberalites 
a des etablissements cultuels. III Beneficiaire de rentes 6teintes par 
la separation des €glises et de l’&tat). R. crit. legislation et jurisp., 
1912, p. 65—80. 

P. Pinot, La libert& du culte et les pouvoirs de police du maire 
d’apres la jurisprudence du conseil d’ötat. R. sciences polit., XXVII, 
1912, p. 59—75. 

P. Vigne, Le principe de l’&cole neutre. R. pratique d’apolo- 
getique, 1912. Ä 


IV. 
Kirchenverfassungs- und Kirchenverwaltungsrecht. 


1. 
Katholisches Verfassungsrecht. 
PapstundGehilfen. 

P. @odet, L’Abyssinie et la primaute du Saint-Siege. R, clerge 
franc., 1912. 

Frangois Baron, Le ctardinal Pierre de Foix (13861464) 
et ses l&gations, (Positions thöses Ecole Chartes 1912). Paris, Picard, 
1912, 8°. 

Claude Cochin, Un &pisode de la legation du cardinal Chigi 
en France, 1664. Bull. Soc. hist. Corbeil, 1910, p. 133—137. 
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Patriarchen und Primaten. 


Vailhe&, Formation du patriarchat d’Antioche. Echos d’Orient, 
1912, p. 109—115 et 193— 202. 

Th. Malley, Me Camille de Neuville et la primatie lyonnaise. 
R. hist. Eglise Fr., 1912, p. 383—55 et 149—164. 


Bischöfe und Gehilfen. 

P. Bedin, Saint Bertrand eveque de Comminges, 1040—1123. 
Toulouse, Privat, 1912, in 16, 443 p. 

E. Grave, J. B. Massieu, cure de Cergy, &v&que constitutionnel 
de Beauvais, conventionnel, 1743—1808. Bull. soc. hist.. Pontoise, 
XXIX, 1910. 

Chanoine Deslandes, Etude sur l’Eglise de Bayeux (cer6- 
monial, chapitre etc... Baiöcana, 1912, p. 243—264. 


Pfarrkirchen etc. 

Bauloche, L’eglise S: Merry de Paris. Histoire de la paroisse 
et de la collegiale, 700—1910. Paris, Oudin, 1911, 2 vol. in 8°. 

La paroisse Ste Croix d’Angers. Anjou hist. 1911. 

Ch. Forteau, La paroisse de S' Martin d’Etampes. Bull. soc, 
hist. Corbeil, 1911, 2° livraison, p. 77—89. 

E. Boucher, Le clerge& paroissial du diocese de Reims d’apres 
l’enquete de 1774. Travaux de l’Acad. de Reims, CXXVIlIlIe vol., 
Reims, 1911, p. 271—310. 

Berriat-Saint-Prix, Ja paroisse de Thuret avant la Revo- 
lution. Clermont-Ferrand, Dumont, 1912, 8°, 142 p. 

Ren& Morel, Melun pendant la Revolution. Elections de cures 
constitutionnels. Le cure Metier. Bull. soc. arch&ol. Seine et Marne. 
XIII, 1910, p. 163—169. 

Daire, Histoire des doyennes du diocese d’Amiens. Abbeville, 
Lafasse, 1912, 2 vol. in 4°. 

H. Stein, Le palais de justice et la Sainte Chapelle de Paris 
Notice Br aane et archeologique. Paris, Longuet, 1912, in 18 jes., 
256 p. 

Synoden. 

Hefele, Histoire des conciles, nouvelle traduction frangaise par 
dom Leclercq, tome V, ler partie. Paris, Letouzey et Ane, 1912, 8°, 
847 p. 
Geistliche Gesellschaften. 

E. Amelineau, Saint Antoine et les commencements du mo- 


nachisme en Egypte. R. hist. religions, 1912, p. 16—78. 
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J. Toutain, La legende chretienne de Saint Sime6on stylite et 
ses origines paiennes. Rev. hist. religions, 1912. 

A. Biver, Essai historique sur l’abbaye royale de Saint Martin 
de J,aon des origines A union & l’Eveche (Positions th&ses Ecole chartes 
1911). Paris, Picard, 1911, 8°. 

A. Biver, L’abbaye royale de Saint Martin de Laon des origines 
& l’union & l’eveche (Positions theses Ecole chartes 1912). Paris, 
Picard, 1912, 8°. 

V. Carrie&re, Hypotheses et faits nouveaux en faveur des Temp- 
liers. R. hist. Eglise Fr., 1912, p. 55—72. 

Coquelle, Le prieure grandmontain de Montreint Fontaine pres 
Sailly (Seine et Oise). Bull. soc. hist. Pontoise, XXIX, 1910, p. 69—96. 

A. Catel, IL’ancien prieure de Pontloup lez Moret. Ann. soc. 
hist. Gätinais, 1911, p. 324—83. 

Dom Denis, Les Benedictins de la congr&gation de Saint Maur 
originaires de l’ancien diocese de Seez (fin). Bull. soc. hist. Orne, 
XXXI, 1912, p. 293—319. 

J. Depoin, L’abbaye de Fecamp et ses d&pendances en Seine 
et Oise. Commission antiquites Seine et Oise, XXXI, 1911, p. 65—70. 

J. Depoin, Les comtes de Beaumont sur Oise et le prieure de 
Conflans Sainte Honorine. Commission antiquites Seine et Oise, XXXI, 
1911, p. 71—177. (Enthält 75 Urkunden von 1027 bis 1220.) 

Paul Deschamps, Etude sur l’histoire et l’organisation de 
l’abbaye de Sainte Colombe de Sens depuis son origine jusqu’& la fin 
du XVe Siecle (Positions theses Ecole chartes 1911). Paris, Picard, 
1911, 8°. 

Dr Leblond et M. Lecomte, Les privilöges de l’abbaye de 
Rebais en Brie. Bull. soc. arch. Seine et Marne, XIII, 1910, p. 69—128. 

Mele Me&@rian, Historique de la maison des nouvelles catholiques 
de Rouen, 1642—1789. Rouen, Gy, gr. in 8°, 1911, 11 p. (Extrait 
du congfes du Millenaire normand.) 

Mortier, Histoire des maitres g@neraux des freres precheurs, 
V, 1487—1589. Paris, Picard, 1911, 8°, 680 p. 

D’ P. Pansier, L’@uvre des Repenties a Avignon du XIIIe au 
XVIIIe siecle. (Recherches historiques et documents sur Avignon, le 
Comtat-Venaissin et la principaute d’Orange V.) Paris, Champion, 
1910, 8°. 

Aug. P&tel, Le Temple de Bonlieu et l’Hopital d’Orient. Me&m. 
soc. acad. Aube, 1909, LXXIII p. 275—358, LXXIV,.p. 11—350. 

Chanoin e Rondeau, Histoire du monastere des Ursulines 
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d’Angers, 1618—1910. Angers, 1911, in 16, 420 p. 
— E. Roux, Les Ursulines de Perigueux (Suite). Bull. Soc. hist. 
Perigord, XXXIX, 1912, p. 85—107 et 153—180. 

R. N. Sauvage, La dispersion des moines de l’abbaye de Saint 
Martin de Troarn en aoüt 1562. Baiocana, 1911. 

R. N. Sauvage, L’abbaye de Saint Martin de Troarn au diocese 
de Bayeux des origines au XVIe Siecle (thöse lettres).. Can, Deles- 
ques, 1911, in 49, 524 p. 

G. Daumet, Notices sur les e&tablissements religieux anglais, 
€cossais et irlandais fondes aA Paris avant la Revolution. Extrait des 
Memoires de la Soc. d’hist. de Paris, tomes 37 et 39. 

Je monastere de Saint Cunand. Anjou hist., 1911. 

Vaquier, La grande confrerie Notre Dame aux prötres et aux 
bourgeois de Paris (Positions th&ses Ecole chartes). Paris, Picard, 
1911, 8°. 

E. Th&venot, Manuel de la vie religieuse ä l’usage des con- 
gregations de saurs ä voux simples et principalement des noviciats. 
Versailles, chez l’auteur, 59 Avenue de Paris, 1912, in 16, 313 p. 

Marsot, Petit trait&€ des veux de religion, 4° edition. Besancon, 
Imprimerie cath. Est, 1912, 8°, 192 p. 


Morgenländische Kirchen. 


P. Bacel, L’Eglise Melkite au XVIIIe Siecle, Echos d’Orient, 
1912, p. 49—60, 226—234. 

Catoire, L’Eglise maronite et le BArEEe (1213—1911). 
Echos d’Orient, 1912, p. 28—37. 

J. Bousquet, Est-ce la faute des papes si l’Eglise grecque est 
separee de l’Eglise romaine. R. prat. d’apologetique, 1912. 


2: 
Katholisches Verwaltungsrecht. 
K. Gerichtsbarkeit. 


A. d’Ales, La re£conciliation des lapsi au temps de Dece. 
R. Questions hist., 1912, p. 337—384. 

J. Tixeront, L’evolution de la discipline penitentielle du V® 
au VIIe siecle dans l’Eglise latine. Universite cath., 1912. 

F. Martroye, Saint Augustin et la comp6tence de la juridiction 
ecclesiastique au V° siecle. Me&moires de la Soc. nat. des Antiquaires 
de France, tome LX, Paris, 1911, 8°. 
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P. Hugueny, (Gratien et la confession. R. sciences philos. et 
theol., 1912. 

P. Fredericgq, Les recents historiens catholiques de l’inquisition 
en France. R. hist., CIX, 1912, p. 307—334. 

Jean Marx, L’inquisition en Dauphine du XIV s. au debut 
du regne de Francois Ie (Positions theses Ecole chartes, 1912). Paris 
Picard, 1912, 8°. 

Leon Garzend, Si Galil&e pouvait juridiquement £tre torture 
(fin). R. questions hist., 1912, p. 36—68. 

J. Lor&dan. Un grand proc&s de sorcellerie au XVIIe s. 
L’abb&e Gaufridy et Madeleine de Demandolx, 1600—1670. Paris, 
Perrin, 1912, 8°, 436 p. 

@. Doublet, Les visites pastorales de Louis de Bernage succes- 
seur de Godeau a (irasse, 1654—1675. R. hist. Eglise Fr., 1912, 
p- 297—317. 

D. Dolhagaray, Le motu proprio „Quantavis diligentia“ et 
limmunite ecclesiastique. Questions eccl., 1911. 

A. Boudinhon, Encore le Deirilage de for et enniente 
Can. contemp., 1912, p. 297—310. 

J. Besson, La privation du titre d’ordination et les secours 
alimentaires düs aux clercs deposes. Nouv. R. theolog., 1911. 


Aemtergewalt. 

Joseph Salvini, L’application de la pragmatique sanction 
sous Charles VII et Louis XI au chapitre cathedral de Paris. R. hist. 
Eglise Fr., 1912, p. 121—149, 276—96: 

J. Besson, Le decret „Maxima cura“ et le deplacement des 
cures. Nouv. R. theolog., 1911, 1912. * 

A. Villien, Le decret „Maxima cura“ et le deplacement des 
eures (Suite). Oaton: Enten: „ 1912, p. 19—23, 81—91, 150—8, 
240—56, 310—21, 361—70. 


Verwaltung des Kultus. 

E. de Backer, Sacramentum, le mot et l’id&e repr&esentee par 
lui dans les &uvres de Tertullien (Universite de Louvain. Recueil 
de travaux publies par les membres des conferences d’histoire et de 
philologie, fasc. 30). Paris, Picard, 1911, 8°, 392 p. 

A. Debil, LD’attestation du Hambre septenaire des Söcremenes 
chez Gregoire ds Bergame. R. sciences philos. et theolog., 1912. 

L. Andrieux, Le viatique et l’extr&me onction des enfante. 
R. Bau d’apologetique, 1912. | we 
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A. Villien, La discipline des Sacrements, l’eucharistie.e R. 
clerg& frane., 1912. 

E. Vacandard, Etudes de critique et d’histoire hehe 3° 
Serie (Les fetes de Noel et de l’&piphanie; les origines du culte des 
Saints; les origines de la fete et du dogme de l’Immacul&e Conception ; 
la question du meurtre rituel chez les Juifs). Paris, Gabalda, 1912, 
in 12, 385 p. 

F. Cabrol, Les origines du Missel romain. R. clerg& franc., 1912. 

F. Cabr a La föte de Päques et la reforme du calendrier Gr&- 
gorien. R. olerge franc., 1912. 

A. Boudinhon, La nouvelle disposition du psautier au breviaire 
romain. R. clerge Ba, 1912. 

A. Boudinhon, Le Psalterium brevarii romani et les nouvelles 
rubriques. Canon. Soltanp: 1912, p. 5—19, 75—81, 137—50, 225—40. 
Dom R. Trilhe, Commentaire de la nouvelle constitution sur 
la reforme du breviaire. Nouv. R. theolog., 1912. 
| F. Souarn, De confessariis religiosarum opusculum canonico- 
morale. Paris, Gabalda, 1912, 8°, 102 p. 


Eherecht. 


Blanvillain, Histoire de l’influence du christianisme sur le 
divorce en Occident pn en France en particulier (these droit). Paris, 
Giard et Briöre, 1911, 8°, 75 p. 

Ed. Levy, Les egitimatione d’enfants adulterins au debut de e 
Revolution, 1791—2. Bull. soc. &tudes legislatives, 1912, p. 45—57. 


Unterrichtswesen 


M. Jacquin, Le magistere ecel&siastique source 'et rögle la 
theologie. R. sciences philos: et theolog., 1912. 

J. Ravier du M auny, Le Br et namnenent: Universit6 | 
cath., 1912. 

j Donat, L’instruction publique & Saint Antonin aux XVIe et 
XVlIlIe siegles. Ann. Midi, 1912, p. 5—18. 
“A. Degert, Histoire des seminaires frangais jusqu’& la Revo- 
lution, II. Paris, Beauchesne, 1912, in 16, 547 p. 

Paul Dudon, Les seminaires frangais avant la Revolution (& 
propos du livre de Degert). Etudes, CXXXIL, 1912; p. 585—-607. 

A. Yronde lie, Histoire du college d’ Orange depuis sa fondation 
Jusqu’ A nos jours, 15731909. Paris, Champion, 1912, 8°, 352 p. 

I. Salembier, L’etat des &tudes superieures A ’Universit de 
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Douai au XVIII® s.; le cartesianisme; les chaires de th&ologie. Que- 
stions eccl., 1912. 

Cestre, Le collöge d’Auxerre de 1790 a 1796. Auxerre, Gallot, 
1911, 8°, 105 p. 

A. Baudrillart, La fondation de l’Universite catholique de 
Paris en 1875. R. hist. Eglise Fr., 1912, p. 1—-38. 


Wohltätigkeitsanustalten. 
“Edm. Leleu, L’assistance publique A Lille depuis le XIe siecle. 
Lille, Wilmot, 1911, 8°, 32 p. 

E. Pottet, Histoire de Saint Lazare, 1122—1912. Paris, Soc. 
frang. d’imprimerie et de libr., 1912, in 16, 340 p. 

G. Mollat, L’aumönerie du Roset au diocöse de Nantes. Ann. 
Bretagne, 1912. 

L. Lallemand, Histoire de la charite, IV, Les temps modernes, 
XVIe — XIX: siecle, seconde partie: Europe, les assistances spe£ciales, 
le soulagement des prisonniers et le rachat des captifs, les secours & 
domicile, les ateliers de charite, les Monts de Piete. Paris, Picard, 
1912, 8°, 534 p. 

P. A. Pidoux, La legislation de l’assistance en Franche-Comte 
aux XVlIe et XVIIe siecles. Vesoul, L. Bon, 8°, 68 p. 

J. Estienne, L’hopital general des pauvres de Paris aux XVII® 
et XVIIIe siöcles (Positions thöses &cole chartes 1911). Paris, Picard, 
1911, 8°. 


3. 
Protestantisches Kirchenverfassungsrecht. 


C. Rabaud, Les assemblöes du desert sous les pers&cutions de 
- Louis XIV et Louis XV, 1685--1787. Castres, Mauriez, 1912, in 16, 
59 p. 

R. Croll, La loi du 5 avril 1910 sur les retraites ouvrieres et 
paysannes et les pasteurs protestants. R. droit et jurisp., 1912, 
p. 49—59. | 

R. Croll, Les retraites ouvrieres et pastorales devant le synode 
national des &glises &vange&liques reformees. R. droit et jurisp., 1912, 
p. 123—125. 

L. Debard, L’union des &glises &vangeliques libres de France. 
Sa raison d’ötre et son röle. Cahors, 1911, 8°, 36 p. 

N. Weiss, Les protestants en France, reponse ä Mr Onesime 
Reclus. Bull. soc. hist. protest. frang., 1912, p. 5—13. 
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A. Lods, La caisse des retraites pour les pasteurs de l’eglise 
reformee de France. R. droit et jurisprud., 1912, p. 87—88. 
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H. Stein, Les proprietes de l’eglise Saint Mathurin de Larchant 
au XIe siecle.e Ann. soc. hist. Gätinais, 1911, p. 1—8. 

G. Mollat, La perception de l’annate dans le diocese de Nantes. 
Ann. Bretagne, 1912, p. 474—89. 
| A. Clergeac, La curie et les benefices consistoriaux. Etude 
sur les communs et menus services, 1300—1690. Paris, Picard, 1911, 
8°, 324 p. 

Paul Viard, Philippe le Bel et les dimes insolites. Dijon, 
Jobard, 1911, 8°, 13 p. | 

Paul Viard, Histoire de la dime ecclesiastique dans le royaume 
de France aux XIIe et XIIIe siecles, 1150—1313. Paris, Picard, 1912, 
8°, 212 p. 

Viard führt mühsam Teil nach Teil seine Geschichte der Zehnten 
fort. Das heutige Buch geht von dem Dekret Gratians bis zum Jahre 
1313. Die Kirche hält den Grundsatz fest, daß der Zehnt alles Ge- 
winns zu bezahlen ist, aber der Gebrauch entspricht dem Grundsatze 
lauge nicht. Der persönliche Zehnt existiert in der Tat gar nicht in 
Frankreich. V. meint im Gegenteil, daß die „decim& przdiales“ aller 
Früchte und Herden regelmäßig erhoben wurden: „la rögle canonique 
de l’universalit6 de la dime est appliqu&e dans les faits“. Das ist 
aber nicht so gewiß. Freilich wenn man Beispiele hie und da aus 
verschiedenen Gegenden sammelt, kann man ein Verzeichnis der zehnt- 
lichen Früchte abfassen, das alle möglichen Früchte aufweist. Es 
ergibt sich aber daraus nicht, daß in jeder Gegend der Zehnt aller 
dort eingeernteten Früchte erhoben wurde. Das Gegenteil wird klar 
durch alles bewiesen, was der V. selbst über die „dimes insolites“ 
ausgeführt hat. Ueberzeugend ist unter anderen das Zeugnis des 
Papstes Innocentius III, daß „nec in belvacensi diocesi fuerunt hujus- 
modi decim& (scil. agnorum, lanarum, fructuum et feni) hactenus re- 
quisit®, nec in vicinis diocesibus requiruntur“. Wirklich spricht man 
in Frankreich von den sog. „dimes insolites“, die der Zehntherr nicht 
verlangen darf: das bedeutet, daß die Zehntenanlage ausschließlich 
durch die Gewohnheit bestimmt wird. Der König und die königliche 
Gerichtsbarkeit haben immer diesen Grundsatz zur Anwendung ge- 
bracht. Alles das stellt V. ganz deutlich dar. Deswegen aber sind 
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meines Erachtens seine Schlußfolgerungen unhaltbar. Als am Ende 
dieser Periode König Philipp der Schöne in einem Mandement ver- 
boten hat, die Zehnten contra consuetudinem zu erheben, hat er kein 
neues Recht geschaffen, sondern einen alten französischen Grundsatz 
angewendet. Später nur hat dieses königliche Mandat eine Bedeutung 
angenommen, die es früher nicht hatte. Man hat es als eine Ver- 
ordnung (ordonnance) und als die kraftvolle und feierliche Untersagung 
der sog. dimes insolites betrachtet. | 

Der Betrag der Zehnten wird auch durch die (sewohnheit be- 
stimmt, und ist öfters minder, aber nie größer als der richtige Zehnte. 
V. behauptet, daß in dieser Periode ein großes und allgemeines Be- 
streben vorhanden war, den Zehnten zu vermindern. Wir kennen aber 
den Betrag der Zehnten in den vorigen Jahrhunderten nicht genau 
genug, um eine solche Folgerung daraus herzuleiten. Gewiß haben in 
manchen Prozessen die Zehntpflichtigen durch Urteil oder Vergleich 
eine Minderung des durch die Zehntherren in Anspruch genommenen 
Zehntbetrags erlangt. Das beweist aber keineswegs eine wirkliche 
Erniedrigung dieses Betrags. - Um zu einem solchen Schluß gelangen 
zu können, müßten wir behaupten, daß die Zehntherren recht hatten, 
einen höheren Betrag der Zehnten zu fordern, daß folglich die Zehnt- 
pflichtigen unrecht hatten, und daß doch die Zehntherren trotz Rechtes 
und alter Gewohnheit verurteilt worden sind. 

Die Exemtionen wurden im Laufe des XII. und XIII. Jahrh. 
angeordnet und manchmal beschränkt. Was den Klerus angeht, waren 
regelmäßig die dos ecelesi®, nicht aber die persönlichen Güter des 
Geistlichen zehntfrei. Die Mönche waren zuerst frei von Zehnten in 
den von ihnen selbst angebauten Gütern, dann (Hadrianus III und 
Alexander III) nur von decim& novales. Die Zisterzienser und Ritter- 
orden allein haben das frühere Privileg erhalten. Der Kampf war 
übrigens immer sehr eifrig uud die Prozesse sehr zahlreich zwischen 
Zehntherren und Zehntfreien. V. hat sorgsam die Theorie der Zehnt- 
exemption studiert und stellt deutlich dar, daß die Befreiten nicht 
eigentlich zehntfrei, sondern. vielmehr sich selbst der Zebnten ihrer 
eigenen (xüter schuldig sind. 

. Der Zehnt kann etweder von dem Zehnthertn, direkt erhoben oder, 
was gewöhnlich vorkommt, verpachtet werden. V. hat scharfsinnig 
dargelegt, daß die Pacht ein Mittel gewesen sei, einen Teil. des Ertrags 
der Zehnten an Laien zu übertragen. Im Falle der direkten Ver- 
waltung ist die Erhebung der Zehnten ein oft als Lehn gegebenes 
Amt und der Beamte behält als Belohnung einen Teil der Ziehnten, 
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die sog. redecima, Zehnt des Zehnten. Diese redecima kann sogar 
veräußert werden und wird also ein abgesondertes Recht. 

Die geistlichen Zehntherren sind sehr verschieden. Der erste ist 
nach gemeinem Rechte der Pfarrer des Ortes, wo die zehntpflichtigen 
(Gründe liegen. Doch hat gewöhnlich der Pfarrer des Wohnortes ein 
gewisses Zehntrecht über die Früchte der von seinen Pfarrkindern 
außer dem Pfarrsprengel gebauten Güter (reportagium). Die Gewohn- 
heit aber und die Verjährung ändern die gesetzliche Verleihung der 
Zehnten ab. Der geistliche Patron ist öfters auch Zehntherr, ein 
Beweis, daß das Recht am Zehnt oft eine Folgerung des Kirchen- 
eigentums gewesen ist. Der Papst hat gewöhnlich den Klöstern das 
Recht gelassen, in dem Bezirke ihrer eigenen Pfarrkirchen die Zehnten 
zu erwerben, und auch durch oft zugegebene Privilegien das Vorrecht 
mit der Einwilligung des Bischofs und des Pfarrers Zehnte von Laien 
zu erkaufen. So haben Stifte und Klöster manche Zehnten erworben. 
In demselben Kapitel hat auch der V. die Zehnten behandelt, die 
einem gewissen Geistlichen zukommen. Leider hat er nicht klar genug 
die Zehnten, die dem Geistlichen von seinem Pfründvermögen zu- 
kommen, von denen unterschieden, die ihm als Privatperson gehören. 

Eine große Menge von Zehnten war in die Hände der Laien ge- 
kommen, und V. hat sorgfältig diese Geschichte der Laienzehnten unter- 
sucht und dargestellt. Die Kirche hat die größten Anstrengungen 
gemacht, die Zehnten den Händen der Laien zu entziehen. Es war 
doch nicht möglich, Laienzehnte unumschränkt zu verbieten. Im J. 
14179 entschied das lateranische Konzil, daß es eine Sünde sei, Zehnten 
zurückzuhalten (detinentes cum animarum suarum periculo) ; die Heraus- 
gabe wird aber nicht gefordert; nur ist die Uebertragung verboten. 
V. meint, diese verbotene Uebertragung (transferre) umfasse sowohl 
die Erblichkeit wie die Veräußerung. Das scheint mir sehr zweifel- 
haft. Alle Kanonisten und schon Innocentius III haben die Erblich- 
keit der alten Laienzehnten zugelassen. Um aber zu erklären, wie die 
Zehnten in dem Vermögen der Laien durch die Kirche gelassen werden 
konnten, haben die Kanonisten einen rechtlichen Grund gesucht und 
gefunden. Die Zehnten werden von Laien rechtlich, und zwar sine 
animarum periculo besessen, wenn sie von der Kirche als Lehn ab 
antiquo (d. h. vor dem lateranischen Konzil) gegeben worden sind. 
Freilich war das Recht an Zehnten ein jus spirituale und daher un- 
veräußerlich; das ist aber der Fall für das jus percipiendi decimas 
selbst, nicht für die fructus decimarum. Diese wurden erlaubterweise 
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als Lehn gegeben. In der Tat blieben aber nach wie vor Zehnten 
ohne Belehnung in Laienhänden. 

Aus dieser ganzen Geschichte hat V. mit Recht schließen können, 
daß der Zehnt, der nach kanonischem Recht ein jus spirituale extra 
commercium ist, ein gewöhnliches dingliches Recht wurde, das den 
grund- und lehnsherrlichen Rechten ganz und gar ähnlich und ein 
Gegenstand derselben Verträge und derselben Prozesse gewesen ist. 
Auch da, wo die Zehnten in geistlichen Händen geblieben oder in 
dieselben zurückgekommen sind, sind sie etwas weltlicher geworden, 
ein Teil des Kirchenvermögens, der sog. temporalitas ecclesizs. 

Im ganzen ist dieses neue Buch eine sehr nützliche Arbeit. V. 
hat eine große Menge von Urkunden durchgesehen und mit ent- 
schiedenem Erfolg den kanonistischen Regeln der Zehnten die fran- 
zösische Gewohnheit und den wirklichen Tatbestand entgegengesetzt. 

H. Marion, La dime ecclesiastique en France au XVIlIIe siecle 
et sa suppression (these droit). Bordeaux, Cadoret, 1912, 8°, 405 p. 

Wie der Titel selbst es verrät, hat M. die Zehntengeschichte in 
ihren zwei letzten Perioden unmittelbar vor und während der fran- 
zösischen Revolution studiert. Was die erste dieser Perioden über- 
haupt anbelangt, hat der V. besondere weite Forschungen in gedruck- 
ten und ungedruckten Quellen gemacht. Er liefert also zu unserer 
Kenntnis der Zehnten im französischen „Ancien regime“ einen nicht 
zu verachtenden Beitrag. Die Darstellung der vorrevolutionären Zeit 
ist in zwei Abschnitte geteilt: 1. Anlage und Erhebung, Lasten und 
Ertrag der Zehnten, 2. Meinung über die Zehnten. Aber um ein 
Urteil über die Vor- und Nachteile des Zehnten zu fällen, hat der V. 
in seinem zweiten Teile viele Einzelheiten dargestellt, die zum ersten 
Teile besser passen würden. Der Leser, der zum Beispiel Auskunft 
über die Geschichte der Uongrua sucht, oder der die Lasten des 
Zehntenertrags gern kennen möchte, muß an verschiedenen Stellen die 
betreffenden Erklärungen nachsuchen. Diese Teilung läßt auch die 
Frage der rechtlichen Natur der Zehnten außer acht, die M. will- 
kürlich und ausdrücklich ausgelassen hat. Es ist aber eine schädliche 
Lücke. Wir können alle Streitigkeiten, die der V. selbst anführt, 
nicht verstehen, wenn wir nicht wissen, welchen Begriff des Zehnt- 
rechtes die Geistlichen und Laien, die französischen Prälaten und das 
Parlament in dieser Zeit hatten. Zum Beispiel sieht man an manchen 
Stellen des Buches Marions königliche Verordnungen über die Ver- 
waltung der Zehnten. Wie ist denn der König zu dem Rechte ge- 
kommen, über diese geistliche Sache zu verfügen? Inwiefern kann der 
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Zehnt von den weltlichen Gesetzen abhängen? 

| Die Verwaltung der Zehnten ist doch von M. sorgfältig unter- 
sucht. Zehntpflichtig ist ein jeder, Adelige!) und Bauer, Laie und 
Geistliche, Protestanten und Katholiken, arm und reich. Und der Zehnt, 
als eine Proportionalsteuer, bedrückte natürlich viel mehr die kleineren 
Eigentümer, die in Frankreich zahlreich waren. Es gab doch Zehnt- 
befreiungen überhaupt für Klöster. Die Parlamente aber haben die 
größten Anstrengungen gemacht, dieselben zu vermindern, und in dem 
Falle wurden sie von den Assemblees du clerg& unterstützt und ge- 
trieben. Im Jahr 1750 hat der König die Befreiung nur dem alten 
Grunde des ersten Klostervermögens gelassen. Der Malteserorden 
allein hat seine früheren Privilegien behalten. Die Zehntherren sind 
zahlreich. Die Pfarreien, die nur einen haben, sind selten, und noch 
seltener sind diejenigen, in denen der Zehnt dem Pfarrer allein gehört 
(25 in den drei lothringischen Diözesen). Oefters gibt es vier oder 
fünf Zehntherren. Der V. führt genaue und interessante Beispiele an. 
Da die Prälaten, Klöster und Stifte den größten Teil für sich nahmen, 
hat die Frage der Congrua für den Klerus eine wichtigste Bedeutung, 
und sie ist im XVIII. Jahrhundert ein Gegenstand mehrerer Streitig- 
keiten und königlichen Verordnungen gewesen. Danach können wir 
die schlechte Verteilung der Zehnten beurteilen, den Widerstand des 
hohen und des niedrigen Klerus, sowie die Stellung der den Prälaten 
sehr günstigen Assembldes du clerge verstehen. 

Was die zehntbelasteten Früchte anbelangt, so war die Frage der 
„dimes insolites“ um so wichtiger in dieser Zeit, als neue Pflanzen (z.B. 
Luzernerklee in Normandie) eben eingeführt wurden. Die Parlamente 
meinten, von „dime insolite* einer in der betreffenden Gegend noch 
nie gebauten Pflanze könne keine Rede sein, weil eine Verjährung 
gegen das gemeine Recht dann unmöglich existieren konnte. In der 
Tat gründet sich die Verjährung auf vierzigjährige zehntfreie Ernte. 
Der Zehntherr beklagte sich auch, wenn der Landmann zehntpflichtigen 
durch unzehntpflichtigen Bau ersetzte (Waldanbauen, in Wiese umge- 
wandelter Ackerbau). Die königliche Gerichtsbarkeit hat das Interesse 
der Zehntherren in dieser Beziehung günstig genug geschützt. Das 
Urbarmachen wurde zur Ursache von Streitigkeiten anderer Weise, weil 
der König ungeachtet der förmlichen Widersprüche der Assemblees du 
Berge Zehntentlastungen bewilligte. 


ı Doch h hatte hie und da der Adel seine Steuerfreiheit, überhaupt in 
Südfrankreich, auf den Zehnten ausgedehnt und die Assemblee du clerge 
de France vom J. 1635 hat darüber geklagt. 
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Die größte Verschiedenheit in dem Betrag der Zehnten herrschte 
in den verschiedenen Gegenden. Vorsichtigerweise hat M. seine 
Forschungen auf einige französische Gegenden beschränkt. Trotzdem 
ist es sehr schwer, eine annähernde Vorstellung des mittleren Zehnt- 
betrags zu geben. 

Der Vorschrift der Kirche nach soll der Ertrag der Zehnten den 
Armen sowie der Kirche selbst zukommen. Aber trotz einiger Ver- 
suche königlicher Verordnungen ist das Recht der Armen niemals 
praktisch geworden. Der Zehntherr war auch für Baulasten zum Teil 
in Anspruch genommen, und bei dieser Gelegenheit entstanden viele 
Streitigkeiten. Trotz der königlichen Verordnungen wurde die Sache 
in den einzelnen Gegenden verschieden behandelt. 

In diesem ersten Teile hat noch M. die Erhebung und die Zehnt- 
streitigkeiten behandelt (dieses Kapitel ist zur Erläuterung der wich- 
tigen Frage der Rivalität zwischen weltlicher und kirchlicher Gerichts- 
barkeit ungenügend ausgearbeitet). Endlich stellt er die Frage des 
gänzlichen Ertrags des Zehnten in Frankreich. Natürlich ist niemand 
in der Lage, eine solche Frage bestimmt zu beantworten. Die ver- 
schiedenen am Ende des XVIII. Jahrhunderts vorgeschlagenen Schät- 
zungen schwanken zwischen 80 und 120 Millionen. M. hat für einige 
(tegenden eine annähernde Vergleichung des Zehnten und der könig- 
lichen Steuer versucht und er gibt in seinen pieces justificatives Nr. 43 
das Ergebnis seiner Forschungen für Normandie und Bretagne im 
J. 1787. Die Zehnten betragen ungefähr soviel wie die zwei Drittel 
der direkten königlichen Steuer. 

M. hat nicht nur die Verwaltung und den Zustand des Zehnten 
dargestellt, sondern er hat auch ein persönliches Urteil über diese 
Steuer fällen und die Meinungen der Zeitgenossen kennen wollen. Er 
meint, der Zehnte sei der Landwirtschaft schädlich gewesen. Da diese 
Steuer in natura erhoben wurde, so war der Bauer in seiner Ernte- 
arbeit verhindert und verspätet. Da der Zehnt von dem rohen Ertrag 
und nicht von dem Gewinne erhoben wurde, so belastete er den Bauer 
um so schwerer, als der unfruchtbare Boden größere Betriebskosten 
verlangte. Außerdem beschwerte er ausschließlich die Landwirtschaft 
und keineswegs Handel und Gewerbe, und endlich war der Ertrag der 
Zehnten nicht mehr dem ursprünglichen Zwecke gemäß verteilt. Doch 
hat man im XVIII. Jahrh. keine so ungünstige Meinung von den 
Zehnten gehabt. Zwar haben die Physiokraten um wirtschaftlicher 
Gründe willen denselben getadelt und das Comite d’administration de 
Vagriculture scheint auch im allgemeinen den Zehnten feindlich ge- 
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stimmt zu sein. Doch haben die Zehntpflichtigen kein so strenges 
Urteil über die Zehnten gefällt, wie man es aus den Cahiers schließen 
kann. Der größte Teil dieser Beschwerdeschriften der Pfarreien er- 
wünscht nur einige Verwaltungsreformen, verlangt aber keineswegs die 
Aufhebung der Zebnten. 

Die große Revolution sollte die Zehnten mit allen Ersilegien und 
mit dem ganzen Vermögen der Kirche abschaffen. Man mußte doch 
die dem zur staatlichen Verwaltung umgebildeten Kultus notwendigen 
Summen anderswo herbeibringen. Zwerst wird am 4. Aug. 1789 er- 
klärt, der Zehnte sei von den Zehntpflichtigen loskaufbar; dann aber 
wurde er am 11. Aug. ohne Entschädigung aufgehoben. Als die Ver- 
treter des hohen Klerus in der Assemblee constituante verstanden 
hatten, daß sie nicht mehr in der Lage wären, ihre Zehnten erfolgreich 
zu verteidigen, hatten sie vorsichtigerweise auf dieselben verzichtet 
und erklärt, sie vertrauten sich der Hochherzigkeit des Volkes an, die 
(Geldbedürfnisse des Kultus anders zu besorgen. Die Zehnten wurden 
übrigens beibehalten bis daß sie ersetzt werden könnten. Etwas 
später wurde eine Steuer von 133 Millionen für die Kultuskosten be- 
stimmt. M. hat die Frage der Ersetzung der aufgehobenen Zehnten 
mit allen ihren Schwierigkeiten klar dargestellt. Die größte war eben, 
daß der Zehnt nur einen Teil der Bevölkerung belastete. Daher würden 
die früher zehntpflichtigen Landeigentümer durch die Aufhebung der 
Zehnten ungerechterweise reicher, wenn die neue Kirchensteuer einen 
jeden belastete; und doch war jetzt der Kultus ein öffentlicher Dienst, 
an dessen Kosten alle Bürger teilhaben sollten. Endlich ist der Zehut 
entscheidend verschwunden und die Bestrebungen des Klerus, in der 
Zeit der Restauration denselben wieder herzustellen, sind immer er- 
folglos geblieben. 

G. Baril, Le droit de l’ev&que aux meubles des intestats &tudie 
en Normandie au moyen äge (these droit). Caen, 1911, 8°, 156 p. 

Das mittelalterliche Testament ist ein Akt überhaupt religiöser 
Natur, durch welchen der Sterbende die letzten Maßregeln zum Vorteil 
seiner eigenen Seele trifft. Diese letzten Verfügungen, die überhaupt 
aus „legata pia“ bestehen, müssen daher als jedem Christen unerläßlich 
erscheinen. Wie werden denn diejenigen behandelt, die ohne Testament 
gestorben sind? Die normannischen Quellen unterscheiden ganz deut- 
lich einerseits diejenigen, die keine fromme Schenkung machen wollten, 
und anderseits diejenigen, die durch Zufall plötzlich gestorben sind 
und keine Zeit gehabt haben, ein frommes Testament zu machen. Die 
ersten haben sich gegen die Kirche empört und werden daher bestraft. 
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Der Gerichtsherr konfisziert ihre fahrende Habe und der Landherr ihre 


Immobilien. Uebrigens hat die Kirche für dieselben nichts mehr zu 
tun; sie sind unheilbar verdammt. Im Gegenteil haben die zweiten 
nichts begangen. Damit ihre Seele von dem Mangel des Testaments 
keinen Schaden erleide, verfügt die Kirche an ihrer Stelle und zum 
Vorteil ihrer Seele über ihre Habe. Dieses Recht ist in Normandie 
und England schon gegen Mitte des XII. Jahrh. erkennbar. Es um- 
faßt in der Regel alle Christen. Der Verfasser hat doch verschiedene 
die Minderjährigen betreffende Streitigkeiten aufgewiesen. Es ist 
schwieriger zu bestimmen, welche Güter der Intestaten so zur Ver- 
fügung des Bischofs standen. Freilich kann hier nur von der fahrenden 
Habe die Rede sein, es kommt aber manchmal vor, ala habe der 
Bischof sich der ganzen Habe bemächtigt, und in diesem Falle mußte 
er wahrscheinlich den Erben einen Teil davon zurückgeben ; in anderen 
Fällen nimmt er nur den Teil des Gestorbenen, d.h. ein Drittel, wenn 
derselbe Witwe und Kinder zurückläßt. Sehr regelmäßig wird das 
Recht in den normannischen Diözesen ausgeübt, und seit der Mitte 
des XIV. Jahrh. gibt es in jeder ein „maitre des testats et intestats“. 
Die weltliche Gerichtsbarkeit hat doch gegen diese kirchliche Ge- 
wohnheit früh gekämpft. Zuerst wird den Bischöfen verboten, die 
Habe der minderjährigen Intestaten zu ergreifen, dann wird ihnen das 
Recht bestritten, das Inventarium zn machen. Endlich wird jedes 
Recht an die Habe der Intestaten den Bischöfen verweigert. Als der 
Bischof von Beauvais gegen Ende des XIV. Jahrh. dieses Recht be- 
hauptete, hat das Pariser Parlament ihn zum Beweis nicht zulassen 
wollen. In der Normandie sind jedoch die Bischöfe im Besitze dieses 
Vorrechtes bis in das XVI. Jahrh. geblieben. 

Chouet, Le temporel de la maison de Saint Cyr, 1686—1730. 
R. hist. Versailles, 1910, p. 241—280. 

F. Vermale, La vente des biens nationaux dans le district de 
Chambery (fin). Annales revolut., 1912, p. 212—236. 

A. Rebillon et A. Guillou, Documents relatifs a la vente 
des biens nationaux. Districts de Rennes et de Bain (Collection do- 
cuments ined. sur l’hist. &conom. de la Revolution frang.). Be Leroux 
1911, 8°, 756 p. 

Le denier du culte dans le diocöse d’Albi, rapport sur l’exercice 
1911. Albi, Imprimerie cooper. du Sud-Ouest, 1912, 8°, 36 p. 

Daudenarde, Les immeubles congreganistes. R. prat. d’ad- 
ministration, 1912, p. 335—40. 

Catoire, L’intervention des laiques dans la gestion des biens 
d’eglise. Echos d’Orient, 1912, P- 202—215. 
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Lie. Ww. Lüttge, 


Privatdozent an der Universität Berlin, 


Die Trennung von Staat und Kirche in Frankreich 
und der französische Protestantismus. 
8 1912. M. 4.80. ' 


Es ist ein Stück Zeitgeschichte, ein Kapitel kirchlicher, religiöser und 
geistiger Entwicklung, aus den Erfahrungen einer Studienreise heraus nicht 
nur für Theologen, sondern für Gebildete überhaupt geschrieben. Diese 
Studie will die äußere Gestaltung der Lage für den Katholizismus und be- 
sonders für den Protestantismus schildern, vor allem aber aus den Kräften 
und Gegensätzen des Volkstums und aus der inneren Entwicklung des franz. 
Protestantismus im XIX. Jahrh. heraus den Untergrund und Hintergrund der 
Bewegung darstellen, die durch die Trennung des Staates von der Kirche 
geschaffen und freigegeben wurde. Die Eigenart der Entwicklung, die neben 
den äußeren Formen der gesetzlichen Lage und selbst gegen das Gesetz sich 
durchgesetzt hat, die Eigengesetzlichkeit religiöser Kraft, der Einfluß theo- 
logischer Wissenschaft und kirchenpolitische Aktion, die Möglichkeiten aus- 
gedachter Programme und der Zwang der Wirklichkeit: all das gibt der an 
sich durchaus eigenstündigen Entwicklung in Frankreich, vor allem im Pro- 
testantismus ein besonderes Interesse für das Problem: Staat und Kirche. 


Sachregifter 
zu | 
Rausfch, Die Heilige Schrift des Alten Teftaments, 


3. Auflage. 
| Von 
Lic. D. Dr. 9. Holzinger, 


Profeffor am Karlsgymnafium in Stuttgart. 


— Unter der Preife. BR 


Die a der Kaubjch’ ba Ueberjegung des Alten Tejtaments zu 
Studien- und Unterrichtszweden, vor allem die Ausjchöpfung des reichen 
wiffenfcHaftlichen Materials, das darin niedergelegt ift, wird au das aus: 
IAbstie Sachregifter wefentlich erleichtert werden. 
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Verlag von 3. &. B. Mohr (Paul Siebe) in Tübingen. 


Dr. Wolfgang Windelband: 


Staat und katholische Kirche in Baden 
zur Zeit Karl Friedrichs. 


Unter der Presse. 


>» 15 ih > . 


Die Schrift ist im Hinblick auf die derzeitige kirchenpolitische Lage 
gerade in Baden auch für die neuere Geschichte von Interesse. 
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Unter Mitwirkung von 


Rudolf Eucken, Otto von Gierke, | Georg Simmel, Ernst Troeltsch, 
Edmund Husserl, Friedrich Max Weber, Wilhelm Windelband, 
Meinecke, Heinrich Rickert, Heinrich Wölfflin 


herausgegeben von Richard Kroner und Georg Mehlis. 


Ein Band von 3 Heften kostet im Abonnement M. 9.—, gebunden M. 11.50. 
Einzelne Hefte M. 4.—. : 


Auch das I. Heft des III. Bandes ist wieder für den theologischen Leser 
in vieler Hinsicht wertvoll und interessant. Es zeigt deutlich die den Logos 
beherrschende Grundtendenz, der Begründung der Lebenswerte einerseits im 
Erlebnis, andererseits im Absoluten. So vertritt A. Meinong in einem frei- 
lich nicht ganz leicht lesbaren Aufsatz: „Für die Psychologie und gegen 
den Psychologismus in der allgemeinen Werttheorie‘“ die These, daß wohl 
in der Werttheorie die psychologische Methode angewendet werden muß, 
weil jeder Lebenswert als eine Tatsache des Seelenlebens auftritt, daß aber 
diese Methode nicht dazu ausarten darf, die Werte selbst zu subjektivieren 
in einem fehlerhaften Psychologismus. Einen feinen Beitrag zur Wahrheits- 
frage gibt S. Simmel in der Arbeit: „Die Wahrheit und das Individuum. 
Aus einem Goethebuch‘“, worin die äußerlich pragmatistisch scheinende These 
Goethes: ‚Was fruchtbar ist allein ist wahr‘“ in ihrem wirklichen Sinn ana- 
lysiert wird. In einem Artikel: Wilhelm Dilthey als Philosoph gibt Max 
Frischeisen-Köhler-(Berlin) eine Einführung in die Gedankenwelt des ver- 
storbenen Berliner Philosophen, der die Metaphysik im alten Sinn ablehnt, 
aber an ihre Stelle setzen will eine auf der Selbstbesinnung des Menschen- 
geistes in seinen verschiedenen historischen und kulturellen Auswirkungen 
auf sich selbst beruhende Philosophie. „Das Wesen der Intuition und ihre 
Rolle in der Philosophie“ bespricht Hermann Graf Keyserling. Er zeigt, wie 
‚alle Philosophie in der Intuition wurzelt, wie aber eine intuitive Philosophie 
unmöglich ist, da der begriffliche Ausdruck stets unfähig bleibt, die intuitiv 
erfaßte Wirklichkeit adäquat wiederzugeben. Es schließt sich dann noch 
an eine Studie: Die Struktur des französischen Geistes von Ernst Bernhard 
(Berlin) und ein Aufsatz: ‚Autorität und Autonomie in der Ehe‘ von 
Marianne Weber (Heidelberg). 


Evangelisch-protestantischer Kirchenbote für Elsaß-Lothringen. 
| 10. Aug. 1912, 
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lL. Abhandlungen. 


Die Kirchenbaulasten für inkorporierte Kirchen im 
Mainzer Erzbistum. 


Von 


Dr. Paul Wagner in Wiesbaden. 
(Schluß.) 


C. Kirchen im Archidiakonat des Dompropstes. 


28. Niederolm. 


Niederolm in Rheinhessen gehörte zum Kurfürstentum Mainz. 
Die Kirche, die bisher der Dompropst besaß, schenkte Erzbi- 
schof Christian 1167 seinem Domkapitel zu ewigem Besitz cum 
omnibus rebus suis, mobilibus et immobilibus, um ıhm die Be- 
streitung seiner Ausgaben zu erleichtern. Von Lasten, die mit 
dem Besitz verbunden sein sollen, ist in der Urkunde keine 
Rede!. Gleichwohl trug das Domkapitel die üblichen Baulasten. 
Das Mainzer Kirchen- und Pfarrbuch von 1676 berichtet darüber: 
Das Pfarrhaus ist schuldig das Domkapitel zu bauen. An der 
Kirchen muß das hochw. Domkapitel das Chor, den Thurn und 
neben an die Kirchen gehenkten Bau, die Gemeind den langen 
Bau, die Kirch, und dann S. Catharinae Chor selbiger Altar ist 


— 


! Guden, Cod. diplom. I. 254. 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XXII. 3. 91 
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im Bau erhalten und handhaben!. Wenn das Kapitel hiernach 
auch den Kirchturm zu bauen hatte und tatsächlich auch ge- 
baut hat, wıe z.B. ım Jahre 1548?, so kam das auch bier wohl 
daher, daß der Turm auf dem Chore stand. 

Im Jahre 1776 wurde die Kirche gebaut. Das kurfürstliche 
Amt Niederolm berichtet darüber an die Mainzer Landesregierung, 
daß dem Domkapitel deswegen eine Mitteilung zugegangen sei, 
welches als Decimaltor den Chor aufzustellen hat. Dieses 
habe die Genehmigung und seinen Beitrag nicht versagt. Das 
Amt drückt die Hoffnung aus, daß die Landesregierung um so weniger 
Anstand nehmen wird, den Bau zu genehmigen, als die Kirche 
sich selbsten, und nicht die Gemeind Niederolm zu erbauen 
schuldig sei, und die Mittel von ungefähr 12000 Gulden vor- 
handen seien?®. Das Pfarrhaus baute das Domkapitel, wie sich 
aus verschiedenen Fällen der Jahre 1641 und 1763 ergibt‘. 


29. Planig. 


Planig in Rheinhessen gehörte zum Kurstaate Mainz. Die 
Pfarrei hatte zwei Filialen, Biebelsheim und Ippesheim. Die Kirche 
gab Erzbischof Gerhard durch Urkunde vom 27. März 1294 dem 
Kloster S. Jakob bei Mainz, um der unerträglichen Armut der 
Brüder abzuhelfen, mit der Bestimmung, daß ein Vikar die Seel- 
sorge übernähme und dafür eine ausreichende Congrua erhielte, 
während alle darüber hinaus vorhandenen Einkünfte dem Kloster 
zufallen sollten®. Damit kam unter anderem der Zehnte des Pfarr- 
bezirks an das Kloster. Die päpstliche Bestätigung der Inkorpo- 
ration erfolgte durch eine Urkunde von 1429°. Ueber die Bau- 
lasten erfährt man durch ein altes Weistum des Orts, das zwar 


!Kr.-A.Würzburg, Mainzer Jurisdiktionalbuch No. 33. Bl. 318/319. 
Vgl. Amrhein, Kultusbaurecht, S. 80/81. 

®? Kr.-A. Würzburg, Protokolle des Domkapitels No. 9 Bl. 75. 

® H. u. St.-A. Darmstadt V.6. Niederolm. 

* Ebenda. 

5 Orig. im H, u. St.-A. Darmstadt, Urkunden, Planig. Auszug 
bei Joannes, Rer. Mog. II. 809. 

® Ebenda. 
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erst in einer Weisung von 1512 vorliegt, aber älter ist, jedenfalls 
schon im 15. Jahrhundert gewiesen wurde und das damals gel- 
tende Ortsrecht enthält. Das Kloster baute und unterhielt dar- 
nach den Chor mit dem Hauptaltar; auch sorgte es für alle zum 
Chor gehörigen Geräte. Das Langhaus mit der Abseite, darin 
der Katharinenaltar stand, wurde gemeinschaftlich vom Kloster 
und den eingepfarrten Gemeinden gebaut, und zwar im Verhältnis 
von5:2, d.h. fünf Teile der Kosten zahlte das Kloster, zwei die 
Gemeinden. Letztere unterhielten auf ihre Kosten allein den Turm, 
die Ringmauer, das Taufgestühl, die Glocken mit den Seilen und 
das Beinhaus. Alle Kircheneinkünfte, Zinsen, Renten und Gefälle 
flossen in die Kirchenfabrik der Gemeinde, aus der die Baukosten 
bestritten wurden. Reichte das Kirchenvermögen nicht aus, so 
brachten die eingepfarrten Orte die Kosten durch Beiträge, die 
in einem bestimmten Verhältnis normiert waren, auf!. Das hier 
fixierte Baurecht stellt offenbar eine Modifikation der bei anderen 
Kirchen des Archiadiakonats des Dompropstes herrschenden Rechts- 
gewohnheit dar, wonach der Pastor den Chor, der Zehntherr das 
Langhaus zu bauen hat, und könnte durch einen Vertrag zwischen 
Kloster und Gemeinde herbeigeführt worden sein, von dem frei- 
lich sonst nichts bekannt ist. 

Als am Ende des 15. Jahrhunderts ein Kirchenbau notwendig 
geworden war, brachen deswegen zwischen dem Kloster und den 
3 Gemeinden Streitigkeiten aus, deren Veranlassung nicht klar 
ist. Jahre hindurch zogen sie sich hin, bis sie durch einen Ver- 
gleich vom 7. Mai 1510 endlich beigelegt wurden. Die Fest- 
setzungen des Weistums wurden darin wieder erneuert: Kirchen- 
bauten, d.h. Bauten am Langhause, sollten gemeinschaftlich aus- 
geführt werden, und die eine Partei sollte nicht ablehnen, wenn 
die andere bauen wollte, die Kirche nur mit Zustimmung beider 
Parteien in Höhe und Breite verändert werden. Vielleicht daß 
der Streit 1498 gerade über diese beiden Punkte zum Ausbruch 
gekommen war. Die Baukosten sollten nach den Bestimmungen 


ı S, den Wortlaut des Weistums oben S. 29. 
21* 
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verteilt werden. Alle Kircheneinkünfte aus Zinsen, Gülten, Ren- 
ten und Gefällen sollten zur Unterhaltung des Turms, der Glocken, 
der Ringmauer und des Beinhauses verwandt werden!. 

Ueber die Uebung der Rechtsgewohnheit bei der Verteilung 
der Baulasten sind mir Nachrichten aus späterer Zeit leider nicht 
bekannt geworden. 


30. Sobernheim. 


Sobernheim, in der Grafschaft Sponheim gelegen, gelangte 
nach dem Aussterben der Grafen von Sponheim an die Kurfürsten 
von der Pfalz. 

Die Kirche hatte Erzbischof Willegis von Mainz dem Kloster 
Disibodenberg in der zweiten Hälfte des 10. Jahrhunderts ge- 
schenkt, und mehrere Päpste bestätigten die Schenkung, so 
Eugen III. durch die Bulle vom 18. Februar 1148, Honorius III 
durch die Bulle vom 17. November 1220 und Innocenz IV. durch 
die Bulle vom 25. März 1247%. Den Zehnten bezogen das Kloster 
und der Pfarrer von Sobernheim. Das Kollationsrecht hatte der Erz- 
bischof. Im Jahre 1339 hat dann Erzbischof Heinrich die Kirche 
dem Kapitel des Klosters geschenkt. 

Die Geschichte der Kirche in späterer Zeit ist noch nicht 
genauer erforscht. Ihre Verhältnisse änderten sich sehr wesent- 
lich, als sie protestantisch, und das Kloster Disibodenberg aufge- 
hoben wurde. Rechtsnachfolger des letzteren wurde der kur- 
pfälzische Fiskus. 

Die Verteilung der Baulasten im 15. Jahrhundert lernt man 
aus dem Sendweistum kennen. Darnach baute den Chor der Pa- 
stor, d.h. das Kloster, das Kirchenschiff der Lehnsherr, den Glocken- 
turm, die Abseiten (Nebengebäude), die Kirchhofsmauer und das 


! Urkunde vom 1. Mai 1510 im H. v. St.-A. Darmstadt. Urk. Planig. 

2 Beyer, Eltester, Görz: Mittelrheinisches Urkunden- 
buch I 552 8. 612, III 135 S. 123 u. 901 S. 674. 

3 Ebenda III 692 S. 526. 

*Reichsarchıiv München. 
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Beinhaus die Gemeinde!. Unter den Lehnsherren will man die 
Patrone verstehen?. Nach der Analogie mit anderen Kirchen 
dürfte eher an die Zelhntherren, wie man ebenfalls gemutmaßt 
hat, zu denken sein; dann würde das Kloster darunter zu ver- 
stehen sein. Es würde also hier dieselbe Reehtsgewohnheit beim 
Kirchenbau bestanden haben, die wir auch sonst im 15. Jahr- 
hundert in anderen Archidiakonaten angetroffen haben. 

Nach einem Bericht vom 9. September 1771 an das Ober- 
amt Kreuznach unterhielt die kurpfälzische Kameralschaffnerei 
das Mauerwerk der Kirche und das Dach, ferner die Kirchhofs- 
mauer, die Glocken und Glockenseile, die Uhr, endlich auch das 
Chorgerät — also Chor und Langhaus; die Gemeinde baute nun 
den Turm®. Die Rechtsgewohnheit des Weistums bestand also 
noch im 18. Jahrhundert. 

Ziemlich übereinstimmend hiermit lautet ein Bericht des Stadt- 
rats zu Sobernheim an das kurpfälzische Amt Böckelheim vom 1. Mai 
1781, in dem es heißt: in hiesiger Stadt stehen drey Kirchen, 
und zwar eine große alte von denen catholisch und reformierten 
Bürgerschaften gemeinschaftlich inhabende Pfarrkirch samt einem 
großen steinernen Thurm, welches Kirchengebeu churfürstlich 
hochlöbliche Hofkammer als Decimalor universalis zu bauen und 
zu unterhalten, beederseitige Gemeinheiten aber das Innere zu 
ihrem respektive gemeinschaftlichen oder Privatgebrauch anzu- 
schaffen verbunden, den Thurm samt denen darinnen befindlichen 
vier Glocken und erforderlichen Seilen, gleich dan auch die 
Mauer umb den Kirchhof und die hierzu einleitende Thor und 
Thuren hat die Stadt zu stellen und zu unterhalten‘. 

Das Pfarrhaus baute nach einem Bericht der Stadt Sobern- 


ı Koeniger, Quellen zur Geschichte der Sendgerichte in Deutschland 
S. 159. 

?2 Koeniger a. a. O. 

®St.-A. Coblenz. Grafschaft Sponheim. Kirchen- und Schulsachen. 
OA. Kreuznach Nr. 6 (10961). Ebenda. Archiv der Stadt Sobernheim V, Ib. 

* Archiv der Stadt Sobernheim V 9b im St.-A. Coblenz. 
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heim vom 20. Juni 1776 die pfälzische Hofkammer als Besitzerin 
des Zehntens!. 


-D. Kirchen im Archidiakonat St. Mariae in campis. 


31. Kempten. 

Kempten bei Bingen im Kurfürstentum Mainz, heute zu Rhein- 
hessen gehörig, besaß eine Kirche, die früh an das Kloster Blei- 
denstadt gelangt war. Der Ort kommt als dessen Besitz bereits 
in einer Bulle des Papstes Lucius III. vom 21. Februar 1183 vor. 
Vermutlich gehörte auch die Kirche damals bereits dem Kloster. 
Dureh Urkunde vom 1. Februar 1255 schenkte es sie dem Mainzer 
Domkapitel cum jure patronalus ac universis perlinenliis suis, 
quos pastor hucusque percipere consuevit. Die Einkünfte sollten 
ihm zufallen mit Ausnahme der Kompetenz zweier Vicarii per- 
petuil. Die Präsentation des einen derselben behielt sich das 
Kloster vor?. Erzbischof Gerhard bestätigte die Inkorporation 
durch Urkunde vom 13. September 1255. Was die Baulasten 
anbelangt, so baute das Domkapitel das Pfarrhaus mit seinen 
Wirtschaftsgebäuden, so 1544 den Viehstall, 1554 das Pfarrhaus°. 
Als 1688 der Kirchturm baufällig war, erwartete der Erzbischof, 
daß das Domkapitel, weil es den Zehnten hatte, auch dessen Re- 
paratur ausführen lassen würde und ebenso alles, was zur Erbal- 
tung des Kirchengebäudes diente®. Wenn der Turm über dem 
Chor stand, so würde es die observanzmäßigen Leistungen erfüllt 
haben. | 

Weitere Nachrichten über Bauten lagen mir nicht vor. 


32. Niederhilbersheim. 
Die Kirche in Niederhilbersheim in Rheinhessen, ehemals 


! Archiv der Stadt Sobernheim im St.-A. Coblenz. V 20. 

?2 Abgedruckt von E. Schaus, Neues Archiv, Bd. 31 S. 201. 

®? Sauer, Cod. dipl. Nass. I 621 S. 382. 

* Ebenda I No. 632 S. 387. 

5Kr.-A. Würzburg. Protokolle des Mainzer Domkapitels No. 6 
Bl. 109, No. 10 Bl. 371. 

6 Kr.-A. Würzburg. Mainzer Regierungsarchiv Lade 630 H. 1961. 
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zu Kurpfalz gehörig, wurde durch Urkunde vom 6. September 
1304 dem Mariengredenstift in Mainz inkorporiert!. Die Unter- 
haltung des Pfarrhauses übernahm 1383 der Pfarrer durch Ver- 
trag mit dem Stift, dem darnach die Baulast oblag. Der Pfarrer 
verpflichtete sich: /tem quod, si nune vel infuturum fueri[n]t ali- 
qua ruinosa in curia, domo seu habilacione dotis ecclesie pre- 
dicte in inferiori Hilbersheim, illa reformabo®. 

Die Kirche hatte ein Weistum, von dem 1684 die Rede ist, 
und das auch Bestimmungen über die Baulast enthalten haben 
soll e Leider scheint es nicht erhalten zu sein. Im Jahre 1748 
wollte die kurpfälzische Regierung aus authentischen Urkunden 
ermittelt haben, daß das Stift S. Mariae ad gradus die Kirche 
wie auch das Pfarrhaus qua decimator universalis zu bauen und 
in Besserung zu halten habe, wogegen die Gemeinde für den Turm, 
die kurpfälzische Administration nach dem Weistum nur für den 
Umbau (des Turmes?) zu sorgen habe. Darnach scheint es, als 
ob das Weistum die in den linksrheinischen Archidiakonatsbezirken 
der Mainzer Erzdiözese herrschende Observanz auch für Nieder- 
hilbersheim fixiert hätte, wonach den Chor der Pastor, das Schiff 
der Zehntherr, die Gemeinde den Turm zu bauen hatte. 


33. Öberingelheim. 


Die Kirche in dem ehemals zur Kurpfalz, heute zu Rhein- 
hessen gehörigen Ort Oberingelheim besaß zuerst der Abt von 
Hersfeld. 1296 gelangte sie an das Mainzer Domkapitel, dem 
sie durch Urkunde vom 1. Mai 1316 inkorporiert wurde®. 1674 
mußte das Dach des Chores vom Donmikapitel repariert werden: 
weilen das löbliche Domkapitel zu Meintz mit und benebens 
Juncker Lopeszen de Villa Nova gedachten Kirchenchor zu re- 
pariren schuldig. Weitere Nachrichten lagen mir nicht vor. 


ı Vogt-Vigener, Mainzer Regesten I 840 8. 153. 

? Urkunde vom 10. Dezember 1383 im H. u. St.-A. Darmstadt. 
3H. u. St,-A. Darmstadt. V 6. Niederhilbersheim. 

* Würdtwein, Dioec. Mog. I 163. 
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34. Oekenheim. 

Der Ort Ockenheim lag im Kurfürstentum Mainz und gehört 
heute zu Rheinhessen. Das Kirchenpatronat besaß ursprünglich das 
Stift S. Andreas in Köln, das es durch Urkunde vom 28. März 1325 
an das Stift S. Mariae ad gradus in Mainz samt allen Zehnten, 
Besitzungen und Rechten vertauschte!. Seitdem gehörte die Kirche 
dem zuletzt genannten Stift. Sie lag außerhalb des Orts und 
erschien im Lauf der Zeit der Gemeinde zu entlegeu. Deshalb 
beabsichtigte diese im Jahre 1421, in dem Ort ein neues Kirchen- 
gebäude zu errichten. Das Stift versprach ihr in einem Vertrage 
vom 9. März 1421, hierzu 200 Gulden zu zahlen, wollte dann aber 
für ewige Zeiten mit der Unterhaltung des Gebäudes nichts mehr 
zu tun haben? Nach mehr als 200 Jahren ist das Stift auf 
diesen Vertrag zurückgekommen und hat alle Bauverpflichtungen 
abgelehnt. Allein die Gemeinde behauptete, daß der Kirchenbau 
1421 überhaupt nicht zustande gekommen sei, und nahm 1625 
das Stift als Decimator und Patron der Ockenheimer Kirche 
für den Bau des Chors in Anspruch. Sie schrieb dem Erzbischof, 
dem Stift läge veluti decimatoribus et patronis ecclesiae pasto- 
ralis (parrochialis?) Ockenheimensis (wie allenthalben 
üblich und gebräuchlich) von Rechtswegen ob und 
annoch ablieget, das Chor in unser gemeinen Pfarrkirchen außer- 
halb des Fleckens zu reparieren?. Das Stift hat diese Verpflich- 
tung dann auch anerkennen müssen. Nicht nur hat das Mainzer 
Pfarr- und Kirchenbuch von 1676 die Eintragung, daß das Stift 
das Pfarrhaus baut und von der Kirche Chor und Turm, sondern 
das Stift hat in einem Schreiben vom 10. April 1688 selbst an- 
erkannt, daß es zum Chorbau — aber nur zu diesem allein — 


schuldig sei?. Daß es auch den Turm zu bauen hatte, behauptet 
ı Würdtwein, Dioec. Mog. I 208. 
?2 Urkunde vom 5. März 1421 im H. u. St.-A. Darmstadt V. 6. 
Ockenheim. 
® H. u. St.-A. Darmstadta. a. O. 
* Kr.-A. Würzburg, Mainzer Jurisdictionalbuch No. 33 Bl. 108/109. 
5 St.-A. Wiesbaden. IX Kurmainz, Amt Höchst $ 2 Tit. IIIN. 1. 
Fasc. 8. 
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das genannte Kirchen- und Pfarrbuch von 1676, ferner eine Zehnt- 
beschreibung von 1694!. Auch stellte die Gemeinde diese For- 
derung bei Gelegenheit eines Kirchenbaus im Jahre 1769?. Wie 
aber diese auffallende Verpflichtung, die das Stift im letzteren 
Falle ablehnte, entstanden ist, vermag ich nicht anzugeben. 

Vom Kirchenschiff bemerkt das Jurisdiktionalbuch von 1676 
Corpus ahn (d. h. ohne) dem Chor hält Gemeinde in Dach und 
Bau aus den Kirchengefällen. 


E. Kirchen im Archidiakonat S. Viktor. 
35. Bodenheim. 


Bodenheim gehörte ehemals zum Kurfürstentum Mainz, heute 
zur Provinz Rheinhessen des Großherzogtums Hessen. Das Stift 
S. Alban in Mainz besaß die Kirche, und schon 1184 bestätigte 
ihm Papst Lucius III. ihren Besitz ®. Mit Urkunde vom 18. Au- 
gust 1255 inkorporierte sie Erzbischof Gerhard von Mainz dem Stift 
cum suis proventibus, juribus el pertinentiis universis, que pas- 
lores earundem hactenus percipere consueverunt. Zugleich legte 
er ihm die Verpflichtung auf, einem Vicarius perpetuus, der dem 
Archidiakon zu präsentieren war, ein ausreichendes und anstän- 
diges Einkommen auszusetzen *. Die Festsetzung der ÜCongrua 
erfolgte durch eine Urkunde, die der zuständige Archidiakon, 
also der Propst des Viktorsstifts, am 11. Januar 1276 aus- 
stellte®. Der Abt von S. Alban gewährte hierin dem Vikar jähr- 
lich 40 Malter Korn aus seinem Hof in Bodenheim, ein Fuder 
gewöhnlichen Weins, den Zehnten von den Leuten, die man ein- 
luteg (Tagelöhner) nannte. Dagegen verblieb die Dos der Kirche 
dem Abt; nur 2 Wiesen, die 2 Fuder Heu lieferten, erhielt der 
Priester. Die Fruchtzehnten besaß das Stift, das in der Urkunde 


! Kr.-A. Würzburg, Mainzer Jurisdi@tionalbuch No. 34. 

®? Kr.-A. Würzburg, Mainzer Regierungsarchiv, Lade 650 H. 2630. 
® Joannes, Rer. Mogunt. II 754. 

* Ebenda, II 762. 

5 Würdtwein, Dioec. Mog. I 416. 
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ausdrücklich auch die Verpflichtung übernahm, für alles, was die 
Kirche nötig hatte, und ihr zum Nutzen diente, zu sorgen (de re- 
liquo necessitatem et ulilitatem procurabunt). 

Auch im Landkapitel Nierstein, zu dem die Kirche gehörte, 
muß hinsichtlich der Kirchenbaulasten die Gewohnheit geherrscht 
haben, daß der Pastor den Chor, der Zehntherr das Langhaus, die 
Gemeinde den Turm zu bauen hatte. Darauf läßt das Sendweis- 
tum schließen, das die Kirche in Bodenheim ım 15. Jahrhundert 
gehabt hat. Es liegt mir freilich nicht vollständig vor; erhalten 
scheint vielmehr nur der die Bauverhältnisse betreffende Abschnitt. 
Eine Abschrift befand sich in einem der Gemeinde gehörigen 
Buche von 1535 eingetragen; aus ihm entnahm die Gemeinde 
diesen Abschnitt zur Verteidigung ihrer Forderung, als sie ım 
Jahre 1682 in einen Streit mit dem Albansstift wegen des Baus 
der Kirche verwickelt wurde. In dem Weistum heißt es: /dem soll 
die kirch halten alle geleucht, alle gezeurt, alle gemallz und 
alle gestultz, das in der kirchen rath ist, ausgeschieden die ge- 
banle kertzen, die soll die Gemeind halb helfen halten; und die 
pforten, den kerner und den kirchenbau sollen unsere herren 
zu S. Alban halten und den chor ein pastor. Item soll die 
gemeind halten den kirchthurm in bau, in lach, und die 
glocken in behang!. Darnach baute das Stift als Zehntherr das 
Kirchenschiff und als Pastor den Chor; die Gemeinde baute den 
Turm und stellte die Glockenseile; die Kirchenfabrik unterhielt 
die ewige Lampe, die Kirchenornamente und die Bildwerke (ge- 
maltz?) sowie das Kirchengestühl und mit der Gemeinde zusammen 
die geweihten Kerzen. 

Diese ım 15. und zu Anfang des 16. Jahrhunderts noch gel- 
tende Rechtsgewohnheit scheint später außer Uebung und in Ver- 
gessenheit geraten sein. Als nun im Jahre 1681 die Gemeinde 
von dem Albansstift den Bau der Kirche verlangte, wies dieses 
die Forderung ab. Die Gemeinde wandte sich an den damaligen 
Kurfürsten von Mainz, Anselm Franz, der schließlich, als nichts 


ı H. u. St.-A. Darmstadt. V 6. Bodenheim (Conv. 259). 
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fruchtete, den Zehntwein des Stifts mit Beschlag belegen ließ. 
S. Alban bestritt indessen jede Verpflichtung zum Kirchenbau. 
Es wies darauf hin, daß die Zehnten einst zum Unterhalt des 
Stifts gewährt. seien. Das kanonische Recht und die Beschlüsse 
des Tridentiner Concils verpflichten nicht die Decimatoren, sondern 
die Pfarreingesessenen zu einer Beisteuer (!), und es sei, heißt es 
in einem Schreiben an den Erzbischof vom 4. November 1681, 
weder in Ew. Churfürstlichen Gnaden hohen Erzstift, weder in 
denen benachbarten Orten Herkommens, das ein universalis de- 
cimator zu Wiederaufbauung einer völligen Kirchen schuldig und 
gehalten ist!. Zur Vermeidung weiterer Zwangsmaßregeln, aber 
unter Wahrung seines Rechtsstandpunkts erbot sich das Stift 
endlich, den Chor zu bauen, worauf die Beschlagnahme des Zehnt- 
weins aufgehoben wurde. Erst 1682 gab es indessen Auftrag, 
mit dem Bau zu beginnen, während es sich zum Bau des Lang- 
hauses nicht verstehen konnte. Hierin stimmte ihm das erzbischöf- 
liche Generalvikariat in einem Bericht an den Erzbischof bei. 
Denn dieses fand nach reiflicher Ueberlegung, dass gedachtes 
Stift als Decimator de jure consueludinario archidioeceseos 
Moguntinae mehr nicht als Chorum zu stellen schuldig seie. 

. Was aber das Langwerk belangt, befinden wir, dass solches 
denen Pfarrkindern aufzubauen obliege [Bericht an den Erz- 
bischof vom 18. Oktober 1682]?. 

Von Interesse ist es, die Erwägungen kennen zu lernen, von 
denen es dabei ausging. Man findet sie in einer die Rechtslage 
erörternden Fragestellung, die dem zuvor erwähnten Bericht bei- 
liegt und hier vollständig mitgeteilt werden möge. 

Casus. 

Ecclesia parrochialis in Bodenheim minatur ruinam, quae 
utpote redditibus propris carens se ipsam reparare nequil. 
Econtra capitulum equestris ecclesiae s. Albani pingues in 
eodem loco decimas percipit. Quaeritur, an dietum capitulum 


ı A.a. 0. 
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ralione perceptionis decimarum ad reaedificalionem ecclesiae 
tenealur, vel non? 

Resp. 1”"°- De jure communi tenelur diclum capitulum ad reae- 
dificalionem ecclesiae. Ratio est, quod olim omnes redditus el 
provenlus ecclesiae in 4 partes fuerint distributi, quarum una 
fabricae et ecclesiis reparandis applicabatur (c. 26. 27. 28. 
29. et 30. XII. 92). Atqui nomine reddituum. et proventuum 
ecclesiae eliam decimae veniunt (c. eztirpanda 50 de prae- 
bendis). Immo eae sunt propri redditus ecclesiarum parro- 
chialium (13 et 29 de decimis cap. vet.) (De parroch. c. 2 
de restit. spol. in 6). Quibus penduntur propter perceptio- 
nem sacramenlorum in üsdem (c. 20 de decimis). Ergo el 
decimarum pars quarlta fabricae reparandae depulala_ est. 
(Rebuff in traci. de decimis 92 n. 4). Quod quidem onus 
praedictis redditibus et provenlibus annezum eum sequitur, 
qui eorum usum, perceptionem et commoditatem habet (Franc. 
Ripa, Resp. seu cap. 14 til. de legib. cong. consuel. et lolidem 
verbis docet Petr. Beckig de repar. eccles. c. 14 per lolum). 
Ergo concludendum est, praefatum capitulum ratione decima- 
rum ad reaedificalionem ecclesiae de jure communi obli- 
gari. 

Resp. 2“. De consueludine archidioeceseos Mogunlinae re- 
ceplum est, ut decimatores ad chorum lantum reaedificandum 
teneanlur, uli salis ostendit quotidiana praxis ipsius metro- 
bolitanae et omnium collegiatarum, ac proinde equestris |eccle- 
sia] s. Albani vi decimarum praecise ad plus eliam non Lenetur. 

Resp. 3° Navim ecclesiae tenentur aedificare parrochiani 
Juzta conc. Trident., quod sess. 21 c. 7. de reform. in de- 
fectum aliorum parrochianos vocal ad reaedificalionem ecclesiae 
parrochialis. Quodsi tamen communitas in Bodenheimb putet 
ex speciali aliqua causa obligatam esse equestrem [ecclesiam] 
s. Albani ad navim eliam ecclesiae reaedificandam, poterit 
fundamenta sua adducere!. 


ıA.2.0. 
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Das Generalvikariat beurteilte also den Fall vom Standpunkt 
des gemeinen Rechtes, wie vom Standpunkt des Mainzer Partikular- 
rechts aus; indem es aber nach dem letzteren entschied, be- 
wıeses, daß ım Fall der Coneurrenz das Parti- 
kularrechtdem gemeinenRechte voranzugehen 
hat. 

Die Gemeinde stützte sich demgegenüber auf das Weistum 
von 1535, berief sich auch auf die Fälle, in denen S. Alban am 
Langhause gebaut haben sollte, die aber später das Stift nicht 
wahr haben wollte. Sie machte schließlich auch die Beschlüsse 
des Tridentinums geltend. Nun aber ging das Stift noch weiter, 
bestritt sehr energisch jede Verbindlichkeit zum Bauen überhaupt 
und nahm auch seine Zusage zum Chorbau wieder zurück, da es 
sich inzwischen aus seinen Präsenzrechnungen überzeugt haben 
wollte, daß es zum Bau der Bodenheimer Kirche nie auch nur 
den geringsten Beitrag gegeben hatte !. 

Der Streitfall scheint eine richterliche Entscheidung nicht ge- 
funden zu haben; wenigstens enden die Akten, aus denen die hier 
gemachten Angaben stammen, ohne eine solche, und auch noch 
in der Mitte des 18. Jahrhunderts bildet die Verbindlichkeit zu 
dem Bau den Gegenstand des Streites. Noch 1757 werden Zeu- 
gen vernommen, die erklärten: sibö aliter non conslare seque id 
lam a parenlibus, avis, proavis suis... . . audivisse, quod re- 
verendum capilulum ltam chorum ecclesiae quam aedes parro- 
chiales cum omnibus suis apparlinenlüs, ecclesia aulem parro- 
chiolis navim suam et communitas hujus lurrim ejusdem reparare 
ac reaedificare tenealur . . .*. 

Ein Urteil einer Mainzer Instanz muß schließlich ergangen sein, 
doch hat es mir nicht vorgelegen. Aus den von mir ermittelten 
Akten konnte nur festgestellt werden, daß das Stift sich nicht 
damit zufrieden gab, sondern an die römische Kurie appellierte. 


ıA.2. 0. . 
2? Kr.-A. Würzburg. Mainzer Geistl. Schrank. L 2 No. 108 (vgl. 109). 
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36. Ebersheim. 


Ebersheim in Rheinhessen, ehemals kurmainzisch, besaß eine 
Kirche, die dem Stift S. Alban gehörte. Papst Lucius III. be- 
stätigte ihm 1183 ihren Besitz!. Im Jahre 1213 inkorporierte 
ihm Erzbischof Siegfried II. von Mainz die Einkünfte der Kirche 
zugleich mit denen von fünf anderen Kirchen, damit die Kloster- 
brüder nicht gezwungen würden, wegen ihrer Blösse und aus 
Hunger, wovon sie täglich gepeinigt wurden, zum Skandal des 
Ordens das Stift zu verlassen. Die Inkorporation sollte erfolgen 
unbeschadet der Rechte des Bischofs, sowie des zuständigen Archi- 
diakons, doch mit der Auflage, daß S. Alban den Gottesdienst 
durch einen Vikar versehen ließ, dem ein anständiges Einkommen 
ausgesetzt werden sollte”. Im Jabre 1402 inkorporierte dann 
Papst Bonifaz IX. die Kirche auf Bitten von Abt und Konvent, 
die Bedenken hatten, ob die frühere Inkorporation zu Recht be- 
stehen könnte, von neuem und erlaubte dem Stift, nach dem 
Belieben des Abtes absetzbare Klostergeistliche oder geeignete 
Weltpriester zu Pfarrern einzusetzen und alles Einkommen der 
Kirche zum Nutzen des Stifts zu verwenden. Die Inkorporation, 
die früher eine minus plena gewesen, war damit eine plena®. Die 
Baulasten waren im 17. Jahrhundert völlig observanzmäßig ver- 
teilt. 1606 baute S. Alban das Pfarrhaus. Nach dem Mainzer 
Kirchen- und Pfarrbuch von 1676 erklärten auf Befragen Schult- 
heiß und Gericht, sie erinnerten sich, daß den Chor das S. Albans- 
stift baute, der Langbau aber aus Kirchenmitteln im Dach erhal- 
ten, und daß auch andere Notdurft aus dem Kirchenvermögen 
bestritten, der Kirchtum und das Beinhaus aber von der Gemeinde 
gebaut werde. Vom Pfarrhaus berichtet dieselbe Quelle, daß es 
das Stift baue°. 


ı Joannes, Rer. Mog. II 754. 

?2 Ebenda II 758. 

® Würdtwein, Dioec. Mog. II 411. 

* Kr.-A. Würzburg. Mainzer Regierungsarchiv. L. 365, H. 2148. 

5 Kr.-A. Würzburg. Mainzer Jurisdietionalbuch Nr. 33 Bl. 321—323. 
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37. Bensheim. 


Bensheim an der Bergstraße gehörte ehemals territorial zur 
Kurpfalz, heute zum Großherzogtum Hessen. 

Die Kirche, deren Patronat zuerst dem Erzbischof zustand, 
schenkte Siegfried II. durch Urkunde vom 7. März 1249 dem 
Mainzer Domkapitel. zur Aufbesserung seiner Präbenden cum omni 
jure ei pertinentiis mit der Auflage, daß dem vom Domkapitel 
zu ernennenden Vicarius perpetuus ein ausreichendes Einkommen 
ausgesetzt würde. Das Domkapitel hatte Patronat und Zehnt- 
recht und behielt ersteres auch, als die Kirche zur Reformation 
übergegangen war. Der Zehnte blieb nicht ungeteilt, sondern 
wurde zerplittert und befand sich im 17. Jahrhundert bei einer 
Reihe von Berechtigten. 

Im Jahre 1558 ließ das Domkapitel den Chor der Kirche und 
das Pfarrhaus bauen. Auch 1575 und 1581 kamen Bauten am 
Chor vor, die das Domkapitel auszuführen hatte°®. Im Jahre 1589 
wünschte der pfalzgräfliche Collector vom Domkapitel Repara- 
turen. Als dann das Zehntrecht an mehrere Besitzer gelangt 
war, ging die Verpflichtung zum Bau von Chor und Pfarrhaus 
auch an die Teilbesitzer über. Im Mainzer Pfarr- und Kirchen- 
buch von 1676 werden das Domkapitel und die kurpfälzische 
Kollektur als verpflichtet angegeben °, und in einer Zehntbeschrei- 
bung von 1694 das Domkapitel und das Kloster Lorsch bezw. 
die Kollektur®. Ebenso liegt aus dem Jahre 1725 ein Zeugnis 
vor, wonach das Domkapitel seine Verpflichtung zum Bau von 
Chor und Pfarrhaus zugesteht”. 

Von Interesse ist eine Nachricht, die sich unter dem 29. August 
1562 in die Protokolle des Domkapitels eingetragen findet und 


— 


! Guden, Cod. dipl. 1 S. 603. 

® Kr.-A. Würzburg. Protokolle des Domkapitels No. 10 Bl. 181. 
3 Ebenda No. 16 Bl. 161, No. 18 Bl. 250. 265. 

* Ebenda, No. 21 Bl. 257. 

5Kr.-A. Würzburg. M. Jurisdictionalbuch Nr. 33 Bl. 405—407. 
° Ebenda. Jurisdietionalbuch Nr. 34. 

” H. u. St.-A. Darmstadt. V 6. Bensheim. 
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eine Reparatur des Langhauses betrifft: Nachdem die zu Bensz- 
heim anzeig gelhan, wie sy das corpus der kirchen auszustrei- 
chen furhabens mil beger, capitulum als collatores das corpus 
des chors auch auszustreichen bevelhen wollte, damit es alles 
mit eyner richligung zugehe etc., haben sich meine gnedige herren 
erinnert, das es nit eyn nollurft, die kirch auszustreichen; aber 
in ansehung es umb ein gerings zu luen sein mochle, so soll 
dem kemerer bevolhen werden, solch meiner herren theyl zum 
besten milzuverdingen und zu erlegen!. Damals besserte also 
die Fabrik oder die Gemeinde, jedenfalls nicht der Decimator, das 
Langhaus. 

Wir finden demnach um die Mitte des 16. Jahrhunderts in 
Bensheim die Gewohnheit, daß das Kapitel als Decimator Chor 
und Pfarrhaus, die Gemeinde das Langhaus baut. Wenn später 
im Jahre 1676 im Mainzer Pfarr- und Kirchenbuche angegeben 
wird?: Kirchenturm und selbiges Langhaus aber von jetzt besag- 
ter Kollektur allein in Bau gehalten, so scheint dies auf beson- 
deren Verhältnissen zu beruhen, zu deren Untersuchung ich Ma- 
terial nicht auffinden konnte. 

In jüngster Zeit sind die Verhältnisse wieder, wie im 16. Jahr- 
hundert, geordnet. Nach einem Bericht des Kreisamts in Bens- 
heim aus dem Jahre 1871 oder 1872 hat der Fiskus in Bensheim 
die primäre Baupflicht bezüglich des Chors, der Kirchenfonds be- 
züglich des Schiffs, die politische Gemeinde bezüglich des Turms’. 


38. Bickenbach. 

Bickenbach bei Darmstadt besaß eine Kirche, die durch Ur- 
kunde vom 5. Dezember 1267 von Philipp von Falkenstein d. Aelt. 
und seinem Sobne dem Kloster Padershausen zur Aufbesserung 
seiner Präbenden geschenkt wurde. Nachdem das Kloster bei 


ı!Kr.-A. Würzburg. Protokolle des Mainzer Domkapitels No. 10. 

? Bl. 408; vgl. Amrhein, Kultusbaurecht, S. 72/73. 

® Aus der Akte: „Kirchenrechtliche Bestimmungen über Baulasten an 
den Kirchen in den vormals churmainzischen Gebietsteilen* im Archiv 
des Großh. Hessischen Ministeriums des Innern in Darmstadt. 

* Reimer, Han. UB. II 431 S. 321. 
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Einführung der Reformation durch Hessen aufgehoben worden 
war, gingen dessen Verpflichtungen an den Landgrafen über. Die 
Verteilung der Baulasten war schon im 17. Jahrhundert dunkel 
und streitig. Im Jahre 1558 soll der Graf vun Erbach als Besitzer 
des Amts Seeheim die Zehntgefälle des Klosters Padershausen 
mit Beschlag haben belegen lassen, weil dieses das Pfarrhaus 
verfallen ließ. Spätere Nachrichten von 1579 besagen, daß Hes- 
sen Kirche und Pfarrhaus bauen sollte. Tatsächlich hat die land- 
gräfliche Regierung die Kosten der Kirchen- und Pfarrhausrepa- 
raturen 1657 und 1681 getragen. Im Jahre 1714 erklärte die 
Regierung die Kirchenfabrik für pflichtig zum Kirchenbau, aber 
1718 wünschte die Kirchenkasse Erstattung einer für Ausbesse- 
rung der Kirche verwandten Summe, weil nicht diese, sondern 
die Regierung die Kosten zu tragen haben sollte ?, 


39. Schwanheim. 


Schwanheim am Main : gehörte ehemals zum Kurfürstentum 
Mainz. Die Kirche mit ihrem Landbesitz und ihren Zehnten hatte 
König Ludwig d. Deutsche der Salvatorskapelle, dem späteren 
S. Bartholomäusstift in Frankfurt, geschenkt. Sein Sohn Ludwig 
bestätigte die Schenkung durch Urkunde vom 17. November 
880, ebenso Karl d. Dicke durch Urkunde vom 2. Dezember 
882 3, | 
Das Patronat stand dem Propst des Stifts zu, und einer der 
Pröpste, Nicolaus v. Stein, inkorporierte die Kirche im Jahre 1387, 
August 9, dem Stift, weil dessen Einkünfte damals aus verschie- 
denen Gründen sehr geschmälert waren, mit der Bestimmung, daß 
dem die Seelsorge ausübenden Geistlichen ein auskömmlicher Unter- 
halt angewiesen würde. Das Kapitel seinerseits gab aus Dank- 
barkeit dem jeweiligen Propst das Recht, den Pfarrer (Pfarrver- 
weser) zu ernennen *. 

ı H. u. St.-A. Darmstadt. V. 6. Conv. 215 (Bickenbach), 

® Ebenda. 

3 Böhmer-Lau, Urkundenbuch der Reichsstadt Frankturt I. 7. 8. - 
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Einige Jahre später, am 3. Juli 1391, bestätigte Papst Boni- 
faz IX. diese Inkorporation unter der Bedingung einer Poreio 
congrua für den Vicarius perpetuus, damit dieser anständig leben 
und die ihm aufliegenden Abgaben für den Bischof und die anderen 
Lasten tragen könnte!. Die Inkorporation kam indessen wegen 
verschiedener Einsprüche nicht zustande. Erst Papst Martin V. 
entsprach dem Drängen des Bartholomäusstifts und beauftragte 
1427 den Dekan des Frankfurter Liebfrauenstifts mit der Einlei- 
tung eines Verfahrens zum Zweck der neuen Inkorporation. Nach- 
dem die notwendigen Formalitäten erfüllt waren, nahm dieser 
kraft päpstlicher Vollmacht die Inkorporation am 6. Juni 1429 
vor ?, worauf der damalige Pfarrer von Schwanheim 1430 auf die 
Pfarrei verzichtete und damit dem Bartholomäusstift die Möglich- 
keit bot, Besitz zu ergreifen °. Zur Schwanheimer Kirche waren 
Kelsterbach, Niederrad und der Hof Goldstein eingepfarrt, deren 
Zehnten dem Stift ebenfalls zufielen. Die alte Pfarrkirche in 
Schwanheim, dem h. Martin geweiht, lag außerhalb des Orts, 
zwischen Schwanheim und Kelsterbach. Als nun dieses letztere, 
den Grafen von Isenburg gehörige Dorf 1544 protestantisch wurde, 
schied es aus dem Schwanheimer Pfarrbezirk aus und erhielt eine 
eigene Pfarrkirche, die die Gemeinde selbst baute. Die kirch- 
lichen Verhältnisse auch hinsichtlich des Zehntens in der Kelster- 
bacher Gemarkung ordnete ein zwischen dem Bartholomäusstift 
und den Grafen von Isenburg im Jahre 1564 geschlossener Vertrag. 

Mit der Zeit verfiel die Martinskirche, und die Gemeinden 
Schwanheim und Niederrad verlegten dann ihren Gottesdienst in 
eine alte, im ersteren Ort gelegene Kapelle, die dem h. Mauritius 
geweiht war. 


! Ebenda S. 49. 

? Stadt-A. Frankfurt. Bartholomäusstift 4302; vgl. dazu ebenda 
No, 4299. 

® Ebenda No. 4305. 

* Bericht des Zollschreibers Hepp in Höchst an den Kurfürsten vom 
27. Juli 1682. Stadt-A. Frankfurt. Bartholomäusstift 4354 und 
Kr.-A. Würzburg L 654 H. 2779 (Orig.). 
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Was nun die Bauverpflichtung für die geistlichen Gebäude 
anbelangt, so stritten im Jahre 1438 das Stift und der damalige 
Pfarrer wegen des Pfarrhauses, das letzterer, wie es scheint, auf 
eigene Kosten erworben hatte. Es kam indessen am 4. Septem- 
ber ein Vergleich zustande, in dem das Stift das Pfarrhaus über- 
nahm. Zugleich bestimmte es, daß der jedesmalige Pfarrer, den 
es hineinsetzen würde, das Gebäude im Bau erhalten sollte!. Die 
Baupflicht für das Haus ist in späterer Zeit ganz auf das Stift 
übergegangen *. Das Mainzer Kirchen- und Pfarrbuch bemerkt: 
Pfarrhaus, so das Stift S. Bartholomaei in Frankfurt... 
zu unlerhalten?. 

Nachrichten über die Verpflichtung zum Kirchenbau konnten 
erst aus dem 17. Jahrhundert ermittelt werden. Die als Pfarr- 
kirche benutzte Mauritiuskapelle war im Lauf der Zeit in einen 
überaus schlechten baulichen Zustand geraten und bedurfte drin- 
gend der Wiederherstellung. Die Gemeinde wandte sich daher 
1675, nachdem Verhandlungen mit dem Stift, wie es scheint, nicht 
zum Ziele geführt hatten, an den Kurfürsten von Mainz. Sie 
verlangte, daß das Stift den Kirchenbau ausführen lasse; es liege 
ohne Zweifel den Decimatoren ob, als die, wenn sie vom Altar 
leben wollen, denselben auch von Recht und Billigkeit wegen 
versorgen und bedienen sollen und müssen *. 

Die Angelegenheit zog sich Jahre hinaus. Ein vom Deehan- 
ten gemachter Anfang eines Kirchenbaus wurde bald wieder ein- 
gestellt, bis der Kurfürst Anselm Franz endlich mit Zwangsma&ß- 
regeln drohte, wenn das Stift nicht dem nachkäme, wozu es der 
Gewohnheit und dem Herkommen nach verpflichtet sei?®. Darauf- 


ı Stadt-A. Frankfurt. S. Bartholomäusstift No. 4306. 

? Vgl. Brühl u. Siegel, Geschichte des Dorfes und der Gemeinde 
Schwanheim, S. 222. 

3Kr.-A. Würzburg. Mainzer Jurisdiktionalbuch No. 33 Bl. 238/39. 
Vgl. Amrhein, Kultusbaurecht, S. 102. 

* Schreiben vom 14. August 1675. Stadt-A. Frankfurt S. Bar- 
tholomäus No. 4354. 

5 Originalschreiben vom 10. Juli 1682 ebenda, Konzept im Kr.-A. 
Würzburg, Mainzer Regierungsarchiv Lade 654 H. 2779. 
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hin bequemte sich dieses zur Anerkennung seiner Verpflichtung 
zum Chorbau, fand aber, daß der vorhandene Chor noch in gutem 
Dach und Fach stände!. Die Schwanheimer Gemeinde bestand dem- 
gegenüber auf ihrer Forderung, daß die ganze Kirche vom Stift 
gebaut werden müßte, da die Last der trägt, der den Vorteil hat, 
und das Stift die Zehnten in den Gemarkungen Schwanheim, 
Kelsterbach, Niederrad, sowie dem Hof Goldstein beziehe. Es seı 
noloriissimi juris, quod ecclesia vel domus parrochialis collapsa 
aut ruinam minans ab eo reficienda sit, qui parrochiae reddilus 
vel decimas percipit. Da die Streitfrage gütlich nicht geschlichtet 
werden konnte, wurde sie beim Generalvikariat in Mainz anhängig 
gemacht, und dieses berichtete nach der Untersuchung des Falles an 
den Kurfürsten: Wir finden im übrigen nicht, wie gedachtes Stift zu 
einem mehreren, als wohin sie die gemeine geistliche Rechten 
und in dero Ertzstift hergebrachte gewöhnliche Observanz ahn- 
weisen und binden, sich auch dasselbe selbsten schuldig erkennet 
und erbietig machen thut, angehalten werden könne ?. 

Demgemäß scheint dann auch vom Kurfürsten entschieden 
zu sein. Die Gemeinde baute die Kirche, das Stift den Chor. Es 
muß dies gegenüber anders lautenden Berichten besonders hervor- 
gehoben werden °. 

In einem Gesuch der Gemeinde Schwanheim um Geldunter- 
stützung zum Bau der Kirchhofsmauer führt sie 1687 aus: Wann 
nun aber die kleine Gemeinde, so, wie vorhin bekantlich durch 
verschiedene Feuersbrunstien ganz erarmel, nun in Erbauung der 
neuen Kirchen sich völlig entschöpfet, und also derselben unmög- 
lich fallen will, den neuen Kirchhof mit nothwendigen Mauern zu 
fassen, zudeme auch die Herren Decimatores schon bereits ihr 
Contingent beigetragen . . . .*, woraus mit Bestimmtheit hervor- 


ı Kr.-A. Würzburg, 2.2.0. 
2 Schreiben vom 17. August 1684 im Kr.-A. Würzburg, Mainzer 
Regierungsarchiv Lade 654 H. 2779. 
® Brühlu. Siegel, a. a. O. S. 221. 
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geht, daß die Gemeinde den Bau der Kirche, das Stift den ihm 
zustehenden Teil davon, den Chor, gebaut hat. 


F. Kirchen im Archidiakonat S. Mariae ad gradus. 
40. Bischofsheim. 


Der Ort Bischofsheim bei Frankfurt a. M. gehörte zur Graf- 
schaft Hanau, später zur Landgrafschaft Hessen. 

Die Kirche mit ihren Zehnten hatte König Ludwig der Deutsche 
der Salvatorskapelle in Frankfurt, geschenkt. Sein Sohn Ludwig be- 
stätigte 882 der Kapelle die Schenkung der Kirche cum omni deci- 
malione, cum mancipüs et lerris ad eam pertinentibus !', ebenso 
Kaiser Otto II. durch Urkunde vom 12. April 977?. Im Jahre 1222 
schenkte dann der damalige Propst des Bartholomäusstifts zur Auf- 
besserung der Stiftspräbenden dem Kapitel das Patronat der Kirche? 
und Erzbischof Siegfried bestätigte diese Schenkung durch Urkunde 
vom 22. November 1222 *, desgleichen Papst Honorius durch Ur- 
kunde vom 17. Januar 1223°. Auch Papst Gregor IX. sicherte 
dem Stift den Besitz des Patronatsrechts durch Urkunde vom 
12. Mai 1238°. Hierauf verzichtete der Pfarrer Nicolaus auf die 
Kirche, und Propst Arnold vom Stift St. Mariae ad gradus in Mainz, 
der zuständige Archidiakon, übertrug sie dem Bartholomäusstift. 
Der Vikar, der sie fortan verwaltete, sollte dem Archidiakon prä- 
sentiert werden und, wie üblich, eine ausreichende Congrua er- 
halten ’”. Als damit das Stift in den Besitz der Pfarrei gekommen 
war, setzte es 1239 den früheren Pfarrer Nikolaus als Vikar wie- 
der ein, verpflichtete ihn aber, alle der Kirche obliegenden Lasten 
zu übernehmen, sowohl die üblichen Abgaben und Steuern, als 
auch die Baulasten (omnia onera ecclesie ipsius tam in ka- 

ı Böhmer-Lau, Urkundenbuch der Reichsstadt Frankfurt I. No. 7. 

?2 Ebenda I No. 10. 

® Ebenda I No. 59. 
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thedralico quam in sartisteclis nec non et in alüis)‘. Auch sollte 
er für den Besitz der Pfarrei eine Recognitionsgebühr von 12 Malter 
Korn und 2 Fuder Wein zahlen. 

Daß das durch diese Rechtshandlungen geschaffene Verhält- 
nis als Inkorporation anzusehen ist, beweist eine Urkunde des 
Landkapitels Marköbel vom 7. Juni 1291, durch die es bekennt, 
aus den ihm vorgelegten Urkunden die Ueberzeugung gewonnen 
zu haben, quod ecclesia in Bisscofesheim est incorporala el an- 
neza ecclesie Frankenvordensi?. Von Interesse ist, daß auch die 
Baulasten dem Vikar aufgebürdet werden, womit das Stift seine 
eigene Verpflichtung hierzu anerkannte. Allerdings verlautet nichts 
über ihren Umfang. 

Erst aus dem 16. Jahrhundert liegen Nachrichten vor, aus 
denen sich ergibt, daß das Pfarrhaus vom Stift gebaut worden 
ist. Im Jahre 1508 baute nämlich letzteres eine Kelter im Pfarr- 
hause zu seinem und des Pfarrers Gebrauch °. Im Jahre 1536 
wurde das Pfarrhaus nach einem Brande vom Stift wieder aufge- 
baut: Anno domini 1536 ist der pfarrhoffe zu Bischofsheim 
durch die erwirdigen und würdigen dechant und capilul s. Bar- 
tholomeistifts zu Frankfurt pastores eic., nachdem es zum teyle 
verbrante und verwuste, darzu zerschlagen, widerumb gebawet 
worden*. Ebenso baute das Stift 1683 das Pfarrhaus auf seine 
Kosten, 1703 eine Scheuer und 1730 besserte es die Zehntscheuer 
aus ®. 

Was die Kirche anbelangt, so wandte sich die Gemeinde, als 
1741 die Fenster des Kirchenchors durch Sturm beschädigt waren, 
an das Stift: Wann nun bekanntermaßen ein hochlöbliches Stift 
qua Decimatores et Patroni das Chor in Bau und Besserung zu 
halten verpflichtet, .... als haben wir hierdurch gehorsamst 


ı Ebenda I No. 117. 

? Ebenda I No. 598. 

® Stadt-A. Frankfurt, Bartholomäusstift No. 4447 a. 
* Ebenda. 

5 Ebenda. 
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anfragen wollen, ob es etwa beliebig, dero Stifts Glaser des- 
wegen herauszuschicken!. 

Andere Nachrichten über Bauten an der Kirche sind mir nicht 
bekannt geworden. 


41. Obermörlen. 

Die Kirche in Obermörlen, gelegen in der ehemaligen Graf- 
schaft Hanau, jetzt im Großherzogtum Hessen, schenkte Kaiser 
Friedrich II. dem deutschen Ritterorden, und Erzbischof Siegfried 
von Mainz bestätigte diese Schenkung durch Urkunde vom 24. No- 
vember 1219, indem er zugleich bestimmte, daß perpetui pastores 
die Kirche versorgen sollten, und daß ihnen ein auskömmlicher 
Unterhalt zu gewähren sei, von dem sie die üblichen Abgaben an 
Bischof und Archidiakon bestreiten könnten ?. Im Jahre 1676 wurde 
die Kirche nach dem Mainzer Kirchen- und Pfarrbuch aus den 
Kircheneinnahmen unterhalten. Den Chor aber baute der Deutsche 
Ritterorden; er sollte auch die Kirche bauen, doch konnte die 


Forderung nicht durchgesetzt werden; dagegen unterhielt er das 
Pfarrhaus °. 


42. Rockenberg. 

Die Kirche des in der Wetterau gelegenen, heute zum Groß- 
herzogtum Hessen gehörigen Ortes Rockenberg gelangte durch 
Schenkung ihres Patronats 1337 an das Kloster Marienschloß *. 
Die Schenkung ist als Inkorporation aufzufassen und wird als 
solehe in einer Urkunde vom 9. März 1339 bezeichnet, durch die 
die Aebtissin sich zu einem Wachszins an das Mainzer Domkapitel‘ 
verpflichtet. Nach dem Mainzer Kirchen- und Pfarrbuch baute 
das Kloster das Pfarrhaus, während die Zehntherren die Kosten 
„an den Grundgebäuen der Kirche“ trugen‘. 


ı Stadt-A. Frankfurt, Bartholomäusstift No. 2510. 

? Würdtwein, Dioec. Mog. IIl. 59. 

® Kr.-A. Würzburg. Mainzer Jurisdiktionalbücher No. 33 Bl. 266/267. 

* Urkunde vom 24. April 1337 bei Würdtwein, Dioec. Mog. Ill. 
68—70. 

5 Ebenda S. 70. | 

° Vgl. Amrhein, Kultusbaurecht, S. 84. 
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Darnach könnte es scheinen, als ob hier bis ins 17. Jahr- 
hundert die vornehmlich in den linksrheinischen Archidiakonaten 
während des 15. Jahrhunderts herrschende Rechtsgewohnheit in 
Uebung gewesen wäre; doch ist mir ein Weistum oder ein son- 
stiges urkundliches Zeugnis hierfür nicht bekannt geworden. Im 
18. Jahrhundert waren die Baulasten bereits in einer der Mainzer 
Observanz mehr sich nähernden Weise verteilt. Denn als 1752 
ein Kirchenbau notwendig war, bauten die Decimatoren den Chor, 
die Gemeinde das Langhaus, wozu die Kirchenfabrik 1000 Gulden 
als Vorschuß zahlte, der nach Anordnung des Generalvikariats 
vom 7. August 1752 zurückgezahlt werden sollte, wenn die Ge- 
meinde die Mittel dazu haben würde". 


43. Wehrheim. 

Der Ort Wehrheim bei Usingen in der Wetterau bildete eine 
Gemeinschaft zwischen Kurtrier und dem Fürstentum Nassau- 
Dillenburg und gehört jetzt zum Regierungsbezirk Wiesbaden. 

Die Kirche war 1254 dem wenige Jahre früher, 1243, ge- 
stifteten Kloster Thron vermutlich vom Grafen Gerhard IIl. von 
Diez mit Zustimmung des Erzbischofs Gerhard I. von Mainz ge- 
schenkt worden?. Später wurde sie von dem Kloster wieder ge- 
trennt und durch den Grafen Gottfried von Diez dem Stift Diez 
geschenkt. Dessen Sohn Gottfried bat dann 1325 den Erzbischof 
Mathias von Mainz, -die Kirche dem Diezer Stift zu inkorporieren °. 
Letzteres bezog die Zehnten; als es aber 1564 aufgehoben wurde, 
ging der Zehnte an die Landesherrschaft über, an die auch das 
Patronat über die Kirche gelangte. Im Jahre 1528 wurde die 
Kirche protestantisch, 1629 jedoch zum Katholizismus zurückge- 
führt, der aber später wieder abgeschafft wurde *. 

Von den Baulasten ist wenig bekannt. 1629 war die Kirche 
baufällig; man dachte die Einwohner zu den Kosten des Neubaus 
! Kr.-A. Würzburg. Mainzer Regierungsarchiv L. 653 H. 2712. 

? Sauer, Cod. diplom. Nass. I. 601, S. 371. 


. 3 Ebenda I3 No. 1805 S. 134. 
* Vogel, Beschreibung des Herzogtums Nassau S. 841 
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heranzuziehen; sie waren aber zu arm hierzu, so daß die Auf- 
forderung an die Regierung in Dillenburg gerichtet wurde, die Kirche 
zu bauen!. Ob diese wirklich gebaut hat, konnte nicht ermittelt wer- 
den. Im Jahre 1765 trat derselbe Fall ein; dazu kam, daß wegen 
Zunahme der Bevölkerung eine Erweiterung vorgenommen werden 
sollte. Die Kosten des Umbaus waren auf 7000 Gulden berech- 
net, wovon der Gemeinde nur 1000 Gulden zur Verfügung stan- 
den. Interessant ist, daß der damalige Amtmann berichtet, daß 
von einer Observanz bezüglich der Baulasten bei einem Hauptbau 
nichts bekannt sei; kleinere Reparaturen seien aus der Kirchen- 
kasse bezahlt worden. Man wandte sich daher an die Landes- 
herrschaft, zumal diese im Besitz des Zehntens und des Patronats 
war. Allein eine Verpflichtung wollte dieselbe nicht anerkennen, 
wohl aber einen freiwilligen Beitrag von 600 Gulden gewähren; 
daneben bewilligte sie 1771 eine Kollekte. Die auf solche Weise 
aufgebrachten Mittel betrugen nur 1025 Gulden. Da also die 
zur Verfügung stehende Bausumme unzureichend war, verschob 
man den Bau wieder, bis der immer üblere Zustand der Kirche 
endlich hierzu zwang. Man beschloß nunmehr die fehlenden Gelder 
durch Aufnahme eines Kapitals beizubringen, und so ist schließ- 
lich 1782 ein Neubau zustande gekommen. 


G. Kirchen im Archidiakonat S. Petri und S. Alexandri zu 
Aschaffenburg. 


44. Aschaffenburg. 


Die Stadt Aschaffenburg lag im Vicedomamt Aschaffenburg 
des Kurstaates Mainz. Sie war in zwei Kirchspiele geteilt mit 
zwei Pfarrkirchen, der Kirche b. Mariae virginis und S. Agathae. 
Beide waren dem Stift S. Petri und S. Alexandri inkorporiert, 
die erste durch Urkunde vom Mai 1273 zur Besserung der Stifts- 
präbenden ?, die zweite der Kantorie des Stiftes durch Urkunde 

ı St.-A. Wiesbaden, XXV. 5 Gemeinschaft Wehrheim. Ort Wehr- 


heim No. 61. 
® Würdtwein, Dioec. Mog. I. 529. 
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vom 30. Juli 12791. Die Kircheneinkünfte sollten den betreffen- 
den Fonds zufließen, und an beiden Kirchen sollten geeignete 
Priester die Seelsorge ausüben, denen dafür ein hinreichendes Ein- 
kommen zum anständigen Leben, zur Ausübung der Gastlichkeit 
und zur Bestreitung der üblichen Abgaben an den Erzbischof und 
den Archidiakon ausgesetzt werden sollte. Zehntherr war das Stift. 

Was die Baulasten anbelangt, so dürften eingehende Nach- 
forschungen wohl ein reichlicheres Quellenmaterial zutage fördern, 
als ich ermitteln konnte. Mir sind folgende Nachrichten bekannt 
geworden: 

Das Stift baute nach dem Mainzer Pfarr- und Kirchenbuch 
das Pfarrhaus; die Kirchen wurden dagegen aus den gestiften 
bürgerlichen Mitteln, also vom Kirchenvermögen unterhalten ?. 

Als 1804 eine Reparatur der S. Agathenkirche erforderlich 
war, richtete man an den Rat von Aschaffenburg als Vertreter der 
Gemeinde das Ansinnen, die Kosten zu tragen. Dieser aber wei- 
gerte sich, weil bisher die Stadtkasse niemals dazu beigetragen, 
und weil die an anderen Orten etwa bestehenden 
Observanzen hierher nicht zu übertragen seien, ferner weil, 
wenndas Vermögen der Fabrik nicht ausreicht, 
die Last auf das Stift devolviert, und endlich weil die Angelegen- 
heit eine Sache sei, die zwischen Pfarrkirche und Stadt vıa juris 
erörtert werden müsse. Der dadurch veranlaßte Streit gelangte 
an die kurfürstliche Behörde und wurde vom Kurfürsten einer be- 
sonderen Kommission überwiesen. Ob eine Entscheidung erfolgte, 
ist mir nicht bekannt geworden °. 


45. Mühlheim. 
Mühlheim am Main gehörte zum kurmainzischen Vicedomamt 
Aschaffenburg, heute zum Großherzogtum Hessen. 
Das Kirchenpatronat besaß der Propst des Petersstifts in Mainz, 
der die Kirche mit ihrem Zubehör seinem Kapitel zur Aufbesse- 
! Würdtwein, Dioec. Mog. I. 532. 


®? Vgl. Amrhein, Kultusbaurecht, S. 48. 
®Kr.-A. Würzburg. Mainzer Regierungsarchiv, Lade 631, H. 2034. 
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rung der Präbenden schenkte. Erzbischof Siegfried bestätigte 
die Schenkung durch Urkunde vom 29. April 12401. Eine 
Filiale war die Kirche ın Bieber, die 1307 von der in Mühlheim 
getrennt und zur selbständigen Pfarrei erhoben wurde. In der 
hierüber ausgestellten Urkunde vom 11. Januar 1307? wurde aus- 
gemacht, daß die Gemeinde Bieber dem Pfarrer in Mühlheim zur 
Entschädigung für die ihm durch die Trennung verloren gehenden 
Einkünfte 4 Achtel Korn und dem Glöckner 1 Achtel Korn jähr- 
lich zahlen sollten. Die Gemeinde Bieber verpflichtete sich außer- 
dem, zum Bau des Daches und der Gebäude der bisherigen Mutter- 
kirche den sie treffenden Anteil, wie bisher, beizusteuern : Ce- 
ierum juvabit prefatlam malricem ecclesiam ad reedificalionem 
tecli et aliorum edificiorum ipsius ecclesie cum expensis eandem 
universitatem in Bybera conlingentibus proportionaliter, prout 
haclenus fieri est consuelum. 

Hieraus ist zu folgern, daß die Baulast mindestens teilweise 
auf der eingepfarrten Gemeinde ruhte, und darum hat sich das 
Petersstift, das den Zehnten bezog, später stets auf diese Urkunde 
gestützt, wenn es zur Unterhaltung des Kirchengebäudes und 
des Pfarrhauses herangezogen werden sollte. 

Als im 17. Jahrhundert letzteres baufällig geworden war, 
kaufte die Gemeinde, nicht das Stift, ein neues Pfarrhaus, und 
dieses gab dazu nur einen Beitrag von 120 Gulden, doch semel 
pro semper, worauf sich die Gemeinde vertragsmäßig einließ. Zu 
mehr verstand sich das Stift nicht. Wullen auch ferner weder 
zur Erhaltung der Kirche noch des Pfarrhauses das Geringste 
nicht beitragen, sondern soll solches von der Gemeinde allein 
getragen werden, worüber diese sich beschwert ’°. 

In völliger Uebereinstimmung hiermit bemerkt der Dechant des 
Petersstifs Thelemann 1744 in seinem Compendium rerum praecipua- 


ı Würdtwein, Dioec. Mog. I. 793. 794. 

®? Würdtwein, Dioec. Mog. I. 79. 

®Kr.-Archiv Würzburg. Mainzer Jurisdiktionalbuch No. 33, 
Bl. 414/416. 
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rum: De curia parrochiali. Communilatem loci ad reparalionem sive 
exstruclionem curiae parrochialis obligalam esse, ex hoc colligi 
potest, cum viz vesligium in prolocollis aut documenlis inveniri 
poluerit, vi cujus capilulum s. Petri obligari potest, und wei- 
ter: ad ezstruclionem chori sive reparalionem ecclesiae colle- 
giatam s. Petri in uno vel allero unguam concurrisse, viz vesli- 
gium in protocollis et actis capiluli inveni!. 

Als dann 1791 eine Erweiterung der Kirche notwendig ge- 
worden war, ist von einer Beteiligung des Stifts an den Baukosten 
überhaupt nicht die Rede, sondern die Kosten sollten in der Weise 
verteilt werden, daß ein Drittel der eingepfarrte Ort Diedesheim, 
ein Drittel die Kirchenkasse und ein Drittel die Gemeinde Mühl- 
heim zahlte. Wenn in dem Berichte des Amts Steinheim über 
den Bau bemerkt wird: die Erbauung der Kirch sowohl als deren 
Reparierung lieget nach dem in dem hohen Ertzstift hergebrach- 
ten Diöcesanrecht in Ansehung des Langhauses der Gemeinde, 
in Ansehung des Chors aber den Zehentherren, so das St. Peters- 
stift in Mainz, auf”, so werden darin wohl die Verhältnisse 
nach der Observanz des Erzstifts, aber nicht nach der örtlichen 
Observanz in Mühlheim dargestellt. 


46. Saılauf. 


Die Kirche in Sailauf im alten Vicedomamt Aschaffenburg 
wurde durch Urkunde vom 30. Juli 1279 der Scholasterie des 
Stifts in Aschaffenburg inkorporiert?. Zehntherr war die Scho- 
lasterie. Das Pfarrhaus baute 1676 der Scholaster *, und 1785 
wurde anerkannt, daß dieser auch den Chor baute, während die 
Kirche von der Kirchenfabrik instand gehalten wurde. 

In einem Bericht an die Mainzer Landesregierung wird ge- 

ı H. u. St.-A. Darmstadt, Stift S. Peter. 

?2H. u. St.-A. Darmstadt, V 6. A. Steinheim. 

® Guden, Cod,. diplom. I. 773. 

* Amrhein,. Kultusbaurecht, S. 67. 


°Kr.-A. Würzburg, Mainzer Vikariatsakten Lade 119 Fasc. 26 
Sailaufer Kirchenbau. 
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legentlich eines Kirchenbaus ausdrücklich bemerkt: Da der Chor- 
bau von dem Aschaffenburger Stift und das Langhaus aus der 
Fabrik herkömmlich bestritten wird, so dürfte wohl keine Bedenk- 
lichkeit desfalls vorwalten!. Daraus ergibt sich, daß die Bau- 
lasten nach der Mainzer Observanz geregelt sind. 


47. Seligenstadt. 


Seligenstadt, jetzt zum Großherzogtum Hessen gehörig, war 
früher kurmainzisch und gehörte zum Amte Steinheim. Das Pa- 
tronat besaß das Kloster Seligenstadt, dem dann die Kirche durch 
Urkunde vom 14. Mai 1255 vom Erzbischof Gerhard I. pleno jure 
cum omnibus suis perlinentüs et juribus universis .... in aug- 
mentum prebendarum suarum mit der Bedingung inkorporiert 
wurde, daß ständige Vikare die Seelsorge ausübten, denen ein aus- 
kömmlicher Unterhalt gewährt werden sollte. Alle darüber hinaus 
eingehenden Kircheneinkünfte sollten dem Kloster zufallen ?. Zehnt- 
herr war das Kloster. Die Inkorporation war eine incorporatio 
plena, denn durch mehrere päpstliche Privilegien, so vom 19. März 
1446 und 23. Dezember 1454, erhielt das Kloster das Recht, die 
Pfarrei durch Mönche, die jederzeit vom Abte absetzbar waren, 
geistlich versehen zu lassen. 

Die Baulast für das Pfarrhaus und die Kirche sollte nach dem 
Mainzer Pfarr- und Kirchenbuche von 1676 die Gemeinde haben’. 
1694 baute aber das Kloster das Pfarrhaus. Die Entwicklung 
der Baulasten war demnach eine abweichende, wovon die Ursachen 
hier nicht zu untersuchen sind. 


48. Steinheim. 


Steinheim im Großherzogtum Hessen war ehemals kurmainzisch 
und gehörte zum Amte Steinheim. Der Ort hatte sich in zwei 
Gremeinden gespalten, Ober- und Niedersteinheim. Die Mutter- 


!Kr-A. Würzburg. Mainzer Regierungsakten, L. 654 H. 2747. 

2? Würdtwein, Nova subsidia IV praef. XVII, vgl. Dioec. Mog. I. 764 
bis 766. 

® Vgl. Amrhein, Kultusbaurecht, S. 85. 
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kirche war in Niedersteinheim, während Obersteinheim nur eine 
Filialkirche besaß. Die Kirche wurde durch Urkunde vom 14. Juli 
1294 dem Kloster Seligenstadt, dem das Patronat bereits zustand, 
zur Verbesserung der sehr geringen Klostereinkünfte inkorporiert!. 
Dem Priester, der die Seelsorge ausübte, sollte zum standesgemäßen 
Unterhalt und zur Bestreitung der üblichen Abgaben ein aus- 
kömmliches Einkommen ausgesetzt werden. 

Im Jahre 1408 entstand zwischen der Gemeinde und dem 
Kloster Streit wegen der Verpflichtung zur Unterhaltung des 
Kirchendaches und der Beschaffung der für den Kirchendienst 
ım Chor erforderlichen Bücher. Der Streit wurde dahin entschie- 
den: ul communilates (d. h. Ober- und Niedersteinheim) prae- 
diclae respiciant parrochiali ecclesiae in Nydersteinheim et cum 
viderint, illam in Lectis et in libris defeclus sive decrementa...(!) 
so sollen sie es dem Abt und Convent mitteilen, qui quidem do- 
mini, abbas et conventlus, qui decimas et plures redditus sub 
districtu diciae ecclesiae percipiunt, jurta communilter recepla 
ad praefatarum communilalum .. . requisilionem .. juzla 
laudabilem servalam consueludinem diclam eccle- 
siam, quoliens necessilas ezigeril, in leclis suis (lurris leclo 
ezcepto) reformari et reparari procurent et faciant’?. 

Das Kloster hatte also als Zehntherr und Besitzer der übri- 
gen Kircheneinkünfte im Jahre 1408 das Kirchendach mit Aus- 
nahme des Daches des Kirchturms nach einer löblichen Gewohn- 
heit im Stande zu erhalten. 

In späterer Zeit sind dann die Baulasten genau nach der 
Mainzer Observanz verteilt. Denn 1681 heißt es in einem Aus- 
zug aus dem Jurisdiktionalbuch des Amtes Steinheim: Fur 6. 
die 3 Kirchen müssen sich selbsten in Dach und Fach erhalten 
ausser des Chors, dessen Reparir- und Unterhaltung reveren- 
dissimo domino praelalo collegiatae oblieget. Kirchenbau: muss 
die Kirche das Langhaus und Turm, das Chor aber das Kloster 


ı Weinckens, Novarchia Seligenstadensis S. 106. 
? H. u. St.-A. Darmstadt V. 6. Steinheim. 
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Seligenstadt machen und erhalten‘. Wenig später, im Jahre 
1685, hatte der kurmainzische Kellner die Kirche in Obersteinheim 
reparieren lassen und wollte die Kosten dem Kloster Seligenstadt 
aufbürden. Dagegen bat der Abt um Schutz bei der kurfürst- 
lichen Regierung in Mainz, nicht nur weil die Kirche in Nieder- 
steinheim die eigentliche Mutterkirche, sondern auch in Erwägung, 
daß der Decimalor vermög üblichen Herkommens ad chori 
ecclesiae malricis, die Commun oder Parrochiani aber ad insius- 
met navis reparalionem gehalten .. .?. Auch die Gemeinde er- 
kannte diesen Verteilungsmodus als richtig an. Denn als 1741 
eine Reparatur der Kirche (in Öberstemheim) notwendig war, 
wollte sie selbst das Langhaus bauen, verlangte aber, daß der 
Abt gleichzeitig den Chor baue, und schrieb darum, als dieser Be- 
denken trug, in einer Eingabe vom 14. Juni 1741 nach Mainz: 
Man hat sich aber diesseils mit weitläufigen allegationibus auf- 
zuhallen nicht nötig, weilen beklagler Herr Prälat dieser affir- 
malive mil seiner eigenen Eingeständnus, dass seine Herren 
‚Intecessores den Chor zu Niedersteinheim gebaut hätten, selb- 
sten beilritt, und die in hiesiger Gegenddes- 
falls vigirende Odbservanz, dass dieses Onus 
denen Decimaloribus incumbire, ganz nolo- 
rischist?. 

Dieser klaren Sachlage gegenüber hat das Kloster sich, wie 
es scheint, seiner Verpflichtung zum Chorbau entzogen, z. B. 1745, 
so daß in einem Bericht des Amtes von 1792 bemerkt werden 
mußte: dekanntlich hat Gemeinde seither den Chor und das 
Langhaus allein aus eigenen Mitteln erhalten‘. 

So sehen wir durch das Beispiel der inkorporierten Kirche in 
Steinheim, daß auch im Aschaffenburger Archidiakonat die Mainzer 
Observanz als die vollkommen übliche Rechtsgewohnheit für die 
Verteilung der Kirchenbaulasten bei inkorporierten Kirchen ein- 
geführt war. 


1 Ehenda. ?2 Ebenda. 3 Ebenda. * Ebenda. 
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Die Kollatur bei schlesischen Bethausgemeinden. 
Von 


Gerichtsassessor Dr. Burkh. v. Bonin in Berlin-Wilmersdorf. 


Bei zahlreichen evangelischen Kirchengemeinden Schlesiens — 
besonders der Gebirgsgegenden — ist ein rechtliches Verhältnis 
im Brauche, das, soviel ich sehe, in der juristischen Literatur 
bisher unbeachtet geblieben ist. Unter dem Namen „Kollatur‘ 
ist dieses Verhältnis zwar wohl jedem bekannt, der sich mit den 
Besonderheiten des evangelischen Kirchenrechtes Schlesiens prak- 
tisch beschäftigt hat, doch hat sich ihm wissenschaftlich noch 
kein Jurist und nur ein einziger Theologe — der evangelische 
Pfarrer Paul Stockmann in Kaltwasser!' — gewidmet. Seine in 
juristischer Beziehung zwar im einzelnen nicht immer zutreffenden, 
für die richtige Erkenntnis der Rechtslage und Rechtsgeschichte 
aber sehr dienlichen Arbeiten sind weiteren Kreisen, insbesondere 
gerade den Juristen, unbekannt geblieben, weil sie teils im Selbst- 
verlage, teils an Stellen veröffentlicht wurden, an denen ein Jurist 
kaum rechtliche Belehrung suchen wird. Es sei mir deshalb ge- 
stattet, an diesem Orte eine kurze Darstellung des genannten In- 
stitutes zu geben, obwohl ich mir bewußt bin, daß ich einem 

! Geschichte des Dorfes und des Kirchspiels Kauffung (gedruckt Dies- 
dorf 1892). — Urkunden betr. die schlesische Kollatur, ihre Zukunft und 
ihre Rechte (in Korrespondenzblatt des Vereins für Geschichte der evan- 
gelischen Kirche Schlesiens Bd. 9 S. 25—33. Liegnitz 1904). — Patronat 


bei Betbauskirchen (Görlitz 1904). — Die Verfassung der evangelischen 
Kirchengemeinde Kauffung (Kauffung 1907). 
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Kenner der Stockmannschen Arbeiten fast nur ergänzendes und 
seine wesentlichen Ergebnisse bestätigendes Material zu bringen 
vermag; den meisten Juristen jedoch — und selbst den Spezia- 
listen des Kirchenrechtes — dürfte alles neu sein. 

Es handelt sich um eine aus der friderizianischen Zeit stam- 
mende Einrichtung; deshalb ist ein kurzer Rückblick auf die da- 
maligen Zustände für das Verständnis notwendig. 

Bevor Friedrich der Große 1740/41 Schlesien ın Besitz nahm, 
waren die staatskirchenrechtlichen Verhältnisse der dortigen Evan- 
gelischen in den einzelnen Herzogtümern und Fürstentümern ver- 
schieden geregelt; in einigen wenigen war die evangelische Kirche 
rezipiert, in anderen toleriert und in wieder anderen sogar repro- 
biert. Dabei war auch die praktische Handhabung der Bestim- 
mungen verschieden, so daß mancher größere katholische Grundherr 
machen konnte, was er wollte. In zahlreichen Gegenden, besonders 
im Gebirge, waren den Evangelischen seit 1653/54 nicht nur die- 
jenigen Kirchen wieder abgenommen, deren Gemeinden sich ihnen 
durch die Reformation angeschlossen hatten, sondern auch die, 
welche sie sich selbst später erbaut hatten!. Trotzdem hielten 
sie zähe an ihrem Glauben fest; die innere Glaubensgemeinschaft 
hielt sie zusammen, und ihren Gottesdienst feierten sie in der 
Schule oder auch äußerstenfalls im Walde‘. Weanderprediger 
besuchten hin und wieder einzelne Gemeinden; andere wurden von 
den Hauslehrern evangelischer Gutsherren versorgt u. ä&.m. Recht- 
lich aber fehlte ihnen jede besondere Organisation; nur als poli- 
tische Gemeinden und als Parochien der zuständigen katholischen 
Pfarrei waren sie zusammengefaßt, wie sie auch dem katholischen 
Pfarrer die Stolgebühren für alle Handlungen entrichten mußten, 
die etwa ein evangelischer Geistlicher vornahm ?. 


! Nur ein verhältnismäßig kleiner Teil mußte ihnen infolge des Altran- 
‚städter Friedens 1706 zurückgegeben werden. 
2 Stockmann, Geschichte usf. 77. 
® Dies wurde durch das Edikt vom 17. Februar 1746 zunächst auf die 
alteinheimischen Evangelischen eingeschränkt und erst durch Edikt vom 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XXI. 3. 23 
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Das Erscheinen des evangelischen Preußenkönigs wurde infolge 
dieser Zustände mit Jubel begrüßt, erweckte es doch die berech- 
tigte Hoffnung, daß es den Evangelischen nunmehr im ganzen 
Lande gestattet sein werde, ihrem Gottesdienste ungestört nach- 
zugehen. Der König freilich verhielt sich äußerst zurückhaltend, 
da er den tatsächlich ausgeübten Besitzstand der Katholiken — 
mochte er auf wohlerworbenen Rechten oder auf räuberischen 
Taten beruhen — nicht im geringsten verletzen wollte. Infolge- 
dessen war an eine Rückerlangung der geraubten ehemals evan- 
gelischen Kirchen selbst dann nicht zu denken, wenn diese erst 
nach der Reformation von den Evangelischen erbaut worden waren. 
Das einzige, was ihnen zugestanden wurde, war die Erlaubnis, 
sich aus eigenen Mitteln neue Häuser für ihren Gottesdienst zu 
bauen ; doch durften sie diese — wohl um das exercitium publi- 
cum der katholischen Kirche nicht zu stören — im allgemeinen 
nicht als Kirchen, sondern nur als Bethäuser bezeichnen. 

Doch nicht einmal allgemein wurde ihnen jene Erlaubnis er- 
teilt; es bedurfte in jedem einzelnen Falle eines besonderen Imme- 
diatgesuches und einer Erlaubnis durch den König!. Wie Pilze 
schossen freilich solche Gesuche schon 1741 und 1742 nach oben, 
doch wurde jedes einzelne daraufhin geprüft, ob die Bittsteller 
auch in der Lage waren, ein Bethaussystem zu unterhalten?. Auch 
wurde die Genehmigung grundsätzlich verweigert, wenn sich eine 
Gemeinde vor der Eroberung Schlesiens zu einer evangelischen 
Kirche gehalten hatte, die nicht über eine halbe Meile entfernt 
war®. Im ganzen sind binnen 15 Jahren nicht weniger als 212 


11. Januar und 3. März 1758 aufgehoben, nachdem sich die Katholiken ın 
Schlesien auf die österreichische Seite gestellt hatten. 

! Durch den Erlaß vom 16. Juli 1742 (Lehmann, Preußen und die ka- 
tholische Kirche, Bd. 2, Leipzig 1887, S. 136) wurde dies den Oberamts- 
regierungen noch besonders eingeschärft. 

? Das erste Gesuch der Gemeinde Herrndorf bei Glogau wurde beispiels- 
weise abschlägig beschieden, desgl. die Gesuche von Neukemnitz (Kr. Hirsch- 
berg) und Fürstenau. Lehmann II 134. 160 f. 214 ff. 227. 265. 275 f. 281. 

8 Lehmann II 220. 
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Bethausgemeinden entstanden!, obwohl eine beträchtliche Zahl 
von Gemeinden abschlägig beschieden wurde®. 

Rechtlich traten in diesen Fällen als Errichter und dem- 
nächstige Eigentümer des Bethauses die betreffenden politischen 
Gemeinden auf. Sie stellten durch ihre ordnungsmäßigen Organe 
die Anträge nach oben, sie sammelten die erforderlichen Gelder 
und leisteten die notwendigen Dienste, denen sich auch etwa vor- 
handene Katholiken vielfach nicht entzogen. Denn zu jener Zeit 
kannte das schlesische Recht nur einen einzigen Gemeindebegriff, 
nämlich den der politischen Ortsgemeinde, wie demgemäß nur von 
der Gemeinde schlechthin die Rede war. Erst allmählich bildeten 
sich zunächst gewohnheitsrechtlich, ohne daß sich feste Zeitpunkte 
für die Entstehung angeben ließen, die besonderen Kirchen- und 
Schulgemeinden aus tatsächlichen Interessentengemeinschaften in 
rechtliche Sonderverbände um’. 

Die Leitung des Bethauses lag demgemäß in denselben Hän- 
den, wie die der übrigen Gemeindeangelegenheiten, also in den 
Städten beim Magistrate, auf dem Lande beim Grundherrn als 
dem Inhaber des ius herile, der örtlichen Gerichtsbarkeit und Ver- 
waltung“. Dieser hatte den Bau zu leiten, seine Instandhaltung 
zu überwachen u. ä m., ohne Rücksicht darauf, welcher Konfes- 
sion er selber angehörte, oder ob er selbst irgend etwas für das 
Bethaussystem getan hatte”. Zu seiner Verfügung standen dabei 


ı Stockmann, Patronat usf. 5. — Weigelt in der Zeitschrift des Vereins 
für Geschichte und Altertum Schlesiens, Bd. 23, S. 99f£. 111 ff. 

2 Vgl. auch den Bremserlaß v. 8. September 1742 bei Lehmann II 179. 

3 Nach 1773 erfolgte der Ankauf des Küsterschulhauses in Kauffung 
durch „die hiesigen sämmtlichen hochfreiherrlichen und hochadeligen Grund- 
und Lehnsherrschaften und derselben untergebene Gemeinden“ (Stockmann, 
Verfassung usw. 2); selbst damals fehlte also noch der Rechtsbegriff so- 
wohl einer Kirchen-, als auch einer Schulgemeinde. 

* Hierzu vgl. Stylo, Provinzialrecht von Niederschlesien (Breslau 1830) 
155. 159. 184. 227. 246. 528. 532. 

5 So wurde die katholische Frau v. Beuchelt auf Lest-Kauffung von 
der Teilnahme an der Kollatur nirgends ausgeschlossen, wiewohl sie auch 
keine Beiträge für das Bethaus zahlte; vgl. Stockmann, Verfassung usf. 21. 


23* 


354 Abhandlungen. 


auch die Gemeindebeamten einschließlich des Ortsschulzen!. Na- 
turgemäß wurde auch bei der Berufung des Predigers seine Mit- 
wirkung erfordert. War das kirchliche System geordnet, auch das 
Bethaus errichtet, so erging nötigenfalls? auch an ihn ein Spezial- 
befehl, er solle die Besetzung der Stelle in die Wege leiten; und 
zwar sollte er, an den sich die Bewerber um die Stelle zu wenden 
hatten, die Zulassungsfähigkeit der Bewerber prüfen und sie dem- 
nächst der Gemeinde präsentieren?. Diese wählte meist drei von 
ihnen aus, von denen er wiederum einen dem Feldkriegskommis- 
sariat, demnächst der zuständigen Kriegs- und Domänenkammer* 
und schließlich seit 1742, als das Kirchenwesen in Schlesien ge- 
ordnet war, dem zuständigen Konsistorium präsentierte. Im ein-. 
zelnen finden sich hierbei jedoch manche Schwankungen. 

Dieser letzterwähnte Teil ihrer Funktionen brachte es mit 
sich, daß dıe Grundherren in ihrem Verhältnisse zu den Bethaus- 
verbänden unter Anlehnung an einen Sprachgebrauch in der be- 
nachbarten Oberlausitz als Kollatoren bezeichnet wurden? — 
und zwar ın bewußter Unterscheidung von den Patronen der 
bereits bestehenden Kirchen®. Nur in ganz vereinzelten Fällen 
ließ sich Friedrich der Große bewegen, bei Bethauskirchen ein 
Patronat zu verleihen; der einzige aus der Literatur ersichtliche 
Fall ist die ausdrückliche Verleihung des Patronatsrechtes an den 
Grafen Reichenbach auf Goschütz’. Als Regel behielt er die 


! Vgl. die Angaben bei Stockmann, Verfassung 2 ff. 

? Sofern nicht, wie in Kupferberg, schon vorher eine Wahl getroffen 
war; vgl. Lehmann II 38f. 

® Neuerdings hat sich im allgemeinen (vgl. die Angaben bei Nietsch- 
mann, Schlesischer Pfarralamanach) die irrige Ansicht herausgebildet, der 
Kollator müsse 6 Bewerber präsentieren; in Wahrbeit fehlt meist jede Vor- 
schrift über ihre Zahl: alle fähigen Bewerber mußten präsentiert werden. 

* Lehmann II 55 f. 

5 Infolgedessen meinte der Evangelische Oberkirchenrat im Erlasse v. 
19. Dezember 1850 irrtümlich, ihr Recht sei streng auf die Vokation der 
Geistlichen beschränkt (Aktenstücke des EO. I 34). 

6 Vgl. z. B. bei Lehmann II 541f. Weigelt a. a. O. 101 (Fall m 
Reichenau). 

” Weigelt a. a. O. 140f. Nietschmann, Pfarralamanach 46. 
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Verwaltung des kirchliehen Gemeinderegimentes durch die welt- 
liche Obrigkeit bei. 

Wenn nun demnächst eine Predigerstelle erneut zu besetzen 
war, so wurde entweder ohne weiteres derselbe Modus wieder an- 
gewandt, der bei der erstmaligen Besetzung stattgefunden hatte, 
oder es wurde auch in manchen Gemeinden, die bei der ersten 
Besetzung selbständig verfahren waren, der Brauch der Nachbar- 
orte übernommen; die Gutsherrschaft nahm die Besetzung ohne 
einen analogen früheren Vorgang in der Gemeinde vor. So bil- 
dete sich der Brauch, der gewohnheitsmäßig noch jetzt bei zahl- 
reichen evangelischen Kirchengemeinden besteht. 

Einfacher gestalteten sich übrigens die Berufungen der Kan- 
toren und Lehrer, da Friedrich der Große eine Mitwirkung der 
Gemeinde hierbei nicht forderte; sie wurden allein von den Guts- 
herrschaften als Kollatoren der Kirche und Schule. berufen!. 

Dabei machte es keinen wesentlichen Unterschied, ob das 
Bethaus von einer einzigen Gemeinde oder gemeinsam von meh- 
reren Nachbargemeinden errichtet war, oder auch, ob die Grund- 
herrlichkeit innerhalb der Gemeinde auf mehrere Herrschaften 
verteilt war. Denn in diesen Fällen traten nur an die Stelle des 
einen Grundherrn mehrere Grundherren, nämlich diejenigen aller 
in Betracht kommenden Gemeinden bezw. Gemeindeteile. 

Vielleicht kann es wundernehmen, wenn schon verhältnismäßig 
bald diese Mitwirkung der Grundherren bei der kirchlichen Ge- 
meindeverwaltung in einigen Fällen mit dem Patronate zusammen- 
geworfen wurde. Freilich noch 1776 erkannte die Oberamtsregierung 
in Breslau — unter demnächstiger Billigung durch das Obertribunal 
als Revisionsinstanz — im Rechtsstreite der Stadt Priebus gegen 
den Fürsten Lobkowitz, daß bei den evangelischen Bethäusern 
bezw. neuerrichteten Kirchen den Grundherrschaften keineswegs 
das ius patronatus iure fundi zustehe ; aber diese Erkenntnis 
hielt nicht vor. Hat diese Kollatur doch mit dem Patronate eine 


ı Vgl. den typischen Fall bei Stockmann, Verfassung 4. 
? Stylo a. a. O. 537; nach ihm Stockmann, Urkunden usf. 29. 
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gewisse äußere Aehnlichkeit, und war doch der sofort erkennbare 
Unterschied zwischen den Bethausgemeinden und den anderen 
evangelischen Kirchengemeinden aufgehoben, als durch die Ka- 
binetsorder vom 19. Juni 1764 auch die Bethäuser die Bezeichnung 
„Kirchen“ erhielten und damit auch äußerlich das exercitium pu- 
blicum als solches anerkannt wurde. Wir sehen die Kollatoren in 
allen Funktionen der Patrone — nur daß sie als solche keine 
besonderen Baulasten zu tragen brauchen. 

Das will aber nicht besagen, daß sie zu Bauten nicht ge- 
sondert herangezogen seien; denn nach schlesischem Brauche 
wurden regelmäßig alle derartigen Gemeindelasten in festen Ver- 
hältnissätzen zwischen den „Gemeinden“ und den „Dominien‘“ 
derart verteilt, daß der auf das Dominium entfallende Teil allein 
vom Grundherrn bezahlt wurde, aber für alle Personen, die zum 
Dominialhofe gehörten, den Beitrag abholt. In dieser gewisser- 
maßen dinglich radizierten Form wurden ebenso, wie die anderen 
gemeinen Lasten, auch die kirchlichen Lasten verteilt, mochten 
sie zu Bauzwecken oder zur Besoldung des Geistlichen oder wozu 
immer dienen!. Nur in der Zeit, bevor die Bethäuser zu Kirchen 
erhoben waren, als die Beiträge noch einen freiwilligen Charakter 
trugen, war ein dinglicher Charakter für sie nicht gegeben®. So 
erklärt es sich, daß noch 1844 in Kauffung sowohl zu den evan- 
gelischen, wie zu den katholischen Kirchenbauten die politischen 
Gemeinden ?/s, die Dominien !/; der Kosten beitrugen®?, und bis 
1865 hatten auch die Katholiken dem evangelischen Geistlichen 
Deputatgetreide zu liefern“. Erst 1868 wurde die konfessionelle 
Trennung hinsichtlich der Gemeinden durchgeführt”. — Aber 
qua Kollatoren trugen die Grundherren keine besonderen Lasten 
für das Bethaus, wie sie sich sogar bei jener Art der Verteilung 
in Kauffung besser standen, als bei jeder anderen. 

! Stockmann, Patronat 7f. Verfassung 10. 25£. 

?2 Vgl. die Angaben bei Stockmann, Verfassung 21f. 26 f. 

3 Stockmann, Geschichte 85. Verfassung 10. 


* Stockmann, Verfassung 30 f. * ebd. 31. 
5 ebd. 28 f. 33 f. 
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Sie überwachten ferner die Verwaltung der Kirchenkasse und 
ließen sich alljährlich Rechnung legen; sie stellten auch die Schuld- 
scheine des Bethauses aus!. Sie regelten die Verteilung der 
Kirchensitze und leisteten für die eigene, abseits gelegene Loge 
nur eine einmalige Zahlung — oder auch garnichts?. Kurz, sie 
verwalteten in der ältesten Zeit das Kirchenvermögen unbeschränkt. 

Dafür aber, daß die Kollatoren all diese Funktionen nicht 
kraft eigenen privaten bezw. speziell kirchlichen Rechtes, 
sondern ausschließlich in ihrer Eigenschaft als weltliche Obrigkeit 
ebensowohl recht- wie pflichtgemäß ausübten, 
finden sich überall Beweise in Hülle und Fülle; man kann deshalb 
sogar des argumenti e contrario entraten, daß — wenigstens im 
gedruckten Materiale — nicht ein einziger Fall aufzuweisen ist, 
in dem ein Kollaturrecht jemandem verliehen wäre. 

An Stellen, die bereits Stockmann gefunden hat?, seien er- 
wähnt: 

1. Die Vorschrift im Erlasse des Generalfeldkriegskommis- 
sarlats vom 26. Juni 1741, die neuen evangelischen Prediger soll- 
ten „bei allen das Religions-Exereitium concernirenden Vorfallen- 
heiten die Herrschaften und Gerichts-Obrigkei- 
ten nicht vorbeigehen‘. 

2. Die sehr bezeichnende Resolution vom 5. Juli 1741 an 3 
evangelische Bethausprediger, sie täten nicht wohl, „daß sie ohne 
Zuziehung der Orte besonders evangelischer Herr- 
schaften den von Sr. Königlichen Majestät erlaubten evan- 
gelischen Gottesdienst blos mit Zuziehung gemeiner Bürger und 
Bauerleute regulieret, auch eigenmächtiger Weise sogenannte 
Glöckner, Kirchen- und Schulbediente angesetzet, welche nach 
schlesischer Verfassung und Recht nicht allen von den Pa- 
tronis, sondern auch gar nur von den Orts-Obrig- 


1 Stockmann, Verfassung 1f. 

2 A. a. 0. 2. 22. Geschichte 80. 

® Urkunden usf. per totum. Patronat 6f. — Vgl. auch Korns Edikten- 
sammlung I 1, 81. 90. V 260 fl. 
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keiten abhangen und eingesegnet und als laicı consideriret wer- 
den müssen“. Beschwerden seien nicht durch die Prediger, sondern 
dureh die Ortsherrschaften zu entscheiden, da in 
Schlesien die Geistlichen dem foro saeculari unterworfen 
seien. | 

3. In der Visitationsordnung vom 22. Februar 1748 wurde 
in Abschnitt 8 bestimmt, der Inspektor solle in Gegenwart 
des Collatoris oder Grundherrschaft oder Ge- 
richte des Ortes das Inventar aufsetzen usf.; in Abschnitt 9 
aber heißt es gar, er solle die Kirchenrechnungen ‚in Gegen- 
wart des Patroni oder bei Bethäusern der 
Grundherrschaft — — wie auch das Pastoris und der 
Gerichte von den Gemeinen vornehmen und durchgehen“. Eine 
ähnliche Wendung wie in Abschnitt 8 wurde auch in Abschnitt 11 
gebraucht. | 

4. Bei der Abnahme der Bethaus- bezw. Kirchenrechnungen 
bezeichneten sich die Kollatoren von Kauffung (Diöz. Schönau) 
zunächst stets als „die Lehnsherrschaften‘“, später — seit 1780 — 
als „Grundherrschaften“ ; amtliche Schreiben gingen an die „Do- 
minia“ zu Kauffung''. 

Neues Material möchte ieh noch aus dem für diese Angele- 
genheit wichtigsten neueren Quellenwerke, dem 2. Bande von 
Max Lehmann, Preußen und die katholische Kirche (Leipzig 1881) 
hinzufügen. _ 

Dort heißt es (S. 55f.) im Erlasse an die Kriegs- und Do- 
mänenkammer zu Glogau vom 13. Januar 1742, es sollen „die 
evangelischen Obrigkeiten und Gemeinden hingegen, 
welche ein öffentliches Exercitium ihrer Religion verlangen, dahin 
angewiesen werden, daß sie sowohl vor den Ort des Gottesdienstes, 
als auch vor den Unterhalt ihrer Geistlichen selbst Sorge tragen 
müssen“. 

Nicht minder deutlich heißt es im Schreiben Podewils’ an 
Cocceji vom 6. Februar 1742 (S. 65 f.): „Pour ce qui regarde 


1 Verfassung 1. 3. Sf. 
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les permissions, qu’on demande en Sılesie pour les &tablissements 
des ministres protestants et des eglises ou endroits publics pour 
le service divin de cette religion, le roi a mis pour base et fon- 
dement que le tout ne doit s’accorder que salvo statu religionis 
catholicae et salvis iuribus stolae parochi loci: c’est le principe 
regulatif. Ainsi sans öter les &glises aux Catholiques — — — 
les communautes de ces lieux sont obligees de se 
charger de la depense du bätiment et de l’entretien du ministre. 
Iusqu’ici la plupart du temps ce ne sont pas les seigneurs ou 
patrons, qui ont tant demande ces permissions ou privileges, mais 
les communautes möämes,, dont les seigneurs (ä 
Yinsu desquels ils l’ont fait) se sont plaints souvent: non qu’ils 
nen demandent pas — — — mais ils ne veulent pas, 
queles communautes Ssarrogent des droits sei- 
gneuriaux, quils pretendent leur appartenir“*. Die Gutsherren 
betrachteten es also als eine Verletzung ihrer Herrenrechte, wenn 
sich Gemeinden ohne ihre Vermittelung an den König wandten; 
und diese Ansicht fand oben keine Mißbilligung. 

In dem gesamten recht reichen Materiale, das sich bei Leh- 
mann findet, ist auch nicht ein einziger Fall vorhanden, in dem. 
einBRecht gegenüber der Gemeinde, insbesondere ein 
Patronat od. ä. einer Grundherrschaft verliehen worden wäre. 
Der König hatte stets nur mit den politischen Verbänden zu tun; 
deren Behörden waren es, welche die Regelung der gesamten An- 
gelegenheit in den Händen hatten und über die Stein-Harden- 
bergsche Gesetzgebung hinaus bis zur Kreisordnung regelmäßig 
behalten haben, um sie alsdann auf dem Lande an die Ritter- 
gutsbesitzer als Privatleute abzugeben; in den Städten wird aber 
noch jetzt vielfach das Gerippe des alten Kirchenregimentes als 
Kollatur ausgeübt. Im einzelnen hat sieh natürlich vieles im 
Laufe der mehr als anderthalb Jahrhunderte aus örtlichen Gründen 
geändert. 

So wurde beispielsweise der „evangelischen Bürgerschaft der 
Stadt Kupferberg nebst denen 14 anliegenden Dörfern“ am 3. De- 
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zember 1741 der Bau einer evangelischen Kirche und Schule ge- 
stattet, auch die bereits vorgenommene Berufung eines Predigers 
bestätigt, und trotzdem hat jetzt Graf Stolberg-Werigerode auf 
Jannowitz die Besetzung in Händen!. — In Leuthen (Bez. Bres- 
lau) wurde die Bethausangelegenheit zuerst dadurch verzögert, 
daß die Grundherrschaft ihre Zustimmung nicht erteilte, obwohl 
ein Beitrag von ihr nicht begehrt wurde; daraufhin erteilte der 
König am 27. September 1742 dem Schulzen, dem Gerichte und 
der Gemeinde die Genehmigung für Bethaus und Prediger, und 
dennoch übt jetzt der dortige Rittergutsbesitzer ein Patronat mit 
unbeschränktem Besetzungsrecht aus”. — Am gleichen Tage 
wurde den Evangelischen in Dyhernfurth und den umliegenden 
Gemeinden ihre Bitte, ein Bethaus aufbauen und einen evangeli- 
schen Geistlichen dabei halten zu dürfen, gewährt, ohne daß von 
einer Mitwirkung des Gutsherrn die Rede war, und doch wird 
dieser jetzt als ihr Kollator genannt®. — Daß Graf Hochberg 
auf Fürstenstein am 12. Dezember 1741 die Vorstellungen seiner 
„ Unterthanen“ an Allerhöchster Stelle vortrug, hat den Grund da- 
für abgegeben, daß noch jetzt in den Kirchengemeinden Friedland, 
Gottesberg, Niedersalzbrunn, Waldenburg und Wüstegiersdorf die 
wichtigste Tätigkeit bei der Besetzung der Pfarrstellen in den ’ 
Händen des Fürsten Pleß liegt, während sie bei dem inzwischen 
parzellierten Wüstewaltersdorf auf den dortigen Restgutsbesitzer 
übergegangen ist*. 

Auch das Patronat über die Kirchengemeinde Schönau (Kreis 
Glogau) scheint keine andere Rechtsgrundlage zu haben. — 
Ebenso wurde nur eine Erlaubnis, „d’avoir un ministre protestant 
et de faire l’exercice de religion chez eux* an die politischen 
Gemeinden Alt- und Neustrunz, Salisch, Merschdorff, Wald, Berg- 

! Lehmann Il 38-41. Nietschmann, Schlesischer Pfarralmanach (Bres- 
lau 1907) 217; vgl. auch Weigelt a. a. O. 124 f. 

®? Lehmann Il 186f. Nietschmann 63. 

® Lehmann II 188f. Nietschmann 109. 


* Lehmann II 42ff. Nietschmann 105 ff. 108. 
5 Lehmann II 44. 52. Nietschmann 129. 
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vorwerk und Tscheplau erteilt, die jetzt als Kirchengemeinden 
Altstrunz und Tscheplau unter einer Kollatur bezw. gar einem 
Patronate stehen. — Der Kirchengemeinde Reichenbach (Schl.) 
ist es dagegen, obwohl sie damals nicht anders als die übrigen 
behandelt wurde, gelungen, freie Gemeindewahl zu erreichen?. — 
Die Erlaubnis an den Herrn v. Axleben auf Oberthomaswaldau, 
„daß er vor die auf gedachtem seinem Gut befindliche evangelische 
Gemeinde unter Approbation des Contistorii einen evangelischen 
Prediger vociren und durch selbigen den Gottesdienst frei ver- 
richten lassen möge“, könnte, wenn sie nicht nur der Form, son- 
dern auch dem Inhalte nach allein stände, allerdings wohl als 
Verleihung eines privaten Berufungsrechtes verstanden werden; 
im Zusammenhalte mit den anderen gleichzeitigen Vorgängen 
sowie mit der oben zitierten Stelle aus dem Erlasse vom 13. Ja- 
nuar 1742, der gerade anläßlich dieses Falles erging, sowie an- 
scheinend auch nach dem von Axleben eingereichten Gesuche 
dürfte diese Formulierung des Allerhöchsten Willens die Ausübung 
der Kollatur seitens der Besitzer von Oberthomaswaldau, Nieder- 
thomaswaldau und Wolfshagen nicht anders begründen, als an 
anderen Orten‘, 

Als die Gemeinde Kottwitz (Kr. Sagan) um Konzedierung 
eines evangelischen Predigers für sich, Peterswaldau, Reichenbach 
und Neuwaldau bat, ließ das Oberkonsistorium in Glogau unter- 
suchen, ob „die Umstände derer Gemeinen so beschaffen wären, 
daß man ihnen in ihrem Gesuch gratifizieren könnte“. „Was nun 
erstlich den Consens derer Herrschaften anlangt“, so wurde fest- 
gestellt, daß sie katholisch waren und Schwierigkeiten machten, 
weil „die Leute extraordinaire arme wären“ u. ä m. Trotzdem 
erbot sich allerdings der Besitzer von Kottwitz, Baron Haslingen, 
eine Scheune zum Bethause zu schenken, und dies wird der Grund 
sein, daß in dieser Kirchengemeinde wohl zunächst die Kollatur 


ı Lehmann II 47. Nietschmann 125. 130. 
®2 Lehmann II 47. Nietschmann 82. 
3 Lehmann II 52£. 55. Nietschmann 118. 
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und jetzt ein Patronat nur von dem Besitzer von Kottwitz, nicht 
auch von denen der anderen eingepfarrten Güter ausgeübt wird!. 

Daß dem Könige die Gemeindetätigkeit die Hauptsache war 
und die Herrschaften nach seinem Gedanken nur qua Leiter der 
Gemeinde mitwirken sollten, zeigt die Wendung, die im Befehle 
an den Generalmajor v. d. Gröben vom 14. September 1742 ge- 
braucht wird, der König sei geneigt, den Gemeinden zu Adelsbach 
und Liebersdorf die Freiheit zu erteilen, „sich einen evangelischen 
Prediger wählen zu dürfen“ ?. 

In Schosdorf hob die Gemeinde in ihrem Gesuche hervor, daß 
eine ihrer Herrschaften gegen den Bethausbau nichts einzuwenden 
habe, während das Bedenken der anderen hinfällig sei, und erhielt 
daraufhin die Konzession ; obwohl nun hier von der Verleihung 
eines Rechtes oder auch von der Erteilung eines Befehles an die 
Grundherren nirgends die Rede war, schlugen diese der Gemeinde 
drei Prediger vor, und noch heute wird von den dortigen Ritter- 
gutsbesitzern die Kollatur — eigenartigerweise mit anderem Wahl- 
modus — ausgeübt. 

Als sich die Gemeinden Tillendorf, Dobrau u. a. wegen eines 
Bethauses und eines Predigers an den König wandten, wurde ihnen 
am 14. Dez. 1742 ihre Bitte gewährt; zugleich ward Cocceji be- 
fohlen, er solle „das Nöthige solcherhalb besorgen, auch wegen des 
dahin zu sendenden Predigers oder Geistlichen alles mit dem Con- 
sistorial-Rath und Propst Süßmilch concertiren, als welchem Ich 
befohlen, vor gute Subjeeta zu sorgen“. Obwohl hiernach der 
König selbst für die erste Besetzung der Stelle sorgte, liegt sie 
jetzt in den Händen des Magistrates von Bunzlau und zweier 
Gutsbesitzer‘. | 

Aehnlich liegen die Verhältnisse — wenn auch, wie wir aus 
dem Mitgeteilten bereits sehen, mit vielen unwesentlichen Ab- 


! Lehmann II 134 ff. 140. Nietschmann 212. 

? Lehmann II 182f. 

® Lehmann II 200f. Nietschmann 190. Weigelt a. a. O. 128. 
* Lehmann II 226f. Nietschmann 121. 
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weichungen im einzelnen — in allen Bethausgemeinden, über die 
sich etwas aus der Literatur ermitteln läßt; ich nenne die Kirchen- 
gemeinden Lichtenwaldau, Tschirnau, Kottwitz, Lättnitz, Niebusch, 
Weichau, Giersdorf, Görisseifen, Seifersdorf, Metschkau !. 

Ferner sei darauf hingewiesen, daß der König im Januar 1741 
durch den Alten Dessauer 12 evangelische Geistliche ohne jede 
rechtliche Mitwirkung örtlicher Instanzen bestellen ließ?, daß aber 
trotzdem jetzt unter den damals versorgten Gemeinden die Stellen- 
besetzung in Beuthen a. O. vom Fürsten Carolath, in Primkenau 
vom Herzog zu Schleswig-Holstein, in Quaritz vom Freiherrn 
von Tschammer und Quaritz, ın Mallmitz vom Grafen Dohna und 
in den Städten Grünberg, Neustädtel und Sprottau von Magistrat 
und Bürgerschaft gehandhabt wird?. Entsprechend verhält es 
sich auch mit Bunzlau, Schlawa, Polkwitz, Löwenberg, Jakobs- 
kirch und Hertwigswaldau *;, während sich in Neusalz ein fiskali- 
sches Patronat entwickelt und nur Guhrau die freie Gemeindewahl 
erlangt hat°. 

Beachtlich ist als Ausnahmefall, daß nach Weigelts Angabe 
Graf Hochberg am 28. Dezember 1741 die Erlaubnis vom Könige 
erhielt, „bei den ihm untertänigen lutherischen Gemeinden so viele 
Prediger und Schulhalter anzunehmen, als der Notdurft nach zu 
sein erachtet würde“°. Unverkennbar war das eine auf persön- 
lichem Vertrauen beruhende Ermächtigung eines einzelnen Mannes, 
nicht aber die Verleihung eines erblichen und gewissermaßen un- 
beschränkten Patronats- und Gemeindebildungsrechtes. 

Die rechtliche Würdigung der tatsächlichen Zustände, die sich 
aus diesen Vorgängen bildeten, hat in der späteren Zeit vielfach 
geschwankt, so daß sich manche Widersprüche geschichtlich er- 
gaben. Vor allem sei auf das Urteil des Öbertribunals vom 

ı Lehmann II 237. Nietschmann 51f. 96. 117. 120. 124f. 147. 185 f. 
212. Weigelt 112. 114f. 118. 121f. 129. 135. 

2 Lehmann II 691. 

8 Weigelt 77. Nietschmann 122. 124. 129. 145. 220. 222. 


* Weigelt 78. Nietschmann 116f. 127 ff. 165. 187. 
5 Nietschmann 49. 1231. 6 Weigelt 133. 
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30. Juli 1838 hingewiesen, das im 3. Bande des Schlesischen 
Archivs für die praktische Rechtswissenschaft (Breslau 1840) 
S. 522 ff. mitgeteilt ist, und das Stockmann! hochverdienstlich 
wieder ausgegraben hat. Die in ihm auszugsweise mitgeteilte 
amtliche Auskunft der Regierung in Liegnitz vom 9. Juli 1835 
ist m. W. das Beste, was bisher über die Natur der Bethaus- 
kollaturen gedruckt ist. Die Auskunft ging dahin, 
„daß die meisten dieser sogenannten Bethaussysteme keinen 
Patron haben, sondern auf Gemeindeverfassung beruhen; daß 
zwar bei der Wahl des Predigers, bei der Aufsicht über das 
Kirchenvermögen häufig für die Gerichtsherrschaften besondere 
Rechte hervorgebracht seien, daß diese aber in der früheren 
Superiorität der Herrschaften über ihre Einsassen vor den 
Gesetzen aus den Jahren 1807 bis 1810 ihren Grund haben 
mögen, und daß dieselben öfters in späterer Zeit in das reine 
Patronatsverhältnis mit allen Rechten und Pflichten übergegangen 
seien, wie dies namentlich bei der evangelischen Kirche in Neu- 
salz, bei welcher für den Fiskus ein volles Patronat entstanden, 
der Fall sei. Hiernach ist also als Regel die Gemeindeverfassung 
anzunehmen“. 

Diese Auskunft übertrifft auch die vereinzelten literarischen 
Aeußerungen, die sich um jene Zeit finden. Sowohl Pachaly?, 
als auch das älterer Zeit entstammende, aber erst damals veröffent- 
lichte Werk Stylos® bleiben hinsichtlich der Kollatur ganz ober- 
flächlich. In dem amtlichen Wentzelschen Entwurfe eines Pro- 
vinzialrechtes des Herzogtums Schlesien und der Grafschaft Glatz 
(Breslau 1839) einschließlich seiner beigegebenen Motive ist sie 
überhaupt nicht erwähnt. Da es nach Lage der Dinge ausgeschlos- 
sen ist, daß Wentzel das Institut nicht gekannt hätte, so ergibt 
sich aus seinem Schweigen, daß er es entweder — entsprechend 
obiger Regierungsauskunft — für bereits erloschen erachtete, oder 


! Urkunden 30 ff. 
° Schlesisches Provinzialrecht (Breslau 1831) S. 67. 
3 Provinzialrecht von Niederschlesien (Breslau 1830) S. 537. 
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aber es als eine verwaltungsrechtliche Sonderbildung ansah, nicht 
als ein patronatsartiges Institut ', geschweige denn als privat- 
rechtlich. 

Da es sich bei dieser Kollatur um eine speziell schlesische 
Einrichtung handelte, blieb sie im Allgemeinen Landrechte un- 
erwähnt. Mit seinen Vorschriften über die Verwaltung des kirch- 
lichen Vermögens, über die Besetzung der Pfarrstellen usf. ging 
es zunächst spurlos an ihr vorüber. Später ist der unselige 
8 579 II 11, der die Vermutung für die subjektive Dinglichkeit 
des Patronates ausspricht und anscheinend in der Mark Branden- 
burg erst das allgemeine Dinglichwerden des Patronates verursacht 
hat, auch für die Erhaltung der Kollatur bedeutungsvoll geworden, 
indem er ihr in der herrschenden Auffassung einen subjektiv- 
dinglichen, privatrechtlichen Charakter gab?. Er hinderte aber 
nicht, daß sich im übrigen die Kollaturverhältnisse in den ein- 
zelnen Gemeinden verschieden gestalteten, wie auch die amtliche 
Auffassung von ihr zeitlich schwankte?. Ja, dadurch, daß das 
Allgemeine Landrecht eine Mitwirkung der weltlichen Obrigkeit 
bei der Besetzung von Pfarrstellen nur in dem wenig beachteten 
8 372 IL 11 erwähnte, hat es wohl wesentlich dazu beigetragen, 
daß die Kollatur oft irrig als eine Art des Patronates aufgefaßt 
wurde, bis sie sich an manchen Orten wirklich zum Patronate 


umgestaltete *. 
Obwohl nun alle ihre rechtlichen Grundlagen — worin man 
sie auch immer finden mag — im Laufe des 19. Jahrhunderts 


beseitigt sind, hat sie selbst im Leben alle Stürme überdauert und 
nur die eine wesentliche Veränderung in rechtlicher Hinsicht durch- 
gehends erfahren: daß sie auf dem Lande nicht mehr von der 
weltlichen Obrigkeit, dem Gutsvorsteher, sondern vom Grundstücks- 
eigentümer ausgeübt wird. In der Regel wird sie nach den An- 

ı Vgl. 1 82. 

2 Vgl. über das parzellierte Mittelkauffung 1855/56: Stockmann, Ver- 
fassung 10f. demnächst S. 12f. 


8 Stockmann a. a. O0. 5ft. 
*A. a. 0. 6f. 15f. 36 ff. Patronat Sf. 13 ff. 
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gaben des Pfarralmanachs so gehandhabt, als hätten die Reform- 
gesetze von 1807 bis 1810 und die Aufhebung der gutsherrlichen 
Gewalt und der Patrimonialgerichtsbarkeit durch die Kreisordnung 
keine Bedeutung für sie!. Selbst die Einführung von Gemeinde- 
ordnungen gemäß dem Allerhöchsten Erlasse vom 29. Juni 1850 
hatte ihrer Fortdauer nicht zu schaden vermocht, obwohl dieser 
Erlaß nach seinen Motiven auch die Kollaturen beseitigen wollte 
da sie „auf einer unstatthaften Vermischung des kirchlichen und 
politischen Organismus beruhen“?. Ihre Ausübung durch eine 
Stadtverwaltung ist ferner in $32 Ziff. 1 Abs. 2 KG.- u. SynO. 
beseitigt, da „besondere Rechtstitel“* für sie nicht vorliegen. Durch 
den Erlaß des evangelischen Oberkirchenrates vom 18. Dezember 
1873 ıst den Kollatoren bei der Einführung der Kirchengemeinde- 
und Synodalordnung, sofern ihnen eine kirchliche Baulast durch 
irgendwelche Umstände auferlegt ist, unter Aufgabe des im Er- 
lasse vom 19. Dezember 1850 eingenommenen Standpunktes ? Sitz 
und Stimme im Gremeindekirchenrate eingeräumt worden — gleich 
den Patronen. Nicht zum Ausdrucke gelangt ist dabei, ob die 
oben erwähnte dingliche Art der Aufbringung Öffentlicher Lasten 
als eine besondere Baulast im Sinne dieses Erlasses aufgefaßt 
werden soll. 

Ob und inwieweit sich jedoch die Kollaturpflichten und -rechte, 
die m. E. von den Stein-Hardenbergschen Gesetzen nicht berührt, 
aber auf dem Lande durch 88 29 Abs. 1 und 21 Abs. 3 der 
Kreisordnung den Gemeindevorstehern allgemein zugewiesen und 
alsdann durch Art. 9 Staatsges. betr. KG.- u. SynO. aufgehoben 
waren, inzwischen durch ihre fortgesetzte Uebung kraft Observanz 
als Patronat wieder neu gebildet haben, ist nach den Verhältnissen 
jeder einzelnen Gemeinde besonders zu beurteilen. Diese Frage 
wird mit Bedeutung für die Praxis jeweils vom Oberlandesgerichte 


i Diese Bedeutung übersieht auch Stockmann mehrfach! 

?2 Vgl. die Angaben bei Stockmann, Verfassung 11f. 

® Aktenstücke des Evangelischen Oberkirchenrates I 34 (Berlin 1851). 
* Kirchliches Amtsblatt für Schlesien 1873, 138. 
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in Breslau entschieden werden müssen. Denn wenn die fortgesetzte 
Uebung zu Recht erfolgt, so muß die Kollatur zum Patronate 
geworden sein und der zivilprozessualen Jurisdiktion nach 8 577 
I 11 ALR, 8 4 E.G. z. G.V.G. unterliegen. Die anderen 
Behörden aber sind an die Rechtsirrtümer, die bei der Einführung 
der Kirchengemeinde- und Synodalordnung unterliefen, nunmehr 
gebunden, da sie mit der gewohnheitsrechtlichen Neubildung von 
Patronaten rechnen müssen. 


Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XXII. 3. 94 
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Der Glaubenswechsel bei drohender Todesgefahr nach 
bayerischem Rechte und der Würzburger Diözesan- 
Erlass vom 11. Oktober 1877. 


Von 


Regierungsakzessisten Girisch in Würzburg. 


Die protestantische Arbeitersfrau Anna M. in P. (Diözese 
Würzburg) war tödlich erkrankt und ließ den dortigen katholischen 
Pfarrer an ihr Sterbebett rufen, um ihren Uebertritt vom prote- 
stantischen zum katholischen Glauben zu erklären. Dem prot. Pfar- 
rer wurde von der Absicht des Uebertritts keine Nachricht gegeben. 
Erst nachdem der katholische Geistliche in der Wohnung der Anna 
M. die Uebertrittserklärung entgegengenommen hatte, wurde dem 
prot. Pfarramt von der erfolgten Aufnahme der Anna M. in die 
kath. Kirche Mitteilung gemacht. Daraufhin verlangte das prot. 
Pfarramt die Vorlage des über den Uebertritt aufgenommenen Pro- 
tokolls, was jedoch seitens des kath. Pfarramts unter Hinweis auf 
die im Würzburger Diözesan-Blatt Nr. 42 unter dem 11. Oktober 
1877 durch das Kapitular-Vikariat an sämtliche Pfarreien ergange- 
nen Weisungen verweigert wurde. Der prot. Pfarrer begab sich 
deshalb zunächst in die Wohnung der Anna M., um sich über 
das Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen des formlosen 
Uebertritts zu erkundigen, wurde jedoch von den Angehörigen der 
Konvertitin nicht vorgelassen. Nach einiger Zeit hatte sich die 
Krankheit der Anna M. soweit gebessert, daß eine Todesgefahr 
nicht mehr vorhanden war, vielmehr sichere Genesung in Aussicht 
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stand. Deshalb verlangte der prot. Pfarrer, daß die Genannte 
nunmehr persönlich ihren Austritt bei ihm erkläre, da der form- 
los vollzogene Uebertritt infolge der Wiedergenesung seine Wir- 
kung verloren habe und für einen Glaubenswechsel die Form des 
$ 10 Rel. Edikt einzuhalten sei. Unter Vorlage eines ärztlichen 
Zeugnisses, worin bescheinigt war, daß die Anna M. auf absehbare 
Zeit das Bett noch nicht verlassen könne, ließ diese dem prot. 
Pfarrer wissen, er möge in ihre Wohnung kommen, um ihre Aus- 
trittserklärung persönlich entgegenzunehmen. Der prot. Pfarrer 
verweigerte dies jedoch mit der Begründung, daß er hiezu unter 
keinen Umständen verpflichtet sei, zumal er seinerzeit in der Woh- 
nung der Anna M. nicht vorgelassen worden war. 

Die rechtliche Würdigung des Falles ergibt folgendes: 

Der Uebergang von einer Glaubensgesellschaft zu einer an- 
deren muß bei dem einschlägigen Pfarrer und geistlichen Vorstand 
sowohl der verlassenen als der neugewählten Glaubensgesellschaft 
persönlich erklärt werden, $ 10 Rel. Edikt. Die rechtliche 
Wirksamkeit des Uebertritts ist sonach davon abhängig, daß die 
Erklärung vor beiden Pfarrern und beidesmal persönlich 
abgegeben wurde, vgl. die Min. E. v. 7. IX. 1842 und v. 11.1 
1844 (Weber Bd. IIL S. 465, 529; Günther Amtshandbuch Bd. I 
S. 50, 52), wobei es gleichgültig ist, welche der beiden Erklärungen 
zeitlich vorangeht, vgl. die Min. E. v. 7. VII. 1833 Ziff. 2 u. v. 
28. IX. 1833 vorletzter Abs. (Weber Bd. II S. 694, 703; Günther 
Ba. I S. 42, 46). Der Nachweis der Erfüllung dieser Förmlich- 
keit muß erbracht werden und wird dies mangels einer gesetz- 
liehen Vorschrift am besten in der von der zit. Min. E. v. 7. VII. 
1833 Ziff. 3 u. 5 vorgeschlagenen Form erfolgen; vorher darf kein 
Pfarrer ein von einer anderen Konfession zu seiner übertretendes 
Individuum als zu seiner Kirche gehörig betrachten und behandeln 
vgl. Min. E. v. 4. II. 1834 u. v. 7. IX. 1842 (Weber Bd. IL S. 
714, Bd. III S. 465; Günther Bd. I S. 48, 50). 

Eine Ausnahme besteht nun insofern, als die Form des Ueber- 
tritts nur dann und nur insoweit nicht eingehalten zu werden braucht, 

24 * 


370 Abhandlungen. 


als der Uebertretende durch Verhältnisse, deren Beseitigung nicht 
in seiner Macht liegt, an der Einhaltung der Verfassungsvorschriften 
gehindert ist. Nach der Min. E. v. 29. XI. 1844 (Weber Bd. III 
S. 561; Günther Rd. I S. 66) bestehen für das Verfahren bei 
dem Uebertritttodkranker Personenkeinebindenden Vor- 
schriften, sondern es sind in der Min. E. v. 17. X. 1840 (Weber 
Bd. III S. 348; Günther Bd. I S. 62) nur die Grundsätze angedeutet, 
welehe zu berücksichtigen sind. Hienach ist im Falle 
drohender Todesgefahr dem nächsten Pfarrer der bisherigen Kon- 
fession von der Absicht des Uebertritts ungesäumt schriftliche 
Nachricht zu geben, um ihm zu überlassen, ob er sich sofort bei 
dem Kranken einfinden wolle. Erscheint er nicht unverzüglich, 
so ist damit der Fall der Unmöglichkeit der Erklärungsabgabe 
gegeben und es ist dann in gleicher Weise, wie wenn die Ankunft 
des Pfarrers wegen unmittelbar drohender Todesgefahr überhaupt 
nicht abgewartet werden kann, vor zwei Zeugen ein Protokoll 
über den Uebertritt aufzunehmen und dieses sodann dem Pfarrer 
der verlassenen Kirche im Original oder in beglaubigter Abschrift 
mitzuteilen. Diese Grundsätze wurden im vorliegenden Fall nur 
teilweise erfüllt, indem aus der Mitteilung des kath. Pfarramts 
wenigstens ersichtlich war, daß ein Protokoll aufgenommen wurde. 
Jedoch steht die Nichtbeachtung dieser Vorschriften der Gültig- 
keit des Uebertritts nicht entgegen, da dieselbe noch keineswegs 
die Verletzung einer gültigen Rechtsnorm in sich schließt, vgl. 
Min. E. v. 31. X. 1878 Abs. 16 (Günther Bd. IS. 73). Es fragt 
sich nun, ob die Uebersendung dieses Protokolls an das prot. Pfarr- 
amt mit dem Hinweis auf den Diözesan-Erlaß v. 11. X. 1877 
verweigert werden durfte. In den darin gegebenen Weisungen 
(abgedruckt bei Günther Bd. IS. 70) heißt es unter Ziff. 6 Abs. 2: 
„Die Anmeldung dieses Schrittes bei dem einschlägigen Pfarramte 
der verlassenen Konfession ist der Besorgung des Konvertiten 
oder dessen Angehörigen zu überlassen; nur sind dieselben von 
dem katholischen Priester darauf aufmerksam zu machen.“ Diese 
Weisung steht nun zweifellos in Widerspruch mit den Grund- 
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sätzen der zit. Min. E. v. 17. X. 1840 Ziff. 2; weil aber nach der 
angef. Min.E. v. 29. XI. 1844 ausdrücklich bemerkt ist, daß die 
in der ersteren gedachten Normen nur als Andeutungen zur Be- 
rücksiehtigung empfohlen, keineswegs aber mit dem Cha- 
rakter bindender Vorschriften bekleidet worden sind, kann die 
angeführte Weisung nicht wohl bemängelt werden. So die Min. 
E. v. 26. IV. u. 31. X. 1878 (Günther Bd. I S. 69, 73). Die 
erstgenannte Entschließung sagt dann weiter, daß eine Weige- 
rung, das Protokoll vorzulegen, in der angeführten Weisung 
gar nicht vorgeschrieben sei. Das ist allerdings richtig, aber es 
ist auch darin nicht vorgeschrieben, daß das Protokoll vorzu- 
legen sei, vielmehr war die Absicht dieses Erlasses, wie auch 
die Min. E. v. 31. X. 1878 ganz richtig angenommen hat, darauf 
gerichtet, daß „von jedem Benehmen zwischen den Geistlichen der 
verschiedenen Kirchen abgesehen werden solle.“ Wenn trotzdem 
diese Min. E. hierin keine Verletzung einer gültigen Rechtsnorm 
erblicken kann, so setzt sie sich in offenbaren Widerspruch mit 
der Entschl. v. 26. IV. 1878 welche eine Weigerung, das 
Protokoll zu übersenden, als ungerechtfertigt erachtet, da 
die Pflicht zur Mitteilung der Protokolle in den am 23. III. 1855 
erlassenen höchsten Entschließungen ausdrücklich anerkannt sei. 
Daß ferner, wie es weiter heißt, „eine bloße Protokollsmitteilung 
nach erfolgter Konversion offenbar als wertlos sich darstelle‘‘ wird 
schon um deswillen nicht anzuerkennen sein, weil dem Pfarrer 
der verlassenen Konfession gar keine Kontrolle darüber möglich 
wäre, ob der Konvertit tatsächlich den Willen zum Uebertritt ge- 
habt hat, ob dieser Wille frei gefaßt wurde, ob vor allem wirk- 
lich Todesgefahr vorgelegen hat usw., zumal, wenn ihm, wie im 
vorliegenden Falle, auch von den Angehörigen jede Auskunft ver- 
weigert wird. Dieses Recht der Kontrolle wurde dem Kirchen- 
vorstande d. h. dem Pfarrer in der Min. E. v. 7. VII. 1833 Ziff. 
6 für den gewöhnlichen Fall des Glaubenswechsels ausdrücklich 
zugestanden und es ist nicht einzusehen, weshalb ihm dieses Recht 
nicht in gleicher Weise auch hier zustehen sollte, zumal er auch 
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seinen kirchlichen Oberen über die Beweggründe, die Rechtsförm- 
lichkeit des Glaubenswechsels usw. genaue Auskunft zu geben 
hat. Wenn überdies die Uebersendung des Protokolls so gänzlich 
wertlos wäre, so wäre nicht ersichtlich, warum in der Min. E. v. 
23. III. 1855 „die Pflicht der Mitteilung ausdrücklich anerkannt“ 
wurde. Es fragt sich nun weiter, ob der prot. Pfarrer verlangen 
konnte, daß die Anna M., nachdem eine Todesgefahr nieht mehr 
bestand, persönlich sich bei ihm abmelde. Seydel istin seinem Staats- 
recht des Königreichs Bayern, 2. Aufl. Bd. II S. 499 der An- 
schauung, daß der rechtsgültig vollzogene Uebertritt als endgültig 
wirksam anzusehen ist und die unterlassenen Formalitäten später 
bei eröffneter Möglichkeit nicht mehr nachzuholen sind. Diese 
Ansicht hat zweifellos sehr viel für sich, denn wenn der Ueber- 
tritt einmal rechtlich vollzogen ist, dann ist damit die 
betreffende Person aus ihrer bisherigen Kirche ausgeschieden und 
in die neue aufgenommen und es besteht gar kein Grund dafür, 
daß dieser Uebertritt nur unter der auflösenden Bedingung der 
Wiedergenesung rechtliche Wirksamkeit äußern solle. Indes ist 
die Praxis einen anderen Weg gegangen und hat erklärt, daß ein 
solcher Uebertritt insolange von weltlicher Seite als wirksam nicht 
betrachtet werden könne, als nicht der inzwischen Wiedergenesene 
seinen Austritt nachträglich bei dem bisherigen Pfarrer erklärt 
haben wird, vgl. Min. E. v. 23. V. 1843 (Weber Bd. III S. 466; 
Günther Bd. IS. 63). Danach ist das Verlangen des prot. Pfarr- 
amts berechtigt und es kann sich nur darum handeln, ob sich der 
prot. Pfarrer in die Wohnung der Anna M. begeben muß, bzw. 
ob bei seiner Weigerung sich der neuerliche Uebertritt ebenfalls 
in einer erleichterten Form vollzieben kann. Eine gesetzliche 
Vorschrift, wonach sich der Pfarrer in die Wohnung des Konver- 
titen begeben muß, besteht nicht, ja sogar bei drohender Todes- 
gefahr ist es dem Pfarrer überlassen, ob er sich einfinden will 
oder nicht, nur kann in diesem Falle die Aufnahme ohne Abmel- 
dung erfolgen. Diese Erleichterung aber ohne weiteres auch auf 
den Fall anzuwenden, daß der Kranke nicht in Todesgefahr, son- 
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dern nur bettlägerig ist, geht nicht an, da die Min. E. v. 17. X. 
1840 nur den Fall drohender Todesgefahr im Auge hat. Nun 
hat allerdings die Min. E. v. 29. XI. 1844 erklärt, daß trotz der 
gegebenen Andeutungen nach wie vor die spezielle Würdigung 
des bei Glaubenswechseln Sterbender eingehaltenen Verfahrens nach 
Maßgabe der in einem jeden Fall obwaltenden tatsächlichen Ver- 
hältnisse vorbehalten bleibt, und dieser Grundsatz wird sich auch 
auf solche Fälle ausdehnen lassen, in denen nicht gerade Sterbende 
in Frage stehen, immerhin dürfte es aber auch dann sehr fraglich 
erscheinen, ob der „Geist des Religionsedikts“, welcher nach der 
Min. E. v. 31. X. 1878 die Ausnahme bezüglich Sterbender recht- 
fertigt, eine Ausnahme auch für den Fall zulassen wird, daß 
ein Kranker zwar außer Gefahr, aber an das Bett gefesselt und 
somit vielleicht sehr lange Zeit nicht imstande ist, eine Abmel- 
dung persönlich vernehmen zu können. Das mag vielleicht hart 
erscheinen, aber es ist einmal Rechtens und man wird auch nicht 
behaupten können, daß durch die Weigerung des Pfarrers, in die 
Wohnung zu gehen, die Abgabe der Austrittserklärung arglisti- 
gerweıse unmöglich gemacht wird. Sonach ist der Uebertritt 
der Anna M. bis zur erfolgtenpersönlichen Abmeldung rechts- 
unwirksam. | 
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Ein Ehe-Vertrag vom Jahr 1500. 
Von 


Herrn Pfarrer Dr. Berbig! in Neustadt bei Coburg. 


In dem Namen des allmechtigen haben wir diese hernach 
benannten Hanns vonn helldritt”? zu Gassmassrodde, Hanns 
Kemmater zu Mockennbronne ® Hanns Vogeler burger zu Coburgk* 
vond Oswalt Pucher auch doselbst Ein christeliche ehe vnnd 
frewntschafft beteydingkt Inn masszen wie hernach volget vnnd 
also das Hanns vom Sande? die Erbern tugenthafftigen frawen 
Magdalena geborn vonn helldritth weyllandt Veyten Kemmaters 
seligen zu Weysszenbronne verlasszene witwe, desgleychen ge- 
nante frawe Hannsen vom Sande widderumb genomenn vnnd 
einander zu dem Sacramentte der heylichen ehe haben sullen. 
Vnnd die frawe sal gedachtem Hannsen zu rechtem Heyradt gute 
adder eheschatse zu bringen dreye hunderth gulden reynischer 
vnnd Iren zu geburende teyl der varender habe. Dyweyli Ir aber 
vom vorigenn Irem Hawswirt Veyten Kemmater seligen Ir vor- 


! Aus der Feder dieses für Wissenschaft und Kirche viel zu früh ver- 
storbenen treuen Anhängers und Mitarbeiters unserer Zeitschrift befinden 
sich noch verschiedene Abhandlungen in den Händen der Redaktion. Wir 
bringen zwei davon heute zum Abdruck. 

Die Redaktion. 

®? Cfr. Hönn, F. Cob. Landeshistorie p. 77. 

® Bei Coburg gelegen. 

* Bürgermeister in Coburg i. J. 1500. 

5 Ueber das Geschlecht derer v. Sand cfr. Hönn a, a. O. 
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mechtniss nicht auff gericht ist, Sal Ir vonn des verlasszen kinder 
vormunden solche obgerurte dreye hunderth gulden uff guten ge- 
wiesen guttern vorweyst vnd vormacht werden. Also das Hanns 
vom Sande vnnd dye frawe von zwentzigk gulden eynen gulden 
Jerlicher vnd gewyeser nutzunge wol gehaben mugen. Vnnd ab 
dyeselbigen gutter lehen wern, In (ihnen) vonn den lehenhern In 
geburlicher Zeit verwilligungs vnd bekenntnuss brieff doruber 
schieken dye Innen haben nutzen gemesszen gebrauchen besetzen 
vnd ensetzen nach Irem besten biszs solange sie odder Ire erben 
semlicher drey hunderth gulden aussgericht vnd bezalt seyn. 
Dorwidder vnd gegen sal Ir der frawen hans vom Sande zu 
rechter widerlegunge vnd gegengelde auch drey hunderth gulden 
egeschriebener werunge geben das das heyradt gut vnd gegen geldt 
an eyner Summe Sechs hunderth gulden machen vnd Ir dye auch 
uff seynen guten gewissen vnversetzten vnd unverkommerten gut- 
tern verweysen vnd Ir verwidemes dor vff vormachen also das sye 
auch gewieser guter ewiger vnd Jerlicher nutzunge vnd Zinszs 
von zwantzigk gulden einen gulden wol gehaben magk vnd ab- 
dyeselbigen gutter gar adder eynes teyls lehen wern Ir verwilli- 
gungs vnnd bekentnuszs brieff In geburlicher Zeyt von den lehen 
hern dorvber schicken. Vnnd ab es sich begebe das Hanns vom 
Sande mit tode vor der frawen abginge vnd nicht leybes erben 
gezewgt hetten. So sollen der frawen von seyner verlasszen habe 
vnd gutte anderthalphunderth gulden volgen vnd werden. Wider- 
vmb so die frawe vor Im abginge sollen Hannsen vom Sande 
hunderth gulden vonn Irem gutte volgen vnd werden. Vnnd so 
dy Zweye ehelewte leybes erben mit einander gewonnen, es were 
In der Jarsfrist ader darnach vnnd Hanns mit tode vor der frawen 
abginge Sal si bey Iren Kindern In aller Ires mannes verlassene 
habe vnd guttern dyweyl sye Iren witwe stuel nicht verrucket 
sitzen bleyben. Woe sye sich aber widder ehelich voranndert 
Sullen Ir nicht mer vonn Aller verlassener habe vnd guttern vol- 
gen vnd werden dann Sechshunderth gulden vnd alle varende abeh 
halp auszsgeschlossen goldt Silber geschirr vnd geldt. Versturbe 
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er aber vnd ließ nicht eheliche leybes erben mit Ir In ehelichem 
stande gezewget hintter Im das got nach seynem gotlichen willen 
wende, So sullen der frawen volgen vnnd zustehen bestympte 
Sechshunderth gulden sampt aller seyner varender habe nichts 
auszsgeschlosszen vnd domit vonn aller seyner andern habe vnd 
guttern geschyeden sein doch die besitzunge aller guter Innen 
haben, der vnaussgesatzt vnd vnvertrieben bleyben also lange biss 
sie Ires vormechtnuszs adder geldes obingemelte vnd auch der 
varende habe entrieht vnd bezalt vnd gentzlich vergunget: ist. 
Dorwider vnd gegen haben wir weytter beredt woe dye frawe 
vor Im mit tode verschiede die liessen leybes erben addir nicht, 
Sal Im auch volgenn vnd bleyben alles das sie ann vormechtnuss 
adder dreyhunderth gulden dorfur vnd alle varende habe die sie 
zu Im bracht hatt vnd wir beyde die obgenanten ehelewte Be- 
kennen fur vns vnd alle vnsere erben das solche ehebeteydunge 
vnd gedinge mit vnnsirm guten willen viessen zu vnsern guten 
waren trewen an geschworner eyde stadt diesen brieff In allen 
seynen stugken punckten vnd artickeln zuverstrecken zu volzyhen 
ware stehe veste sonnder brechend zuhaltenn, do wieder nicht zu 
sein zu thun durch vns selbest adder nymandt anndern schaffen 
gethan zu werden wedder mit adder on geystlich adder veldtlich 
gericht adder wie das In eyniche anndere wegen erdacht adder 
furgenomen mocht werden, alles getrewlich vnnd on allerley ge- 
verde alle argeliste gentzlich hirinnen aussgescheyden. Der zu 
vrkunde vnd warer bekenntniss hab Ich offt genanter Hans vom 
Sande meyn eygen Insigell vnd Ich Magdalena obgenante mit 
vleyss gebethen den Erbern vnd vhesten Hannsen von Koniges- 
hoffen das er sein Insigell furmich an diesen offin brieff gehangen 
haben vnnd zu merer gezewgknuss hand wir auch die obgenann- 
ten teydingslewte suleher brieff zwene In gleycher lawt schrey- 
ben laszen und durch bethe mit vnnsern eygen Insigelln versigelt. 
welcher sigelung Ist Hanns von Konigesshoffen ytzgenante- von 
beth wegen der frawen vnd wir die beteydingen vmb gezewgk- 
nuss willen doch vns vnd vnsern erben onschaden gethan be- 
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kennen vnd yglicher pattheye eynen geben. Geschehen nach 
christi Hiesu vnnsirs lieben Hern gepurt. Im funfftzehenhunder- 
sten Jare Montages ffabiani vnd sebastiani der heyligen merterer. 

Die Pergamenturkunde ist mit sechs schönen, großen, hängen- 
den Wachssigeln versehen, deren Inhaber die in der Urkunde ge- 
nannten: Hans vom Sande, Hans von Königshofen, Hans von 
Heldritt, Hans Kemmater, Hans Vogler und Oswald Pucher zu 
Coburg waren. 

Die Urkunde ist ein typisches Beispiel eines Ehe-Vertrags 
vom Jahre 1500 und befindet sich im Herzogl. S. Haus- und 
Staatsarchiv zu Coburg sub. E. IV. 12. 3. 
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Die Wiedertäuferei im Ortslande zu Franken, im Zu- 
sammenhang mit dem Bauernkrieg. 


Eine Ergänzung zum Aufsatze: Die Wiedertäufer im Amt Königsberg ı. Pr. 
1527 vide Jahrg. 1904 dieser Zeitschr. pag. 291 ff. 


Von 


Herrn Pfarrer Dr. Berbig in Neustadt bei Coburg. 


Von dem innigen Zusammenhang des Bauernkrieges mit der Wie- 
dertäuferbewegung innerhalb des Kurfürstentums Sachsen gibt ein Be- 
fehl vom Sonntag Laetare des Jahres 1527 aus Torgau klaren Beweis. 
Das kurfürstliche Dekret liegt im Druck vor und war mithin wohl 
an alle Amtleute des kursächsischen Gebietes ergangen, auch wenn es 
an den kurfürstlicken Amtmann zu Königsberg i. Pr. Cuntz Gots- 
mann, adressiert ist. Gerade vom Ortsland zu Franken aus war wohl 
die Nachricht von dieser neuen Art der Bauernbewegung noch im 
Winter des genannten ‚Jahres am Hof in Torgau eingelaufen — vgl. 
den Aufsatz des Verfassers in der D. Ztschr. f. KR. 1904 p. 294 ff. — 
und die Regierung bediente sich nach damals üblicher Verwaltungs- 
praxis sofort des Mittels, sämtliche Mittelbehörden — die Amtmänner 
entsprachen ihrer Stellung nach den heutigen Landräten — von der 
Art der neuen Empörung und der Bekämpfung derselben, mittels 
Druckschrift umgehend in Kenntnis zu setzen. 

Dieser gedruckte kurfürstliche Befehl — videNo.I — ist in einem 
Exemplar noch vorhanden. Er liegt im Herzoglichen Haus- und Staats- 
Archiv zu Coburg sub B. II. 21. 17 unter anderen Akten, welche den 
Bauernkrieg betreffen. 

„Flüchtige Bauern“ sind es, wie das Ausschreiben meldet, die ‚im 
Scheine des Guten‘ durch heimliche Predigt den Aufstand fortsetzen. 
Um diesem Unwesen zu steuern, ist in allen Städten, Flecken und 
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Dörfern durch öffentlichen Ausruf solches heimliche Predigen und auch 
Taufen zu verbieten. Die Wort- und Sakramentsverwaltung stehe nur 
den geordneten und berufenen Geistlichen zu. Jeder fremde Prediger 
ist festzunehmen. Verboten ist ferner alles Waffentragen und jede 
öffentliche oder geheime Versammlung, besonders in Wirtschaften, in 
der Form von Kindtaufen, Kirmsen u. ä. Jede derartige Zusammen- 
kunft ist vorher dem Bürgermeister in der Stadt, oder den Amtleuten 
auf dem Lande anzumelden bei Vermeidung ernster Strafe. 

Man sieht aus dem Erlaß, daß die kurfürstliche Regierung gleich 
von Anfang an kräftig gegen die Wiedertäuferei vorging, zwei volle 
Jahre vor dem kaiserlichen Erlaß aus Speier in derselben Angelegenheit. 

Wenig Tage nach dem gedruckten kurfürstlichen Erlaß an die 
Amtleute erhielt auch der Koburger Schosser, Arnold von Falcken- 
stein, einen schriftlichen Befehl, auf die neue Bauernempörung seine 
volle Aufmerksamkeit zu richten (vgl. Nr. II). Straßburg im Elsaß 
sei der Herd der neuen Empörung der Bauern. Dort habe man sich 
verbündet, auch im übrigen Deutschland den Aufstand zu erregen 
durch ausgeschickte Agitatoren. Deshalb müsse der Schosser von Amts- 
wegen durch heimliche Kundschafter besonders die Gasthäuser auf 
dem Lande beaufsichtigen lassen, und besonders auch da, wo sich Ge- 
legenheiten zu Volksversammlungen böten, etwa Hochzeiten, auf fremde 
Agitatoren zu fahnden. Jeder, der sich auch nur verdächtig mache, 
ist festzunehmen, auch auf die Gefahr hin, einen Unschuldigen zu ver- 
haften. „Durch Furcht und Ernst“ müsse die Empörung vermieden 
werden. 

Dem kurfürstlichen Schreiben beigelegt war ein schriftliches Ver- 
zeichnis aller derjenigen Personen, die sich in der Bewegung von 
Straßburg ausgezeichnet (vide Nr. III), — Diese Aufstellung trägt 
ganz den Charakter moderner Steckbriefe. Offenbar sind die genann- 
ten Personen flüchtig geworden und befinden sich auf Agitationsreisen 
durch Deutschland. Das Ziel ihrer aufrührerischen Predigt ist wie 
vordem: Abschaffung aller Obrigkeit und Herrschaft, Aufhebung der 
Steuern, Zinsen und Abgaben, Abschaffung aller Beschwerden, beson- 
ders der Leibeigenschaft. 

Zunächst gilt es, ca. fünfzig Aufständige zu gewinnen, mit Geld 
zu verdingen, und auf einen bestimmten Tag — das Zeichen wird mit 
Feuer gegeben — in einem Waldwirtshaus zusammenzurotten. Mit 
dieser Schar will nur der Mattenhans, als Hauptmann, — die Zu- 
sammenrottung findet um Lichtmeß statt — einem größeren Heerhau- 
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fen zuweisen, der unter einem andern Hauptmann stehe mit ca. 800 
bis 1000 Knechten. 

Jedenfalls gibt uns diese Aussage Kunde davon, in welcher Weise 
auch damals die Zusammenkünfte der Bauern sich abspielten. 

Das Programm der Agitationsreden ist immer noch dasselbe: Ab- 
schaffung der Obrigkeit und Aufhebung aller Volkslasten. 

Interessant ist endlich die Beschreibung der verfolgten geheim- 
nisvollen Persönlichkeiten selbst. 

Außerordentlich rasch muß die süddeutsche Bauernbewegung nach 
Norden geflutet sein. Im Frankenland war das sog. Grabfeld in der 
Nähe von Königshofen ein alter Herd bäuerlicher Aufruhr. 

Es liegen die „Fragstücke“ vor uns -- vide Nr. IV — aus denen 
sich ersehen läßt, daß der Königshofener Mitbürger, Paul Wirsing, 
vom Zentgrafen zu Hildburghausen im Beisein des Rates befragt 
wurde wegen seiner Agitationsreise. Offenbar war Wirsing einer der 
flüchtigen Bürger, die aus Furcht vor der Ergreifung die Flucht er- 
griffen hatten. Er selbst sagt aus, seine Frau und seine Schwester 
hätten ihm zur Flucht geraten, als die Aufrührer im benachbarten 
Münnerstadt enthauptet worden seien. Ueber Hildburghausen wandert 
Wirsing nach Naumburg und Eisleben, arbeitet dort im Weinberg 
eines Edelmanns von Watzdorff, dem jetzigen Hauptmann des Grafen 
Albrecht, darauf wendet er sich nach Prag, kauft für 1—3 Gulden 
böhmische Messer und treibt damit, wie er sagt, zu seinem Lebens- 
unterhalt, einen Handel. Der Weg führte ihn nach Franken zurück, 
bis er ergriffen wurde. Ueber einen andern Aufständischen zu Hild- 
burghausen, einen Martin Müller, weiß er keine Aussage zu machen. 
Auf die Frage nach den Plänen und Zielen der Flüchtigen, sagt er 
aus, daß er und seine Freunde die Absicht gehabt hätten, sich etwa 
zu Eisleben seßhaft niederzulassen, sobald sie ihr im Bauernkrieg ein- 
gebüßtes Eigentum zurückerhalten hätten. Als seine Komplizen macht 
Wirsing namhaft einen Wirt namens Christ zu Melrichstadt und einen 
Schmied, namens Hans Bueb, seßhaft unter einem Edelmann bei 
Stadt Lauringen, endlich einen gewissen Lorenz Bopp zu Königshofen. 

Befragt über die „neue Taufe“, d. i. die Wiedertaufe, behauptet 
er nichts zu wissen. Auch um das Bündnis wisse er nichts, das zu 
Straßburg gemacht worden sei (siehe vorige Nr.!). Er sei 16 Jahre 
nicht nach Straßburg gekommen. | 

Bezüglich der Absichten der Ausflüchtigen weiß er nichts andres 
anzugeben, als daß er und die beiden andern sich in einer andern 
Herrschaft hätten „untertuen“ wollen, „damit sie sich mochten ernährt 
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haben‘. Jedenfalls war in Königshofen ihr Eigentum konfisziert 
worden. 

Schon am Donnerstag nach Juliane hatte der Amtmann zu Held- 
burg, Philipp Pehoff, die Verordneten zu Coburg darauf aufmerksam 
gemacht, „wie einer Paul Wirsing genant von Konigshoven, der ein 
Weber und ausfluchtig sein soll, zu Hilpurghausen in eins mitburgers 
haus, Augustinus genant, sein unterschleif, aus und eingehe, sich auch 
je zu zeiten untervinde ein rott an sich zuhengen und mit den um 
die stat zu gehn“. Vgl. D. Ztschr f. KR. a. a. O. p. 332 f. Auf diese 
Anklage des Heldburger Amtmanns kommt nunmehr die Anklage des 
Hildburghäuser Zentgrafen zurück, indem die Frage gestellt wird: 

„Durch was Ursach er mit den Jungen gesellen vmb die stat 
Hilpurghausen gegangen sei.“ 

Weber Wirsiug antwortet, daß er von zwei Hildburghäuser Bür- 
gern, namens Gunthert und Brunquill dazu während der Predigt auf- 
gefordert worden sei, — in argloser Weise. Augustinus Brunquill sei 
sein Gastgeber in Hildburghausen gewesen, solange er auf die Nach- 
richt gewartet, ob es seinem Bruder in Königshofen gelingen werde, 
ihn wieder „einzubringen“, d. h. in Königshofen zu rehabilitieren. 

Die weiteren Fragen des Zentgrafen gehen aufs Ganze, wenn ge- 
fragt wird: „Ob er sonst Niemands beraubt, gestohlen oder ermordt 
hab“, was der Angeklagte verneint, indem er sich auf seinen Leumund 
in Königshofen beruft. 

Auch die Frage ist wichtig, „ob er auch irgend in Kriegsläuften 
gewest‘“, — was der Angeklagte beantwortet mit seinem Militärdienst 
im bischöflichen Heere zu Würzburg. Die Teilnahme am Bauernkrieg 
bestreitet Angeklagter mit Hinweis darauf, daß er während des Auf- 
ruhrs die Stadt Königshofen nicht verlassen habe; nur in dem einen 
Fall gibt er einen Weg nach Bildhausen an, — doch um Betten zu 
kaufen. A—5000 Bauern hätten dort gelegen, — doch sie hätten Be- 
denken gehabt, unter sie zu gehen. 

Es erscheint doch sehr fraglich, ob die Gerichtsbehörde den An- 
geklagten, die sich natürlich aufs Beschönigen und Leugnen legten, 
so völligen Glauben gleich geschenkt habe. Sicher lag der Mann bis 
auf weiteres „fest“. — 

Interessant ist die Tatsache, daß sich die Wiedertäufer und Auf- 
rührer mit Vorliebe nach Hildburghausen wandten. Hildburghausen 
war eine Weberstadt, deren Industrie vorzugsweise unruhige Elemente 
an sich lockte. Hildburghausen war damals, wie wir aus einem Briefe 
an Luther ersehen — cfr. Enders. Luthers Bfw. VII, 55 — „ein an- 
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sehnlicher Fleck mit vielerlei Gesind von Knappenvolk oder Wolln- 
weber“, und bekannt durch seine wiedertäuferischen Ideen, welche 
ein gewisser Agitator, namens Hut, in der dortigen Gegend sogar in 
Buchform dem Volke zugänglich machte. 

Aber auch in Coburgs, der Landeshauptstadt unmittelbarster Um- 
gebung, hatten die Gedanken des Umsturzes Boden gewonnen, wie aus 
einem „Verhör-Zettel“ — (vide Nr. V) deutlich ersehen werden kann. 
Auch hier verkehrt der Beklagte, dessen Name nicht genannt wird, 
in Weberkreisen, und zwar in der Stadt Coburg selbst. Bezeichnend 
ist die Situation, die nach der Schilderung des Angeklagten besteht: 
„Es sei zu Coburg, wie auf dem Land, — einer wolle aufstehen, 
d.h. zum Aufstand schreiten, der andere nicht.“ „Wenn die Üo- 
burger Bürger aufstünden, dann stünden die Bauern auf den „langen 
Bergen“, d. i. die Rodacher und Meedener Gegend, mit auf.“ Nach 
dem Urteil des Angeklagten muß also die Stadtbevölkerung mit 
gutem Beispiel vorangehen. Auch bei diesem Aufstand müsse es 
sich handeln um Abschaffung aller Obrigkeit, aller Machthaber. Denn 
darauf deuten doch die Worte; die Edelleut’ sind gottlos Leut‘“, und 
„es were im herabfallen“, d. h. doch im Losbrechen. Mit verdächti- 
gen Worten hat der Angeklagte um sich geworfen und auch hier ist 
die „Blumensprache‘“, mit der die Umstürzler reden, genau so wie zu 
Straßburg. 

Es sind heimliche Drohungen, die dem Angeschuldigten vorge- 
halten werden, wenn er die Edelleute von Sternberg, welche das be- 
nachbarte Schloß Kallenherg besaßen und in ihrem Wald Holz hauen 
lassen vor ihren Schössern herabsetzt mit den höhnischen Worten: 
Wozu so viel Holzhauer, im Jahr ist der Wald doch (emeingut. Wir 
wollen das austeilen.“ Oder die Drohung gegen das Schloß selbst: 
Es sei um einen Schuß zu tun, so liege Kallenberg auf der Seite! 

Es lag dem Beklagten also daran, die Lehensleute der Sternberger 
— Hans von Sternberg war dann i. J. 1528 Pfleger d. h. oberster 
kurfürstlicher Beamter des Ortslandes zu Franken — zu verhetzen 
und den Adel selbst zu verhöhnen. 

Während des ganzen Jahres 1527 kam die Wiedertäuferei im 
Ortsland Franken nicht zur Ruhe, wenn sich dieselbe naturgemäß 
immer nur auf einzelne unruhige Kreise beschränkte. Die Macht der 
Bauern war eben gebrochen und „Furcht und Ernst“ waren die Ge- 
waltmittel, die durch die Niederlagen gebeugten Gemüter unter festem 
Druck zu halten. 

Da die kurfürstliche Regierung aber fortgesetzt mit der aufstän- 
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dischen Bewegung, die sich nach und nach immer mehr auf das rein 
geistliche Gebiet, doch immer noch mit geheimen, politischen Zielen 
zu verflüchtigen schien, rechnen mußte, das geht ganz besonders klar 
hervor aus dem großen Organisationswerk der neuen Kirche, welches 
im Jahre 1528 nach kleineren, vorangegangenen Versuchen, einen um- 
fassenden Anfang nahm. Wir meinen das bedeutsame Werk der ersten 
kursächsischen Visitation, die sich nach einem festen Plan zielbewußt 
über das ganze Kurfürstentum erstreckte. | | 

Wenn dieses Werk im ersten Grunde überhaupt der Zusammen- 
fassung aller Kräfte der Kirche des Evangeliums galt, besonders auf 
materiellem Gebiete, zur Neuordnung und Verwaltung des Kirchen- 
gutes, so war dort eines der wichtigsten Ziele das, die Ausdehnung 
der Sektirerei und der damit verbundenen politischen Irrtümer genau 
kennen zu lernen und die Machtmittel gegen solche Personen und 
Kreise anzuwenden. 

Im Visitations-Mandat vom Samstag nach Egidii 1528 wird aus- 
drücklich die Frage aufgeworfen: „ob etliche vnter euch für sich selbs, 
auch denen vom adel, burgern vnd einwohnern, besessen oder vnbe- 
sessen, desgleichen ledigen handwerksgesellen eins jeden orts der Sacra- 
ment halben, aber sonnst Irthumbs im glauben verdechtig vnd also 
secten untereinander weren oder nit“. | 

Nicht minder enthält die an demselben Sonntag nach Egidii zu 
Weimar herausgekommene Visitations-Instruktion sehr beachtenswerte 
Punkte, die ausdrücklich gegen die Sektirer und Empörer gerichtet 
sind. In Artikel III wird ausdrücklich hingewiesen auf falsche Pre- 
diger, die an den Irrtümern bezüglich Taufe und Abendmahl fest- 
hielten, die entweder des Landes zu verweisen oder zu strafen seien 
„zu einer Scheu“ (Art. IV). Der nächste Artikel erklärt ausdrück- 
lich, daß im Kurfürstentum „zur Verhütung schädlicher Aufruhr und 
anderer Unrichtigkeit keine Sekte noch Trennung geduldet würden“ 
(Art. V). Auf die Sektirer und Sakramentarier ist besonders Acht 
zu geben auch unter der Laienschaft des Landes (Art. VI). Vgl. die 
Visitationsinstruktion, die gleichzeitig für alle Visitationsbezirke Kur- 
sachsens erlassen wurde bei Sehling, Kirchenordnungen pp. I, 142. 

Für den fränkischen Teil Kursachsen kommt dann weiter in Frage 
der Ausführungs-Erlaß, nach dem die dortige Visitationskommission 
verfuhr. Auch hierbei ist ersichtlich, daß der Schwerpunkt gerade 
auf die Frage nach den Sektirern und Empörern gelegt wurde. 

Ausdrücklich wird bei der Frage von der Worts- und Sakraments- 
Verwaltung auf den Irrtum der Wiedertäufer hingezielt. Sehr be- 
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zeichnend ist doch das Eingehen auf die Existenzberechtigung der 
Obrigkeit, welche wohl auch einzelne Geistliche geleugnet haben moch- 
ten in der bewegten Zeit der Jahre 1525—1527. Es mußte den Visi- 
tatoren viel daran liegen, solche unruhige Köpfe sowohl unter der 
Geistlichkeit als auch unter der Laienschaft kennen zu lernen. 

Wenn dann weiter eine Prüfung des Sittenzustandes der Gemein- 
den — es konnte dabei nur von notorischen Uebertretern die Rede 
sein — ausdrücklich gefragt wurde nach Wiedertäufern, Ehebrechern 
und ungehorsamen Kindern, so war damit wiederum hingewiesen auf 
das verborgene öffentliche Sektenwesen und alle diesbezüglichen An- 
zeigen wurden von den beim Visitationsverhör mit anwesenden Amt- 
leuten und Polizeiorganen sofort strafrechtlich aufgenommen und ver- 
folgt. Auch die Landknechte — unsere heutige Gendarmerie — be- 
fand sich mit an Ort und Stelle der Visitation und es hielt nicht 
schwer, unruhiger Elemente sofort habhaft zu werden. Insbesondere 
hatten auch die Superattendenten, die damals vier an der Zahl im 
fränkischen Ortsland zum ersten Mal gewählt und eingesetzt wurden, 
die Pflicht, nicht nur auf die Geistlichkeit, sondern auch ‚in ider Stat 
und Dorfschaft Achtung zu haben auf die Aufrührer und diejenigen, 
so mit dem Irrtum der Wiedertaufe etc. befleckt und behaft sein“. 

Die Visitation ergab nunmehr tatsächlich das Vorhandensein einer 
ganzen Reihe solcher Revolutions-Herde innerhalb des kleinen Orts- 
landes. 

Ueber die Wiedertäufer im Amt Königsberg wurde in dieser Zeit- 
schrift (vgl. Band XIII, 3 £. 391 ff.) bereits ausführlich berichtet. 
Aber auch der dem Grabfeld so nahe gelegene Bezirk des Gerichts 
Hildburghausen wies eine derartige Agitation auf. In genannter Stadt. 
selbst war einer der beiden Prediger, namens Andreas Menser, ein 
Vertreter der wiedertäuferischen Richtung. pp. Menser war ein aka- 
demisch gebildeter Mann, scheute sich aber nicht, wiedertäuferische 
Ideen in seinen Predigten auf der Kanzel im Gottesdienst zu vertreten 
und stand hierin im Gegensatz zu seinem Amtskollegen dem Magister 
Birnstiel, aus Coburg gebürtig. Infolgedessen war in der Stadtge- 
meinde Zwiespalt entstanden, die Bürgerschaft war geteilt, denn An- 
dreas Menser hatte seine Anhänger, wahrscheinlich vorzugsweise in 
der Knappschaft der Weber. Mensser war, wie die Visitationsakten 
bezeugen, zu den Wiedertäufern gegangen, hatte also an ihren Privat- 
und Hausandachten teilgenommen. In seinem Besitz befand sich 
ferner ein „Büchlein, welches der Huth (Hutt) der oberst Wieder- 
täuffer“ geschrieben. Mensser behauptete, dieses Buch auf dem Pre- 
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digtstuhl gefunden zu haben, was ihm aber von den Visitatoren nicht 
geglaubt wurde. Er wurde des Dienstes entsetzt, da man befürchtete, 
er könne den gemeinen Mann in der Stadt weiter verführen, und 
mußte Hildburghausen verlassen. 

Während nun in dieser Stadt die Visitation vor sich ging, stellte 
sich heraus, — jedenfalls im Gange der Untersuchung —, daß auch 
der Prediger zu Scherneck, südlich von Coburg, im sog. Itzgrund ge- 
legen, das Wort der Wiedertäufer führte. Neulich habe er an einem 
Tag fünf Predigten gehalten unter großem Zulauf der Bauern, selbst 
aus dem benachbarten Bamberger Gebiete. Außerdem habe er mit 
vierzehn Leuten in der Sakristei der Kirche heimlich konferiert. 

Die Visitatoren griffen diese Anzeige natürlich sofort auf. Sie 
erstatteten dem Schosser zu Coburg, namens Arnold von Falckenstein, 
in dessen Gebiet Scherneck lag, ungesäumt Bericht. Ausdrücklich 
wird betont, daß in der Visitation befunden worden sei, daß die Wie- 
dertaufe in vielen Orten des Landes „eingewurzelt* sei „und noch 
täglich einwurzeln möcht“ — vgl. Nr. VI. Diesem mußte man zeit- 
lich zuvorkommen. Deshalb möge der Schosser den wiedertäuferisch 
gesinnten Schernecker Prediger scharf beaufsichtigen und nötigenfalls 
sofort gefänglich einziehen lassen. 

In Nr. VII liegt die Antwort des Schossers Arnold von Falcken- 
stein vor, aus welcher dessen Bereitwilligkeit, das Verfahren anzu- 
strengen, zu ersehen ist. 

Auch in anderen Orten des Visitationsbezirkes war man den Wie- 
dertäufern auf die Spur gekommen. Besonders war es die Gegend 
von Meeder, Neida und Walbur, — also die sog. „langen Berge“, 
von denen schon oben im Verhörs-Zettel (vide Nr. V) die Rede war, 
wo sich eine lebhafte Bewegung der Wiedertaufe geltend machte. Die 
Visitatoren stießen hier auf eine Wiedertäuferei, an der nicht nur 
Männer, sondern auch Frauen (genau wie im Königsberger Amt im 
Jahre 1527!) beteiligt waren. 

Wer die Anzeige darüber machte, läßt sich nicht genau feststellen. 
Den Akten beigegeben ist ein anonymes Schreiben — vide Nr. VIII, 
— welches allem Anschein nach die Grundlage zum weiteren Verhöre 
gebildet hat. 

Das mit schwerer, unbeholfener Hand geschriebene Stück läßt 
uns einen Blick in die bäuerlichen Dorfverhältnisse jener Zeit werfen 
und hat auch kulturgeschichtliches Interesse. Es sind Nachtbilder aus 
dem Leben und Treiben in der Enge des Dorfes Meeder, — ein Be- 
weis, wie sehr doch auch die Reformation in sittlicher Hinsicht zu 
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wünschen war. Wenn auch dem Dorfklatsch offenbar bei der mannig- 
fachen Anklage ein breites Feld zuzuschreiben ist, so heißt es doch 
auch hierbei: semper aliquid haeret! Interessant sind die Anzeigen 
betreffs der Wiedertäuferei, deren Einflüsse überall durchschimmern. 
Besonders verdächtigt wird ein Vicarier, namens Jorg. — 

Aus den Randvermerken des Schriftstückes ist zu ersehen, daß 
die Behörde nur auf einen kleinen Teil der Anschuldigungen einging. 
Nur da, wo es sich um offenbare Sakramentsverletzungen handelte, 
schritt sie in die Verfolgung ein. 

Aus den Akten ist nur ersichtlich, daß die weitere Erforschung 
durch den Landsknecht (Gensdarm) einen festen Anhalt im benach- 
bgrten Dorf Neyda und Klein-Walbur, hinsichtlich der Wiedertäuferei 
ergab. Die Verdächtigen wurden darauf vorgefordert ins Amt Coburg 
und zwar auf den Mittwoch nach Sebastiani. In Stück Nr. IX un- 
seres Materials liegt der Beschluß dieser Verhandlungen vor. Der 
größere Teil der Verdächtigen war freiwillig erschienen zum Verhör. 

Besonders berüchtigt war die Kirchnerin zu Oberwalbur, welche 
mit ihren Eltern vorgeladen worden war. Sie hatte vorgezogen, die 
Flucht zu ergreifen unter Zurücklassung ihrer vier Kinder. Vater 
und Mutter der Frau gaben an, daß sie für ihre Person mit den Wie- 
dertäufern nichts zu schaffen hätten. Sie hätten ihre Tochter oft 
deshalb zur Rede gestellt usw. Mit einer Vermahnung wurden die 
beiden Alten entlassen. Auf keinen Fall sollten sie ihre Tochter we- 
der bei Tag noch Nacht herbergen — bei unnachlässiger Straf. Die 
übrigen Angeklagten wurden auf das Strengste verwarnt, von der 
Wiedertäuferei abzulassen, und entlassen, bis auf zwei Männer, namens 
Günter und Roß, welche gefänglich in Coburg zurückbehalten wurden. 

Damit schließt das interessante Aktenmaterial. Immerhin gestattet 
es einen Einblick in das Volksleben jener großen Zeit. Es ist aber 
natürlich, daß all diese bekannt gewordenen Fälle immer nur ein Teil 
waren jener umfangreichen, über ganz Mittel- und Süddeutschland sich 
hinziehenden revolutionären Bewegung. 


No. I. 
Gedrucker Befehl, so die Wiedertäufer betr. 


Von gots gnaden Johanns hertzog 

Zu Sachssen und Churfurst ze. 
Lieber getrewer, Nachdem wir befinden, das von den fluchtigen pauren 
so ynn nechster auffrur vnd entporung gewest, manicherlei practicken, 
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ynn schein eins guten gesucht wirdet, Also das sich dieselben vnder- 
steen, an sonderlichen heimlichen stellen, als ynn mülen, heusern vnd 
höfen, so den gemeinen entlegen, vnd dergleichen orten zusammen 
zukommen, vnd andere zu sich zuziehen, sollen auch doselbst predigen 
vnd die andern also von dem gehorsam gegen der obrigkeit abwenden, 
auch sie sunst von dem weg der seligkeit verlaiten, Weil wir dan be- 
dencken, das nach gelegenheit diser geschwinden zeit, und des volcks 
vnschicklickeit, auch damit die miessbietung dem gotlichen wort, vnd 
anders so zu verdamplicher verfurung vnd grosser beschwerung raichen 
mocht, vns vermittelst gotlicher hilff zeitlichs vnd pillichs einsehens 
zuhaben geburen will So begern wir du vollest ynn allen steten 
flecken und dorffern vnnsers ampts dir befolen offent- 
lich verkundigen und ausruffen lassen, das niemants er 
sey burger paurer oder wer er sey, verstatt werd, ausserhalb der 
ordenntlicher pfarrer prediger und Caplenen, den yedes orts das predig 
ampt vnd die seelsorg befolen vnd zustendig ist, ynn seinem haus ader 
andern orten, die yıne zustenndig predigen tauffen, ader andere der- 
gleichen ampt, vber lasse, sondern das ein yeder des es ynnen wirdet 
das solchs von frembden, ader bekannten furgenommen, die solchs als 
Amptman Burgermeistern Richtern Schultessen, ader Verwaltern, der 
gericht auffs gehaymest ansagen, vnd doch so es frembde, ader auch 
bekante vnbesessen lewt veren, die sich desselben vnderstunden, do 
zubesorgen vere, sie mochten entwerden, Wo auff die gericht sold ver- 
zogen werden, das als dan der Jenig der es ynnen virdet, mit hulff 
der nachtbarn darzu thun, die selben angreiffen Vnd nicht hin wegk 
. komen lassen solten bissolang das es die oder den verwaltern ange- 
zeigt, Vnd die ader den selben zu gefengnus vberantwurt werd. Zu 
dem so wollest auch aber vorigem vnnserm gescheffte, die where an- 
langend mit ernst halten, somit niemants den es hienor verpotten, vnd 
derhalben befel beschien, buchssen, armprust, helbarten, vnd spiesse, 
zu haben, verstatt verd, Auch dich aller bettler vnd sunsten der frembden 
gewerbs vnd handlung eigentlich vnd mit fleis erkunden, alles bey 
ernster vnd vnablessiger straff, gegen denen, die solchs wissen vnd 
erfaren, vnd nicht offenbarn auch nichts darzu thun Vnd denen die 
solchs ynn yren heusern vnd gutern gestaten ader selbst thun, vor- 
hengen, vergonnen, vollaisten, vnd anhangen furzuwenden zc. 

Demher soll sich auch niemants vnderstehen, einiche versamlung 
zumachen, ynn gestalt einer wirtschafft, Kindstauff, gastladung, Kirch- 
messen, ader sunsten, er hab es den zunor so es ynn einer statt ist, 
dem Burgermeister, ader so es ein fleck ader dorff ist, dir zuvor an- 
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gesagt bei vermeidung vnnser ernsten straff, darumb vol lest verfugen, 
vnd mit fleis darob sein, das dem allen nie angezeigt gelebt vnd 
vestiglich nachgegangen, die vbertreter gefenglich angenommen, uns 
auch gestalt der sachen, vnd wie sich die ferner zutragen, furderlich 
zuerkennen geben, In dem allen geschicht vnnser ernste meinung. 
Datu Torgau Sontags letare Anno zc. zevii. 

Die Adresse dieses gedruckten Befehls lautet: 

Unserm Amptman zu Konigsberg rat und lieben getruen Cuntzen 
Gotzman. 


No. I. 


Kurfürstlicher Befehl an den Schosser zu Coburg 
Arnold von Falkenstein 


Vonn gots gnaden Johanns Hertzog zu sachssen 

vnd COhurfurst zc. 
Lieber getreuer, Wir geben dir zuerkennen, das vnns glaublich ann- 
gelangt, als solten vmb Strassburg sich etzliche leichfertige pauers- 
leuthe, vnd andere zusamen scotirt, vnd in den Verstandt miteinander 
eingelassen haben, in deutschen Landen vnder dem pauersfolck, vnd 
sunst ein auffrur zuerregen, wie wir dann des hierin verwart ein Copey 
vnd derselben nhamen (— vgl. Nr. III.), so sich des vntterstanden sollen 
haben vbersenden, daraus du dich zuersehen hast, was wesens vnd 
schickligkait, dieselben gesellen sein. 

Weil dann die notturft erfordert, darauf zugedencken, wie demselben 
vnchristlichen vnd bösen fürnemen, in Zeit möge begegent vnd wider- 
standt gethan werden, so ist vnser beger, du wollest in den Kretzschmarn 
vnd Krügen aufm lande, auch sunst vf Hochzeiten vnd andern Zeiten, 
so die gemeinde der leuth durch ander bescheinte vrsachen versammelt 
sein mochten, vnsers ampts dir benolhen, durch Jemants vleissig Kundt- 
schaft zuhaben bestellen, ob ye zu Zeiten der ortten Jemandts frembdes 
betreten würde, ader ob es von den vnsern beschie, vnd vormargkt 
würden, der sich mit Vorten vnd sonst vornemen liesse, die sie dohin 
ziehen theten, dadurch das gemein volck zu auffrur mocht bewegt 
verden, der ader dieselben vollest gefenglich lassen annhemen, vnd 
dich seins vesens vnd furhabens an Ime mit hedrawung, vie du dieselb 
vol schicklich vindest fürzuwenden vissen notturftiglich erkunden vnd 
so du sonit aus seiner antzaig vnd aussag befinden virdest, das er der 
ainer were, der villeicht von andern auffruer zuerregen ausgeschickt, 
so vollest Inen an vnser vorwissen nicht von dannen komen lassen, 
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Wurd aber villeicht in solcher nachforschung vnd nachtrachtung ainer 
angenomen, der vnschuldig, vnd den dingen nit vorwanth vere, den- 
selben vollest als dan auf zimlich vorbürgung ader vrfede viderumb 
ledig geben, Dann wir bedencken, ob wol zu zeiten ein vnschuldiger 
mag getroffen verden, so sei doch noch gelegenhait, vnd vmbstende 
des handels dieser Zeit der sorgfeltigen leuffte, damit durch forcht 
und Ernnst solche beschwerungen abgewanth verden, dasselb nit 
zumtherlassen, vnd vas sich bei dir in solchem zutragen wird ader 
sunst durch ander wege in erfarung kemest, das vollest vns zuerkennen 
geben vnd in dem allen guthen vleis haben domit es ordentlich vnd 
vol bestalt verdt. 
Daran geschiet vnser meynung. Dat. Torgaw Donerstag valentin 

Anno dui zc. ccvii®. 

Die Adresse lautet: 

Vnserm Schosser zu Coburg vnd Lieben getreuen Arnolden von 
Falckenstain. | | | 

Darunter von des Amtsschreibers Hand: 

Churfurstlicher beuelch der Neuen Aufruer vnd Meutereyhalb 
Anno 1527. 


No. III. 


Verzeichnis der verdächtigen Personen. 
‘ Beilage zum vorigen Schreiben. 
Migers Bartholmes sesshaft im Cohe zu oberkirch hat auf Mittwoch 
nach dem tag der bescheidung Cristi im OCvii Jar dies Jar diess 
nachgeschrieben vngefoltert vnd vngebunden bekanndt. 

Erstlich hat er bekanndt, das er zu Ulrichen dem bawern auff dem 
Kobelsberg beim buschgatt bey Oberkirch der Ime gesagt er wolt ein 
haus bawen, so konnth er nit wol wergkleuth finden, gehort, Er sol 
noch kein haus bawen, dann es werde nit lang stan so verde ein großer 
kriege vngeferlich vmb Lichtmess, verden meher bawern zusamen komen 
dann vormals. 

Als er veitter gefragt vss was vrsachen ehr solche Wort vider 
den bawern gerhedt, woher er des wissen habe, sagt er, Er vnd andere 
vff die funfizig vngeferlich, sein im Wirdtshaus im Cohe vor 
Oberkirchen gewesen, vmb aller heiligen Tag nechst verschienen, 
do haben sie sich miteinander voraint Mit Mattenhausen mit der ainen 
handt vss dem geispach, als haubtman, das derselbe seinem vorgethanen 
erbietten nach vff Lichtmess acht tage, vor ader nach komen solle 
vnd Inen jeden anderthalben gulden zum Auszug geben. 
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So sollen sie mit dem hauffen, durch ein Fewersbrandt, ader wie 
er sie sonst beschaiden vnd, zusamen komen vnd miteinander dohin 
ziehen, so vol er sie füren zu ein hauptman, der hab acht ader zehen 
hundert knecht, Er habe aber nit gehort vie derselb hauptman heisse, 
ader wohin sie ziehen sollen. 

Es sei auch davon gerhedt, wann Mattenhaus käme vnd gelt brenge, 
das sie sich im Lohe im Wirdtshaus vorsamblen, vnd miteinander dohin 
ziehen, als volten sie einem hern zuziehen. 

Es sei auch davon geredt, das man nit boss zusamen mocht komen, 
dann bei ein branndt, den man darzu mocht beraiten. 

Obgnanter Barthe sagt auch, das der beschlus vnd Fürnemen sey, 
so sie zusamen komen, keinen hernn mehr zuhaben ader gedulden, 
auch kein stewer bethe, Zins vnd Zehender meher zugeben vnd sich 
der aigenschafft ledig zumachen. 

Vnd als er gefragt, were die mit nhamen sein so bei diesem rheden 
vnd anschlegen gewest sein der fünffzig, also hat er nachgemelte an- 
getzaigt 

Namlich zum ersten Matten hannsen den hauptman 

Melchern von Eickenbergk 

Metzen Paulus zu verneth 

Der schmidt zu appenwir 

Tarbachs hans zu verneth 

Burgklans hans der Jung zu hoffe bei Remichen 

Ein langerman von Straßburg, hab ein grawenrock vnd ein 
schwartzen huett uff, habe ein krvmen fuess, vnd ein 
hoffer, sei bei, der Recht schuldigen einer, 

Der junge schrage, 

Jorg leitt gasst mit den zwaien fingern, 

Hennffer Jacobs sone Andres, 

Vier aus dem bothenaw 

Ein langer Junger vss dem geispach 

Des würdts im lohe shonn, 

Steffan kurnerss son der Kübler 

Wendel peter geigers Knecht 

Konigs vleissels zu Züssenhoffen 

Valtin Seiler Jacobs shone 

Rollwolf zu missbach 

Claus Kieffers Knecht, vnd sonst vilmehr deren nhamen 
er nit wisse, 

sagt veitter vann sie banden freundten diess ‚Jhars vergangen von vil 
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dorffern zusamen sein komen sey zu mehermalen geredt vnd ange- 
schlagen, das sie sich solten vorsamblen, vnd Ir fürnemen vssrichten 
keinen herrn vnd oberykeit zugedulden, Stewer, beth, Zins vnd Zehenden 
abzuthun sampt andern beschwerden, darumb sie im 766 Jar vor- 
samblet komen sein. 


No. IV. 


Verhör-Fragen und Antworten vor dem Zentgrafen 
in Hildburghausen. 


Das Schriftstück trägt im Papier als Wasserzeichen das Henneberger 
(Henne auf dem Berge). 


Auf die fragstuck so gegen Pauln wirsing, mitburgern zu Konigs- 
houen Donnerstag nach Mathie geschehen in entgegen Daniel Brentzers 
Zientgrauen zu hilpurghausen vnd Jorgen Bozingers burgers vnd des 
Ratths doselbst. 

Erstlich auf den artickel worumb er aus Konigshouen gangen sey? 

Dorauf er anzaigt, das er alain solichs gethon habe aus forcht, 
dan do man die zw Muerstat (Münnerstat) het enthaubt, do het in 
sein fraw desgleichen sein schwester gehaissen er solt ein weil hin 
wegk gehn, sunst aus keiner andern sach willen. 

Wo er sich als er aus Konigshouen gegangen enthalten ? 

Dorauf er anzaigt, er sey erstlich kommen gein Hilpurghausen, 
dornach gen der Numburg volgend gein Eissleben Aldo habe er einem 
edelman mit namen ein Watzendorffer iezo Grauen Albrechts haubt- 
man, dem habe er gearbait im weinperg, Dornach sey er gezogen gein 
Brag, vnd habe Beheimische messer gekaufft fur ain gulden oder drey, 
douon habe er die Zeit sein narung gehabt 

Ob er auch eines Martin Muller genannt kunth gehabt oder ob 
er etwas mit Ime zuschicken gehabt? | 

Auf solichs er anzaigt, er habe sein kein Kunt so habe er auch 
mit Ime nichts zuschicken gehabt dan er habe gehort, wie er ein muel 
zu hilpurghausen gehabt, wiße nichts von Im zusagen. 

Was er sambt andern ausflüchtigen für anschlege gehabt? 

Dorauf er anzaigt er vnd die zwen nachbenante haben auf besse- 
rung gehofft, vermeinten, In solt das ihenig, das Ir gewest gevolgt 
haben, so wollten sie sich gein Eissleben oder an ander ortt gesetzt 
haben. 

Ob er ettlich Ausflüchtig kenne, auch wo die sesshafftig sein? 

Auf solichs er anzaigt, einen Crist genant zu Mellerstat ein Wirt 
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gewest, vnd einen Hans Bueb genannt, ein Schmid sesshaftig vnter 
einem edelman bei stat Lauring gelegen. Er hab des Edelmanns kein 
Kuntschaft vnd einem Lorentz Boppen genant auch zu Konigshouen 
gesessen, das sein die ihenigen die er gekenth habe. 

Ob er auch wissens habe oder trag der neuen tauff halben oder 
ob er auch hilff vnd Rath darzue gethan hab. 

Dorauf er anzaigt er trag derhalben kein wissens, dorauff will er 
sterben, Es sey Ime solichs auch nie lieb gewest, wisse auch vmb Ire 
verpündtniss nichts. 

Des gleichen wisse er nichts vmb das verpundtnus zw Strassburg, 
habe sich auch zu Inen nit verpunden, sey auch in zvi Jahren nit do 
gewest. 

Was doch der Aussfluchtigen furnemen gewest sey. 

Dorauf er anzaigt das er nit anderst willens gewest sey sambt 
den Zweyen Vormeintten, In solt etwas von dem Iren werden so wolten 
sie sich etwo vntter gethon haben vnd damit sie sich mochten ernert 
haben. | 

Durch was Ursach er mit den Jungen gesellen vmb die stat Hil- 
purghausen gegangen sey. 

Auf solichs er anzeigt, das Ine hanns Gunnthart des gleichen 
Hans Brunquill bede Mitburger zw Hilpurghausen von ongeuerde vnter 
der predig gefordert haben mit Inen sambt andern zugehn, das habe 
er gethon, aber solichs In keinem argen geschehen. 

Ob Augustinus Brunquill zu Hilpurghausen Wissens hab vmb 
sein sach ? 

Dorauf er angezaigt, er habe nichts gewust sunder er habe bey 
Ime gelegen, vnd gehort auf die vertrostung, so Im sein brueder ge- 
thon, vermeint In vider einzubrengen Also habe er Zwen oder drey 
tag ongeuerlich auf soliche Vertrostung bey Ime gezert. 

Ob er sunst niemants beraubt, gestolen oder ermortt habe. 

Auf solichs er anzaigt, das er niemants in der Aufruer, oder sunst 
sein lebenlang beraubt gestolen geprennet oder aber ermortt habe. 
Des ziehe er sich an alle die von Konigshoven. 

Ob er auch irgenth in Kriegsleufften gewest. 

Dorauf er anzaigt, er sey in keinem gewest, sunder alein do er 
mit seinem gnedigen hern von Wirtzburg gezogen sey gein Buttert, 
das habe er gethon aus gehorsam. 

Ob er auch in der aufruer willens gewest sey yemants zu brennen 
oder ab er solichs gethon. 

Auf solichs er anzaigt er habe in solicher aufruer, niemants ge- 
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prennet, sey auch fur das thor nit kommen, auch in kein Lager, allein 
gein Bilhausen sey er gegangen Im wollen ein peth zu kauffen, vnd 
doch nichts gekaufft. Sundern nur angezaigt, das er willens gewest sey 
sambt den Zwaien als mit Namen Crist vnd Hanns Bueb, ob schon 
vier oder funf tausent Bauern bey einander weren, so wolten sie nit 
vntter sie gehn noch stehn, sunder alein wue sie einem Fursten kontten 
gedienen vmb einen solt, dem weren sie willens gewest zu dienen. 


No. V. 
Verhör-Zettel. 
Fragment. 


Item zu fragen, ob er nit vf den tag als er alhie zu Üoburg bei 
virtelmeistern vnd dem Burgermeister ansuchung gethan zu abent in 
Bastian Ruswurms des Webers hauss vnter anderm die wort geredt: 
Es sei zu Coburg wie vffm landt. Es wolle einer aufstehe vnd der 
ander nit. Dauon hab er mit ettlichen vnter dem schragen zu Coburg 
geredt vnd sonderlich die Wort gelaut: Woe die von Üoburg auf- 
stünden do were der Lang bergk vor hin auff. 

Item ob er nit zum offtermall geredt „die Edelleut sindt gotloss 
leut“ vnd „es were in herabfallen“, — mit andern verdechtlichen Worten. 

Item dass er als die von Sternbergk in irem gehultz holtz hauen 
lassen er gegen Iren seldnern geredt, „Warumb sisten souill: hauher, 
zu Jar werd es doch gemein. Und wolln das austeilen“. 

Item ob er auch nit geredt: „es sei vmb drei schuss gethun solieg 
Kallnberg an der seitten“, mit ander verwanten wortten. 

Item Bernhart, der von Sternberg knecht, gestet nit dass er des 
tags dauon er meldung thut kein Wort mit Im geredt. 


No. VI 


Schreiben der Visitatoren an den Coburger Schosser 
Arnold von Falkenstein i. Sachen des wiedertäufe- 
rischen Pfarrers von Scherneck b. Coburg. 


Der Originalbrief trägt die Adresse: 

Dem Erbern vnd Vesten Arnolden von Falckensteyn diser Zeceyt 
Churf. gn. von Sachsen zo verordentem vnd Schosser zu Coburg vnserm 
guten freundt vnd gunstigem Junckern. 


Das Schreiben lautet: 
Unnser freuntlich willig Dyenst zuuor Er Schosser guter freundt 
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vnd gunstiger Juncker. Vns ist in disen tagen als vir dye Visi- 
tation zu Hylperhausen fürgenomen angelangt Das 
der prediger zu Scherneck der hyevor zu Ahorn gewest, in neulichen 
tagen, als am tag Conceptionis Marie, zu Scherneck bestimpts tags 
funf predig soll gethan haben, vnd das er ettwa vyl leuht, mer dan 
vyertzig Bambergische Vntersess zu Ime geyn Scherneck vf solchen 
tag hab erfordert, vnd das mer ist, das er auss denen 1 viertzehen 
in dye Sacristeu hab heymlich genomen, vnd da eyn gutte Zuyt mit 
Inen handlung vnd vntterredung gehabt, nit weyß man wass seyn für- 
nemen vnd fürhalten seyn mug. 

Wan er dan hyevor eyn böss geschreyh gehabt, vnd vie in itziger 
visitation allerley befunden, das dye Widertauf in vyl ortten in leuthen 
eyngewurtzelt vnd noch teglich einwurtzeln möcht, Derwegen vff das 
disem thun nit Raum gegeben vnd dem zceytlich vorkomung geschehen 
möcht, wollen wir euch das an stat vnsers genedigirten herrn, des 
Churfürsten im besten angezeigt haben, an stat seyner Ühurf. gn. 
higerendt, vnd vnserthalb freuntlich vnd guetlich byttendt, Ir wollet 
in dem eyn vleissige nachforschung haben lassen, vnd so es dermass 
befunden, wye es auch eyn bosen argkwohn, so es von ime dermass 
ergangen were, auf ime trüge, als dan nach seyner person ine gefenck- 
lich eynzupringen, sonern es euch also auch gefellig, trachten lassen, 
Das wir euch im besten nit wolten verhalten, vnd habt euch zu freunt- 
lichen vnd wilferigen gevlyssen dyensten gantz villig. 

Datum Myttwochen nach Thome Appostoli 
Anno ze ccviii®. 

Unterschrift: 

Churfurstliche geordente Visitatores dys seyner Churf. gn. 


Ortlands zu Francken Itz 


zu Hylperhausen. 
Adresse: 


Dem Erbarn vnd Vesten Arnolden von Falckensteyn diser 
Zıceyt Churfr gr von Sachssen ze verordentem vnd Schosser 
zu Coburg vnserm gutten freundt vnd günstigen Junckern. 


No. VII. 
Antwort des Schossers Arnold von Falckenstein. 


Mein freuntlich dienst zuuor gutte freundt, Ewr schreyben von 
wegen des predigers zu Scherneck an mich beschehen, mit vermeldung 
was sich derselbig abermals mit predigen vnd anderm sol vntterstanden 
haben, hab ich verlesen, vnd wyl dem, souil mir muglich mit vleis, 
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wie ewr schreiben meldet, nachforschung haben vnd auff dyese sach 

Kuntschafft legen, Das hab ich euch auff ewr schreiben nit wollen 

verhalten vnd habt mich auch zu fernern diensten willig. Dat. 
Concept. 


No. VII. 


Ein anonymes Schreiben. 


Hans Sülfleysch vnd ander mer sagen, das Hans popp bei der 
Nacht komen für Oswalt Steiners Haus und die Ketten an der thür 
angelegt, und fur das Fenster komen. Aldo an geklopft, hat Osvalt 
zum Fenster raus gesehen, da hatt der popp ihn geküsst, hat gemeint, 
es sei die Frau gewest, Oswalt raus zu der thür und hat raus wöll, so 
ist die Ketten an gelegt west, so hat er einen Knaben zum Fenster 
raussgestossen, die Ketten rab zu thuen, vnd er raus mit eynem Messer, 
do hat der Popp gelaufen, der ihm nach, vnd in gejagt, das er im 
hat müssen entlaufen bis in sein Haus und ist im in den Keler nein 
entlaufen. 

Clas Wilhelm sagt, er ker sich nichts an seiner Tochter handlung. 

Jorg Fischer sagt dass er gesehen hab, dass Er Jorg hinten vber 
dess alten Adams Wilhelms Zaun sey rein gestigen Er hab aber In 
nitt widerrauss sehe komen. 

Jacob Unreyn sagt er hab selbst fur zeitten ser getruncken vnd 
in schenckheusser gelegen. Hans popp der hat nichs woll sagen ist 
von der gemein gangen. 

Lorentz Schmidt dochter hatt irem bruder angesagt das er in der 
gemein ansagen soll sie hab sich fur einer Zeit mit eynem versprochen 
der heyss wolf-Nemhart ist itzundt zu Harris der vil sie also sitzen 
lassen. 

Jorg Steiner sagt, Er Jorg fluget, er hab in vberlauffen mit einem 
plosen messer, hab mit ihm nichs zuthuen gehabt, und ist berufflich 
mit des alten Adams Wilhelms Weyb vnd nit anders, abnehmen konnt 
er das nit, vad gehort, wie des Wilhelms dochter mit der Widertauf 
berufflich sei, vnd von paullen Bawmgertner er hab ir zwen im haus 
bey einander funden, er wiss aber nitt, wer sie sindt gewest, ein fraw 
dy heyst dy alt kulmenin ist bey Irem man nit. 

Clas Kvempfle sagt, das Er Jorg sey zenckich und hadernis, ge- 
schlagen mit hansen mit dem bösen pein vnd die red hin vnd wider 
gangen im Dorff, wie er ins adams Wilhelms hauss gangen sei zu der 
fraw vnd ich in selbs hab sehe neyn gehenn, vnd allewegen an den 
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gerichten zu thuen gehabt, das den sulchem man nit zu stett, vnd 
Wilhelms dochter redt mit nymands nichs wo sie hinein get, vnd ge- 
hort das ettliche bey Ir auss vnd ein gehen sullen nemlich Jorgen 
flurschutzen knecht zu Neyda. Lorentz Schmidts fraw dy soll nit 
zum Sacrament gangen seyn, ich hab gehort das Hans Sühlfleisch 
lesterung gethan haben, Oswald Steyner zeyht ich an teglich zum 
trincken vnd spilen. 

Michel Schmidt sagt, das er Jorg ein bosen Wandel für, das für 
augen ist, auch gehort, mit der Adamme beruflich sei, auch das Clasen 
Wilhelms frau vnd dochter nit zum Sacrament sein gangen, desgleichen 
Barb Schmidt. 

Han Sülfleisch sagt, das er Jorg teglich mit mordtweren im Dorf 
hin vnd wider gehe, er sei fur der Zeit selbst ein Gotteslesterer ge- 
west, er wil das abstellen, gehort, vie die Ottilia Sulfleischin krank gewest 
sei, vnd komen ins Wilhelm Haus zu der dochter da hat sie zu ihr 
gesagt, hastu den hergott gar fressen? schmackt er wol? Oswalt Steyners 
fraw sey beruflich mit dem Jungen. 

Lorentz Külman sagt, das man das nit leyden soll mit er Jorgen 
das sich mit dem Hansen mit besen schlüch vnd bose Wort auszogen, 
dass nit dovon zureden wass. Gehört das Wilhelms Dochter sey fur 
ein Jar auch swanger gewest vnd itzunder noch swanger geth, tregt 
dye hin vnd wider in die ketzers lett sie tauffen vnd der man nit 
bei ir ist. 

Classschmidt Bucheroder sagt das der pfarrer offt nauss zieh in 
ein anders bistumb vnd predigt da man noch auf dy alten weyss helt, 
vnd selbs von dem pfarrer gehort, dann es im leyd muss sey, dass er 
der bawerschaft dass er als vil von der lib Gottes gereth hab, vnd 
ist gescheen in der erst, vnd hat dise red gethan so die pawerschafft 
die auffrürer machten, vnd pleibt nit vil in der pfar, gehört, das ein 
Loch in Wilhelms hauss sein, da grich (kriege) ir man auss und ein, 
redt auch von der Kulmenin. 

Ott Wendel sagt dass der pfarrer in dem auffruder (rur) das volck 
nie kein mal vermant hab, dass sie nit auffürrisch sein sollen, sundern 
gereth, es mus also sein, vnd wen er in der pfarr sein soll, so ist er 
ander orthen, vnd wenn man will, wenn er sei im Pfarrhof, so ist er 
im Schenkhaus, ob ymant seyn bedorff. Wo er aber geladen würd zur 
eyner Zeyt (Hochzeit) oder Wolleben, das moch ich wol leyden. Und 
der pfarrer hab gut wißen vmb ettliche widertauffen. Und sagt, dass 
nit schultes und Dorffsmeister sei der mit ein gemein bewert wer, vnd 
wie der Pfarrer zu neyda gewest sey bei Jorgen Flurschützen Knecht, 
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das Opfer an Im gefordert, hat er im nichs wol geben, er sey im nichs 
schuldig und der Pfarrer das an seynem Herren gefordert, er sal das 
fur ihn geben, auf das ist Jorg Flurschütz zu mir komen gein meyder 
vnd mich gepetten als eynen guten freundt, wie ich im doch rath dass 
er mit seynem knecht thuen soll, wen er wil wen er gehe zu Kirchen 
so geth er in Clasen Wilhelms hauss zu der Dochter. Hab ich ihm 
den rath geben er sal sich sein seinen Lon geben, vnd Jorg Flurschütz 
hat mer zu mir gereth Gott erbarms wir haben noch eynen jungen 
Man im Dorf, den verfürt Hentz Günther zu Klein Walbur. Und 
Wilhelms Dochter hat fur eynem Jar ein großen Bauch gehabt, da 
ist sie an Bach komen zu meyner Hausfraw vnd gefragt wen gut ader 
lass sey, wol die Nachparn reden, der Teuffell hab mir den Bauch 
gemacht, ich hoff und gereth mein Herr Jesus mein gott der hat mir 
den gemacht. Und ist komen in mein Badstuben, ein Kneble bei ihr 
gehabt, das gesagt, vo ist vnser vetterlein, er ist im Elendt, wen wirt 
er widerkomen, wenn die bösen leut vergehen, hab auch von dem loch 
gehört, sag von er Jorgen, dass er kein Nutz vnd ein sulcher Mann 
ist, dass er nichs tue im Dorff, den das er frum Lewt schmecht vnd 
schendt vnd sein Mutter hilft darzu Tag und Nacht. Und do er in 
des Barb Schmiede gekommen, hat sein Mutter sie zusamen eingesperrt, 
vnd wen sie nach einem Brunn gangen ist (um Wasser zu holen), hat 
sie ein Hölzle in sein peth gelegt vnd dabey zu merken, ob sie das 
mit ein ander verpracht haben ader nit. Wo die Lewt davon gereth 
haben, so wil er bawen vnd stechen. Vnd auf ein Zeit aus dem Kirchen 
gelauffen, da hat sein Bruder ein Hader gehabt, da hat er vnter dy 
nachtparn vnd dy iren woll hawen vnd stechen, sie geschent vnd ge- 
schmecht. Und ist berüchtig mit der Martzen Adame, gehort, wie das 
ettlich swanger weyber vnd andere mer zu der Wilhume gehen vnd 
sie die leret auff ein ander Sacrament vnd der Pfarrer nit anders dar 
zu thut vnd reth, so grychen sie heimlich zusamen. Auch get dy Wil- 
hume in der Martzen schneyderin Haus vnd machen Bad darinne 
vnd verfüren ander Weyber mer vnd den pfarrer mit den Sacrament. 
Es sitzt ein Fraw zu Neyda, dy hat Kinder, den soll sie das Sacrament 
selbs geben, vnd das bey gereth, sie bedarf keynes pfarrers, aber ich 
weyss der fraw nit ich habs gehort also. Oswalt Steyner ist teglich- 
ins Wirtshewser. 

Kilche Weydenhofer sagt, das er Jorg bey tag vnd nacht aus. 
und eingangen sei in des Adams haus, er viß aber nit, was er zu 
schaffen hat, gehört, wie dy wilhlume komen sey in er Endres Haus. 
'vnd sein fraw gefragt ob sie krank gewest sei, sein ettliche Rocke- 
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meydt darzu komen, haben sie nichs mer davon geretht, ich hab auch 
gehort das auff der heilgen drey Konigstag sollen zwu fraw zu der 
Wilhlume komen sey vnd sy dy beherbrigt hab, aber ich weiß nit 
wer dy gewest sein. 

Endres Schmidt sagt, wye er zu Coburg zu marck gewest vnd 
veyl gehalten, ist ein fraw zu mir komen vnd gefragt, vnd mir ange- 
zeygt, wer ist dise fraw hab ich gesagt sie sey von meyder, „ey hat 
sie doch gesagt zu mir, sie sey von der newstatt, vnd hab ein kindt 
mit eynem pfaffen gehabt, ich sol ir Würtze geben, der pfaff wol von 
ir ablassen. Darmit der pfaff nit von ir abgelassen kan, hab ich ir 
Widerthan geben, vnd ist mir noch schuldig vnd kan sie nit wider 
er greyffe sulchs, hat die fraw zu mir gereth. Und dy Wilhlume ist 
komen in mein Haus, hab ich sie gefragt, was ist doch ewer glaub, 
hat sie gereth, wen sie des meyns (Mainfluß) trincken woll, so wolt sie 
wol von irem Glauben reden, vnd gereth, dy prediger predigen zu 
zeyten, vieman ein pferdt mit dem arss auffzempt (zäumt), vnd 
helt von dem Prediger zu Coburg (i. e. Balthassar Düring) gar nichs, 
denn sie predigen, daß sie gnung haben. Ich hab gehort von Osswalt 
Steyners Kinder, dass sie reden, wen wir gleich etwan prott bringen, 
so ist’, mein Vatter, vnd leitt stets im Schenkhaus. 

Marthe Steyner sagt das Er frag honisch herderniß ist berüchtigt 
mit der Adame, vnd sie iren Man von ir getriben hat, dass er zu 
seiner Dochter heymgegangen ist vnd ihn gehalten wie ein Hundt. 
Und die Adame hat für zweyen Jaren etliche gesellen in irem Haus 
gehabt, ein solch wesen der in gehabt vnd gefurt, das dieselbigen das 
Land haben müßen rewen. 

Jorg Ditterich sagt das er Jorg zengkisch herderniss ist, vnd 
gehort, wie die Adame sei in Er Hansen hoff gekrochen, sehr ge- 
weint, hat er Hansen fraw sie gefragt: warumb weynstu? Hat sie 
gereth: Solt ich nit weynen. das Kind sey er Jorgen, vnd von dem 
Jungen selbst gehort, das er mit Oswalt Steyners fraw zuhalt. 

Class Hauff sagt, wen eyner von er Jorgen reth das er beruchtig 
sei mit der Adame, so wil er hauhen vnd stechen, vnd ist aus dem 
Kirchhoff rauss gelauffen mit plosem Messer vnter dy nacbparn, vnd 
alda mir zugeschryen, ich sei ein diplischer Böswicht vnd ein straß- 
räuber, dass mir nit leidlich ist vnd geretth: wen die von Meyder ihn 
beclagen, so sein sie nit redtlich bestanden. 

Ott Bavmgertner sagt das des Clasen Wilhelm thür des nachts 
oft auf vnd zugangen sei, er hab aber nymants gesehen. Aber dy 
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Wilhume hab für ein Jar ein grossen Bauch gehabt, sei neingangen, 
vnd itzunder auch wider eynen hat. 

Wilhelm Karg sagt wie er in erbiss Schoten Bowl sei mit et- 
lichen, hab der Barben Ditterich Knecht gesagt, ich hab gehort, Er 
Jorg sol ein pett gemacht hab mit der Adame im Haus. So mir nu 
rein sein komen, hat der jung Wirt den Knecht zu er Jorgen heyssen 
komen vnd er zu ihm gesagt, wo hastu das gehort? Und der Knecht 
gesagt, ich soll das gereth hab und ich das doch von ihm gehört. 

Ott Kriste sagt, das er Jorg ein bruder hab, wenn der ein hader 
hab, so legt er sich auch der Einred vnd ist beruchtig mit der Hurrei. 

Class Reinhart hat gehört, wy das er jungst etliche leut in sey- 
nem Haus gehabt, sollen sie gerett haben, sy haben den geyst bey sich. 

Michel Schneyder sagt, das er Jorg ein bosen Wandel für, zengisch 
vnd hedernisch in Gerichten vnd sunsten allenthalben vnd hat Er 
Hansen in der Sacristei in der Kirchen vbergeben vnd zu im geret, 
er herberig ettliche Hurren ihn zu Neyda (ein Dorf bei Meeder), und 
für meiner Thür auch vbergeben, vnd aus dem Kirchhof mit blosser 
Wehr vnter die Nachparn gelauffen. Vnd gehort, dass er der Schul- 
thess auch vbergeben hat im Wirtshaus, wo ettliche gethan hetten, 
so hat er ihn sehr verwundt, vnd mein gesveger zu schantt gemacht, 
dass sie vnd ihre Kinder vnd freuntschaft nit abwischen. Liegt teg- 
lich in Wirtsheusser; wenn er das Wort Gottes predigt, ist es mir nit 
genugsam, denn das er sein schön Fraw an zu schawen hat, vnd hält 
sich nit, wie der pfarrer vnd Er Hans; hat teglich sein mordwehr bey 
sich; vnd gehört, wie Er Jorg bey der Adame auf der Capeln ge- 
west sei. 

Endres Külmen sagt, wie in eines Wirtshaus gewest, sei pfarrer 
vnd Er Jorg vnd andere nachparn mehr darinne gewest, hab ich 
mit dem pfarrer schimpfliche Wort gereth, vnd Er Jorg sich darein 
gelegt, hat einer für ihm auf einer Bank gesessen, hat er zu ihm 
gereth: „lass mich mal für“. So er für kommen ist, hat das 
Messer genommen, mein domit begert zu lestern vnd sehr geflucht. 
Wo einer nit der für bank gethan hätt, so hätt er mich sehr ver- 
wundt vnd ein Fried gepotten, vnd er zur Stube naus ist gestossen 
worden, er das Messer bei der Spitzen gehabt vnd wolt nein werffen. 
Der Wirt gesagt: Er Jorg ab ist fried gepotten, ir kont in gleich 
als wol mit Worten geprech als mit Wercken, do hat ihn der Wirt 
nein (in die Stube) gelaßen; vber solchs alles hat er zu mir gesagt, 
ich sei ihm trewlos worden, das er nimmermer auffrichten (aufrecht 
erhalten) kann, wo er das nit bekenntlich sein will, so will ich das 
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auf ihn mit Leuten aufrichten, dass er solchs gethan hat vnd rede von 
ihm, wie ein andrer gemeiner Mann, wie er sich gehalten hat vnd von 
der Wilhelmne. 

Oswald Külman sagt, dal3 er mit Er Jorgen vnd dem Poppen in 
nüss gespielt ins Poppen Haus. Hat der zu mir gesagt, da er Jorg 
naus kommen ist: „ich will dir etwas weißen. Was soll es gelten, 
ob er itzund heim geht?“ Hab ich gesagt: Wo will er denn hin- 
gehen? Hat mich auf sein Potten gefürt, vnd gesagt, er wirt in der 
Adame hauss gehen vnd wirt anklopfen. Wenn er nu anklopft so 
wird ein Licht an Ern komen. Das ist gescheen; alsbald es anklopft, 
kam das Licht. Ich hab aber nit gesehen, wer es gewest ist; hat 
Poppen Frau gesagt zu ihm: Hans, du tust vil zuschicken darumb, 
was geht dich’s an? 

Oswald Ruttloff sagt, wie das die Barb Schmidtin zu ihm gesagt, 
sie sei in zweyen Jaren nit zum sacrament gangen, vnd der Pfarrer 
hab ihr das nit geben wollt von Er Jorgen wegen, vnd ihn doch zu- 
lässt mit dem Sacrament und das Wort Gottes predigt, vnd er selbst 
Neid vnd Hass trägt. Sie ist gein Coburg kommen vnd zum Sacra- 
ment gangen, so sie wieder heim ist kommen hat die alt Fligerin 
(Hexe?) zu ihr gesagt was hastu fressen, hastu den Teuffel fressen ? 

Paulus Bawmgertner sagt, dass Er Jorg mit dem Michel Schney- 
der in vier Jarn nichs mit Im gerett, das hat mir Michel Schneyder 
gesagt vnd zugelassen, das Wort Gottes zu sagen, sulchen Neyd bei 
ihm zu haben. Und die Fligerin hat geredt in der Badstuben zu einer 
Fraw vnd die Fraw hat mir das gesagt, wo man dy Vicarier vertreyb, 
so sullen die Meyder sehen, das inen dy Höf also voll — Ungeziefer 
werden sollen, dass sie wunder sehen sollen. 

Karges Hällo sagt, wie er vnd sein Hausfraw auf ein Zeyt in 
Pfarrhof kommen sein zum Pfarrer, er wolt gern zum sacrament gehen 
vnd etliche anliegende Sachen gehabt mit dem Pfarrer davon gered, 
vnd zum Pfarrer geret, warumb er den Vicarier verpotten, das sie 
meyner Stiffdochter der Barben das Sacrament nit geben sollen. Das 
hat der Pfarrer nit geständig, ist komen mein Stifdochter zum Pfarrer, 
zu ihm gesagt, er soll den Er Jorgen darstellen das er ir vergeben 
soll, des gleichen woll sie widerumb ihm tun. Er hat das nit woll 
tuen, vnd er Jorg ist zu mir kommen am Bach zu mir geredt, „ich 
wolt dass du dein Dochter die Lügen bei euch behilt“, darumb ich die 
'Bleikugel und Stein ins Amt geantwurt hab, und das Amt geantwurt: 
„Ist der Pfarrer also ein gutter evangelischer Mann, das er ein sul- 
chen (Vicarier) zulässt in der Kirchen, der nichts thut, denn das er die 
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Leut schmegt vnd schent.“ Ja kann ich das rechnen, das es nit gött- 
lich ist, vnd zu dem Fliger gesagt, „ist das der Lohn, dass euch mein 
fürhübner auss der Tauffe gehoben habt, vnd Ir habt im sein Dochter 
zu einer Huren gemacht“. 

Hans Criste sagt, dass er das gehort hab, dass Hans Popp Er 
Jorgen bey des alten Adams Fraw bei einander vnter dem Pferdsparn 
funden, hab gehort, dass Jorg Ditterich als Otten Kriste Dochter ge- 
lobt, schweigen still darzu, vnd Hentzen Wellners Sun hansen schmidts 
Dochter gelobt vnd schweigen stil darzu. 

Hans Buchenroder schneyder sagt, dass er von er Jorgen selbst 
gehort wo einer einen bosen Wandel für, den sol man nit leiden, auch 
gehort, das Albrecht Kriste zu Neyda, eyner ein virtel Weytz gereiht 
sol hab, sie sol nit zum Sacrament gehen, vnd gehort, das der Jung 
sol geret hab, er sei ein Mal gezwungen worden, er woll noch nit 
Hochzeit machen, er werd den noch ein Mal gezwungen. 

Anthonius Reytz sagt, das ir zwen von vtzigk seien komen in 
Hansen packen haus vnd dy clein Wilhelmne zu in gefordert, ist weyß 
aber nitt, was sie bei einander gehandelt haben vnd gehort, des Flur- 
schützens Knecht zu Ir gehe, gehört dass Hans Popp vnd der Jung 
vnmiger bei Oswalt Steyner’s fraw gelegen sein. — Dis sein besunder- 
liche Artikel, die diese Menner gehort vnd sagen, vber Ire andre sagen 
mer vnd dieselbe Ire ander sagen bestimpt zu der ander gemeyn 
sagen vond pleyben darmitt bey der gemein aussgenomen dise artickel 
vnd ausszug Irer besag vnd gehör dye hirinne verzeygent. 


No. IX. 
Urteile. 


Abschyed den Jhenen gegeben, so zu Meyder, Neyda vnd Ban 
walbar der Widertauf vnd Ander lasterhalb angegeben seyn. 

Class Wylhelm, sein Hausfrau vnd Ir Dochter, dess Kyrchners 
zu Oberwalbar Eheliche Hausfrau, syndt vf heut Myttwoch nach Se- 
bastiani, anher des Irrthumbs halber dorynnen dyeselbig Kyrchnerin 
mit der Widertauf begryeffen, furbeschyeden. 

Nachdem aber dye zwey alten erschyenen vnd Ir Dochter aussen- 
plyeben, haben dye zwey Alten Ir entschuldigung dermass fürgewendt, 
das sye sich in dys thun für Ire person gar nichts eyngelassen, noch 
damyt zuschicken gehabt haben. So haben sye auch Ir Dochter vyl- 
mal gestraft vnd zu Rede gesetzt, Aber sye hab nyt volgen wollen. 


26 * 
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vnd zum Vatter gesagt, was er sye lernen wöll, er sey selbst vnge- 
lernth. Sey am vergangenen Montag weg gegangen, vnd irne vier 
Kynder im Haus sytzen lassen. 

Ist den Zweyen der Abschyed gegeben, sych Irer Dochter solchs 
irs Irrthumbs halben, gentzlich zuentschlahen, dye nit wider anzunemen, 
weder zuhausen noch zuherbergen auch weder bey tag oder nacht 
vnnachlessige straf zuuermeyden. wye auch dem landtknecht zu Lauter 
beuelch geschehe, woe er sye ankum, gefencklich anzunemen. 

Marx Gotzen zu Neyda ist vf sein verneinung vnd entschuldigung 
das er mit der Widertauf noch dem Irthumb des Sacraments nit be- 
fleckt sey, auch das er nit mer den eyn mal in der Wylhelmin Haus 
gewest, der Abschyed gegeben, sich hinfurder mit worten oder wercken 
in disem thun nit vernemen lassen vnd eyns erberlichen gutten lebens 
gehalten bey der verpenung so er anders hinterkomen inen zur staup- 
pen zuhauen vnd des lands zuuerweyssen. 

Martschen Adamyn des Hefners Dochter dye beruchtigt ist Vn- 
zcucht (getrieben zu haben) ist vf ir verneynung vnd nit gestehn mit 
ernst vnttersagt vnd gepotten, sich eyns zeuchtigen lebens zuhalten 
vnd Hurerey mussig zustehn, den woe sye anders hynterkomen sol 
sye hartigklich gestraft vnd des lands verwyesen werden. 

Criste Schulthessin hat Ir entschuldigung gethan, wie sye der 
Sacramentshalben bezeychtigt, vnd das sye es iren Kyndern selbst 
solt geben haben vnd gesagt, sie bedürfe keines Pfaffen dazu, dass 
man ir daran gantz vnrecht thue, darauf ist sie vnterrycht vnd mit 
ernst verwarnt, sich vor disem Irthumb zu hüten vnd das man vf sye 
dyssfalls wol ferner Kuntschaft machen würde. 

Euckarias Ross, Lynhart Wylhelm vnd Heyntz Günter zu Kleyn- 
Walbar vnd Albrecht Crista zu Neyda, so berüchtigt der Widertauf 
vnd Irthumbs des Sacraments syndt zum hertsten angeredt vnd allent- 
halb vmb Ir sach erforschung vnd erkundigung gehabt. Aber vf ir 
Verneynen vnd entschuldigen seyn sye nottürfftig an untterweyst vnd 
untterjcht, vnd Inen dye Verwarnung darbey beschehen, sich nit wider 
beiretten zulassen vnd von disem Irthumb abzustehn. Dan wo nit, 
vnd sye des hinterkomen, wye man auch Kuntschaft auf sye legen 
vnd machen woll, sollen sye nit des lands verwyesen, Sondern an leyb 
vnd Leben gestrafft werden. Doch ist beschlossen, die zwen Heyntz 
Günter vnd Euckarius Ross gefencklich anzunemen, [Heintz Günter 
hatte bekannt, dass er den vertriebenen Prediger zu Wiesenfeld am 
vergangenen Osterfest geherbergt habe.] 

Hanss Beck, Martha seyn haussfrau, Veyt Muff, dye auch be- 
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schuldigt, das sye dye Widertauffer vnd andere mit dem Irthumb der 
Sacrament behafft, herbrigen vnd halten sollen, ist vf ir entschuldi- 
gung vnd verantwortung gesagt vnd mit ernst gepotten, sich nit 
hinterkomen zulassen bey Vermeydung der straf vnnachlessig gegen 
Inen furgenomen. 
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III. Literaturübersicht. 


Von 


Julius Friedrich. 


I. 
Allgemeines. — Entscheidungen. — Zeitschriften. — Gesetzes- und 
Quellensammlungen. 


1. Dr. Franz Xaver Eberle, Kanonikus und Prediger an 
der kgl. Hofkirche St. Cajetan in München, Arbeitsmotive im Lichte 
der christlichen Ethik. München 1912. Lentner (Stahl). 1128. M.2. 

Die wohldurchdachte Schrift, die auch nicht-katholisch-konfes- 
sionelle, ja protestantische Literatur berücksichtigt, legt den Grund der 
Betrachtung in der Einleitung (1—6), in welcher der Begriff Arbeit 
und die Arbeitseinteilung untersucht wird. In drei Kapiteln beleuchtet 
dann der Verfasser die Arbeit als sittliche Gewissenspflicht und als 
Wirtschaftsfaktor, sowie das Gesellschaftsmotiv in der Arbeit auf dem 
Boden der christlichen Ethik und kommt zu beachtenswerten Fest- 
stellungen. Leben ist Arbeit, Arbeit ist Leben! (1). Arbeit ist die 
mit Mühe verbundene Tätigkeit des Menschen, die den sittlichen Zweck 
verfolgt, für Individuum und Sozietät nützliche Güter geistiger oder 
materieller Natur hervorzubringen oder zu erhalten (2) — wobei E. 
das Schwergewicht auf den sittlichen Zweck legt. Die potenzierteste 
Arbeit ist diejenige, welche gleichzeitige Maximaltätigkeit der drei 
großen Arbeitsorgane Leib, Verstand, Herz ist. Die geistige Arbeit 
steht über der Arbeit der Hände, denn ohne sie fehlt der körperlichen 
die Lebenskraft (4). Der idealistischen Arbeitswertung eines Carlyle 
(laborare et orare), des Manchestertums und des früheren Sozialismus 
ist heute die materialistisch-realistische Arbeitswertung — auch bei 
den heutigen sozialistischen Theoretikern (Kautsky) — gefolgt: „Der 
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Lohnarbeiter verkauft seine Arbeitskraft, um leben zu können; die 
Arbeit ist ihm Nebensache“. Die christliche Auffassung der Arbeit 
ist eine sozialethische. Arbeitsmotive im Sinne der christlichen Ethik 
sind die sittliche Gewissenspflicht, das Wirtschaftsmoment und das 
Sozialmotiv. Dieser Satz wird historisch belegt. Die schönen Schluß- 
gedanken gehen etwa dahin: Der Christ, sei er Arbeitgeber oder Ar- 
beitnehmer, kümmert sich vor allem um die Güter, die um ihrer selbst 
willen Wert haben. Und da immaterielle Güter ebensogut Bestand- 
teile der gesellschaftlichen Güter sind, so umschlingen sich alle Kreise 
und Gruppen, jedes in seiner Art, mit dem Bande der christlichen 
Liebe. Nur so wird das Sozialmotiv der Arbeit seine Früchte zeiti- 
gen, um die Lösung dessen zu ermöglichen, was wir schlechthin „so- 
ziale Frage“ nennen. Das kann nur sein, wenn der von dem Prinzip 
der Liebe gewollte Ausgleich der einzelnen Schichten des Volksor- 
ganismus stattfindet, wenn alle in allen die religiös-sittliche, die geistige, 
die materiell-wirtschaftliche Hebung erstreben und vermitteln.... So 
ist das Sozialprinzip der Liebe die Neuorganisation der Gesellschaft 
durch das Christentum. Die Liebe gab der Arbeit im Rahmen des 
Gemeinschaftsganzen Motive, von denen weder Antike, noch jene mo- 
derne Arbeitswertung weiß, die losgelöst ist vom Christentum. 

2. Rudolf Stammler, Theorie der Rechtswissenschaft. Halle 
1911. Buchh. d. Waisenh. 835 S. M. 22. 

3. A. Nicol-Speyer, Rechtsanwalt in Rotterdam, Der All- 
gemeinen Rechtslehre erster (morphologischer) Teil. Berlin 1911. 
Vahlen. X u. 317 8. M.9. 

Die Begriffe Biologie und Morphologie des Rechts beginnen sich 
in der Rechtswissenschaft einzubürgern. N. will eine systematische 
Theorie des heutigen Rechts schreiben und veröffentlicht zunächst als 
deren erste Abteilung eine Allgemeine Rechtslehre. Diese teilt er 
wiederum in zwei Teile, einen „morphologischen“ und einen „biologi- 
schen“. Neben dieser Disposition geht (wie sich dies gleichfalls in 
der Rechtsphilosophie einzubürgern scheint) der allgemeinen Rechts- 
lehre eine Bucheinteilung einher: Buch A. Morphologie des objektiven 
Rechts. Das Wesen der Rechtsregel.e Buch B. Morphologie des sub- 
jektiven Rechts. Das Wesen eines sujektiven Rechts, oder die Statik 
des subjektiven Rechts. — Soweit die morphologische Rechtslehre, die 
allein der vorliegende Band enthält. Die biologische Rechtslehre wird 
enthalten: Buch C. Biologie des objektiven Rechts. Die einzelnen 
Rechtsregeln als einheitliche Totalitä. Buch D. Biologie des sub- 
jektiven Rechts. Erster Teil: Das subjektive Recht im Verkehr oder 
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die Kinematik des subjektiven Rechts. Buch E. Biologie des 
subjektiven Rechts. Zweiter Teil: Das Ausüben und Geltendmachen 
subjektiver Rechte (Die Lehre von den Klagen), oder die Dyna- 
mik des subjektiveu Rechts. 

N. will eine Theorie des Rechts darstellen, nicht wie es sein sollte 
und wie man sich dasselbe je denken möchte, sondern das Recht, wie 
es tatsächlich ist und wie man es sich einstweilen zu denken hat (V]J). 
Er will dabei weder rechtspolitisch noch rechtsphilosophisch verfah- 
ren —, also juristisch. Eine solche „Theorie“, die das Weltgeschehen 
nicht begründen sondern begreifen will, hat vom. buntgestalteten, ur- 
wüchsigen Leben auszugehen. Demgemäß sieht er im Rechtsregelbe- 
griff eine Spezies des Regelbegriffs überhaupt und des (absolut-gelten- 
den) Betragensregelbegriffs im besonderen. Als subjektive Grundlagen 
der Rechtsregel erkennt er Autorität und Hörigkeit, Gemeinschaft und 
Gemeinschaftsglied. Die Analyse der Rechtsregel ergibt ihm: Die 
Kasusposition, die Norm und die Sanktion. — In der Morphologie 
des subjektiven Rechts untersucht er Wesen, Struktur und die meta- 
juristische Grundlage des subjektiven Rechts, als deren beide Postu- 
late er die Rechtsobjektivität und die Rechtssubjektivität bezeichnet. 

Das Wesen des Rechts erblickt N. in einer Art des Anschauens 
(modus aspiciendi). Das Recht gehört nach seiner Ansicht wesentlich 
der inneren, geistigen Welt der Ideen an, nicht der äußeren, materiellen 
Welt der Erscheinungen (2). Den eigentlichen Sitz des Rechts müs- 
sen wir in unserem Kopf suchen. Alles Recht bezieht sich nie auf 
das „Was“, sondern auf das „Wie“ der Dinge, sein Wesen ist nicht 
substantivischer, sondern adjektivischer Natur. Das „Metajuristische“ 
ist ihm derjenige Teil der Erscheinungswelt, der für die juristische 
Anschauung empfänglich ist (14) und er fragt sich: Auf welche Weise 
offenbart sich die juristische Anschauung in der metajuristischen Welt? 
Woher haben wir das Vermögen, die metajuristische Welt auf solche 
eigentümlich juristische Weise zu betrachten, m. a. W. welches ist der 
Grundgedanke, auf dem das eigentliche Wesen alles Rechts schließlich 
beruht? Die „gesellschaftliche Handlung“ ist ihm das Metajuridicum 
nat’ &foxnv, die Rechtsregel ist das Juridikum par excellence (8). Ob- 
jektives und subjektives Recht erfaßt er als law und right, sieht aber 
in ihnen keine Korrelate sondern „logisch ebenbürtige“ Begriffe. Des- 
halb legt er sie in erster Linie einmal als „Gestalten“, unter denen 
.sich alles Recht, alles Juristische überhaupt denken läßt und zum an- 
deren als zwei mit der metajuristischen Welt in fortwährender Be- 
ziehung stehende einheitliche Totalitäten seiner Einteilung zugrunde. 
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Infolgedavon läßt er die Behandlung der beiden Begriffe: objektives 
Recht (= Rechtsregel) und subjektives Recht (= Anrecht), als die 
beiden Gestalten, worin sich das Recht überhaupt denken und be- 
greifen läßt, der Auseinandersetzung der Art und Weise, auf die alle 
vom praktischen Leben ausgebildeten Rechtsregeln und Rechte in ihrem 
einheitlichen Zusammenhange einander beeinflussen, beeinträchtigen 
und ergänzen, vorangehen (14). So erklärt sich die Grunddisposition 
der allgemeinen Rechtslehre: 1. Morphologie und 2. Biologie des Rechts, 
Im übrigen muß man das gehaltvolle Buch lesen, um sich über den 
Verfasser, seine Methode und die Ergebnisse seiner Forschung ein 
Urteil zu bilden. 

4. Heinz Rogge, Kammergerichtsreferendar in Berlin, Metho- 
dologische Vorstudien zu einer Kritik des Rechts. (Beiheft Nr. 9 zum 
Archiv f. Rechts- und Wirtschaftsphilosophie v. Kohler und Berolz- 
heimer.) Berlin und Leipzig 1911. Dr. W. Rothschild. X u. 37 8. 
M. 1.50. Mit einem Geleitwort Josef Kohlers. 

4a. Erich Jung, Das Problem des natürlichen Rechts. Leipzig 
und München 1912, Duncker und Humblot. IV u. 334 S. M. 8. 

5. Dr. Henry Silberstein, Rechtsanwalt in Berlin, Zum 
Gedächtnis Bernhard Hüblers. Erinnerungen eines alten Schülers. 
(Der Zeitgeist, Beiblatt z. Berl. Tageblatt v. 6. V. 1912.) Hier setzt 
ein pietätvoller „Nichtberufsgenosse* seinem alten Lehrer einen ehren- 
den Gedenkstein. Wie selten geschieht dies. Und gar einem Kirchen- 
rechtler! Gilt doch das Kirchenrecht immer noch als eine rein-theore- 
tische, als eine unpraktische Wissenschaft, mag auch die Trennung von 
Staat und Kirche die ganze religiöse Welt in Trümmer legen, und der 
Jesuitismus den modernen Staat untergraben. Hübler war einer der 
letzten Kulturkämpfer, über die man heute verächbtlich den Stab bricht, 
wie über alle Kämpfer in unserer verweiblichten Zeit. Er war ein. 
„Mann“ unter den deutschen Gelehrten, eine sogenannte „Persönlich- 
keit“. Er war „nur“ ein guter Lehrer und „nur“ ein ganzer Mann; 
deshalb wurde er beizeiten ad acta gelegt. Dennoch werden seine 
Schriften die den meisten wissenschaftlichen Arbeiten vom Schicksal 
gegönnte Geltungszeit wohl überdauern. — Die Mitteilungen aus Brie- 
fen an Silberstein lassen die markante Erscheinung Hüblers, des Voll- 
menschen, klar hervortreten. Er hatte noch zwei Fehler: Er war ein 
Freund der Natur und der Kunst, sogar der künstlerischen Ausge- 
staltung des katholischen Kultus. Er, der Kulturkämpfer! Also eine 
wahrhaft komplizierte Seele, die man besser verbirgt. 
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6. Von Warnegers Jahrbuch der Entscheidungen 
liegen vor: 

1. Zum Ergänzungsband enth. d. Rechtsprechung des Reichsge- 
richts auf dem Gebiete des Zivilrechts, soweit sie nicht in der amtl. 
Sammlung d. Entsch. d. Reichsger. abgedruckt sind, Heft 5—8 des 
5. Jahrgangs (1912), bearbeitet von Dr. Rob. Jähler, Amtsrichter in 
Leipzig, enthaltend die bis zum 29. Juni 1912 ausgefertigten Ent- 
scheidungen. 


An Zeitschriften!) liegen mir vor: 

7. Archiv für kath. Kirchenrecht Bd. 92 Heft 2, 1912. 
Abhandlungen: Gillmann, Die Abfassungszeit der Dekretglosse des 
Clm. 10244 (291—224). Speiser, Staatliche Neuordnung des Verhält- 
nisses von Kirche und Staat in den schweizerischen Kantonen Genf 
und Basel (225—249). v. Di Pauli, „Dissimulare poteris“ (250—269). 
Heiner, Das Motuproprio „Quantavis diligentia* Pius X. v. 9. Oktober 
1911 und der deutsche Rechtsstaat. Außerdem kirchliche und staat- 
liche Aktenstücke und Entscheidungen, kleinere Mitteilungen und Re- 
zensionen, Heft 3: Andreas Freiherr v. Di Pauli, „Dissimulare poteris*® 
(397—414); Leo Ober, Ueber die Beschlußfähigkeit der Kirchenräte 
nach dem französischen Kirchenfabrikdekret vom 30. XII. 1809 (415 
bis 424); Hubert Bastgen, Das Ehepatent vom 13. IV. 1808 für Salz- 
burg und Berchtesgaden (425—434) ; Fr. W. Woker, Recht der preuß. 
Bischöfe, für ihre Diözesen die Höhe der Stolgebühren zu bestimmen 
(435 —458); Reginald M. Schultes O. P., Nachträge zur Erklärung 
des Antimodernisteneids (459—472); F. Heiner, Soll Prozessen vor- 
gebeugt werden? (473—480). Außerdem: Kirchliche und staatliche 
Aktenstücke und Entscheidungen, kleinere Mitteilungen und Rezen- 
sionen. 

8. Le canoniste contemporaiu 35, 1912, Lieferung 413 
(April). Abhandlungen: A. Boudinhon, Le Psalterium Breviarii Ro- 
mani et les nouvelles rubriques, Schluß (225—239); A. Villien, Le 
decret Maxima cure et le deplacement des cures. Forts. (240—256). 
Außerdem: Acta S. Sedis und Bulletin bibliographique. Lieferung 414 
(Mai). Abhandlungen: A. Boudinhon, Encore le privilöge du for et 
l’excommunication (297—309); A. Villien, Le decret Maxima cura et 
le d&placement des cur&s. Forts. (310—322). Außerdem: Acta S. Se- 
dis und Bulletin bibliographique. Lieferung 414 (Juni). Abhandlun- 


ı Die kirchenrechtlich besonders interessierenden Artikel der deutschen 
Zeitschriften sind unten in den betreffenden Abschnitten besprochen. 
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gen: A. Villien, Le decret Maxima cura et le d&placement des cures. 
Forts. (361—369); F. Nau, La version Syriaque de l’Occateugue de 
Clement. Sixieme livre (370—378). Außerdem: Acta Sanctae Sedis 
und Bulletin bibliographique. 

9. Archiv des öffentlichen Rechts v. Laband, O.Mayer 
und Piloty XXVIII. Heft 4. 1911. Aufsätze: J. Freisen, Die katho- 
lische Feldprobstei im bayerischen Heere (433—453) ; Ernst Radnitzky, 
Zur Lehre von der Gebietshoheit und der Exterritorialität (454—480) ; 
Otto Freiherr von Dungern, Die staatsrechtliche Stellung des Sudan 
(522—545). XXIX. Heft 1—3, 1912. Aufsätze: Heft I u. II: Se- 
weloh, Die Einführung einer Verwaltungsgerichtsbarkeit in Hamburg 
(1—38); H. Wittmaack, Ist bei einer Gebietsabtretung der neue Sou- 
verain verpflichtet, ein vererbliches und veräußerliches Amt als wohl- 
erworbenes Privatrecht anzuerkennen? — Nordamerikanische Urteile 
(39—53) ; Derselbe, Die revidierte Rheinschiffahrtsakte vom 17.X. 1868 
und die Verfassung des Norddeutschen Bundes (53—93); Richard 
Wiesmann, Untersuchungen über den richterlichen Schutz des parla- 
mentarischen Wahlrechtes in Elsaß-Lothringen (94—125); Georg Grosch, 
Die Gründung des Norddeutschen Bundes und des Deutschen Reiches 
(126—187); Arpäd Kirälyfi, Animus emigrandi (1888—224); Robert 
Piloty, Das Recht der Krankenfürsorge der Staatsbeamten nach bay- 
rischem Beamtenrecht (225—232); H. Hellmuth, Die religiöse Erziehung 
der Adoptivkinder (233—238); Hans Pasquay, Die elektrischen Stark- 
stromanlagen im allgemeinen deutschen Verwaltungsrecht, I. (239—282) ; 
A. Mendelssohn-Bartholdi, Richter und Parlament (283—332). — 
Heft III: Hans Pasquay, Die elektrischen Starkstromanlagen im all- 
gemein-deutschen Verwaltungsrecht. Schluß (349—448); S. Sasaki, 
Gesetze und Verordnungen in Japan (449—457); Arthur Lion, Das 
Pluralstimmrecht in Theorie und Praxis (458—467); H. Hellmuth, 
Grenzen der staatlichen Schutzgewalt zugunsten der Glaubensgesell- 
schaften (468—476), Außerdem: Rezensionen. 

1. Nouvelle Revue historique de droit frangais 
et 6tranger 36° annde Nr. 1. Januar-Februar. Paris. Recueil Sirey, 
1912. Abhandlungen: Louis Debray, La cautio amplius non peti 
(5—51); Felix Aubert, Recherches sur l’organisation au parlament de 
Paris au XVIe siecle (1515—1589). Forts. (52—132). Bibliographie. 
Nr, 2. März-April. Abhandlungen: Marc Bloch, Les formes de le 
rupture de ’hommage dans l’ancien droit feodal (141—177); Felix 
Aubert, Recherches sur l’organisation du parlament de Paris au XVIe 
siecle (1515—1589). Forts. (178—242). Außerdem: Varietes, Comptes 
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rendus critiques, Bibliographie, Chronique. Nr. 3. Mai-Juni. Abhand- 
lungen : Charles de Suppe, Contumes de Saint-Jean Poutge (Gers), 
3 Fevrier 1306 (291—308) ; Felix Aubert, Recherches sur l’organisation 
du parlament de Paris au XVIe siecle (1515— 1589). Forts. (309—-369). 
Außerdem: Varietes, comptes rendus critiques, Bibliographie. 

11. Zeitschrift für Kirchengeschichte XXXII, 2 
(ausgegeben 1. Juni 1912). Untersuchungen und Essays: C. Erbes, 
Der Apostel Johannes und der Jünger, welcher an der Brust des 
Herrn lag (159—239); Paul Kalkoff, S. B. Flavio als Biograph Kaje- 
tans und sein Bericht über Luthers Verhör in Augsburg (240—267); 
Otto Clemen, Zwei Miszellen zur Reformationsgeschichte (268 —285); 
Gustav Kawerau, Der Streit über die Reliquiae Sacramenti in Eis- 
leben 1543 (286—308); Bernhard Bess, Die Entwicklung der hessi- 
schen Kirche unter Philipp dem Großmütigen (309—345). 

12. Revue d’histoire eccl&siastique (de l’universite 
catholique de Louvain) XIII, 2. Abhandlungen: A.d’Ales, Tertullien 
et Calliste. Le trait& de Tertullien de pudicitia. Forts. (221—256) ; 
R. P. Galtier, S. J., La consignation dans les Eglises d’Occident (257 
bis 301); V. Brants, L’economie politique et sociale dans les E£crits 
de L. Lessins (1554—1623). Forts. u. Schluß (302—318). XIII, 3. 
Abhandlungen: A. d’Ales, Tertullien et Calliste. Je t&emoignage de 
saint Hippolyte. Forts. (441—449); Dom Pierre de Puniet, Onctiou 
et confirmation (450—466); Paul Galtier, S. J., Onction et confir- 
mation (467—476); E. Lesne, La dime des biens eccl&siastiques aux 
IX® et Xe siecles. Forts. (477—503). Außerdem in beiden Heften: 
Comptes rendus, Chronique, Bibliographie, 

13. Aus der Theologischen Quartalschrift 1912 Heft 
III liegen mir folgende Separata vor: Prof. Dr. Paul Rießler, Die 
Griechen im Alten Testament (329—358); Prof. Dr. Karl Bihlmeyer, 
Das Toleranzedikt des Galerius von 311 (Lactantius, De mort. persec. 
c. 34) (411—427); Prof. Dr. Wilhelm Koch, Die Anfänge der Fir- 
mung im Lichte der Trienter Konzilsverhandlungen (428—452); Prof. 
Dr. Johannes Gspann, Gottes Wesenheit und Attribute (453455) ; 
Prof. Dr. J. E. Belser, Das Missionsverfahren im apostolischen Zeit- 
alter (359—41]). 

14. Revue d’Histoire et deLitt6örature religieuses 
III, 1. Januar-Februar 1912. Abhandlungen: Georges Chatterton- 
Hill, L’etude sociologique des religions (1—42); Marcel Hebert. Note 
sur l’article de M. Chatterton-Hill (4d3—52); Alfred Loisy, Remarques 
sur l’article de M. Chatterton-Hill (53—77). III, 2. März-April 1912. 
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Abhandlungen : Paul Pelliot, Les influences iraniennes en Asie Cen- 
trale et en Extr&me Orient (97—119); E. Ch. Babut, Saint Martin de 
Tours. Saint Martin &vöque et missionnaire (120—159); Andre La- 
garde, Le pape saint Gregoire a-t-il connu la confession ? (160—183). 
III, 3. Mai-Juni 1912. Abhandlungen: Alfred Loisy, Le tot&misme et 
l’exogamie (193—229); Armand Dulac, Bonizo: Le libellus de sacra- 
mentis et le Decretum (230—239); E. Ch. Babut, Saint Martin de 
Tours. Saint Martin abbe et thaumaturge (240—278). III, 4. Juli- 
August 1912. Abhandlungen: E. Ch. Babut, Saint Martin de Tours. 
Le triomphe de saint Martin (289—329); P. Saintyves, Le thöme du 
bäton sec qui reverdit. Essai de mythologie liturgique (330—349); Alexis 
Vanbeck, La penitence dans Tertullien (350—369): Alfred Loisy, Note 
& propos d’un livre r&cent (370—384). Außerdem in allen 4 Heften: 
Chronique bibliographique und Faits et documents religieux contem- 
porains. 

15. Historisches Jahrbuch der Görresgesell- 
schaft Bd. XXXIII, Heft 2, 1912. Aufsätze: Buchner, Die Ent- 
stehung und Ausbildung der Kurfürstenfabel (255—322). Veit, Ge- 
schichte und Recht der Stiftsmäßigkeit auf die ehemaligen adeligen 
Domstifte von Mainz, Würzburg und Bamberg. Außerdem: Kleine 
Beiträge, Rezensionen und Referate, Zeitschriften- und Novitäten- 
schau. Nachrichten. 

16. Historische Vierteljahrsschrift von Seeliger. XV. 
1912, Heft 2. Aufsätze: Albert Brackmann, Heinrich IV und der 
Fürstentag zu Tribur (153—193). Kolmar Schaube, Noch einmal zur 
Bedeutung von hansa (194—221); Richard Fester, Neue Beiträge zur 
Geschichte der Hohenzollernschen Thronkandidatur in Spanien. II. 
Außerdem:. Kleine Mitteilung, Kritiken, Nachrichten und Notizen, 
Personalien, Erwiderungen, Bibliographie. Heft 3: G. Arnold Kies- 
selbach, Die Entstehung der Deutschen Städtehansa (305—336); Fried- 
rich Frahm, Biarritz (337—361). Außerdem: Kleine Mitteilungen, 
Kritiken, Nachrichten und Notizen Tu. II, Kommissionen, Personalien, 
Todesfälle, Bibliographie. Nachrichten und Notizen II der- 
selben Zeitschrift, Heft 2, ausgegeben am 18. Juli 1912 enthält: Nach- 
richten und Notizen, Kommissionen, Personalien, Erklärungen Biblio- 
graphie. 

Il. 


Kirchenrechtsgeschichte. — Kirchenkulturgeschichte. 
1. Prof. Dr. J. E. Belser, Das Missionsverfahren im apo- 
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stolischen Zeitalter. Theol. Quartalschrift 1912, Heft III, S. 359—411. 

Dieser im Akademischen Missionsverein zu Tübingen am 8. Fe- 
bruar 1912 gehaltene Vortrag hat mehr theologische als kirchenrecht- 
liche Bedeutung. Interessant ist namentlich die Darstellung von der 
Aufbringung der Mittel zur Bestreitung der Missionskosten (363 ff., 399 ff.) 
und von der Missionsmethode (366 ff.). 

2. OÖ. Scheel, Zum urchristlichen Kirchen- und Verfassungs- 
problem. T'heol. Studien und Kritiken 1912, Heft 3. 

3. Rudolf Sohm, Wesen und Ursprung des Katholizismus, 
Berlin, Teubner 1912. XXXIII u. 688. Durch ein Vorwort vermehr- 
ter zweiter Abdruck. 

Im Vorwort setzt sich Sohm mit Harnacks Kritik an der ersten 
Ausgabe (Entstehung u. Entw. d. Kirchenverfassung u. des KR. in 
d. 2 ersten Jahrh. etc. Leipzig 1910) auseinander. (Es ist übrigens 
nicht richtig, wenn S. sagt, sämtliche Besprechungen der H.schen Schrift 
sprächen von der „glänzenden Widerlegung“ S.s durch H. Ich z.B. 
habe in meiner Besprechung im Theol. Jahresbericht 1911 8. 375, 376 
zur Streitfrage überhaupt nicht Stellung genommen.) S. betont noch- 
mals scharf die (rundgedanken seiner geistvollen und gediegenen Un- 
tersuchung. Die älteste Christenheit kannte nur den religiösen Begriff 
der Kirche. Diese ist sichtbar in jeder Christenversammlung. Ekklesia 
ist nicht „Gemeinde“, sondern als Christenversammlung sichtbare Kir- 
che im religiösen Sinne. Sie ist Abbild, Erscheinung der Gesamt- 
ekklesia, des Volkes Gottes auf Erden. Kommt für dieses religiöse 
Gemeinleben Kirchenrecht auf, so kann es nur göttliches, d. h. katholi- 
sches Kirchenrecht sein, aus dem Urchristentum muß der Katholizis- 
mus hervorgehen. Nicht aber ist das Urchristeutum, wie H. behauptet, 
seinem Wesen nach schon katholisch gewesen. Das göttliche Kirchen- 
recht und der Katholizismus sind nicht so alt wie die Kirche. Die 
Theokratie des neutestamentlichen Israel ist „Pneumokratie* (Scheel), 
nicht Recht und Gesetz. Erst der Katholizismus hat für diese Theo- 
kratie Rechtsformen erzeugt. — Soweit Sohm, dessen „Vorwort“ man 
selbst lesen muß. Ich kann auch hier auf die Streitfrage nicht ein- 
gehen. Das entscheidende Wort in der Kontroverse werden wohl 
nicht die Theologen sondern die ‚Juristen sprechen. Vor allem müßte 
zwischen den Gegnern einwandfrei festgelegt werden, was unter gött- 
lichem nnd was unter menschlichem Kirchenrecht, ja was unter „Recht“ 
überhaupt zu verstehen ist, oder wenigstens, welcher Begriffsinhalt bei 
der Diskussion vorausgesetzt wird, namentlich, ob es zum Wesen des 
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Rechts gehöre, daß es als Recht von den Beteiligten gewollt und ge- 
wußt ist. 

4. Dr. th. et phil. Hans v. Schubert, Prof. in Heidel- 
berg, Staat und Kirche in den arianischen Königreichen und im Reiche 
Chlodwigs. München u. Berlin, Oldenbourg XIV u. 199. Kart. M.6. 
(Band 26 d. „Historischen Bibliothek“.) 

v. Sch. hatte 1909 einen Vortrag über das älteste germanische 
Christentum veröffentlicht und darin die Bedeutung des sog. germani- 
schen Arianismus für Dogmen- und Rechtsgeschichte hervorgehoben. 
Ulrich Stutz hatte in der Internationalen Wochenschrift (Dezember 
1909) Einwendungen geltend gemacht. Mit ihm, dessen Grundgedanken 
v. Sch. nicht ablehnt, setzt dieser sich nunmehr auseinander und ent- 
wickelt dabei das Wesen der von ihm in ihrer Wichtigkeit betonten 
germanisch-arianischen Verfassungsgebilde, vor allem der Westgoten 
und Burgunder. Die Untersuchung bildet gleichsam eine staatskirchen- 
rechtliche Ergänzung der Stutzschen Eigenkirchentheorie. v. Sch. sucht 
die Wurzel beider Entwicklungsreihen, die Gesamtauffassung vom Ver- 
hältnis der Germanen zum Sakralwesen, aufzudecken. Er behandelt 
einleitend das Doppelproblem (den Germanismus im Staatskirchen- 
recht und Eigenkirchenrecht) und die Ursprünge des kontinentalen 
Eigenkirchenwesens, dann in 2 Abschnitten Staat und Kirche in den 
arianischen Reichen und im Reiche Chlodwigs. Im ersten Abschnitt 
scheidet er die Zeit der Grundlegung bis zur Ansiedlung auf galli- 
schem :Boden von der Zeit der selbständigen arianischen Reiche und 
der Einwirkung und Nachwirkung in den germanisch-katholischen Lan- 
deskirchen. Ein Exkurs über das Eigenkirchenwesen bei den Lango- 
barden und Bayern trennt den ersten vom zweiten Abschnitt. Dieser 
ist gegliedert in 2 Abteilungen: 1. Das tatsächliche Verhältnis von 
Staat und Kirche (im Reiche Chlodwigs) und 2. Die Herkunft der 
Rechtsanschauungen über das Verhältnis von Staat und Kirche. Zum 
Schlusse (187—190) faßt v. Sch. die Ergebnisse nochmals zusammen. 
Er glaubt, die Ansicht von dem streng nationalen Charakter der ariani- 
schen Kirchen, mit dem besonderen Kennzeichen der Einsetzung der 
Bischöfe durch den König, und die Ansicht von Chlodwig als dem 
Schöpfer der Rechtsgrundlagen für die fränkische Nationalkirche, mit 
dem besonderen Kennzeichen wieder der königlichen Einsetzung der 
Bischöfe, umfassender und sicherer als bisher begründet zu haben. Er 
bleibt dabei, daß die Geschichte des Germanismus im Kirchenrecht 
nicht nur von unten her, von der Grundherrschaft, vom Eigenkirchenrecht 
aus, sondern auch von oben her, von der Königsherrschaft, vom Staats- 
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kirchenrecht aus zu entwickeln sei. Die Verwandtschaft der beiden Erschei- 
nungen beruht aufeinem Kausalnexus. Auch ist, was Goten und Franken 
verbindet, die gemeinsame germanische Auffassung. Dennoch hat sich bei 
Franken, Nordgermanen und wohl auch bei den Angelsachsen die Ent- 
wicklung nicht ohne Zutun des Arianismus gestaltet. Der Arianis- 
mus ist die akute Germanisierung, der die chronische der abendlän- 
dischen Gesamtkirche gefolgt ist. — Auf Einzelheiten der Kontroverse 
einzugehen, fehlt mir der Raum. 

5. Karl Bihlmeyer, Das Toleranzedikt des Galerius von 311 
(Lactantius, De mort. persec. c. 34). Theol. Quartalschr. 1912 Heft III, 
S. 411-423. Das im April 311 von Kaiser Maximianus Galerius in 
Gemeinschaft mit Maximinus Daia, Konstantin und Licinius erlassene 
Edikt ist eines der bedeutendsten Aktenstücke zur Illustration des 
Verhältnisses von Staat und Kirche in der altchristlichen Epoche und 
der bedeutsamste Vorläufer des Mailänder Edikts Konstantins von 
313. Der Erlaß von 311 ist „das erste kaiserliche Dekret seit dem 
Bestehen der christlichen Religion, durch welches sie, wenn auch noch 
mit einer gewissen Einschränkung, offiziell als religio licita gleich dem 
‚Judentum anerkannt wurde“ (412). Schon Eusebius von Cäsarea be- 
grüßt in seiner Kirchengeschichte und in der Schrift über die Mär- 
tyrer Palästinas das Edikt in diesem Sinn. Er räumt dem galeriani- 
schen Erlaß mit Recht einen Ehrenplatz neben dem Mailänder Edikt 
ein, ja bezeichnet es direkt als dessen Vorspiel und Vorbild (414). 
Auf Grund der neuen kritischen Ausgaben des Laktantius (in dessen 
Schrift de mortibus persecutorum c. 34 das Fdikt im lateinischen Ori- 
ginaltext steht) und des Eusebius von Brandt-Laubmann und Schwartz 
bringt L. den lateinischen Text des Edikts (nach Brandt), die abwei- 
chenden Stellen aus der Uebersetzung des Eusebius und einiges aus 
der Rückübersetzung des Rufinus. Aus der Vergleichung dieser Les- 
arten zieht er textkritische Schlüsse, vor allem den, daß man sich für 
. Text und Interpretation in erster Linie an den authentischen Text des 
Ediktes Mort. 34 zu halten habe, und nur subsidiär die Uebersetzung 
des Eusebius als eines gelehrten und verständnisvollen Zeitgenossen 
beizuziehen sei (427). — Schluß folgt. 

6. E. Magnin, Ancien elöve de l’Ecole des Hautes Etudes, 
Vicaire ä Sainte-Clotilde, ’Eglise wisigothique an VII° siöcle. Paris, 
1912. Picard Tome Ir. XLI u. 200 S. Frs. 3.50. Bibliotheque d’hi- 
stoire religieuse. | 

M. will den Umfang der Geltung des kanonischen Rechts für die 
spanische Kirche des 7. Jahrhunderts ergründen. Er hat als Unter- 
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suchungsepoche den Zeitraum von der Bekehrung der Westgoten zum 
Katholizismus im Jahre 589 bis zur Eroberung der iberischen Halb- 
insel durch die Araber im Jahre 711 gewählt. Die Darstellung dieser 
kirchenrechtshistorisch überaus wichtigen Zeit ist in 5 Kapitel einge- 
teilt, von denen das erste die Beziehungen der spanischen Kirche zum 
Papsttum im allgemeinen behandelt. Das 2.—5. Kapitel betrachten 
die Beziehungen des spanisch-kanonischen Rechts zur Gesamtkirche 
(ökumenische Konzilien, gemeines Recht), zur religiösen Nationalregie- 
rung (Nationalkonzilien, Erzbischof von Toledo), zur Provinzialregie- 
rung (Provinzialsynode, Metropolit) und zur Stadtregierung (Bischof). 
— Das Bild, welches M. von der kanonisch-rechtlichen (worunter er 
die canones der römisch-katholischen Kirche versteht) Ordnung der 
westgotischen Kirche Spaniens entwirft, mag im allgemeinen zutreffend 
‘sein. Wesentlich Neues hat er nicht zutagegefördert; er arbeitet auf 
Grund der bekannten gedruckten Quellen (vgl. S. XIV f.). Eigene 
archivalische Studien hat er nicht gemacht (vgl. S. XXIII). Als „la 
partie essentielle“ seiner Studie bezeichnet er selbst „la synthese des 
renseignements fournis par les conciles espagnols, de 585 a 711, sur 
la discipline de YEglise wisigothique“. 

7. Max Buchner, Die Entstehung und Ausbildung der Kur- 
fürstenfabel.e. Histor. Jahrbuch der Görres-Gesellschaft XXXIII, S. 54 
bis 100, 255—322. 

B. geht von dem Problem der „Kaiserwahlen* aus. Die For- 
schungen Mario Krammers und Hermann Blochs haben gezeigt, daß 
sich im Laufe der geschichtlichen Entwicklung die deutsche Königs- 
wahl zur Kaiserwahl gewandelt hat. Auf dem Tage, der im Frühjahr 
1252 zu Braunschweig stattfand, wurde in einem von Karl Zeumer 
aufgedeckten Weistum der Satz als Reichsrecht aufgestellt, daß auf 
Grund einmütiger Wahl der König der Römer befugt sei, kaisergleich 
zu walten. So erlangte der Gedanke, daß die Wahl der deutschen 
Fürsten kaiserliche Gewalt gebe, der „Reichsgedanke der Staufenzeit“, 
reichsrechtlich Geltung (54). Zugleich wurde der Kreis der Wahlbe- 
rechtigten (electores) fest bestimmt und eng begrenzt; bei der Doppel- 
wahl von 1257 werden die 7 Kurfürsten ausdrücklich als solche ge- 
nannt. Die Frage nach der Entstehung dieser eigenartigen Befugnisse 
des Kurkollegs tauchte bald auf. Warum sollen gerade deutsche Für- 
sten den Kaiser wählen? Warum gerade sieben? — Den ersten An- 
laß zu jener Frage gab nach Ansicht B.s die von Innocenz III in der 
Decretale „Venerabilem“ vom März 1902 formulierte „translatio im- 
perii*, wodurch zugleich der Glaube erweckt wurde, Karl der Große 
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sei der Stifter des Kurkollegs, ein (Glaube, der auch schon in „Karl“ 
des „Stricker“ seine Nahrung fand, da hier die deutsche Kaiserwahl 
mit dem Erwerb des Imperiums durch Karl bereits in eine zeitliche, 
ja sogar ursächliche Verbindung gebracht ist (58). I bespricht nun 
die einzelnen Quellen, in welche die „Kurfürstenfabel“ Eingang gefun- 
den hat: Die gesta pontificum Tungrensium, Traiectensium et Leo- 
dinensium abbrevieta, die Einleitung zum Schwabenspiegel, das Buch 
der Könige neuer Ehe (das zum ersten Male die Ausbildung der Kurfür- 
stenfabel in der Karlischen Fassung enthält (68), Martin von Troppau, 
(der — wiederum auf Grund einer Vorlage — als erster die „officiales 
imperi“ als Wähler erwähnt) etc. etc. Interessant ist namentlich der 
Nachweis des Einflusses Martins von 'Troppau auf Albert Beza, Hein- 
rich von Herford, Fritsche Klosener, Jakob 'Twinger von Königshofen, 
Nikolaus von Cues, Peter von Andlau u. A. „Erst die Vertreter des 
Humanismus auf historiographischem Gebiet beginnen langsam und 
allmählich die Kurfürstenfabel zu zerstören, deren schlimme Nach- 
wirkungen sich freilich noch auf die Geschichtsschreibung des 19. Jahr- 
hunderts äußerten“ (319). 

8. Andreas Lud. Veit, Geschichte und Recht der Stifts- 
mäßigkeit auf die ehemals adeligen Domstifte von Mainz, Würzburg 
und Bamberg. Historisches Jahrbuch der (rörresgesellschaft XXXILL, 
2. 8. 323—358. 

Dem Verfasser gab ein ihm offenbar zur Begutachtung unter- 
breiteter praktischer Fall Veranlassung, die Fragen zu behandeln: 
Welcher Adel wurde auf die genannten Domstifte aufgenommen ? Und 
wie stellten sich das kanonische und das öffentliche Recht zu Stifts- 
mäßigkeit in Mainz ? V. bespricht die — der Dekretale Papst Gre- 
gors IX an das Straßburger Kapitel in cap. 37 X de praebendis 
III, 15 widersprechenden — päpstlichen Privilegien, durch die das 
Bedingnis adeliger Qualität der Domherrn statuiert wurde, insbeson- 
dere das Adelsprivileg Alexanders VI. von 1500 für das Erzstift Mainz 
und seine sämtlichen Suffragane. „So herrschten schon beim Eintritt 
in die Neuzeit bei den 3 Kapiteln von Mainz, Würzburg und Bam- 
berg Einheitlichkeit und Gleichförmigkeit hinsichtlich ihrer Standes- 
organisation. Der Vierahnenadel aller Branchen hatte rechtlich Zu- 
tritt zu den Kapitelspfründen und, was die Hauptsache war, die höchste 
kirchliche Stelle hatte das Statutenrecht besiegelt“ (335). Im weiteren 
Verlauf seiner wertvollen Untersuchungen kommt V. zu folgenden Merk- 
sätzen (358): 1. Stiftsmäßig auf die Domstifte Mainz, Würzburg und 
Bamberg ist jeder Ritterbürtige a) wenn er die Probe mit 8 Ahnen 
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besteht und b) sowohl selbst als auch mit seinen Ahnen dem uralten 
deutschen Adel angehört. 2. Nichtdeutscher d.h. nicht zum hl. Röm. 
Reich deutscher Nation zählender Adel konnte weder statutarechtlich 
noch partikularrechtlich auf die genannten Domstifte probieren. 3. Die 
Probe der Stiftsmäßigkeit setzt den Nachweis des Achtahnenadels bei 
Vater und Mutter des Probanten voraus. 4. Stiftsmäßige Ehen auf 
die Domstifte Mainz, Würzburg und Bamberg, d. h. Ehen, deren De- 
szendenz prob- und stiftsfähig dortselbst sein kann, können daher ge- 
schlossen werden zwischen Gliedern des hohen und ritterbürtigen Adels, 
sofern beide Kontrahenten eine achtstellige deutsche Ahnenreihe aus- 
weisen. 5. Im Begriffe der Ritterbürtigkeit aller Agnaten liegt die 
Forderung, daß ein neu erhobener Adeliger unter den Agnaten nicht 
vorkommen darf (vgl. „uralter teutscher Adel“ der kaiserlichen Re- 
solution von 1737). | 

9. Prof. Dr. Gillmann, Die Abfassungszeit der Dekretglosse 
des Clm 10244. Archiv f. kath. KR. 92. 2, S. 201—224. 

Der aus dem 13. Jahrhundert stammende Clm 10 244 (Pal. M. 244) 
enthält auf 206 Folioblättern das Gratianische Dekret bis zu den 
Worten „periculum eius“ de c. 21 D. IV des cons. sowie eine fehler- 
haft geschriebene Glosse, die teilweise fehlt. Dieser Apparat ist nach 
Schulte (gegen Maaßen) nicht erst nach der Glosse des Johannes Teu- 
tonikus resp. des Bartholomäus von Brescia verfaßt. Er ist aber auch 
nicht, wie Schulte annahm, in die Zeit Urbans III. (1185—1187) oder 
kurz darnach zu setzen, da die vereinzelte Sigle „ug“, von der es 
Schulte dahingestellt sein ließ, ob sie Huguccio angehöre, zumal sie 
trotzdem nicht entscheidend sei, in der Tat Huguccio angehört. Diese 
schon früher von G. aufgestellte Behauptung (Archiv f. kath. KR. 
1911, S. 558°) und seine weitere, daß die obige Glosse nicht nur nach 
der Summa Hugguccios sondern auch in Abhängigkeit von dieser ver- 
faßt worden sei, sucht G. in vorliegender Abhandlung zu beweisen. 
Er tut dar, daß Hugguccio nicht nur an der bezeichneten, sondern 
auch an andern Stellen der Glosse zitiert wird ; einmal ist sogar sein 
Name (ugo) ausgeschrieben. G. konstatiert sogar, daß der Verfertiger 
der Glosse auch, obne Hugguccio zu erwähnen, von diesem abgeschrie- 
ben hat (210). Auch den Dekretapparat des Laurentius Hispanus hat 
der Glossator verwertet. Da dieser Apparat erst kurz nach 1210 
vollendet wurde, kann auch obige Glosse nicht früher abgefaßt sein; 
jedoch ist sie vor der glossa ordinaria geschrieben worden. — Die 
äußerst gründliche und einleuchtende Beweisführung des gelehrten Ver- 
fassers wird dem Interesse der Kanonisten in hohem Maße begegnen. 
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10. Albert Brackmann, Heinrich IV. und der Fürstentag 
zu Tribur (Histor. Vierteljahrsschrift XV, 2. 1912, S. 153—193) sucht 
aus den Quellen der Zeit vor und nach dem Triburer Fürstentage ein Bild 
der politischen Lage zu gewinnen und aus ihm einen Rückschluß auf 
die Ereignisse in Tribur selbst zu ziehen. Er hebt dabei mehrfach 
(S. 155, 158, 161, 164. 170) die Verdienste der Schrift von Rudolf 
Friedrich, Studien zur Vorgeschichte der Tage von Kanossa, Pro- 
gramm der Realschule in Eppendorf zu Hamburg, 1. Teil 1905, 2. Teil 
1908, um die Klärung der Quelleninterpretation hervor. 

11. Dr. Hans v. Schubert, Prof. in Heidelberg, Bekenntnis- 
bildung und Religionspolitik 1529/30 (1524—1534). Untersuchungen 
und Texte. Gotha, 1910, Perthes. IV u. 280 S. brosch. M.6. 

In meiner Anzeige dieser Schrift (Dtsche Z.f. KR. XXI, 2. S. 321 
Nr. 24) sind einige Druckfehler unterlaufen: Es muß statt 2 Artikel: 
8 Artikel heißen, statt 1523/30: 1529/30 und das Kreuz vor „Gotha“ 
“muß fortfallen. Ich nehme auch gerne Veranlassung, nach dieser Be- 
richtigung nochmals auf das wertvolle Buch zurückzukommen, wenn 
es auch vorzugsweise den Kirchenhistoriker interessiere. — Es sind, 
wie gesagt, acht Abhandlungen, die in der Schrift vereinigt sind, und 
die neues Licht auf die Entstehung des Schmalkaldischen Bundes und 
die Vorgeschichte des Augsburger Reichstag werfen. Neues archivali- 
sches Quellenmaterial ist herangezogen. Wichtige historische Ereig- 
nisse werden an Handen dieses Materials neu untersucht: Das Mar- 
burger Gespräch, die Entstehung und die Vorstufen der sog. Schwa- 
bacher Artikel, der Tag von Schmalkalden (2., 3. XII. 1529), das 
Gegenbekenntnis Bucers zu den Schwabacher Artikeln, die Frage 
nach dem Recht des Widerstands gegen den Kaiser und die Sonder- 
verhandlungen zwischen dem Kurfürsten von Sachsen und dem Kaiser 
vor dem Augsburger Reichstag. — Die vorliegende Buchausgabe ist 
gewissermaßen eine verbesserte und vermehrte Auflage der Zeit- 
schriftenpublikation, denn sie ergänzt nicht nur die Darstellung hier 
und da (namentlich im 4. und 7. Stück), sondern sie fügt auch Ur- 
kunden an, für die dort kein Raum war, so vor allem die interessante 
und m.W. nie publizierte Bündnisentwurfurkunde vom 22. IV. 1529, die 
Hassenkamp (Hess. KG. 1. 2, 187, Anm. 1) zu veröffentlichen ver- 
sprochen hatte. — Es ist unmöglich, die Fülle des behandelten Stoffs 
an dieser Stelle zu besprechen. Nur 2 Punkte möchte ich hervorheben, 
weil sie meinem Forschungsgebiet naheliegen. Einmal die Feststellung 
(S. 189), daß es Philipp von Hessen gewesen ist, der — aller- 
dings nach dem Schwabacher Konvent und seinen Vorverhandlungen 
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— als erster, nämlich schon am 30. Oktober, in einem Schreiben 
an den Rat von Straßburg und Sturm die Gegenwehr nicht nur gegen 
die Mandate des Kaisers, sondern auch gegen ihn selbst, falls er die 
Verbündeten angriffe, für die einzige Rettung erklärt hat: „wir weren 
uns, uf dem wege stehen gluk und hoffnunge, uf den andern gar 
nichts“. Im selben Sinne hatte sich Philipp am Tage zuvor in einem 
Schreiben an den Rat in Nürnberg geäußert (Anhang S. 230): „..dar- 
mit wir vor unrechtem gewalt versichert sein, und der kay’ mt un- 
gnedigen willen nach der gepür begegnen mügen, da dann wir weder 
leyb noch gut an sparen...“ Der andere Punkt ist die Bestätigung 
(S. 7) meiner Ansicht (vgl. meine Entstehung der Ref. eccl. Hass. v. 
1526, Gießen 1905), daß Philipp, erst seit 1524 dem Evangelium zu- 
gewandt, damals noch ganz unter dem Einfluß Wittenbergs stand und 
sich bei der Neuordnung seiner Landeskirche von dem Straßburgisch- 
Zwwinglisch (?) gerichteten Lambert von Avignon abwandte und ganz 
den sächsischen Grundsätzen anschloß. 

12. Bernhard Beß, Die Entwicklung der hessischen Kirche 
unter Philipp dem Großmütigen. Zeitschr. f. Kirchengesch. XXXIII, 
2. S. 309—345. 

„Eine Skizze“ nennt der Verfasser die Arbeit. Für den Kenner 
der hessischen Geschichte ist die Abhandlung freilich mehr als skizzen- 
haft. Literatur und Quellen sind nicht angegeben. Das Ganze ist 
mehr ein geistvolles Essay als ein historischer Aufsatz. Die Kritik 
hat eine schwierige Aufgabe, da B. nirgends sagt, wie er zu seinen 
Feststellungen gekommen ist. Diese sind allerdings überwiegend zu- 
treffend. Frappiert hat mich z. B. die Sicherheit, mit der B. die von 
mir s. Z. auf breiterer Grundlage für die „historische Einleitung“ 
meines demnächst erscheinenden I. Bandes des „Hessischen Kirchen- 
rechts“ begründete aber noch nicht veröffentlichte, im Ergebnis richtige 
Behauptung aufstellt (8. 310): „Das Resultat (der Kämpfe der ersten 
hessischen Landgrafen mit dem Erzbistum Mainz) ist auf kirchlichem 
Gebiet ein Maß von Kirchenvogteirechten, das schon von dem lan- 
desherrlichen Kirchenregiment der neuen Zeit nicht sehr weit entfernt 
ist“. B. fährt fort: „Diese landesherrliche Vorreformation hatte ‚sich 
vorzugsweise auf die inzwischen entarteten Klöster zu erstrecken. Es 
war aber hier ein völlig neues, höchst einflußreiches Element aufge- 
treten. Nachdem auch in Hessen im 12. Jahrhundert die reformierten 
Orden älteren Stils, die Zisterzienser, Prämonstratenser und Augustiner 
eingezogen waren, sind im 13. Jahrh. die Bettelmönche, vorab die 
Franziskaner hinzugekommen. Ihre Einführung in Deutschland datiert 
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von der Stammmutter der hessischen TLandgrafen, der heiligen Elısa- 
beth“... Die Wirkung der von ihr ausgegangenen Erweckung ... 
dauert in der Stille fort und tritt uns gegen Ende des Mittelalters in 
einem nicht unbedeutenden Aufschwung des ganzen geistigen Lebens 
entgegen“... „Die landesherrliche Selbständigkeit gegenüber Mainz 
und der geistige Aufschwung sind die Resultate der mittelalterlichen 
Entwicklung“. — Der Persönlichkeit Philipps wird B. objektiv und 
anerkennend gerecht (der „wundervolle“ Mann „mit starken Fehlern“ 
S. 311). Bei der Beurteilung der Ref. eccl. Hass. von 1526 kommt 
B. zu ähnlichen Ergebnissen wie ich (Entstehung d. Ref. eccl. Hass., 
Gießen, 1905). Ob gerade die Bezeichnung „freie Kirche im freien 
Staat“ für die Kirche d. Ref. charakteristisch ist, möchte ich bezwei- 
feln. Ebenso ob Rankes Wort, daß auf dem vorbildlichen Verhältnis 
der Einzelgemeinde zum kirchlichen Verband die französische, schot- 
tische und amerikanische Kirche gegründet worden sind, das Richtige 
trifft. Dagegen hat B. Recht, wenn er in Lambert und Philipp die 
Verfasser der Ref. erblickt. Gut erklärt er (314) den Mangel eines 
Bekenntnisses in der Ref. aus der „Suffizienz“ der heil. Schrift in 
Sachen des Glaubens und der Verfassung. In Philipps Schreiben vom 
Herbst 1526 sieht er eine Antwort auf einen Ratschlag Melanchthons 
aus 1526. Das Abendmahlkapitel hält auch B. für lutherisch. Philipps 
von mir als mehr „verstandesmäßig“ charakterisierten Glauben deutet 
B. in seiner Eigenart an, wenn er (S. 316) sagt: „Glaube und Politik 
gingen bei ihm Hand in Hand“. — Auch der Darstellung der Kirchen- 
verfassungsentwicklung unter Philipp kann man im allgemeinen zu- 
stimmen. Am Schlusse ist mir ein Wort aufgefallen. Unter genuin- 
lutherisch kann ich mir nichts vorstellen (den Ausdruck haben sich 
noch andere Theologen zu eigen gemacht, z. B. Walther Köhler in 
Zürich). Ist das Luthertum gemeint, das Luther mit auf die Welt 
gebracht hat. Sein Luthertum hat sich täglich verändert, d. i. ent- 
wickelt, wie dies bei jedem großen Menschen der Fall ist. 

13. Wilhelm Koch, Die Anfänge der Firmung im Lichte 
der T'rienter Konzilsverhandlungen. Theolog. Quartalschrift 1912, 
Heft III, S. 428—452. u 

In der Generalkongregation des Trienter Konzils vom 17. Januar 
1547 wurde den theologi minores eine lange Reihe von Irrtümern der 
Häretiker in bezug auf die Sakramente im allgemeinen (error 6) sowie 
bezüglich der Taufe und Firmung im besonderen zur Prüfung vorge- 
legt (428), die Schriften Luthers, Melanchthons und anderer Refor- 
matoren entnommen waren. Diese behaupteten, es habe schon im 
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Alten Bunde gnadenspendende Sakramente gegeben; wohl hätten sie 
aus Christi Leiden und Sterben Kraft gezogen, aber die Einsetzung 
durch Gott habe gleich nach Adams Fall begonnen. Nach Ansicht 
K.s ist es nun für die prinzipielle Frage nach den Anfängen der Sakra- 
mente im allgemeinen wie für die spezielle Frage nach den Anfängen 
des Firmsakramentes nicht ohne Bedeutung, dem Verlauf der Konzils- 
verhandlungen, zunächst der Theologenkongregationen vom 20. bis 
29. Januar, zu folgen, deren Teilnehmer (die theologi minores) sich 
gerade mit diesen errores befaßten (429). Zu error 6 (de sacramentis 
in genere) lautete (mit 8 Ausnahmen) die Antwort: non damnandus, 
sed silentio praetereundus. Der erste Satz des Konfirmationsirrtums 
(confirmationem non esse sacramentum) wird als häretisch bezeichnet. 
Ebenso der zweite (confirmationem esse a patribus institutam et non 
habere promissionem gratiae Dei), den einige auch mit dem Prädikat 
falsus (damnandus oder jam damnatus) belegten. Dem error 6 stimmten 
49 Konzilsväter der Theologenkongregation zu, den Konfirmations- 
irrtümern alle. Demgemäß fehlt error 6 in den canones des Majori- 
tätsgutachtens, welches am 26. Februar 1547 der Generalkongregation 
vorgelegt wurde. Auffallenderweise fehlt auch error 2 de sacramento 
confirmationis. Dies erklärt sich daraus, daß dem error 1 de sacra- 
mentis in genere ein die Einsetzung durch Christus betreffender Zusatz 
gemacht wurde (437). Diese Beschlüsse wurden am 1. März 1547 in 
den Generalkongregationssitzungen und am 2. März in der Sitzung der 
praelati theologi gebilligt. Die Sessio VII des Konzils erhob sie am 
3. März zu plazetierten Kanones, die aber nur antireformatorische Ten- 
denz haben und die Frage nach dem Zeitpunkt und der Art der Ein- 
setzung des Firmsakraments durch Christus nicht lösen wollten. Die 
Mehrheit der Konzilsteilnehmer neigte allerdings zur Ansicht des 
Thomas von Aquino, wonach Jesus selbst die Firmung eingesetzt 
habe, allerdings nur promittendo, non exhibendo (443). Diese Lehre 
von der zwar unmittelbaren, aber nur insinuativen Einsetzung des 
Sakraments ist aber nach dem Konzil verschärft worden zur Lehre von 
der unmittelbaren exhibitiven Einsetzung. Was Art und Zeitpunkt 
der Einsetzung anlangt, so setzt sich K. mit Pourrat und Kern aus- 
einander, ohne selbst zur Frage eine bestimmte Stellung zu nehmen 
(445—452). 

14. H. Pissard, La guerre sainte en pays chretien. Paris, 1912. 
Picard. V u. 191 8. Fr. 3. | | 

Eine Untersuchung über Ursprung und Entwicklung der kanoni- 
schen Theorien vom heiligen Krieg. Eine Geschichte der heiligen 
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Kriege, welche die römische Kurie unternommen oder unterstützt hat, 
unter Zugrundelegung der jeweiligen Doktrinen. Eine interessante 
Aufgabe. Der Verfasser hat sie im breiten Rahmen einer Betrachtung 
der Zweischwertertheorie, wie sie nach den Ambitionen der welfisch 
gesinnten Päpste aufzufassen ist, zu lösen versucht. Die Entstehung 
und Systematisierung der Theorien vom heiligen Krieg fällt nach sei- 
ner Ansicht in die Zeit des Kreuzzugs gegen die Albigenser, also in 
das Ende des 12. Jahrh. Die Theorie wurde en bloc von dem Ge- 
danken eines Kreuzzugs gegen die Ungläubigen, auf die gegen Ketzer 
und Feinde der weltlichen Macht der Kirche übertragen (les trois 
croisades).. Vom Dekret Gratians bis in das XVI. Jahrh. verfolgt P. 
die kanonistischen Anschauungen über sein Thema und die heiligen 
Kriege des Mittelalters, bis zum Waldenser- und Hussitenkrieg und 
zur Gegenreformation. Der letzte heilige Krieg machte dem Kirchen- 
staat ein Ende. 

15. Dr. Hubert Bastgen, Priv.-Doz. in Straßburg, Die ju- 
ristische Interpretation des $ 54 des Reichsdeputationshauptschlusses 
seitens der österreich. Staatsmänner. Arch. f. kath. KR. 92, S. 76—91. 

Die $$ 34 u. 36 RDHSchl. bestimmten, daß die Güter der Dom- 
kapitel mit jenen der Bischöfe vereinigt an den neuen Landesherrn 
übergehen sollten. Ueber die Sustentation der Domkapitulare und 
Domizellare trafen die $$ 53 und 54 Bestimmungen. An Handen von 
Akten des Wiener Staatsarchivs behandelt B. den Fall des Salzburger 
und Passauer Domherrn Grafen von Wallis, der einen Einblick in die 
Schwierigkeiten gewährt, die bei Anwendung des $ 54 cit. entstehen 
konnten. | 

16. Derselbe, Das Ehepatent vom 13. IV. 1808 für Salzburg 
und Berchtesgaden. Archiv f. kath. KR. 92, S. 425—434. 

B. bringt die Entstehungsgeschichte und den Inhalt des Patents, 
daß nachdem Salzburg und Berchtesgaden durch den Frieden von 
Straßburg (26. XII. 1805) österreichisch geworden waren, anstelle der 
für die aufgehobene Gerichtsbarkeit der Domkapitel und Konsistorien 
maßgebend gewesenen kurialen Ehegesetze, das Eherecht regelte. 

17. Dr. Leo Ober in Sufflenheim (Elsaß), Ueber die Beschluß- 
fähigkeit der Kirchenräte nach dem französischen Kirchenfabrikdekret 
vom 30. Dezember 1809. Arch. f. kath. KR. 92, S. 415—424. 

OÖ. weist darauf hin, daß, wenn auch in Frankreich selbst die 
Trennung von Staat und Kirche durchgeführt sei, die im verflossenen 
Jahrhundert in Frankreich geschaffene Kirchengesetzgebung noch 
lange nicht alle Bedeutung verloren habe. So enthalte das Kirchen- 
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fabrikdekret vom 30. Dezember 1809 die grundlegenden Bestim- 
mungen, nach denen auch heute noch die Kirchenfabriken in Belgien 
und Holland, in Luxemburg und in Deutschland auf deın linken 
Rheinufer sich zu richten haben. Er bespricht daher die Kontro- 
versen, die sich an die Frage geknüpft haben, wann nach dem Dekret 
die Kirchenräte beschlußfähig sind. Er entscheidet sich dafür (S.419, 
422). Daß Art. 9 des Dekrets die Anwesenheit der Hälfte (oder 
mehr als die Hälfte: S. 424?) der Mitglieder, aus denen der Kirchen- 
rat zur Zeit der Sitzung eben noch besteht, zu einem gültigen Be- 
schlusse verlange. Dies ist auch die Ansicht der französischen Kultus- 
minister gewesen. 

18. Dr. Frz. Wilh. Woker, Domkap., Prälat, Recht der preuß. 
Bischöfe für ihre Diözesen die Höhe der Stolgebühren zu bestimmen. 
Arch. f. kath. KR. 92, S. 435—458. 

W. untersucht die Frage historisch und kommt zu dem Ergebnis, 
daß in dem Vermögensverwaltungsgesetz vom 20. VI. 1875 von Stol- 
gebührenfestsetzung keine Rede sei, das Gesetz überhaupt nicht über 
die Vermögensverwaltung hinausgehe, daß somit Gemeindeorgane 
(Kirchenvorstand und Gemeindevertretung) über die Festsetzung der 
Stolgebühren für heilige Handlungen nicht zu befinden haben. 

19. Erwin Ruck, Die Vorgeschichte zur Besetzung des Bis- 
tums Münster im Jahre 1820. Rom, 1912. Loescher. Separatabdruck 
aus Quellen und Forschungen aus italienischen Archiven und Biblio- 
theken, herausg. v. Kgl. Preuß. Histor. Institut in Rom. Bd. XV. 1. 
27 8. 

Die Darstellung, die sich auf 2 Noten Oonsalvis und Sitzungsbe- 
richte der Congregazione straordinaria per gli affari ecclesiastici (ab- 
gedruckt als Beilagen 1—3 S. 18—27) gründet, beginnt mit dem aus- 
gangs 1816 von der preuß. Regierung Papst Pius VII. gegenüber aus- 
gesprochenen Wunsch, den Bischof von Corvey, Ferd. Frhrn. v. Lüning 
zum Bischof von Münster zu ernennen. Damit sollte die Neuregelung 
der zerrütteten kirchlichen Verhältnisse Preußens eingeleitet werden. 
Auch war die Supprimierung des kleinen Bistums Corvey beabsichtigt 
(die tatsächlich auch später in der Bulle De salute animarum 1821 
erfolgt ist).. Endlich sollte den ewigen Streitigkeiten zwischen dem 
Münsterschen Kapitularvikar Clemens August von Droste-Vischering 
und dem Oberpräsidenten von Vincke ein Ende gemacht werden. Die 
Wahl eines,neuen Bischofs durch das Domkapitel wollte die Regie- 
rung, offenbar aus Gründen der Politik, umgehen. Pius war vor die 
schwierige Aufgabe gestellt, offiziell aussprechen zu müssen, daß der 
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Stuhl zu Münster rechtsgültig unbesetzt war, und das Wahlrecht des 
Domkapitels ignorieren zu müssen. Die Kurie stellte in der Tat fest, 
daß der Stuhl seit 1801 frei war. Die Wahl des Erzherzogs Anton 
Viktor von Oesterreich durch das Domkapitel wurde für erledigt er- 
klärt, da er — nicht förmlich aber tatsächlich — verzichtet habe. In 
Wirklichkeit hat aber nicht der Erzherzog sondern der Kaiser auf 
dem Reichstag von Regensburg 1802 den Verzicht erklärt. Im übrigen 
konnte auf das durch Annahme der Wahl erworbene ius ad rem gar 
nicht verzichtet werden. Das war auch die Ansicht des Domkapitels. 
Und auch die preußische Regierung bestand auf einem förmlichen 
Verzicht. Die päpstliche Entscheidung, welche die „Offenkundigkeit“ des 
Verzichts für genügend erklärt, und kraft autoritä suprema einen förm- 
lichen Verzicht für überflüssig, ruht auf schwachen moralischen Füßen, 
wenn sie auch rechtlich kaum zu beanstanden ist. — Die zweite Frage 
wurde zugunsten des päpstlichen Ernennungsrechts entschieden, und 
zwar mit der Begründung, daß eine Devolution im Wiener Kon- 
kordat von 1448 erfolgt sei (obwohl von einer „Schuld“ des collator 
ordinarius gar keine Rede sein konnte) und daß außerdem eine päpst- 
liche provisio ordinaria angezeigt sei wegen der Eigenart der 
Verhältnisse. Die Häufung der Gründe läßt die Schwäche der Posi- 
tion des Papstes durchblicken. Als iusta causa mußte die rechts- 
widrige Zusammensetzung des Domkapitels, die Erwartung neuer 
Schwierigkeiten und der Kompromittierung von Kanonikern nach der 
Wahl herhalten. Auch sei durch die Ernennung die Zukunft des 
Wahlrechts des Domkapitels gesichert. Sicher hat aber auch die Per- 
sonenfrage mitgespielt. Lüning wurde durch Bulle vom 28. VIII. 1820 
Bischof von Münster. | 

20. Dr. J. Freisen, Prof. in Würzburg, Die katholische Feld- 
propstei im bayerischen Heere. Arch. f. öff. R. XXVIII, 4. 8. 433 
bis 453. 

Der überaus fruchtbare Verfasser (nach dessen Mitteilung auf S. 449 
Anm.9 wirdübrigens in Bälde eine größere Arbeit über das Militärkirchen- 
wesen erwarten dürfen) greift hier ein bedeutsames Stück Staatskirchen- 
recht heraus, vielleicht das bedeutsamste der Zukunft, da es samt dem 
übrigen Recht der „Personalgemeinden“ vielleicht allein die Stürme der 
„Trennung von Staat und Kirche“ überdauern wird. Nach einem kurzen 
allgemeinen historischen Rückblick betrachtet er zunächst die älteste 
Organisation der bayerischen Militärseelsorge, die nur für den Fall der 
Mobilmachung ernannten Feldprediger (später Militärkapläne). Diese 
Feldkapläne wurden vom König ernannt. In Friedenszeiten gab es 
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damals auch in Bayern keine eigenen Militärgeistlichen. Die einzige 
Ausnahme bildete Würzburg mit seiner Garnisons- und Lazarettpfarrei, 
sowie der Pfarrei auf der Festung Marienberg, die seit Anfang des 19. 
Jhdts. bestanden. Beide wurden 1822 vereint und bilden so die Rechts- 
vorgängerin der heutigen selbständigen katholischen Militärseelsorge- 
stelle. — 1841 faßte Ludwig I den Plan, das Institut der Feldkapläne 
als dauernde Einrichtung für Kriegs- und Friedenszeiten bei der baye- 
rischen Armee einzuführen und an die Spitze dieses Instituts den Erz- 
bischof von München-Freising zu stellen. Es erging darauf das päpst- 
liche Breve „Super cathedram principis Apostolorum“ vom 20. IV. 1841, 
worin der Erzbischof zum Cappellanus Maior der bayerischen Armee 
ernannt wird, und die Oappellani Militares, sowie alle Militärangehörige 
seiner Jurisdiktion unterworfen werden. Das Breve kam nie zur Aus- 
führung. Der Erzbischof war vorher nicht gehört worden und erhielt 
auch nie eine offizielle Nachricht von dem Breve durch die Staats- 
regierung. Erst 1849 erlangte der Erzbischof Karl August Graf von 
Reisach auf privatem Wege Kenntnis von einem Breve des erwähnten 
Inhalts. Das — inzwischen verloren gegangene aber in Abschrift wieder- 
hergestellte — Breve wurde darauf vom König unter einschränkenden 
Vorbehalten genehmigt. Der Erzbischof erhob Bedenken und es erging 
am 8. IX. 1852 in Rom eine Kongregationsentschließung, wodurch der 
Erzbischof von München für den Mobilmachungsfall als cappellanus 
maior delegiert wurde. Die definitive Organisation wurde jedoch erst 
am 5. VIII. 1863 durch die Verordnung „über die religiöse Pflege in 
der bayerischen Armee“ geschaffen. Es blieb dabei, daß die beab- 
sichtigte Errichtung einer katholischen Feldpropstei nicht erfolgte, d. h. 
das Breve nicht ausgeführt wurde. Der Erzbischof von München hat 
hiernach nur für den Mobilmachungsfall die bischöfliche Jurisdiktion 
über die katholischen Feldgeistlichen. F. hat mit seinen wertvollen 
Darlegungen die gegenteilige Ansicht von Silbernagl (Verfassung u. 
Verwaltung sämtl. Religionsgesellschaften in Bayern, 1883) und Stingl 
(Bestimmungen des bayer. Staats über die Verwaltung des katholischen 
Pfarramts, 1890, Bd. I, S. 353), wonach es eine katholische Feldpropstei 
im bayerischen Heere geben soll, widerlegt. 

21. P. Bertrand Kurtscheid, O.F.M,., Dr. u. Lektor der 
Theologie, Das Beichtsiegel in seiner geschichtlichen Entwicklung. 
Freiburg i. B., 1912, Herder. XVI u. 1888. M. 4. (Freiburger Theol. 
Studien H. 7.) 

Für unseren modernen Staat ist das Beichtgeheimnis rechtlich nur 
noch insofern von Bedeutung, als es dem Zeugniszwang nicht unter- 
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liegt, soweit nicht $ 139 Reichsstrafgesetzbuch (Unterlassen der Anzeige- 
erstattung trotz Kenntnis vom Vorhaben gewisser schwerer oder gemein- 
gefährlicher Verbrechen) Platz greift. Strafbar ist die Verletzung des 
Beichtgeheimnisses bei uns nicht mehr. Seine moralische und psycho- 
logisch-religiöse Bedeutung ist freilich auch noch heute für die Staats- 
raison nicht ohne Belang, und es ist daher nicht nur für den Theologen 
und Kirchenrechtshistoriker von Interesse, sich die Entwicklung dieses 
Instituts zu vergegenwärtigen. Dabei leistet die vorliegende Schrift 
gute Hilfe, wenn sie auch keine neuen grundlegenden geschichtlichen 
Feststellungen trifft. Vor allem ist sie die erste historische Behandlung 
des Themas seit 200 Jahren. Die Schriften von E. Schwartz (Buß- 
stufen und Katechumenatsklassen, Straßburg 1911) und Fritz Sauter 
(Das Berufsgeheimnis u. s. strafrechtl. Schutz, Breslau 1910) sind nur 
noch im Vorwort berücksichtigt. K. kommt zum Ergebnis, daß das 
Beichtsiegel keinem ausdrücklichen Gebot Christi, wohl aber seinen 
Absichten entspricht, behandelt dann das öffentliche Bekenntnis ge- 
heimer Sünden und die öffentliche Buße für solche nach der Bibel, 
den außerbiblischen Quellen, Kirchenvätern etc. und gibt hiernach eine 
Geschichte des Beichtsiegels bis zum Abschluß der Dekretalen Gregors IX 
auf Grund der Rechtsquellen und anderer „positiver Zeugnisse und 
Bestimmungen“. Ein zweiter Abschnitt bringt eine Zusammenfassung 
der Ansichten von Kanonisten und Theologen über das Beichtsiegel 
unter Einflechtung praktischer Fälle, sowie (132—168) die Auseinander- 
setzung der Aneicht des Verfassers mit jenen. Ein Schlußabschnitt 
behandelt das Beichtsiegel nach weltlichem Recht. Der „Schluß“ fast 
die Ergebnisse kurz und gut zusammen. 

22. Julius Langhäuser, Divisionspfarrer, Das Militär-Kirchen- 
wesen im kurbrandenburgischen und königlich preußischen Heere. 
Seine Entwicklung und derzeitige Gestalt. Metz, 1912, Müller. XVI 
u. 271 Ss. M. 3.50. 

Diese Straßburger Inaugural-Dissertation bietet mehr, als ihr Titel 
besagt, nämlich auch eine historische Betrachtung der Militärseelsorge 
im allgemeinen, im Altertum, im Mittelalter, in der Reformationszeit 
und während des 30jährigen Kriegs, sowie die Militärseelsorge der 
christlichen Sekten und Juden. Eine große Fülle von Material ist 
darin verarbeitet. Das eigentliche Thema ist in 3 Hauptteilen behandelt, 
von denen der 1. und 2. die Entwicklung je des evangelischen und 
katholischen Militärkirchenwesens im kurbrandenburgischen und Kgl. 
preußischen Heer von ihren Anfängen bis zum Ende des XIX. Jahr- 
hunderts darstellen, während der dritte das geltende Recht enthält und 
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von L. betitelt wird: Das ev. und kath. Militärkirchenwesen des preuß. 
Heeres und der kaiserlichen Marine zu Beginn des XX. Jahrhunderts 
unter Wilhelm II. — L.s Arbeit, die einen gründlichen und gediegenen 
Eindruck hinterläßt, ist die erste systematische Darstellung des Preuß. 
Militärkirchenrechts und hat neben den Kommentaren zu den neueren 
preuß. militärkirchlichen Dienstordnungen durchaus ihre Existenz- 
berechtigung. Ja es ist mit Freuden zu begrüßen, daß ein Theologe 
sich in diese staatskirchenrechtliche Materie, die wie schon öfters her- 
vorgehoben, wohl fast als einzige (mit den übrigen Reglements für die 
staatskirchlichen Personalgemeinden) die Stürme der Trennung von 
Staat und Kirche überdauern wird, so eingehend vertieft und nament- 
lich eine so übersichtliche Zusammenfassung des geltenden Rechts ge- 
schaffen hat. Auf Einzelheiten einzugehen, gestattet mir der beschränkte 
Raum nicht. | 
23. Pöschl, s. unten, Nr. 5. 


III. 
Staat und Kirche — Staat und Religion. 


1. Allgemeines. 


1. v. Schubert, s. oben unter II, Nr. 4 u. 11. 

2. Schultes, s. unten unter IV, Nr. 13. 

3. Heiner, s. unten unter IV, Nr. 14. 

4. Freisen, s. unten unter IV, Nr. 8 und oben unter II, Nr. 20. 

5. Karl König, Staat und Kirche. Jena, 1912, Diederichs. 
788 M.1l. | 

6. H. Hellmuth, Grenzen der staatlichen Schutzgewalt zugunsten 
der Glaubensgesellschaften. Arch. f. öff. R. XXIV 3. S. 468—-476. 

* HH. teilt einen interessanten Fall aus der bayerischen Verwaltungs- 

praxis mit. Der Katholik J. in G. war mit einer Protestantin nach 
protestantischem Ritus getraut worden und hatte seine Kinder prote- 
stantisch erziehen lassen. Bei seinem Tod verweigerte der katholische 
Pfarrer in G. die kirchliche Beerdigung. Auf Bitten der Hinterbliebenen 
beerdigte der protestantische Pfarrer der Nachbargemeinde N. den J. 
im Friedhof von G. Der katholische Geistliche beschwerte sich darauf 
über den protestantischen bei der ‚staatlichen Behörde. Der Staat 
entschied, daß weder ein Eingriff in die pfarrlichen Rechte, noch in 
die Disziplinarbefugnisse des katholischen Pfarrers vorliege. Es konnte 
beim Ablehnen des kirchlichen Aktes durch den eigenen Pfarrer eine 
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charitative Mitwirkung des andersgläubigen Geistlichen bei der Beer- 
digung des J. unbedenklich stattfinden. 

7. Dr. jur. H. Seeholzer, Staat und römisch-katholische Kirche 
in den paritätischen Kantonen der Schweiz. Zürich u. Leipzig, 1912, 
Roscher. VIII u. 181 8. M. 3.50. 

S. macht sich seine Aufgabe nicht leicht. Er setzt sich mit den grund- 
legenden Begriffen „Parität“ und „Landeskirche“ eingehend auseinander. 
Jenen Begriff faßt er in doppeltem Sinne, was das Verständnis nicht 
erleichtert, nämlich als die in Art. 50 der Bundesverfassung geschaffene 
Kultusfreiheit, d. i. die von der Landeskirchenqualität unabhängige, 
erlaubte öffentliche Religionsübung, und zweitens als jene Parität, die 
sich aus der gleichmäßigen Koexistenz zweier oder mehrerer Landes- 
kirchen in einem Kanton ergibt (S. 6). Die zweite Deutung ist für 
ihn „hier maßgebend“. Bei dieser Parität kann sich die Staatsgewalt 
als solche nicht als Glied einer Kirche auffassen, sondern sie muß in 
den interkonfessionellen Beziehungen als neutrale Macht über den Kon- 
fessionen stehen. Dadurch hört die Landeskirche auf, Staatskirche zu 
sein“. S. faßt die Landeskirchen staatskirchenrechtlich auf als „Privi- 
legierte Korporationen des öff. Rechts“. — Die Ordnung der Verhält- 
nisse von Staat und Kirche ist — im Rahmen des Art. 50 zit. — in 
der Schweiz Kantonalsache, aber nur wenige Kantone haben aus dem 
Grundsatz der allgemeinen Freiheit des (Glaubens und der Kultus- 
übungen als Folgerung das legislatorische Postulat deduziert, Staat 
und Kirche müssen getrennt und das Landeskirchentum aufgehoben 
sein. (Rez. ist es sehr zweifelhaft, ob dieser Schluß ein zwingender ist). 
S. redet der Trennung von Staat und Kirche.das Wort (S. 8). — Nach 
diesen einleitenden Betrachtungen geht S. zu seinem eigentlichen Thema 
über, das er in 12 Abschnitte gliedert (Allgemeine Grundsätze — 
Der Staat und die Bistümer — Temporalien — Die Oberaufsicht des 
Staates und konfessioneller Behörden — Mitgliedschaft in der Kirche 
— Kultuspolizeiliche Maßnahmen — (Innere Organisation): Bischof 
und Domkapitel — Kantonale und zentrale Organe — Kommunale 
Organisation: a) Kirchgemeinden, b) besondere Verhältnisse (Simultanea) 
— Organisationen außerhalb des kommunalen Verbandes:. a) Klöster, 
b) Seminarien — Pfarramt — Die Stellung der römischen Kurie). 
Die in Betracht kommenden Kantone sind Aargau, Baselland, Bern, 
Glarus, Graubünden, St. Gallen, Thurgau. Aargau gehört mit Basel- 
land, Bern und Thurgau zum Bistum Basel mit dem Sitz in Solothurn. 
Eingehend behandelt S. namentlich die weltliche Machtentwicklung des 
Bistums Chur und die staatlichen Hoheitsrechte dem Kanton Grau- 
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bünden gegenüber. Kürzer das Verhältnis des Kantons St. Gallen zu 
dem gleichnamigen Bistum (der früheren Abtei). Noch kürzer kommt 
der Kanton Glarus weg, der heute noch dem bischöfl. Ordinariat Chur 
provisorisch zugeteilt ist (S. 139). Auf einzelnes einzugehen, ist hier 
nicht der richtige Ort. Im großen und ganzen ist das Buch als eine 
gründliche und übersichtliche Darstellung des Gegenstandes, bei der 
namentlich die Objektivität des Verfassers überall zutage tritt, zu be- 
zeichnen. Die zur Zeit etwas langsam und spärlich fließende schwei- 
zerische Kirchenrechtswissenschaft hat dadurch frischen Zufluß be- 
kommen. — Manche Druckfehler sind mir aufgefallen, z. B. 8. 24 
Anm. 1: Monementa Germania historica, Thom I etc. 

8. Langhäuser, s. oben unter II, Nr. 22. 

9. Dr. Fritz Wahlhaus, Die Rechtsstellung der israelitischen 
Kultusgemeinde im rechtsrheinischen Bayern. München u. Berlin, 1912, 
Schweitzer (Sellier). V u. 58 8S. M. 1.80. 

Es ist für die vorliegende Schrift nicht günstig, daß gleichzeitig 
die zweite, stark veränderte und erweiterte Auflage von Heimbergers 
Werk „Die staatskirchenrechtliche Stellung der Israeliten in Bayern“ 
erscheint. Immerhin ist sie zur ersten Orientierung geeignet. Auf 
eine kurze historische Einleitung folgt eine noch kürzere Betrachtung 
der Rechtsquellen und hiernach die Hauptdarstellung, welche den Stoff 
in die Betrachtung der Rechtsstellung der israelitischen Glaubensge- 
sellschaft in ihrer Gesamtheit und der einzelnen Kultusgemeinde glie- 
dert; von letzterer wird dann noch ihre Finanzgewalt, ihr Besteuerungs- 
recht und ihre Verfassung und Verwaltung besonderer Besprechung 
unterworfen. Drei Anhänge bringen: 1. einen Ueberblick über die 
rechtliche Stellung der israelitischen Religionsgesellschaft in der Pfalz, 
in anderen deutschen Bundesstaaten und in Oesterreich; 2. die Revision 
des Judenedikts von 1813; 3. a) das Edikt vom 10. Juni 1813, die 
Verhältnisse der jüdischen Glaubensgenossen im Königreich Bayern 
betr. und b) die Ministerialentschließung vom 29. Juni 1863, die Ver- 
hältnisse der israelitischen Kultusgemeinden betr. 

10. Hilling, s. unten unter IV, Nr. 5. 

1l. Schmitt, s. unten unter V, Nr. 3. 

12. von Moreau, s. unten unter V, Nr. 4. 

13. Dr. Joseph Heimberger, Prof. in Bonn, Die staats- 
kirchliche Stellung der Israeliten in Bayern. Zweite stark veränderte 
und erweiterte Auflage. Tübingen, 1912, Mohr (Siebeck). XI u. 432 S. 
M. 11. 

Das Buch ist auf mehr als das Doppelte seines früheren Umfangs 
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angewachsen. Ein umfangreiches Aktenstudium hat dem Verfasser die 
Bedürfnisse der Praxis und die Lücken der ersten Auflage gezeigt. 
Manche unhaltbare Ansicht ist berichtigt. Der Standpunkt, de lege 
lata zu schreiben, ist beibehalten, so groß die Versuchung auch war, 
de lege ferenda auf die großen Mängel der geltenden Gesetzgebung 
hinzuweisen, die oft genug nicht erkennen läßt, was als lex lata anzu- 
sehen ist. Zur Zeit sind die Staatsbehörden auf tastendes und un- 
sicheres Paktieren mit dem veralteten und verworrenen Rechtszustande 
angewiesen. Mit Recht fordert H. im Vorwort die Revision des Juden- 
edikts, mag sie den Interessenten passen oder nicht. 

Die Einleitung behandelt Geschichte und Quellen, der 5 Abschnitte 
umfassende Hauptteil: Die israelitische Religionsgesellschaft in Bayern 
im allgemeinen — Die Kultusgemeinde und ihre Verfassung — Die 
Kultusämter — Die Einrichtungen der Kultusgemeinde — Das Finanz- 
recht der Kultusgemeinde. Ein Anhang bringt den Text der für die Be- 
urteilung des jetzigen Rechtszustandes maßgebenden Quellen. Literatur 
und Rechtssprechung sind erschöpfend berücksichtigt. Das Urteil des 
Verfassers bei der Stellungnahme zu Kontroversen ist maßvoll und 
objektiv. Die Sprache ist flüssig und klar. — 

Gut hervorgehoben ist namentlich der Gegensatz zwischen dem 
rechtsrheinischen Bayern und der Pfalz, was die Vermögensverwaltung 
betrifft (392). Hier hat der Staat Vorschriften über die Verwaltung 
des Kultusvermögens erlassen und eine Vermögenskuratel eingeführt. 
Organe der Verwaltung sind die aus 3 Mitgliedern bestehenden Syna- 
gogenausschüsse. Im rechtsrheinischen Bayern fehlt eine solche Kuratel, 
d. h. jede ständige staatliche Aufsicht (Rechnungsrevision etc.) über 
die Vermögensverwaltung. Die Staatsbehörde greift nur im Einzelfall 
auf Anrufen oder von amtswegen als Aufsichtsinstanz ein. — Nicht 
einheitlich sind auch die steuerlichen Verhältnisse, deren Mannigfaltigkeit 
H. übersichtlich schildert (375 ff.). Auf die Besteuerung nach dem staat- 
lichen Steuerfuß ist man noch nicht gekommen. Mit Seydel und 
gegen Benario vertritt H. die richtige Ansicht, daß die Judengemeinden 
— wenn auch nicht als politische, so doch als religiöse Gemeinden — 
nach dem Judenedikt rechtlich fortbestehen sollten und insofern die 
frühere Rechtspersönlichkeit fortsetzen oder, wie H. sagt (369): „mit 
verminderten, auf das kirchliche Leben, teilweise noch auf das Schul- 
wesen ($ 33 J.-E.) beschränkten Zwecken“; insoweit besteht auch das 
der Erfüllung dieser Zwecke dienende Selbstbesteuerungsrecht. — H. 
geht, soweit ich es übersehen kann, keiner wichtigen Streitfrage aus 


dem Wege. So behandelt er z. B. (303 ff.) eingehend die Frage, ob 
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nach dem jetzigen Stand der Gesetzgebung die Regierung unter den 
in Art.5 Abs. 3 des Schulbedarfsgesetzes angegebenen Voraussetzungen 
politische Gemeinden zur Errichtung einer israelitischen Elementarschule 
anhalten kann. Gegen Seiler undEnglmann-Stingl| bejaht H. 
die Frage, ohne allerdings den Israeliten einen Rechtsanspruch auf 
Errichtung einer Konfessionsschule einzuräumen. Andere interessante 
Details hervorzuheben, muß ich mir hier versagen. 


2. Die Trennung von Staat und Kirche. 


14. Prof. Dr. Friedrich Speiser, Staatliche Neuordnung des 
Verhältnisses von Kirche und Staat in den schweizerischen Kantonen 
Genf und Basel. Arch. f. kath. KR. 92, S. 225—249. 

Vor dieser Neuordnung stand der Staat nach allen kantonalen 
Rechten in mehr oder weniger enger Verbindung mit beiden oder mit 
einer der großen christlichen Konfessionen. Die neueste Zeit hat das 
sog. System der Trennung im Kanton Genf und eine die spätere 
Trennung vorbereitende Lockerung des Bandes zwischen Kirche und 
Staat im Kanton Basel-Stadt gebracht. In Genf stammen die Schwierig- 
keiten aus der Zeit der Abrundung des Kantons durch Abtretung katho- 
lischer Gemeinden des Königreichs Sardinien, welche die conditio sine 
qua non für die Aufnahme Genfs in die Eidgenossenschaft war. Schon 
die Wiener Schlußakte suchten der katholischen Religion der abge- 
'tretenen Landesteile einen besonderen Schutz zu gewähren ; ebenso ein 
weiterer Vertrag (von Turin) zwischen Genf und dem König vom 
16. III. 1816. Zweck der Verträge war, wohlerworbene Rechte aufrecht 
zu erhalten und Aenderungen des bestehenden Zustands dem heiligen 
Stuhl vorzubehalten. So wurde auch verfahren, als die Pfarreien der 
abgetretenen Gebietsteile von der Erzdiözese Uhambery losgelöst und 
dem schweizerischen Bistum Lausanne einverleibt wurden. Andererseits 
änderte der Staat die mit dem Bischof von Lausanne über das Ver- 
hältnis von Staat und Kirche getroffene Vereinbarung vom 1. II. 1820 
noch ehe sie promulgiert war, durch Staatsgesetz willkürlich ab (228). 
Der Volksführer James Fazy setzte 1847 mit Hilfe der Katholiken 
eine neue Verfassung im Sinne der Trennungsbewegung durch. Das 
Gesetz von 1868 betr. das hospice cantonal bedeutete wiederum einen 
Vorstoß des Staates gegen Rom, eine Abschwächung der Verträge von 
1815 und 1816. Die Gesetzgebung der nächsten Jahre führte dement- 
sprechend zu einer wenig Katholiken-freundlichen Entwicklung. Die 70er 
Jahre brachten eine richtige Kulturkampflegislatur (z. B. Streichung 
der römisch-katholischen Pfarrgehälter).. Vom Jahre 1892 an kam man 
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den Katholiken mehr entgegen (234); doch blieb die katholische Geist- 
lichkeit des staatlichen Gehalts beraubt, während die national-(= alt-) 
katholische Sekte dotiert war, und die protestantische Landeskirche 
ihre Subsistenzmittel vom Staat erhielt. So mußten die mehr als die 
Hälfte der Bevölkerung ausmachenden Katholiken zwar zu den Kultus- 
kosten der anderen Konfessionen beitragen, waren aber selbst vom 
Kultusbudget ausgeschlossen. Die jetzt neu einsetzende (s. Zt. im 
Jahre 1880 durch Volksabstimmung verworfene) Trennungsbewegung 
erstrebte daher Abschaffung des Kultusbudgets. — Das am 15. VI. 1907 
im großen Rat mit 66 gegen 23 Stimmen und am 30. VI. durch Volks- 
abstimmung (7653 gegen 6823 der Abstimmenden) angenommene Gesetz 
bestätigt die Kultusfreiheit und verbietet Staat und Gemeinden, Bei- 
träge oder Unterstützungen zu Kultuszwecken zu leisten. Der Ver- 
sammlungs- und Vereinsfreiheit der Bekenntnisse sind nur die allge- 
meinen polizeilichen Schranken gesetzt. Sie können juristische Per- 
sonen nach Zivilrecht oder mit Genehmigung des großen Rats als 
Stiftung werden. Ueber Kirchen und Pfarrhäuser sind Bestimmungen 
getroffen. Den Protestanten wurden 800 000 Fr. Kapital zugewiesen, 
und ihren Geistlichen Pensionen gewährt. Sp. weist (239 ff.) auf die 
Ungleichheit in der Behandlung der Konfessionen hin, die gegen die 
Verträge von 1815 und 1816 verstoße. In der Folge konstituierten 
sich die katholischen Gemeinden privatrechtlich und gründeten das 
societes catholiques romaines für die einzelnen Pfarreien. — Dann 
bespricht Sp. kurz die vom 22. September 1908 von der protestantischen 
Freikirche Genfs angenommene Verfassung (die bekanntlich von jeder 
Bindung auf ein Bekenntnis absieht). 1910 wurde das Stimmrecht in 
kirchlichen Angelegenheiten den großjährigen Schweizerinnen eingeräumt. 

15. Dr. Albert Hauck, Prof. in Leipzig, Die Trennung von 
Kirche und Staat, Ein Vortrag. Leipzig 1912, Hinrichs. 29 S. M. 0.60. 

Im Christentum sind die natürlichen Gemeinschaften rein irdisch 
geworden. Nichts scheint daher ferner zu liegen als die Verbindung 
von Kirche und Staat. Der Gedanke der Einheit von Staat und Kirche, 
der heute als eine Stütze der Kirche betrachtet zu werden pflegt, ging 
vom Staate aus und war im Kampf wider das Christentum vorbereitet 
worden. In den germanischen Reichen erschienen dann Volkskirche 
und christlicher Staat fast wie eine Größe, nur nach Funktionen und 
Leitung unterscheidbar. Das Mittelalter fügte den Staat der Kirche 
ein ; aber mehr in der Vorstellung als in der Gestaltung der wirklichen 
Welt. Die Durchführung der Reformation führte in Deutschland, der 
Schweiz, in England auf protestantischem Gebiet zu einer engen Ver- 
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bindung mit dem Staate. Das zeitigte in Deutschland Verhältnisse, 
die dem byzantinischen Staatskirchentum in mancher Hinsicht analog 
waren. Heute hat sich das gemildert. Aber die Verbindung von Staat 
und Kirche ist fast noch als die Regel zu betrachten. Andererseits 
ist die Forderung der Trennung von Staat und Kirche, richtiger: der 
unbedingten Freiheit der Kirche und der Einzelgemeinden, so alt wie 
die moderne Verbindung beider. H. sieht in den „Taufgesinnten“ der 
Reformationszeit die ersten T’rennungsbeflissenen. (Ob man diese 
religiös-sektirerische Gemeinschaft als Beginn der Trennungsbewegung 
ansehen kann, ist mir jedoch sehr zweifelhaft. Rez.) Heute ist die 
Trennungsfrage kaum mehr eine religiöse, eher eine religionsfeindliche, 
sondern eine politische. H. ist angesichts des interkonfessionellen, 
souveränen Rechtsstaats der Gegenwart für die Trennung, wo die 
Rechtslage zu Spannungen führt (11, vgl. jedoch 28). Die Trennung 
in Frankreich, war eine politische Maßregel, die sich aus dem Ringen 
der Parteien um die Herrschaft in der Republik erklärt. Aber im 
Hintergrund steht der große Gegensatz der Weltanschauung, der die 
französische Bevölkerung spaltet“ (13). Sehr zutreffend behandelt H. 
die Trennungsfrage — ohne ihre tiefe religiöse Bedeutung zu ver- 
kennen — zunächst als Zweckmäßigkeitssache, als kirchenpolitische 
Frage. Und zweitens fragt er sehr mit Recht: Ist die Kirche ge- 
rüstet zum Handeln d. i. zur Trennung? (Eine Frage, die Rez. auch 
bei jeder sich bietenden Gelegenheit zur Sache stellt). Die Kirche 
hat in der Verbindung mit dem Staat völlig verlernt, als Kirche und 
Gemeinde zu handeln (26). Deshalb ist es geboten, die presbyterialen 
und synodalen Ordnungen, auch die finanzielle Selbständigkeit der 
Kirche weiter auszubauen. (Ganz in diesem Sinne hat sich Rez. in 
Deutsch-Evangelisch 1910 Heft 3 und in dem Vortrag „Vorschläge 
für den Umbau der hess. Kirchenverfassung“ in Grundfragen der ev. 
KV. Darmstadt 1911 geäußert.) — Alles in allem: Sehr prägnante, 
klare, objektive Gedankenarbeit. 


3. Kirche und Schule Kırcehe und Universitäten. 


16. Schultes s. unten unter IV, Nr. 13. 


4. Begräbniswesen. 

17. Ludwig Schultz, Magistratsrat in Berlin, Das Preußische 
Feuerbestattungsrecht (Ges. v. 14. IX. 1911 nebst Erläuterungen und 
Erörterung der übr. in Betracht kommenden Gesetze u. VO.). Berlin 
1912, Springer. VIII u. 89 8. kart. M. 2. 

28* 
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Das gründliche und übersichtliche Werkchen bringt den Text des 
Gesetzes, denselben nochmals mit kurzem aber genügendem Kommen- 
tar, in dem auch alle einschlägigen staatlichen Vorschriften berück- 
sichtigt sind, behandelt dann die Verschickung von Leichen an aus- 
ländische Krematorien, den strafrechtlichen Schutz der Aschenurnen 
und mit besonderer Ausführlichkeit die Stellung der Kirche zur Feuer- 
bestattung (54—75), wobei die Verweigerung der kirchlichen Bestat- 
tungsfeier von der Verweigerung der Zulassung zum Friedhof unter- 
schieden und letztere nach allg. Preuß. Landrecht nach gemeinem 
Recht und nach dem Recht des code civil einer Betrachtung unter- 
zogen wird. „Beschränkungen auf dem Friedhof“ und die Sonderstel- 
lung der kommunalen Friedhöfe bilden den Inhalt der Schlußka- 
pitel. — Die Schrift wird den Rechtsuchenden auf diesem Gebiete ein 
guter Wegweiser sein. 

18. Hellmuth s. oben unter III, 1. Nr. 6. 


5. Ordens- und Klosterwesen. 


19. Wilhelm Kratz 8. J., Ist die Gesellschaft Jesu ein eigent- 
licher Orden? Archiv f. kath. KR. 92, 8. 92—112. 

K. kommt auf Grund weitläufiger historischer Untersuchungen zu 
dem Ergebnis, daß es sich bei der Gesellschaft Jesu um einen Orden 
und nicht um eine Kongregation handele, und gründet seine Auffas- 
sung insbesondere auf die Bulle Sollicitudo omnium ecclesiarum vom . 
7. VIII. 1814, durch welche Pius VII. den Jesuitenorden als regularis 
ordo wiederherstellte.e Er hält aber auch schon die alte congregatio 
societatis Jesu, die Clemens XIV. aufgehoben hat, für einen Orden 
im strengen Sinne (und zwar für einen Mendikantenorden); seine 
sämtlichen Mitglieder, Professen wie Nichtprofessen, wurden durch die 
Ablegung der ersten, einfachen Gelübde zu Regularen. 


6. Religionsdelikte 


vacat. 


7. Eherecht (einschließlich der religiösen Kindererziehung). 


20. Bastgen s. oben unter II, Nr. 5. 

21. H. Hellmuth, Die religiöse Erziehung der Adoptivkinder. 
Arch. f. öff. R. XXIX 1/2. S. 233—238. 

H. versteht unter religiöser Erziehung eines Kindes im allgemei- 
nen „den Inbegriff jener Tätigkeit, die dazu dient, dem Kinde die 
Glaubenssätze seiner Konfession in der Familie (häusliche Er- 
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ziehung), in der Kirche und Schule (dazu gehört der religiöse Schul- 
unterricht, die Vorbereitung zur Kommunion und Konfirmation, der 
religiöse Unterricht während der Sonntagsschulpflicht) beizubringen 
und begreiflich zu machen, sowie es zur Uebung jener Religionspflich- 
ten anzuleiten, welche diebetreffendeKonfession vorschreibt“ 
[diese Sperrdrucke sind vom Rez. veranlaßt]. Wie H. nicht verkennt, 
gehört die Regelung dieser Tätigkeit dem bürgerlichen Recht an, und 
zwar dem Landrecht nach Art. 134 EGBGB. Da aber dieser Artikel 
von den „landesgesetzlichen Normen“ die öffentlich-rechtlichen 
nicht ausscheidet, bleiben für Bayern nach H. die 88 12—23 des 
IV. Kapitels der 2. Verfassungsbeilage bestehen. Dieses Kapitel trägt 
zwar die Ueberschrift: „Religiöse Verhältnisse der Kinder aus ge- 
mischten Ehen“. „Das schließt aber nicht aus, daß daraus allgemeine, 
für die religiöse Kindererziehung überhaupt geltende Grundsätze 
geschöpft werden, welche die Anwendung der Normen des BGB. über 
das Erziehungsrecht auf dem fraglichen Gebiete nicht zulassen.* H. 
beruft sich für diese seine Ansicht auf 2 Entscheidungen des bayeri- 
schen obersten Verwaltungsgerichtshofs (VGHE. 28, 165 u. 31, 78). 
Er skizziert kurz die nach bayerischem und Reichs-Recht hiernach 
für ungemischte und gemischte Ehen geltenden Grundsätze und wirft 
alsdann die Frage auf, ob diese auf Adoptivkinder anzuwenden sind. 
H. folgt dem bayerischen Verwaltungsgerichtshof, der in den zitierten 
Eintscheidungen seinen Standpunkt dahin präzisiert hat: „Die Annahme 
an Kindesstatt begründet in Bayern für den Annehmenden nicht die 
Befugnis, über das Glaubensbekenntnis des angenommenen Kindes zu 
bestimmen“. Dieses Verfügungsrecht bleibt den leiblichen Eltern, also 
auch der unehelichen Mutter. 


IV. 
Kirchenverfassungs- und Kirchenverwaltungsrecht. 


Hellmuth s. oben unter III, 1. Nr. 6. 
Seeholzer s. oben unter III, 3. Nr. 7. 
Schmitt s. unten unter V, Nr. 3. 

v. Moreau s. unten unter V, Nr. 4. 

5. Nikolaus Hilling, D. Dr. jur et phil., ao. Prof. d. KR. 
in Bonn, Die Reformen des Papstes Pius X. auf dem Gebiete der 
kirchenrechtlichen Gesetzgebung. II. Band. Bonn, 1912, Hanstein. 
XVI und 302 S. M. 3.60. 

Das überaus verdienstliche Werk erhält mit diesem Band seine 
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erwünschte Fortsetzung. Es erleichtert die Uebersicht über die rasch 
vorwärtsschreitende Reformgesetzgebung Pius X. und das wissenschaft- 
liche Eindringen in diese in hohem Maße. Das vorliegende Buch ent- 
hält in der Hauptsache nur die päpstlichen Gesetze aus 1909—1911 und 
übertrifft an Umfang trotzdem den ersten. Die Einleitung charakteri- 
siert kurz die Gesetzgebung Pius X. nach Inhalt und Art. In elf 
Abteilungen wird dann das neuere päpstliche und kuriale Reformwerk 
je nach Materien zusammengefaßt inhaltlich wiedergegeben und erläu- 
tert, nämlich: 1. Die Standespflichten und Standesrechte der Geist- 
lichen ; 2. Legitimationsvorschriften für auswandernde Geistliche; 3. Die 
Verwaltung der römischen Kurie; 4. Die Organisation der suburbi- 
karischen Bistümer; 5. Die Besetzung und die Verwaltung der Bis- 
tümer; 6. Der Chordienst der Kanoniker; 7. Die Amtsenthebung der 
Pfarrer im Verwaltungswege; 8. Die religiösen Orden und Kongrega- 
tionen; 9. Die Maßnahmen zur Bekämpfung des Modernismus ; 10. Das 
Alter der Kinder für die Zulassung zur ersten Kommunion; 11. Die 
Reduktion der kirchlichen Feiertage. Ein Anhang bringt offizielle 
Aktenstücke betr. die Amtsenthebung der Pfarrer im Verwaltungswege, 
die häufige Kommunion der Gläubigen und die Erstkommunion der 
Kinder, sowie eine chronologische Uebersicht über die in diesem 
Bande behandelten Erlasse Pius X. und der römischen Kurie. — 

Auch H. vergleicht Pius X. mit Gregor IX. (2); wie dieser wolle 
er in dem neuen corpus iuris ecclesiastici den Plan seiner Vorgänger 
(Pius IX., Leo XIII.) fortsetzen und zum Abschluß bringen. In Streit- 
fragen (z. B. bei der Interpretation des Motuproprio Quantavis diligen- 
tia) entscheidet sich H. für die offizielle (Kurial-) Auffassung, wie sie 
meist Heiner vertritt; das Buch enthält denn auch den Vermerk 
des Kölner Erzbischofs: Imprimi permittitur. 

6. Georg Löber, Pfarrer, Wie ist über den obligatorischen 
Gebrauch des Apostolicums bei der Taufe und bei der Konfirmation 
zu urteilen? Leipzig 1911, Wigand. 488. M. 0.60. 

Dieser Sonderabdruck aus dem Neuen Sächsischen Kirchenblatt 
behandelt die dogmatische und geschichtliche Betrachtungsweise von 
Bibel und Bekenntnissen, die Schwierigkeiten, die mit dem liturgischen 
Gebrauch des Apostolikums verbunden sind, und urteilt in maßvoller, 
verständiger Weise über den obligatorischen Gebrauch des Apostoli- 
kums bei Taufe und Konfirmation. Zum Wesen beider kirchlicher 
Akte gehört es nicht. Es ist daher zu erwägen, ob nicht der obli- 
gatorische Gebrauch des Apostolikums hier in Wegfall kommen soll. 

Zum selben Ergebnis in Form von Leitsätzen kommt H. in der 
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Schrift „Das Apostol. Glaubensbekenntnis bei Taufe und Konfirmation“ 
(Leipzig 1912, Wigand. 32S. M. 0,40). — Die Leitsätze wurden teil- 
weise von der Sächs. kirchl. Konferenz in Chemnitz am 17. IV. 1912 
angenommen. 

7. Georg v. Frantzius, Dr., Gerichtsassessor, Kann ein 
wegen Irrlehre ausgeschiedener Pfarrer Mitglied kirchlicher emeinde- 
organe innerhalb der evangelischen Landeskirche Preußers werden und 
bleiben? Diss. Greifswald, Abel, 1912. 50 S. 

v. F. bespricht den Inhalt des Kirchengesetzes vom 16. März 
1910 und seine Wirkungen, sodann die Wählbarkeit zu den Gemeinde- 
organen nach der Rheinisch-Westfälischen Kirchenordnung, der Kir- 
chen-Gemeinde- und Synodal-Ordnung für die östlichen Provinzen und 
nach den Kirchenordnungen der neuen Provinzen sowie die Möglich- 
keit der Entlassung von Mitgliedern der (femeindeorgane nach diesen 
Gesetzen. Er kommt zu dem Ergebnis, daß das Gesetz vom 16. März 
1910 die Wählbarkeit eines wegen Irrlehre ausgeschiedenen Geistlichen 
in die (xemeinde-Organe nicht unmittelbar auschließt. Nach den für 
die Wöählbarkeit gesetzlich aufgestellten Erfordernissen wird seine 
Wahl im Gebiet der Rheinisch-Westfälischen Kirchenordnung und in 
den neuen Provinzen regelmäßig unzulässig, in den östlichen Provinzen 
und in Hohenzollern dagegen regelmäßig zulässig sein. Seine Ent- 
lassung ist nach allen Kirchenordnungen möglich. — Dieses — aner- 
kennenswert vorsichtig gewonnene — Resuitat ist wegen seiner nur 
relativ bestimmten Fassung („regelmäßig“) nicht sehr befriedigend. 
Ob es richtig ist, lasse ich dahingestellt. Eine abweichende Ansicht 
zu begründen, würde jedoch hier zu weit führen. 

8. Dr. Jos. Freisen, Prof. in Würzburg, Die Anstaltsgemein- 
den der katholischen Kirche in den deutschen Bundesstaaten nach 
staatlichem und kirchlichem Recht. Archiv d. öffentl. R.s XXVIII, 
2. 3. S. 179—211. | 

Die Diözesangeistlichen des Dekanats Bochum in Westfalen hatten 
den Anstaltsgeistlichen das Recht bestritten, an den Dekanats-Kon- 
ferenzen teilzunehmen, beim Vorschlag eines Landdechanten mit abzu- 
stimmen etc. F., von dem Paderborner General-Vikariat zur Aeuße- 
rung aufgefordert, erstattete ein Gutachten, das er jetzt in veränderter 
Gestalt veröffentlicht. Er geht davon aus, daß die Anstalts- (Kran- 
ken-, Waisen-, Armen-, Strafanstalts-) Gemeinden eine Abweichung 
vom normalen Pfarrverband bilden und bespricht nicht nur die ver- 
schiedenen Arten von Exemtionen, sondern auch die sämtlichen Arten 
von Personalgemeinden in den einzelnen Staaten. In zwei weiteren 
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Abschnitten behandelt er dann insbesondere Anstaltsgemeinden nach 
dem staatlichen Recht der wichtigsten deutschen Bundesstaaten (194 
bis 209) und nach katholischem Kirchenrecht (209—211). Sie sind 
durch das kanonische Recht nicht geregelt sondern tragen rein staat- 
lichen Charakter. Die katholischen Kirchenbehörden haben hier, die 
kirchlichen Ansprüche zur Geltung zu bringen, bisher versäumt (195). 
Der Anstaltsgeistliche ist an alle für katholische Geistliche geltenden 
Kirchenrechtsvorschriften gebunden. Er ist vollberechtigtes Mitglied 
der Dekanats- und Pfarrkonferenzen. 

9. Prof. Dr. Gillmann, „Romanus pontifex iura omnia in 
scrinio pectoris sui censetur habere“. Archiv f. kath. KR. 92, S. 3—17, 

G. gibt zunächst eine Reihe unrichtiger Interpretationen des. 
„Brustschreines Bonifazius VIII.“ durch die kanonistische Wissen- 
schaft (der einzige Nilles hat in einem Aufsatz in der 2. f. kath. 
Theol. 19, S. 1 fl. das Richtige getroffen) und weist dann aus der 
Summa des Hugguccio zum Dekret, aus der glossa ordinaria des Jo- 
hannes Teutonicus, aus Bartholomäus von Brescia, Laurentius Hispanus, 
Goffred von Trano u. a. nach, daß Bonifaz VIII. mit dem Satz nichts 
anderes sagen wollte, als daß der Papst das gemeine kirchliche Recht 
zu kennen bezw. bei der Gesetzgebung vor seinem Geist gegenwärtig 
zu haben erachtet werde (S. 17). G. bezeichnet die abweichenden An- 
sichten (daß damit dem Papst das Recht der allgemeinen Gesetzge- 
bung zugeschrieben, er für den Träger allen Rechts erklärt, ihm eine 
schrankenlose Gewalt u. ä. gegeben werde) für unhaltbar. Seine wich- 
tige Feststellung und seine Beweisführung halte ich für überzeugend. 

10. Dr. Stanislaus R.v. Wysocki, Priv.Doz. d. KR. in 
Lemberg, Das Dekret „Maxima cura“* über die administrative Amotion 
der Pfarrer. Arch. f. kath. KR. 92, S. 18—54. 

Eine Parallelpublikation zu Hillings Schrift über die Amtsenthe- 
bung der Pfarrer im Verwaltungswege (Mainz 1911). Sie ist zunächst. 
in polnischer Sprache erschienen. W. feiert eingangs Pius X. als Ge- 
setzgeber und stellt ihn Gregor IX., Bonifaz VIII. und Clemens V. 
gleich. Er hält das Dekret für eine segensreiche Neuerung, den Grund- 
satz der inamovibilitas ad nutum dadurch keineswegs für aufgehoben 
und das Neue in dem neuen Gesetz in der Hauptsache für eine Fest- 
legung der Fälle der amotio oeconomica, die der Bischof „im Falle 
vorliegender Notwendigkeit“ schon nach bisherigem Recht „auf ad- 
ıninistrativem Wege, also ohne kanonischen Prozeß* vornehmen konnte 
(20), „auch wenn der Pfarrer nicht schuld daran war, daß ihm die Be- 
tätigung seiner Amtsgewalt unmöglich geworden“. Nach dem neuen 
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Recht entscheidet der Bischof nicht allein (wie bisher in der Haupt- 
sache in solchen Fällen), sondern im Verein mit einer von ihm ge- 
wählten Kommission. W. betrachtet dann eingehend „Ziel und Ein- 
teilung des Inhalts des Dekrets“ (21—23), die bei der Amtsenthebung 
mitwirkenden Personen (23—31), die zu einer administrativen Unter- 
suchung berufenen Personen (31-—-33), die Ursachen der administrati- 
ven Amotion eines Pfarrers (33—39) und schließlich in einem II. Ab- 
schnitt das administrative Vorgehen bei der Amotion der Pfarrer 
selbst (39—54), einschließlich der Rechtsmittel und der Exekution. 
Er schließt mit der Erwartung, daß die Pfarrer in den Versetzungs- 
und Amotionsbestimmungen kein Damoklesschwert sondern eine heil- 
bringende Anspornung zur Arbeit für das Seelenheil der ihnen anver- 
trauten Pfarrkinder sehen werden. 

11. Dr. F. Heiner, Wer hat die Höhe des Gehaltes der Pfarr- 
kooperatoren zu bestimmen ? Archiv f. kath. KR. 92, S. 55. 62. 

H. teilt eine Entscheidung der Römischen Rota vom 1. VIII. 1911 
mit, die dahin geht, daß allein der Bischof die Höhe des Salärs oder 
des Gehalts der Pfarrkooperatoren zu bestimmen habe. 

12. Franz X. Hecht, P. S. M., Die Verminderung der gebo- 
tenen Feiertage. Archiv f. kath. KR. 92, S. 63—-75. 

H. wirft einen Rückblick auf die geschichtliche Entwicklung der 
seitherigen allgemeinen katholischen Festordnung, wie sie Urban VIII. 
und Olemens XI. festgelegt hatten. Sie war schon mannigfach durch 
„Indulte“ durchlöchert, als Pius X. am 2. Juli 1911 neue Bestim- 
mungen traf und insbesondere die Achtzahl der „nichtsonntäglichen“ 
Feiertage festsetzte. G. behandelt dann die einzelnen Abschnitte des 
Erlasses und hebt zum Schlusse hervor (74), daß die hiernach „auf- 
gehobenen“ Feiertage doch nicht in vollem Umfange aufgehoben seien; 
denn von den feiertäglichen Verpflichtungen sei nach dem Motuproprio 
nur die Verpflichtung, die Messe zu hören und knechtliche Arbeiten 
zu meiden, die Rede. Nicht erwähnt sei dagegen die Applikations- 
pflicht der Pfarrer und ihre Vollmacht, Verkündigungen oder Ehe- 
aufgebote vorzunehmen, die Weihen zu erteilen, kraft Privilegs extra 
tempora zu ordinieren. Daß die Applikationspflicht auch nach der 
allgemeinen Festreduktion bestehen bleibe, hat die Konzilskongre- 
gation am 8. VIII. 1911 entschieden. Die beiden andern Punkte sind 
zweifelhaft. 

13. P. Reginald M. Schultes, O.P.in Rom, Nachträge zur 
Erklärung des Antimodernisteneides. Archiv f. kath. KR. 92, S.459 
bis 472. 
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Schultes setzt sich mit P. Benedikt Baur O. S. B. (Klarheit und 
Wahrheit, Freiburg 1911) auseinander. Sch. hatte in dem Artikel: 
„Was beschwören wir im Antimodernisteneid?“ (Arch, f. kath. KR. 
91, S. 264 ff.) den Standpunkt vertreten, daß die Vorlage des Eides 
in der Form, wie sie geschah, die Bedeutung einer definitiven Jıehr- 
entscheidung habe, und ihr darum Unfehlbarkeit zukomme. Baur hatte 
dies ebenso bestimmt verneint und gesagt (S. 84a. a0.): Nicht alles, 
was die Eidesformel vorlegt, ist Glaubenssatz .. Darum brauche ich 
und kann ich bei der Ablegung des Eides nun und nimmer einen Punkt 
der Eidesformel als Glaubenssatz beschwören, der nicht schon vorher 
(um mich so auszudrücken) in sich und losgelöst von der Eidesformel, 
nach dem Sinne und der Lehre der Kirche Glaubenssatz ist. Sch. 
bespricht nun die Lehre von der Unfehlbarkeit (in der er mit B. über- 
einstimmt und ergänzt ihn dahin, daß im Motuproprio das neue jus- 
jurandum dem tridentinischen und vatikanischen Glaubensbekenntnis 
beigefügt sei. Nach seiner Ansicht ist der im Eidesformular vor- 
gelegte Glaubenssatz auch Glaubenslehre, denn alle im Eid als Glau- 
benssätze vorgelegten Lehren waren bereits vor dem Eid definierte 
Dogmen, die nur authentisch und unfehlbar interpretiert werden. — 
Auch auf andere Zweifelspunkte geht Sch. ein. 

14. Dr. F. Heiner, Auditor d. Röm. Rota, Das Motuproprio 
„Quantavis diligentia“ Pius’ X. vom 9. Oktober 1911 und der deut- 
sche „Rechtsstaat“. Archiv f. kath. KR. 92, S. 270—29. 

Heiner sucht die anläßlich seiner Stellungnahme zur Frage der 
Gültigkeit des Motuproprio für Deutschland gegen ihn unternommenen 
Angriffe zurückzuschlagen. Ich habe bereits an anderer Stelle (in 
Deutsch-Evangelisch 1912 S. 120) ausgeführt, daß ich seinen Stand- 
punkt nicht begreife.. Das Motuproprio ist, ohne für irgend einen 
Staat eine Ausnahme zu machen, der gesamten katholischen Welt- 
kirche rechtsgültig und verbindlich publiziert und bindet, ehe diese 
Publikation in rechtsgültiger Form eingeschränkt oder zurückgenommen 
ist, alle römischen Katholiken der Welt, auch Deutsche, Holländer etc. 
Diplomatische Erklärungen vermögen diese Rechtslage nicht zu än- 
dern. Wie der Kardinalstaatssekretär sie auffaßt, ist ganz gleichgültig. 
Ebenso gleichgültig ist, ob das privilegium fori der Geistlichen als 
durch entsprechendes Gewohnheitsrecht in Deutschland abrogiert an- 
zusehen ist — was die Kirche übrigens bis jetzt niemals anerkannt 
hat (cf. S. 272). Konkordate beweisen gar nichts, da sie von der 
Kurie in der Regel nicht als beiderseits bindende Verträge, sondern 
als einseitige kuriale Privilegien aufgefaßt werden. Außerdem hat das 
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Motuproprio auch ohne Bezugnahme auf das privilegium fori der 
Kleriker sehr wohl seinen inneren Bestand und Sinn. Ich verstehe 
daher nicht, wie H. sagen kann, das Mp. habe „gar keinen Bezug auf 
Deutschland und Oesterreich“, die „durch den Erlaß in keiner Weise ge- 
troffen wurden“ (273). „Cogentes“ im Sinne der Bulle PiusIX. Apostolicae 
Sedis vom 12. VIII. 1869 im Sinne der „canonicae dispositiones“ 
sind — nach Heiner — Gesetzgeber, Staatsanwälte und private Kläger, 
— und zwar — nach meiner Ansicht — einerlei ob das privilegium 
foro staatlich anerkannt ist oder nicht. — Daß das privilegium 
fori der Prozeßprophylaxe dienen sollte, wie Heiner im ARKR. 
92, S. 473 ff. ausführt, war mir neu. 

15. Dr. Andreas Freiherr v. Di Pauli, „Dissimulare po- 
teris“. Archiv f. kath. KR. 92, S. 250—269, 397 —414. 

In einem umfangreichen Artikel behandelt Di P. die Dissimula- 
tion, deren Wesen in der Instruktion Gregors XVI. vom 22. V. 1841 
für die Bischöfe Oesterreichs betr. die Mischehen mit den Worten 
ausgedrückt ist: Sedes Apostolica solet mala illa patienter dissimu- 
lare, quae vel impediri ommino nequeunt, vel si impediantur, funestiori- 
bus etiam incommodis facilem aditum patefacere possunt. Er geht 
von dem bei einem katholischen, im allgemeinen auf dem Boden des 
Naturrechts stehenden Gelehrten immerhin beachtenswerten Satz aus: 
„Kein Recht ist gesetzt, daß es für alle Zeiten Geltung hätte, daß es 
alle möglichen Fälle in sich begreifen könne“ und beruft sich auf 
Stammler, Kohler, R. Frank. Er stellt dem rigor iuris das „mit un- 
geheurer Kraft vorwärts drängende Leben“ gegenüber. Was wird 
Pius X. hierzu sagen und zu folgenden Sätzen (S. 252. 253): „Das 
Leben wird zu einer Quelle des Rechts; es wirkt schaffend und neu- 
 gestaltend ein. Das alte Recht wird weichen müssen, und neues, dem 
Leben angepaßtes Recht wird herrschen. Ein nicht zu unterschätzen- 
der Faktor in der Fortentwicklung des Rechts ist das, was gegen das 
Recht geschieht. Es ist ja leider wahr: Nicht genaue Gesetzesbefol- 
gung bringt Bewegung und Entwicklung in das Recht, sondern ziel- 
bewußte Gesetzesübertretung, die ihren Grund in der Notwendigkeit 
und Härte der Tatsachen hat“. Könnte man hiernach in den Kreisen 
der voraussetzungslosen Wissenschaft Di P. als einen fortschrittlich 
und entwicklungsgeschichtlich gerichteten Forscher begrüßen, so scheint 
doch das von ihm angepriesene (S.253) Mittel der Dissimulation wenig 
geeignet, um dem Leben (gegenüber dem starren Recht) zum Siege zu 
verhelfen. Im staatlichen Leben ist die Dissimulation keine notwen- 
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dige Erscheinung des Rechtslebens. Im übrigen ist aber der Aufsatz 
sehr interessant und lesenswert. 


V. 
Kirchenvermögensrecht. 


1. Woker s. oben unter II, Nr. 18. 

2. Heiner s. oben unter IV, Nr. 11. 

3. Josef Schmitt, Oberstiftungsrat, Kirchenbaupflicht nach 
gemeinem und nach badischem Recht. Karlsruhe, 1912. Braun. VI 
und 83 S. kart. M. 3. 

Der Verfasser des „Simultankirchenrechts im Großherzogtum Ba- 
den“ hat hier wiederum ein namentlich für die Praxis wichtiges Buch 
veröffentlicht. Es zerfällt in einen allgemeinen Teil, der die Verpflich- 
tungen des Fiskus aus der Einziebung von Klostergut darstellt und 
einen besonderen Teil, der das badische Gesetz, die Kirchen- und 
Schulbaulichkeiten betr. zergliedert und seinen Inhalt systematisch 
wieder aufbaut. Die Pflichten des badischen Domänenfiskus und der 
badischen Standesherrrchaften sind vorzugsweise berücksichtigt. — 
Sch. will im allgemeinen nur die privatrechtliche Baupflicht erörtern, 
deutet aber bei sich bietender Gelegenheit auch das einschlägige öffent- 
liche Recht an. Der Baupflichttvertrag gehört nach seiner Ansicht 
im Zweifel dem Privatrecht an, es müßte denn „das örtlich und zeitlich 
maßgebende Recht die beabsichtigte Rechtsbeziehung gerade im Ver- 
hältnis zwischen den Vertragsteilen als mögliche öffentlich-rechtliche 
Einrichtung zulassen und das (fesetz den Vertrag als Entstehungstitel 
des öffentlichen Rechtsverhältnisses anerkennen.“ Die Zehnt- und die 
Patronatsbaupflicht sind nur gelegentlich berührt, weil sie nach Sch. 
„Keine große praktische Bedeutung haben“. In Hessen ist das Ge- 
genteil der Fall. — Sch. will überhaupt auf dem Gebiet des gemeinen 
Rechts nicht erschöpfend sein, sondern nur die in Art. 3 u. 31 des 
badischen Ortskirchensteuergesetzes vorausgesetzten Rechtsnormen des 
gemeinen und badischen Privatrechts zusammenstellen. Die vorzugs- 
weise Berücksichtigung der Standesherrschaften und des badischen 
Domänenfiskus erklärt sich daraus, daß sie neben einigen politischen 
(Gemeinden, die auf Grund von Verträgen baulastpflichtig sind, die 
überwiegende Mehrzahl der Verpflichteten repräsentieren. Literatur 
und Rechtsprechung sind bei sich bietender Gelegenheit verarbeitet. 
— Das Buch ist auch dem Kirchenrechtler willkommen. 

4. KarlFrhr. v. Moreau, Dr. iur. et rer. pol., Der Wirkungs- 
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kreis der bayer. Kirchenverwaltung nach gelt. Recht u. nach dem Ent- 
wurfe einer Kirchengemeindeordnung. München, 1912, Lentner (Stahl). 
IX u. 150 8. M. 2.— | 

Der wissenschaftliche Streit (Meurer-Piloty-Rehm) über die Verfas- 
sungsmäßigkeit oderVerfassungswidrigkeit des Entwurfs einer bayerischen 
Kirchengemeindeordnung hat mit Pilotys Aufsatz „Die Kirchenge- 
meindeordnung im Bayerischen Landtag“ (Archiv f. öff. R. 26, 1—66; 
vgl. Theol. Jahresbericht XXX. VI. 346) ihr vorläufiges Ende erreicht 
{über die Entwicklung des Streites vgl. Jahrb. d. Verwaltungsrechts 
V, 655; ZBlRswiss. 1910, 102; Theol. Jahresbericht XXIX. VI. 332 
u. 334), als die Auflösung des bayer. Landtags erfolgte. Am 20. Mai 
1910 hatte der Ausschuß der bayer. Abgeordnetenkammer den ZDut- 
wurf mit 15 gegen 5 Stimmen und am 2. Juni hat ihn das Plenum 
der Kammer mit 74 gegen 26 Stimmen angenommen. Die Kammer 
der Reichsräte hat den Entwurf noch nicht erledigt; doch hat der be- 
stellte Referent Dr. Frhr. v. Hertling seinen Bericht bereits erstattet. 
In diesem Zeitpunkt setzt die vorliegende Schrift ein. Sie will keine 
Streitschrift sein und ist keine; die eingangs erwähnte Kontroverse 
streift sie kaum (S. 7 Anm. 31). Ein fast ängstlich zu nennendes 
Streben nach Objektivität läßt sich überall feststellen. Fast in allen 
wichtigen Punkten vertritt M. den Standpunkt Meurers, den auch 
Rez. im wesentlichen teilt. So vor allem in der Grundfrage der V er- 
fassungsmäßigkeit des Entwurfs: „Das Religionsedikt von 
1818 erklärte „alle Bestimmungen über liegende Güter etc., fahrende 
Habe, Nutzung, Renten, Rechte der Kirchen und kirchlichen Perso- 
nen“ als „weltliche Gegenstände“ (RE. $ 64 lit. b) mit der Wirkung, 
daß in diesen Gegenständen der Staatsgewalt allein „die Gesetzgebung 
und Gerichtsbarkeit“ zukommt ($ 65). Die Verwaltungsfragen wurden 
durch das Religionsedikt offen gelassen“ (7). — Ueberhaupt basiert M.s 
„Geschichte der Verwaltungsorganisation des örtlichen Kirchenvermögens 
im rechtsrheinischen Bayern“ (1—14) in der Hauptsache auf Meurer 
(Bayerisches Kirchenvermögensrecht und Begriff und Eigent. der hl. 
Sachen) und auf Dyroff (Annalen d. Dtschen Reichs 1805 Nr. 9). 
Mitwirkung von Laien bei der Verwaltung des Kirchenvermögens und 
landesherrliches Aufsichtsrecht sind die beiden Pole, um die sich alle Lan- 
desordnungen drehen. Die Kirchengüter unterstanden auch in Bayern 
— spätestens seit Anfang des 14. Jahrh. — der „weltlichen Polizey“. 
Die vorübergehende Verstaatlichung des Gemeinde- und Stiftungsver- 
mögens und seiner Verwaltung (1806—1817) vermochte an den festge- 
legten Richtlinien dauernd nichts zu ändern. Wenn auch das Reli- 
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gionsedikt von 1809 in $ 85 die Kirchenvermögensverwaltung noch 
für ein weltliches Geschäft erklärte, also die „Verstaatlichung“ billigte, 
ist schon die Uebertragung der Verwaltung des örtlichen Stiftungsver- 
mögens an die bürgerliche Gemeinde (VO. v.6.1Il. 1817) für die nach 
dem Gemeindeedikt vom 17. Mai 1818 ein Stiftungspfleger die Ver- 
waltung zu führen hatte, sehr wohl mit dem Grundgedanken einer 
nichtstaatlichen Verwaltung unter staatlicher Auf- 
sicht vereinbar. 1834 wurde der & 59 des Gemeindeedikts durch 
den Zusatz: das Kirchenvermögen jeder Konfession und Parochie.... 
wird einer besonderen Kirchenverwaltung anvertraut, bestehend 
etc. (Pfarrer, Magistratsvorstand oder -mitglied oder -abgeordneter, 
4—8 (semeindeglieder der betr. Konfession) ergänzt; ebenso $ 9. 
1869 wurde in der Rechtsrh. Gemeindeordnung (Art. 206 Abs. 2) fest- 
gestellt, daß die Kirchenverwaltungen berechtigt seien, die Kirchen- 
gemeinde in allen rechtlichen Beziehungen zu vertreten. Der Land- 
tagsabschied vom 28. V. 1892 regelte einige Fragen des kirchlichen 
Umlagenrechts. Alles übrige erwartet man von der neuen Kirchen- 
gemeindeordnung. 

Aus der Gesetzgebung vom 1. Juli 1834 ist der sog. „Kirchen- 
gemeindestreit“ hervorgegangen. Denn so sicher es ist, daß die „Kir- 
chenverwaltung“ als Verwalter des lokalen Kirchenvermögens ein 
Selbstverwaltungsorgan der Kirchengemeinde hat 
werden sollen, so bestritten ist es, ob das Gesetz dies zum Ausdruck 
gebracht hat. Hier weiche ich von der Begründung, die M. seiner 
Ansicht gibt, etwas ab. Der Sinn eines (fesetzes ist stets aus den 
gesetzgeberischen „Motiven“ (im Sinne meines Buchs „Die Bestrafung 
der Motive etc.“, Berlin 1910) zu erkennen. Diese aber können, wenn 
man die geschichtliche Entwicklung der Grundgedanken des bayerischen 
Kirchenvermögensrechts überschaut, keine anderen sein, als daß die 
Existenz von Kirchengemeinden vom Gesetzgeber als Grundlage alles 
weiteren vorausgesetzt, d. h. stillschweigend geschaffen wurde. In der 
Kirchenverwaltung ein Organ der Kirchenstiftung zu erblicken, ist 
ganz undenkbar. Vom Subjekt des Kirchenvermögens und von der Aner- 
kennung der Kirchengemeinde als selbständiger privatrechtlicher Kor- 
poration handelt freilich das Edikt so wenig, wie das Gesetz von 
1834. Nur von der Verwaltung ist die Rede. Von der Ver- 
waltung des Vermögens eines Organismus des Öf- 
fentlichen Rechts. Und bei der Wahl des Verwaltungsorgans 
sollten aktiv und passiv nur Angehörige einer bestimmten Parochie be- 
teiligt sein, die Konfessionsangehörigen, die im Bezirk der Parochie 
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wohnen. Sehr richtig sagt M. (21): „Der Gesetzgeber hat 1834 auf 
dem Gebiete der Verwaltung des örtlichen Kirchenvermögens nur das 
Verwaltungsorgan geändert, das Tätigkeitsgebiet blieb das gleiche. 
(Neu geregelt wurde nur das Verhältnis der Kirchenverwaltung zur 
Gemeindeverwaltung und zur Kirchenbehörde.) Die Rechte und Pflich- 
ten des neuen Verwaltungsorgans sowie seine Stellung zur Staatsbe- 
hörde bemessen sich nach den Vorschriften, wie sie bisher für die Ge- 
meindebehörden bestanden. Es mußte also 1834 eine Uebertragung 
derselben in das Kirchengemeinderecht stattfinden etc. etc.“. Im End- 
resultat stimme ich mit M. durchaus überein , wenn er (22) es dahin 
formuliert: „Das RGE. von 1834 hat die Kirchengemeinde von der 
Zivilgemeinde (ich möchte hinzufügen: öffentlich-rechtlich) getrennt ; 
die neu eingeführte Kirchenverwaltung ist ein Organ dieser Kirchen- 
gemeinde“. — Auf andere interessante Fragen einzugehen, verbietet 
mir der beschränkte — schon fast überschrittene — Raum. 

5. Arnold Pöschl, Bischofsgut und Mensa episcopalis. III. 
Teil. Die Entstehung des Mediatbistums und die großen Säkulari- 
sationen im 10. Jahrh. 1. Hälfte. Bonn 1912, Hanstein. XVIII und 
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